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Regierungsbank:

P e t e r H a r r y C a r s t e n s e n , Ministerpräsident

D r . H e i n e r G a r g , Stellvertreter des Ministerprä-
sidenten und Minister für Arbeit, Soziales und Ge-
sundheit

E m i l S c h m a l f u ß , Minister für Justiz, Gleichstel-
lung und Integration
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R a i n e r W i e g a r d , Finanzminister
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schaft und Verkehr

* * * *

Beginn: 10:07 Uhr

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich wünsche Ih-
nen einen wunderschönen guten Morgen. Ich eröff-
ne die Sitzung, und wir steigen wieder in die Tages-
ordnung unserer Plenartagung ein. Am Anfang eini-
ge Hinweise: Erkrankt sind die Kollegin Marion
Herdan und der Kollege Hartmut Hamerich. - Wir
wünschen ihnen weiterhin gute Besserung.

(Beifall)

Beurlaubt sind die Kollegen Klaus Klinckhamer
und Detlef Buder sowie von der Landesregierung
Ministerin Dr. Juliane Rumpf.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde

Auswirkungen der geplanten Laufzeitverlänge-
rungen von Atomkraftwerken auf die Energie-
politik in Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Das Wort hat der Abgeordnete und Fraktionsvorsit-
zende der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Herr Dr. Robert Habeck.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
An dem Tag, an dem die Bohrungen in Asse begin-
nen; an dem Tag, an dem überdeutlich wird, dass
wir noch nicht einmal schwach radioaktives Materi-
al sicher lagern können - und die Bergung kostet
4 Milliarden €; so billig ist Atomenergie -, an die-
sem Tag, an dem der Geheimvertrag der Bundesre-
gierung mit den AKW-Betreibern deutlich wird -
ja, es ist ein Geheimvertrag; dieses Stück Papier
muss das Licht der Öffentlichkeit wirklich scheu-
en -,

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

an diesem Tag führen wir diese Debatte.

„Atomstreit spaltet das Land“ - das ist nicht meine
Behauptung oder die der Grünen, sondern das sagt
die kleine „Dithmarscher Landeszeitung“. Das ist
der Kommentar der lokalen Presse. Ich verzichte
darauf, weitere Kommentare aus anderen schles-
wig-holsteinischen Zeitungen hinzuzufügen. Atom-
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energie spaltet das Land, sie spaltet unser Land, sie
spaltet Schleswig-Holstein. Sie stößt alle diejenigen
vor den Kopf, die in erneuerbare Energien inve-
stiert und darauf vertraut haben, dass diese Investi-
tionen langfristig sicher sind.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei SPD, der LINKEN und
SSW)

Atomenergie spaltet das Land, und ich füge hinzu:
wieder! Diese Einigung als Atomkompromiss zu
verkaufen, ist blanker Hohn. Der Kompromiss ist
ein Spaltpilz, ein Atomspaltpilz.

Ein heftiger gesellschaftlicher Großkonflikt fand in
der alten Vereinbarung ein einigermaßen friedliches
Ende, in einem Kompromiss, der für alle Seiten
empfindliche Zugeständnisse bedeutet hat, auch für
die rot-grüne Regierung. Wir haben damals heftige
parteiinterne Konflikte darüber gehabt, ob der ge-
fundene Kompromiss nicht zu großzügig ist. Aber
es war ein Kompromiss, der von vielen Seiten un-
terschrieben wurde und der wirklich so etwas wie
einen Konsens herstellte.

Ich zitiere einmal aus dem alten Atomkonsens, der
schlicht ,,Vereinbarung vom 14. Juni 2000" heißt.
Dort heißt es - Zitat, mit Verlaub -:

„Der Streit um die Verantwortbarkeit der
Kernenergie hat in unserem Land über Jahr-
zehnte hinweg zu heftigen Diskussionen und
Auseinandersetzungen in der Gesellschaft
geführt. Unbeschadet der nach wie vor unter-
schiedlichen Haltung zur Nutzung der Kern-
energie respektieren die EVN die Entschei-
dung der Bundesregierung, die Stromerzeu-
gung aus Kernenergie geordnet beenden zu
wollen.“

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Hört, hört!)

„Vor diesem Hintergrund verständigen sich
Bundesregierung und Versorgungsunterneh-
men darauf, die künftige Nutzung der vor-
handenen Kernkraftwerke zu befristen.“

Das wurde auch von den Atomkraftbetreibern un-
terschrieben. Und jetzt ist das aufgekündigt wor-
den. Mit dem Atomkonsens wurde ein alter, jahr-
zehntealter, gesellschaftlicher Konflikt befriedet
und in ein geordnetes Verfahren zur Beendigung
überführt. Zwölf Jahre Restlaufzeit, und auf Drän-
gen der Industrie wurde der Druck vom Kessel zu-
sätzlich noch einmal rausgenommen, die Restlauf-
zeiten wurden in Reststrommengen umgerechnet,
damit für Sicherheit und Reparaturen der zeitliche

Druck wegfiel. Ebenfalls wurde auf Drängen der
Industrie die Übertragung von Strommengen er-
laubt, damit die ökonomisch und sicherheitstech-
nisch besseren Atommeiler begünstigt werden kön-
nen.

Meine Damen und Herren, das war die Brücke ins
Zeitalter der erneuerbaren Energien, das war sie be-
reits. Seitdem hat sich der Ausbau der Leistungen
der erneuerbaren Energien über Erwarten ent-
wickelt, und seitdem ist die Mär von der fehlenden
Grundlastsicherheit entlarvt worden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei SPD, der LINKEN und
SSW)

Wozu, bitte, soll eine Brücke verlängert werden,
wenn sich der Abstand verkleinert hat? Das ist un-
logisch, meine Damen und Herren, und das ist
falsch. Die Laufzeitverlängerung ist einzig und al-
lein ein Milliardengeschenk an die
Stromkonzerne.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Flemming Meyer
[SSW])

Seit heute wissen wir, dass es auch noch ein Kne-
belvertrag für alle kommenden Regierungen ist, an
dessen Verfassungsmäßigkeit man zweifeln kann.
Es ist außerdem ein Vertrag, mit dem das Parla-
ment seiner Rechte beraubt wird. Das darf man der
Bundeskanzlerin nicht durchgehen lassen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD sowie vereinzelt bei der LINKEN
und SSW)

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, vor
allem von der FDP, Sie werfen sich oft gern in Po-
se, wenn es um die Interessen unseres Landes geht.
Jetzt müssen Sie zeigen, dass das kein Maulhelden-
tum ist, jetzt müssen Sie springen. Halten Sie Wort,
kämpfen Sie! Zur Not klagen Sie gegen das Atom-
gesetz, sorgen Sie dafür, dass es im Bundesrat ver-
handelt wird, und lehnen Sie es dort ab!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Fraktionsvor-
sitzenden, Herrn Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher, das Wort.
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Dr. Christian von Boetticher [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich bin in meiner Zeit als Umweltminister
immer wieder gefragt worden - auch von Freun-
den -: Wie kann es sein - du bist doch in der CDU,
du bist im Wirtschaftsrat, du bist mittelstands-
freundlich, du bist konservativ, alle die, die wir
kennen und dort einordnen, sind für Kernenergie -,
dass du in Bezug auf die langfristige Nutzung der
Kernenergie kritisch bist? Ich habe immer argu-
mentiert: Weil ich für Generationengerechtigkeit
bin, weil ich dagegen bin, dass wir auf dieser Erde
mehr verbrauchen, als wir unbedingt benötigen,
und weil wir der Generation nach uns am Ende
Probleme hinterlassen, die wir selber nur wegge-
schoben haben.

Darum sage ich auch heute noch: Wenn wir rege-
nerative Energien haben, die grundlastfähig sind,
die spitzenlastfähig sind, wenn wir das gewährleis-
ten können, bin ich sofort dabei, so schnell wie
möglich aus der Kernenergie auszusteigen. Das un-
terschreibe ich auch heute noch.

Ich habe vor zwei Jahren dafür gekämpft, dass die
CDU in ihr Bundesprogramm endlich hinein-
schreibt, dass auch für uns Kernenergie nur Über-
gangstechnologie ist. Das war für die Union kein
einfacher Schritt.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist doch ein Schmarrn!)

- Schreien Sie! Lautstärke ersetzte bei Ihnen schon
immer Argumente. Das macht die Sache nicht bes-
ser.

Ich habe eines festgestellt: Wenn man sich als Um-
weltminister damit beschäftigt - ich war später auch
für die Kernkraft zuständig -, stellt man fest, dass
wir uns in einer ziemlich verlogenen Debatte befin-
den.

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das stimmt!)

Hier im Landtag diskutieren wir immer wieder über
die Kernenergie, obwohl wir alle genau wissen, wie
wenig wir Energiefragen direkt aus diesem Landtag
heraus beeinflussen können.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

- Herr Stegner, dann müssen Sie der Bevölkerung
erklären, warum Sie in diesem Land 21 Jahre re-
giert haben und alle Kernkraftwerke gelaufen sind.
Erklären Sie das der Bevölkerung! Erklären Sie der
Bevölkerung in Moorburg, warum ein Kohlekraft-

werk gebaut wird, das Sie nicht wollen, das aber ei-
ne Behörde mit einer Grünen an der Spitze geneh-
migen muss!

(Zuruf des Abgeordneten Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Jeder, der sich damit beschäftigt, weiß, dass die
überwiegenden Entscheidungen in Berlin getroffen
werden. Das heißt, wir können uns eine schöne
„Emo“-Debatte leisten - die ist dann gut für die
Grünen und für Herrn Stegner, weil er sich freut -,
aber sie bewirkt zunächst einmal gar nichts. Streuen
Sie den Menschen keinen Sand in die Augen.

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das machen Sie gerade!)

Die merken das nämlich.

(Wortmeldung des Abgeordneten Dr. Robert
Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Ich lasse jetzt keine Zwischenfragen zu. - Sie tun
immer so, als gebe es keine Energielücke. Das
wird von Ihnen ja behauptet, interessanterweise nur
von Ihnen. Herr Gabriel hat als Bundesumweltmini-
ster genau davor gewarnt und immer gesagt: Wenn
wir aus der Kernenergie so aussteigen, wie wir es
vereinbart haben, brauchen wir den massiven Zu-
bau neuer Kohlenkraftwerke.

(Peter Lehnert [CDU]: Richtig!)

Das sagte die Bundesregierung, das damalige Um-
weltministerium, SPD-geführt, das sagen die Lan-
desregierungen, die rot-grün regiert werden und in
denen Kohle produziert wird.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Alle wissen das, nur Sie laufen wie die drei bekann-
ten Affen durch die Gegend: nichts hören, nichts
sagen, nichts sehen! Die Welt ist leider anders, als
Sie sie darstellen.

Es gibt einen Plan, wie man das Ganze ohne Ener-
gielücke hinbekommt. Den können Sie sich an-
gucken. Den hat Greenpeace entwickelt. Ich habe
ihn mehrfach mit den Verantwortlichen zusammen
diskutiert. Das ist der Greenpeace Plan B. Dort
geht es um den massiven Zubau von Windkraft,
und zwar auch auf Gebieten, die nur 65 % des
Energiereferenzwertes aufweisen, den wir heute für
Windenergieneignungsflächen benutzen. Wenn
man das auf Schleswig-Holstein anwendet, hätten
wir hier eine Landschaft, die niemand von Ihnen
realistisch will.
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(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das heißt, der Ausbau der regenerativen Energien
in der Schnelligkeit und der Größe, wie wir ihn
bräuchten,

(Christopher Vogt [FDP]: Energiepolitik
hängt zusammen!)

um in ganz kurzer Zeit Kohle und Kern abzulösen,
ist völlig unrealistisch.

Die zweite Möglichkeit ist - -

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

- Herr Stegner, Sie sind für alles ein Fachmann, der
weltgrößte Fachmann für Energie, für Finanzen, für
Innen und Recht. Wir kennen das, Herr Stegner.
Machen Sie weiter so!

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Ich war immerhin einmal der zuständige Fachmini-
ster. Sie können mir glauben, ich habe da mehr Ge-
spräche geführt als Sie in Ihrem Leben.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Oh, oh!)

Darum sage ich noch einmal ganz deutlich: Wenn
wir das bekommen, was wir alle wollen, nämlich
eine massive Zunahme der Elektromobilität - ich
habe gerade gesehen, dass Frau Künast verkündet
hat, dass es für jedes Auto mit Elektroantrieb
5.000 € zusätzlich geben soll -, dann können Sie
einmal hochrechnen, was das für die von Ihnen pro-
gnostizierte nicht vorhandene Energielücke bedeu-
tet. Vor diesen Antworten, wie Energiekonzepte
am Ende konzipiert sein müssen, drücken Sie sich,
verstecken Sie sich, und Sie haben keine Antwor-
ten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Darum sage ich Ihnen, als ein Politiker, der der Ge-
nerationengerechtigkeit verpflichtet ist, als je-
mand, der atomkritisch ist, eines: Wenn Sie in den
nächsten zehn Jahren bezahlbare Energiepreise
wollen, wenn Sie wollen, dass die Elektromobilität
vorangeht, wenn Sie genug Geld für den massiven
Ausbau der Leitungen und Netze haben wollen,
dann ist dieser Kompromiss richtig, und wir begrü-
ßen ihn.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Bevor wir in der Debatte fortfahren, begrüßen Sie
mit mir Gäste auf der Tribüne, zunächst unseren
ehemaligen CDU Landtagskollegen Jürgen Fedder-
sen von der Insel Pellworm! - Herzlich willkom-
men!

(Beifall)

Ein ebenso herzliches Willkommen den Mitglie-
dern der Seniorenunion Stollberg sowie den Kurs-
teilnehmern der Dekra-Akademie in Kiel! - Herz-
lich willkommen und einen interessanten Vormittag
hier bei uns!

(Beifall)

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Olaf Schulze das Wort.

Olaf Schulze [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Lieber Kollege von Boetticher, nach Ihrer
Rede habe ich mich entschlossen, mein Manuskript
einfach mal liegen zu lassen.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Das ist
viel besser!)

- Ja, es ist auch besser. Sie können im Netz nachle-
sen, was darin steht. Ich gehe einfach einmal ein
bisschen darauf ein, was Sie eben von sich gegeben
haben.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Ma-
chen Sie das mal!)

Sie sprechen immer von einer Stromlücke und da-
von, dass wir das Loch schließen müssen, und dass
wir das nur mit Atomkraft können

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Oder
mit Kohle! - Weiterer Zuruf: Wie Herr Ga-
briel!)

- oder mit Kohle. Eine weitere Methode sind Gas-
kraftwerke oder kleine Kraft-Wärme-Kopplungsan-
lagen. Auch Biogas oder normales Gas - -

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Bio-
gas, das ist ein schönes Thema! - Heiterkeit)

- Ja, das ist ein schönes Thema. Darüber können
wir uns auch gern unterhalten.

Herr Garg, ich fand es immer sehr sympathisch,
dass Sie sich dafür eingesetzt haben und einer der
Ersten in Ihrer Fraktion und in ihrer Partei waren,
der für den Atomausstieg war. Sie stehen da heute
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noch gut. Ich finde es auch gut, dass Herr Kubicki
das übernommen hat.

(Lachen des Abgeordneten Wolfgang Ku-
bicki [FDP] - Zuruf des Abgeordneten Chri-
stopher Vogt [FDP])

Das zeugt davon, dass Sie sich durchsetzen konn-
ten.

Insofern finde ich das in Ordnung. Aber bleiben Sie
einfach auf der Regierungsbank sitzen, und machen
Sie Ihren Job! Es ist vielleicht doch besser, wenn
Sie sich jetzt um soziale Dinge kümmern.

(Widerspruch bei der FDP)

Nun zur Energielücke! Sie sagten, Herr von Boetti-
cher, noch die nächsten zehn Jahre brauchen wir
bezahlbaren Strom. Wir brauchen länger als die
nächsten zehn Jahre bezahlbaren Strom, wir brau-
chen noch 20, 30 Jahre bezahlbaren Strom. Sie re-
den immer davon, dass diese Stromlücke nur mit
Atomkraft ausgefüllt werden kann. Aber die näch-
sten zehn Jahre hätten wir auch nach dem alten
Atomkompromiss immer noch Atomstrom, wir
hätten ihn nur Schritt für Schritt abgebaut und hät-
ten gleichzeitig Schritt für Schritt erneuerbare Ener-
gien aufgebaut.

(Beifall bei der SPD)

Sie selber waren Umweltminister. In dem Grün-
buch, das die Landesregierung in der letzten Legis-
laturperiode herausgebracht hat, haben Sie gesagt,
dass wir bis 2020 in Schleswig-Holstein mehr
Strom mit erneuerbaren Energien produzieren
werden, als wir hier in Schleswig-Holstein verbrau-
chen.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Das
stimmt!)

- Das stimmt. Da geben Sie mir recht. - Wenn Sie
mir da recht geben, denn geben Sie mir sicherlich
auch recht, dass wir mit erneuerbaren Energien viel
mehr Energie produzieren können, als wir uns das
noch vor zehn oder fünf Jahren vorgestellt haben,
und auch in Zukunft viel mehr Energie erzeugen
werden, als wir es uns heute vorstellen können.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Das bedeutet nämlich, dass Ihre Laufzeitverlänge-
rung nur dazu beiträgt, dass große Konzerne mehr
Geld verdienen können. Es werden große Verspre-
chungen gemacht: Wir werden aber, wenn die
Laufzeitverlängerungen kommen, das Geld in er-
neuerbare Energien stecken. Wir werden damit den

Haushalt sanieren. - Das, was Sie uns da erzählt ha-
ben, ist doch alles Quatsch. Sechs Jahre wollen Sie
die Brennelementesteuer erheben, danach soll sie
wieder weg sein. Sie sagen, acht bis vierzehn Jahre
sollen die Atomkraftwerke länger laufen. Wo ist ei-
gentlich Ihre Argumentation, warum acht bis vier-
zehn Jahre? Sie konnten bis heute noch nicht erklä-
ren, warum das Atomkraftwerk Krümmel vier-
zehn Jahre länger laufen soll, wo doch Herr Car-
stensen noch in der letzten Legislaturperiode er-
zählt hat: Noch ein Störfall, und ich werde selbst
dafür sorgen, dass dieses Atomkraftwerk nicht wie-
der ans Netz geht!

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Jetzt ist es so, dass dieses Atomkraftwerk plötzlich
zu den sichersten Atomkraftwerken in der Republik
gehören soll und vierzehn Jahre länger laufen soll.
Wo passt das zusammen? Deswegen stehen wir zu
Herrn Minister Schmalfuß, indem wir sagen: Es
muss im Bundesrat mit abgestimmt werden.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Denn es kann nicht angehen, dass die Länder für
die Sicherheit zuständig sein sollen. Auch da wol-
len Sie jetzt noch etwas verändern. Auch da wissen
Sie zwar noch nicht wie, aber: Wir werden etwas
verändern. Und das alles, ohne die Länder zu be-
teiligen, die nämlich die Aufsichtspflicht haben
und die Aufsicht übernehmen müssen. Dann sagen
Sie den Ländern: Bitte schön, macht es noch einmal
ein bisschen schärfer, macht es noch ein bisschen
sicherer. - Aber Krümmel darf dann noch vierzehn
Jahre weiterlaufen, Brunsbüttel darf auch noch acht
Jahre weiterlaufen, ohne wirklich festzulegen, wo
welche Sicherheitsmaßnahmen eingebaut werden
sollen. Das ist einfach nur ideologisch eine Politik,
die den großen Konzernen mehr Geld in die Tasche
bringen soll.

Wenn ich mir Ihr Gutachten ansehe, so steht in
dem, was bis jetzt heraus ist, nichts, aber auch gar
nichts drin, wie Sie sich wirklich vorstellen, zu-
künftig die Energiepolitik in diesem Lande, in der
Bundesrepublik Deutschland, voranzubringen und
auf welcher Basis Sie das machen wollen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Ich hoffe ganz inständig, dass wir eine Bundesratsi-
nitiative bekommen, dass unsere Landesregierung
das im Bundesrat ablehnen wird. Da vertraue ich
ganz auf Herrn Kubicki und auf Herrn Schmalfuß.
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Herr Kubicki, noch einmal ganz kurz zu Ihnen. Wir
beide haben eines gemeinsam,

(Zurufe von der CDU und FDP: Oh, oh!)

Sie in der Atomenergie, ich in der Kohlefrage. Wir
sind beide Leute, die etwas voranbringen wollen,
leider in der Berliner Politik nicht gehört werden.
Da geht es Ihnen wie auch mir. In diesem Sinne
hoffe ich, dass wir uns beide im Sinne des Landes
durchsetzen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die FDP-Fraktion erteile ich jetzt dem Herrn
Fraktionsvorsitzenden Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist doch wieder schön, dass die Sozialdemokra-
ten ihre Hoffnung nun in mich setzen, nachdem
sich das gestern völlig anders angehört hat.

(Heiterkeit und Beifall bei FDP und CDU)

Aber in allem Ernst, man hat bei einigen der Beiträ-
ge lediglich das Gefühl, dass der Heilige Geist sein
Unwesen getrieben hat und es nicht mehr darum
geht, rationale Argumente auszutauschen, sondern
mit moralischen Argumenten die Diskussion zu er-
ledigen. Herr Kollege Habeck, es gibt rationale Ar-
gumente, und ich versuche, sie vorzutragen.

(Zuruf des Abgeordneten Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Aber ich weiß nicht, wie Ihre Moralvorstellungen
im Übrigen sind, Herr Kollege Matthiessen. Das
will ich auch gar nicht weiter wissen. Sie können
Ihr Leben gestalten, wie Sie wollen, aber in der Po-
litik sollte man gelegentlich mit rationalen Argu-
menten operieren.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass die Koalitionsfraktionen dieses Landtages un-
terschiedliche Auffassungen haben, was die Lauf-
zeit von Kernkraftwerken angeht, war vor der
Wahl bekannt, war nach der Wahl bekannt. Wir ha-
ben uns im Koalitionsvertrag darauf verständigt,
dass wir jedenfalls gemeinsam dafür eintreten wol-
len, dass die Reststrommengen von älteren Mei-
lern auf neuere Meiler übertragen werden, weil das
einen Sinn macht. Zu dieser Haltung steht diese
Koalition.

Ich möchte mich mit dem Atomkompromiss der
Bundesregierung gern auseinandersetzen und Ih-
nen erklären, warum meine Fraktion und warum ich
selbst große Zweifel daran haben, dass es sich hier-
bei um ein sinnvolles Vorgehen handelt.

Zunächst zur Verlängerung der Laufzeiten! Dass
wir eine generelle Verlängerung der Laufzeiten
von Atomkraftwerken ablehnen, ist bekannt.
Warum nun aber willkürlich die Laufzeiten der
Kraftwerke, die vor 1980 ans Netz gegangen sind,
pauschal acht Jahre und die der jüngeren pauschal
um vierzehn Jahre verlängert werden, erschließt
sich mir nicht. Dafür gibt es auch keine Begrün-
dung.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dass die störanfälligen Meiler die gleiche Lauf-
zeitverlängerung erhalten wie Meiler, die einwand-
frei gearbeitet haben, lässt sich kaum rational be-
gründen. Sehr bedauerlich ist zudem, dass die Bun-
desregierung nicht wenigstens die Erhöhung der
Reststrommengen von einer vorherigen Verwirkli-
chung der sicherheitstechnischen Ertüchtigungs-
maßen abhängig gemacht hat. Bemerkenswert
empfinde ich auch, dass die Verlängerung der Lauf-
zeiten in Jahren in eine erhebliche Erhöhung der
Reststrommengen umgerechnet wird. Bis 2016
wird eine Nennleistung von 95 % erwartet. Dieser
Wert wird in der Wirklichkeit nur selten erreicht.
Später wird die fiktive Strommenge auf 90 bezie-
hungsweise 85 % der Jahresnennleistung gesenkt.
Ich würde einmal sagen, das ist ein Taschenspieler-
trick, um die Reststrommengen künstlich nach oben
zu schrauben.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zweitens. Durchsetzung des Gesetzgebungsver-
fahrens im Bundesrat. Aus verfassungsrechtlicher
Sicht bedarf eine gesetzliche Erhöhung der Rest-
strommengen der Zustimmung des Bundesrats.
Das ist meine feste Überzeugung. Die wird sich im
Zweifel auch durchsetzen. Wer sich vertieft mit
dem juristischen Thema auseinandersetzen möchte,
dem empfehle ich den Aufsatz des ehemaligen
Bundesverfassungsgerichtspräsidenten Hans-Jürgen
Papier, der Ende September in der „Neuen Zeit-
schrift für Verwaltungsrecht“ erscheinen wird. Ich
habe ihn bereits, und bin auch gern bereit, ihn dem
zur Verfügung zu stellen, der ihn lesen möchte.

Drittens: Finanzielle Kompensation der Rest-
strommengenerhöhung. Für die Erhöhung der
Reststrommengen wird die Bundesregierung eine
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Brennelementesteuer in Höhe von 2,3 Milliarden €
beschließen. Zu kritisieren ist hier insbesondere,
dass die Steuer als Betriebsausgabe geltend ge-
macht werden kann und somit für Steuerausfälle
allein bei der Körperschaftsteuer in Höhe von
345 Millionen € sorgen wird.

(Beifall bei FDP, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das Aufkommen aus der Körperschaftsteuer fällt
übrigens zu 50 % den Ländern zu. Ich bin ge-
spannt, wie die Bundesregierung uns erklären will,
dass wir unseren Konsolidierungskurs einhalten
sollen, wenn auf diese Art und Weise wiederum
Steuermindereinnahmen generiert werden.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zusätzlich werden die Kommunen durch entgange-
ne Gewerbesteuereinnahmen belastet. Bei einem
angenommenen Hebesatz von 350 % entgehen den
Gemeinden dadurch Steuern in Höhe 281 Millio-
nen € jährlich. Übrigens: Wie überhaupt die
2,3 Milliarden € erreicht werden sollen, obwohl der
Steuersatz für ein Gramm Kernbrennstoff von 220
auf 145 € gesenkt wurde, ist mir bisher auch nicht
ganz klar.

Unerklärlich ist weiterhin, weshalb sowohl die
Brennelementesteuer als auch die Sonderabgabe
für die erneuerbaren Energien in einer Gesamt-
höhe von 1,4 Milliarden € bis 2016 begrenzt sind.
Das ursprüngliche Ziel, damit mindestens die Hälf-
te des anfallenden Gewinns durch die Reststrom-
mengenerhöhung zu absorbieren, wird damit kaum
erreicht werden können. Die Konzerne sind mit die-
sem Kompromiss besser davon gekommen, als sie
selbst erwartet hatten.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und SPD)

Die Erhöhung der Reststrommengen verstärkt
schon aus wettbewerbsrechtlichen und kartellrecht-
lichen Gründen das Oligopol der vier großen Kon-
zerne auf dem Energiemarkt, insbesondere gegen-
über den kommunalen Stadtwerken.

Die Behauptung, dass Atomstrom günstig ist, lässt
sich bei einer Vollkostenberechnung schwer be-
gründen. Die Einbeziehung aller notwendigen Kos-
ten - wie des Transportes und der Endlagerung des
radioaktiven Materials - lässt den Atomstrom sogar
relativ teuer wirken, immer noch preiswerter als
den Solarstrom, aber trotzdem relativ teuer.

Sie wissen, CDU und FDP in Schleswig-Holstein
haben in der Frage der Laufzeitverlängerung für

Kernkraftwerke unterschiedliche Auffassungen,
wobei wir einig sind in dem Bestreben, Strommen-
gen von älteren auf jüngere Kernkraftwerke zu
übertragen. Sollte, was wir als FDP-Fraktion glau-
ben, eine Bundesratszustimmung zur Laufzeitver-
längerung notwendig sein, wird sich Schleswig-
Holstein wegen unterschiedlicher Auffassungen der
Koalitionspartner im Bundesrat enthalten.

Aber es wird wegen der Frage der Bundesratsbefas-
sung auch keine Klage Schleswig-Holsteins vor
dem Bundesverfassungsgericht oder eine Beteili-
gung hieran geben, da auch hier die Koalitionspart-
ner unterschiedliche Auffassungen haben. Ich bitte,
dies schlicht und ergreifend zu respektieren. Anson-
sten, denke ich, hat der Schleswig-Holsteinische
Landtag relativ wenige eigene Kompetenzen, im
Atomgesetz etwas zu regeln.

Ich würde mich freuen, wenn diejenigen, die klagen
wollen, wie die Grünen als Bundestagsfraktion - -

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Tun wir!)

- Dann werden wir das Ergebnis sehen, Herr Kolle-
ge Habeck. Entweder unsere Auffassung setzt sich
durch, dann muss der Bundesrat zustimmen. Oder
sie setzt sich nicht durch, dann sind wir gar nicht
gefragt. Das Weitere werden wir sehen, wenn es so
weit ist.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich der Frau
Abgeordneten Ranka Prante das Wort.

Ranka Prante [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich hätte von meinem Grundgefühl her nicht ge-
dacht, dass ich Herrn Kubicki diesmal in der Aussa-
ge, die er gemacht hat, einfach nur zustimmen
kann.

(Zuruf von der FDP: Das hat er nicht ver-
dient!)

Doch heute bei diesem Thema, denke ich, müssen
wir einfach irgendwie zeigen, dass wir zusammen-
halten und uns für die schleswig-holsteinische Be-
völkerung einsetzen.

(Beifall bei der LINKEN und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Schleswig-Holstein ist erneuerbar. Die Atomkraft
kann in Schleswig-Holstein sofort abgeschafft wer-
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den. 49,3 % des produzierten Stroms exportierten
wir, obwohl zwei der drei AKWs im Jahr 2007 nur
zur Hälfte am Netz waren. Die Beschlüsse der Bun-
desregierung zu den Laufzeitverlängerungen sind
für uns als Atomkraftgegner völlig inakzeptabel,
und die Auswirkungen für das Land Schleswig-
Holstein und unsere Energiepolitik sind verheerend.

Wir werden nicht müde, die unverzügliche und un-
umkehrbare Stilllegung aller Atomkraftwerke
und den Einstieg in eine hundertprozentig erneuer-
bare und gemeinwohlorientierte Energieversorgung
zu fordern.

(Beifall bei der LINKEN)

In unseren Augen war schon der von Rot-Grün ge-
schlossene Atomkonsens kein Atomausstieg, son-
dern garantierte den reibungslosen Betriebsablauf
der AKW. Bereits bei diesem Konsens brauchten
die Atomkraftbetreiber sicherheitsrelevante Nach-
rüstungen für die alten AKW nicht zu leisten.

Wie sich in den letzten Tagen zeigte, ist dieses Vor-
gehen zu einer unglaublich gefährlichen und ver-
antwortungslosen Tradition geworden. Der Baube-
ginn der sich noch im Betrieb befindlichen deut-
schen Atomkraftwerke lag zwischen 1970 und
1982. Darauf will ich noch einmal eingehen, denn
wir haben keine neuen Atomkraftwerke; wir haben
veraltete Atomkraftwerke, und zwar sind alle 17
Atomkraftwerke veraltet.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Verlängerung der Laufzeiten dieser AKW in
Deutschland und damit auch der drei AKW in
Schleswig-Holstein stellt eine konkrete Gefähr-
dung der Bevölkerung dar. Brunsbüttel soll nun
acht Jahre länger am Netz bleiben, Brokdorf und
Krümmel weitere 14 Jahre. AKW nutzen radioakti-
ve Stoffe wie Uran und Plutonium zur Energiege-
winnung.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist der Sinn
der Sache!)

- Nein, das glaube ich nicht.

Sie schädigen das Leben, sie schädigen die Um-
welt. Die Atomkraftwerke wurden nachweislich für
eine Betriebszeit zwischen 30 und 40 Jahren ge-
baut. Die drei Atomkraftwerke in Schleswig-Hol-
stein sind, wie bereits erwähnt, bereits alle um die
30 Jahre alt. Sie müssen abgeschaltet werden.

Jetzt sollen sie trotz alledem weiterlaufen. Schles-
wig-Holstein ist Standort der AKW Krümmel,
Brunsbüttel und Brokdorf. Brokdorf ist ein Druck-

wasserreaktor, Krümmel und Brunsbüttel sind
Siedewasserreaktoren des Typs 69. Speziell dieser
Reaktortyp 69 gilt als besonders schlecht, da er
immens störanfällig und unsicher ist. Die Rohr-
wände sind dünn, und der Sicherheitsbehälter ist
anfällig für ein Durchschmelzen bei einem Super-
GAU. Die Freisetzung radioaktiver Strahlung im
Störfall wäre besonders schnell und hoch, sodass
nur wenig Zeit für die Evakuierung der Bevölke-
rung zur Verfügung stünde.

Zudem sind die AKW, wie schon betont, sehr alt,
so alt, dass die Komponenten zum Teil nicht mehr -
ich betone: nicht mehr - ausgetauscht oder auf ihre
Funktionstüchtigkeit überprüft werden können.
Aber auch diese Überprüfung wirft, wie ich eben
schon ausgeführt habe, Probleme auf, da manche
Schwachstellen mikroskopisch klein - wie zum Bei-
spiel bei den Rohrleitungen - und damit nicht zu se-
hen sind. Manche Eigenschaften von verwendeten
Werkstoffen sind nicht ohne Zerstörung überprüf-
bar. Und tatsächlich sind manche Mechanismen
von Alterungsprozessen bekannt, aber noch nicht
vollständig verstanden, ganz zu Schweigen von der
fehlenden Sicherheit vor Terroranschlägen. Der
Passus, der die Absicherung der AKW gegen Flug-
zeugabstürze durch die Betreiber vorsah, ist nach
dem nun geschlossenen Vertrag gegenstandslos. Er
wurde einfach aus dem Abkommen herausgenom-
men.

Zu all diesen Gefahren kommt hinzu, dass die
AKW unterversichert sind. Schäden werden von
Experten bei einem GAU auf 5 Billionen € pro
AKW geschätzt. Doch in unserem atomfreundli-
chen Deutschland brauchen die Betreiber ihre
Kraftwerke nur auf 2,5 Milliarden € zu versichern,
was sich nachhaltig auf die Versicherungsbeiträge
auswirkt.

All diese Probleme sind spätestens seit 2001 be-
kannt. Expertenforderungen, die ältesten AKW
stillzulegen, wurden aber nie - ich wiederhole: nie -
ernsthaft geprüft. Ein sich jetzt in der Diskussion
befindlicher Ruf nach umfangreichen baulichen
Nachrüstungen ist nahezu unmöglich umzusetzen.

Abgesehen von den generellen Gefahren der AKW
spricht gegen eine Laufzeitverlängerung das unge-
löste Müllproblem. Bisher sind circa 12.500 t ra-
dioaktive abgebrannte Brennelemente in den deut-
schen Atomkraftwerken angefallen. Hinzu kommen
mehrere tausend Kubikmeter schwach- und mitte-
laktiven Mülls und alle Emissionen, die so an das
Wasser und die Luft abgegeben werden.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 28. Sitzung - Freitag, 10. September 2010 2245

(Ranka Prante)



Die Politik und das Vorgehen bezüglich der Atom-
kraftwerke gleichen also etwa einem Flug ohne
Landebahn. Die Entsorgung ist nicht möglich,
denn es gibt kein sicheres Endlager.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW erteile ich dem Herrn
Abgeordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Bevor ich auf die Inhalte eingehe, muss ich
nicht nur meine Enttäuschung, sondern wirklich
mein Entsetzen kundtun, dass es in diesem Staat
möglich ist, dass sich eine Bundesregierung hin-
setzt und geheim einen Vertrag mit der Strom-
wirtschaft aushandelt, diesen Vertrag nicht den ge-
wählten Parlamentariern auf Bundesebene vorlegt
und diesen Vertrag auch noch an der Bevölkerung
vorbeizuschmuggeln versucht.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Steuerrelevante Tatsachen!)

Das ist eine Katastrophe für die Demokratie in die-
sem Land,

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

wie ich sie noch nie erlebt habe.

Wenn man sich das Ganze auf der Zunge zergehen
lässt, muss man fragen: Was bedeutet das für die
Finanzen? Ich gehe nachher noch auf die umwelt-
politischen Fragen ein. Was bedeutet das für die Fi-
nanzen? Die Brennelementesteuer soll 2,3 Milliar-
den € einbringen, kostet aber bei der Körperschaft-
steuer 0,5 Milliarden € und bei der Gewerbesteuer
0,3 € Milliarden €, die man weniger einnimmt. Wir
hätten also ungefähr 1,5 Milliarden € Mehreinnah-
men für den Staat, wenn man dies so durchführen
würde. Es wird geschätzt, dass die Mehreinnahmen
der Konzerne pro Jahr 7,2 Milliarden € betragen
werden. Das bedeutet, wenn man das mit einem fik-
tiven Steuersatz umrechnen würde, dass für diesen
Riesengewinn 19 % Steuern bezahlt werden. Dass
so etwas in diesem Land möglich ist, dass Riesen-
konzerne, die sich mit Gewinnen vollsaugen, mit
einem so lächerlichen Steuer- beziehungsweise
Abgabensatz belegt werden, ist eine mindestens
genauso große Katastrophe für dieses Land.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Dieser Steuersatz gilt auch nur für sechs Jahre. Da-
nach ist nichts mehr mit Bezahlen. Danach fließt
die Knete komplett, zu 100 %, in den Säckel der
großen Konzerne. Da fragt man sich: Wozu regie-
ren die eigentlich noch in Berlin? Das ist wirklich
nicht mehr zu fassen.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und vereinzelt bei der SPD)

Es scheint wirklich so zu sein, dass man sich nur
hingesetzt und angehört hat, was die Konzerne ver-
langen, und man hat wirklich jede Forderung, die
diese gestellt haben, einfach kommentarlos über-
nommen. Ich glaube nicht, dass ein solches Verhal-
ten einer Bundesregierung gut für unser Land ist.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und vereinzelt bei der
SPD)

Wir müssen tatsächlich die erneuerbaren Energi-
en fördern. Wenn man sich anguckt, dass von 1950
bis 2008 165 Milliarden € in die Förderung der
Atomwirtschaft geflossen sind - da ist noch nicht
das mitgerechnet, was steuerlich relevant ist und
was uns die Entsorgung möglicherweise noch kos-
ten wird -, wenn wir das alles in erneuerbare Ener-
gien gesteckt hätten, hätten wir nicht nur eine bes-
sere Struktur in unserem Land, wir hätten auch Ar-
beitsplätze und Steuereinnahmen vor Ort. Das wäre
wesentlich zukunftsweisender gewesen als all das,
was man in der Vergangenheit gemacht hat.

(Beifall beim SSW)

Aber okay. Wir wissen, dass das nun angeblich so
kommen soll. Wir werden längere Laufzeiten bis zu
14 Jahren bekommen. Das wird die Konzerne mit
mindestens 50, vielleicht sogar 70 oder 80 Milliar-
den € beglücken. Zusätzliche Beglückung kommt
dadurch, dass die Sicherheitsanforderungen gesenkt
werden sollen - schon wieder eine Katastrophe -,
und weil wir das senken und trotzdem einmal etwas
kaputtgehen kann, wird vor Mehrkosten geschützt,
und es wird gesagt: Wenn euch etwas kaputtgeht,
das Herumschrauben an euren Atomkraftwerken
aber die Kosten von einer halben Milliarde € aber
nicht überschreitet, wisst ihr was, dann erlassen wir
euch ein paar Steuern. Macht euch keine Sorgen!
Liebe Konzerne, ihr seid abgesichert, ihr vier
großen Konzerne, die ihr euch das Land aufgeteilt
habt. Wir helfen euch dabei, dass es mit der Teilung
auch weiter klappt und damit auch ja keine kleinen
Stadtwerke euch in irgendeiner Weise möglicher-
weise eine minimale kleine Konkurrenz machen
können.
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Das ist wirklich keine zukunftsweisende Politik,
das ist keine zukunftsweisende Energiepolitik, und
es ist auch keine zukunftsweisende Finanzpolitik.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Das Ganze zeigt uns keine Perspektive auf, sondern
es dreht sich alles in die genau verkehrte Richtung.
Wir schaffen eine Konkurrenz für erneuerbare
Energien. Wir bauen Arbeitsplätze ab. Das bedeu-
tet nicht nur, dass wir keine neuen Arbeitsplätze
schaffen, sondern unsere Unternehmen, die sich bei
den erneuerbaren Energien engagieren - bei denen
wir ein führendes Land sind -, die Arbeitsplätze
dort schaffen, durch diesen angeblichen Kompro-
miss wirklich bedroht sind. Auch die Arbeitsplätze
bei den Stadtwerken, die in Zukunft unter Einnah-
meverlusten leiden müssen, werden wirklich ge-
fährdet sein.

Das bedeutet, dass sich die Landesregierung auf die
Hinterbeine stellen muss und die sogenannte Ener-
giewende - wenn man denn so will - verhindern
muss. Es reicht nicht, dass man sich möglicherwei-
se im Bundesrat enthält, sondern wir wollen da eine
Gegenstimme sehen.

(Beifall bei SSW, der LINKEN und verein-
zelt bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir teilen nämlich die Auffassung der FDP, dass
die Laufzeitverlängerung tatsächlich im Bundesrat
abgesegnet werden muss. Neben allen energiepoli-
tischen Fragen stellt sich auch da eine finanzpoliti-
sche Frage, denn ein Körperschaftsteuerverlust ist
für uns als Land Schleswig-Holstein nicht zu ertra-
gen. Ich erinnere an die Debatte von vorgestern, die
keine Debatte von vorgestern war.

Ich möchte abschließend hier ein Zitat aus dem
„Hamburger Abendblatt“ vom 9. September 2010
bringen. Das ist noch nicht so lange her. Dort wird
der Finanzminister folgendermaßen zitiert:

„Schleswig-Holstein werde keinem Gesetz-
entwurf zustimmen, der zu einer spürbaren
Senkung der Einnahmen des Landes führt,
betonte der Finanzminister.“

Recht hat er!

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Dieses Machwerk, das da auf Bundesebene ge-
schaffen worden ist, wird genau dazu führen, dass
wir markant an Einnahmen verlieren werden. Schon
allein das ist ein Grund auch für unsere Landesre-
gierung, eben nicht nur zu sagen: „Wir reden da

nicht mit, kümmern uns nicht drum und nachher
enthalten wir uns ein bisschen“, sondern massiv da-
gegen vorzugehen.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, achten Sie auf Ihre Redezeit,
und kommen Sie bitte zum Schluss.

Lars Harms [SSW]:

Ja, das werde ich machen, ich formuliere meinen
letzten Satz.

Man muss massiv gegen die neue Energiepolitik
und gegen diese für uns nicht erträgliche Finanzpo-
litik vorgehen - das ist Aufgabe der Landesregie-
rung. Die Landesregierung muss den Mut haben,
auf Bundesebene Nein zu sagen, und sie muss den
Mut haben, gegen dieses Gesetz, gegen diesen neu-
en Vertrag zu kämpfen.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und vereinzelt bei der
SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Beitrag erteile ich Herrn Abge-
ordneten Detlef Matthiessen für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen! Der Kollege Kubicki macht
in seinem Redebeitrag der Politik die Moral zum
Vorwurf - das muss man sich einmal auf der Zunge
zergehen lassen -,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und des Abgeordneten Flem-
ming Meyer [SSW])

assistiert von Herrn von Boetticher, der angewidert
von Gutmenschen redet. Moral und Ethik ist auch
für die Politik nichts Despektierliches.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN sowie der Abgeordneten
Dr. Gitta Trauernicht [SPD] und Flemming
Meyer [SSW])

Kubicki hält die Novelle des Atomgesetzes für zu-
stimmungspflichtig. Laufzeiten für Atomkraftwerke
dürfen nicht verlängert werden. - Wir haben es eben
gehört. Sein Parteifreund, Wirtschaftsminister Brü-
derle, dagegen ist der Scharfmacher in Berlin für
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längste Laufzeiten, der wichtigste Kämpfer für die
Interessen der Atomindustrie. In der Landeszeitung
konnte man lesen, Minister Garg kritisierte seinen
Parteifreund und Amtskollegen in Berlin, Philipp
Rösler, scharf. Die FDP liefert das Bild einer multi-
plen Persönlichkeit - die liberale freie Marktwirt-
schaft: Wir bieten von Atomausstieg bis zu maxi-
maler Laufzeitenverlängerung einfach alles!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Flemming Meyer
[SSW])

Wir erwarten von unserer Landesregierung, dass sie
gegen das Atomgesetz klagt, wie das schon viele
Landesregierungen - Herr Ministerpräsident, auch
CDU-geführte Landesregierung - angekündigt ha-
ben. Positionieren Sie sich doch einmal in dieser
wichtigen Frage!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Ranka Prante [DIE
LINKE])

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Kubicki zu?

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Nein, ich wollte fortfahren.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Die Bundesregierung hat sich von den großen
Stromkonzernen, von der Atomindustrie, kaufen
lassen. Für die mittelständische Wirtschaft in
Schleswig-Holstein ist das ein herber Rückschlag.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Unruhe)

- Herr von Boetticher, hören Sie einmal genau zu,
ich sagen Ihnen jetzt einen hoch politischen Satz,
der da lautet: Das Mehr an Atomstrom ist ein We-
niger an Solar-, an Bio- und an Windstrom.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Dr. Gitta Trauernicht
[SPD])

Dies ist eben keine politische Aussage, das ist
schlichte Physik.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU])

Die Bundesregierung hat mit der Entscheidung für
eine Laufzeitverlängerung der deutschen Atom-
kraftwerke eine fatale Entscheidung getroffen -
auch zu ungunsten der Stadtwerke.

Das AKW Krümmel wird von der Bundesregie-
rung als Neuanlage eingestuft. Eine Neuanlage? -
Ein Siedewasserreaktor der ältesten Baulinie,
Typ 69. Die vorgesehene Verlängerung um acht bis
14 Jahre bedeutet, dass die deutschen AKW so lan-
ge in Betrieb sein oder laufen werden wie bisher
noch keines der 441 Atomkraftwerke, die derzeit
weltweit betrieben werden. Das ist eine finstere
Wahrheit.

Die alten Argumente gegen die Atomindustrie
haben ihre Bedeutung nicht verloren - im Gegens-
teil, sie gewinnen mit fortschreitender Zeit mehr an
Gewicht, allen voran: Die Endlagerfrage ist nicht
gelöst.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und SSW sowie vereinzelt bei
der SPD - Zuruf des Abgeordneten Dr. Chri-
stian von Boetticher [CDU])

Ich erinnere an Schwarz-Rot: Nach der Bundestags-
wahl 2005 vereinbarten die Parteien im Koalitions-
vertrag von CDU/CSU und SPD - Frau Präsidentin,
ich zitiere -:

„CDU, CSU und SPD bekennen sich zur na-
tionalen Verantwortung für die sichere End-
lagerung radioaktiver Abfälle und gehen die
Lösung dieser Frage zügig und ergebnisori-
entiert an. Wir beabsichtigen, in dieser Legis-
laturperiode zu einer Lösung zu kommen“.

Das macht die Ankündigung des Bundesumweltmi-
nisters in dieser Woche nicht glaubwürdiger - leere
Worte seit Jahrzehnten!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Wer
war denn damals Umweltminister?)

Es wird auch nicht ausgewählt, wie es sich aus dem
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts ergibt, das
eigentlich die bestmögliche Endlagerung fordert.
Die rechtskonformen Vorträge werden beiseitege-
fegt. Es wird nicht etwa in Süddeutschland in mas-
sivem Granit mit Tonüberdeckung als Wirtsgestein
gesucht, wo doch bitte schön die südlichen CDU-
Ministerpräsidenten die größten Atomfreunde sind.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Als Endlager soll ausschließlich Gorleben unter-
sucht werden, der mit 1,5 Milliarden € Investitionen
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best untersuchte Salzstock der Erde. Ich sage nur:
Asse lässt grüßen.

Alle Welt weiß es und auch die Al-Qaida-Welt
weiß es: Deutsche Atomkraftwerke sind nicht si-
cher bei Terrorangriffen. Das Vernebelungskonzept
ist gescheitert. Es hatte auch nie mehr als eine Ali-
bifunktion. Eine Nachrüstung gegen Terrorangrif-
fe - von Herrn Röttgen eigentlich eingeplant - wird
jetzt fallengelassen. Ich frage mich, wie der das in
Berlin aushalten kann.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Herr Röttgen hat aber auch alles verloren. Der Mi-
nister kann in Berlin seine Vorstellungen aber auch
in keinem Aspekt durchdrücken. Das Sicherheits-
niveau wird heruntergeschraubt. Zusatzverträge -
das haben wir heute erfahren - werden mit Steuer-
versprechungen und Sicherheitskürzungen abgesi-
chert. Diese Bundesregierung ist wie ein Selbstbe-
dingungsladen, in dem die großen Stromkonzerne
rumlaufen und sich aus den Regalen angeln, was ih-
nen gefällt. Das ist ein GAU für unsere Demokra-
tie.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abgeordneten Bernd Heinemann
[SPD], Ellen Streitbörger [DIE LINKE] und
Flemming Meyer [SSW])

Statt unverzüglich zu handeln, ist von Zehnjahres-
fristen die Rede. Das Atomkraftwerk Brunsbüttel
hätte noch zwei Jahre laufen dürfen. Jetzt kriegt es
einen Zuschlag von acht Jahren - das sind zehn Jah-
re!

Diese Bundesregierung wird mit ihrem Atompro-
gramm zu einer Gefahr für unser Land, und Schles-
wig-Holstein darf diesen Weg nicht mitgehen.
Atomkraft? - Nein danke!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Redebeitrag erteile ich für die
CDU-Fraktion Herrn Abgeordneten Jens-Christian
Magnussen das Wort.

Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Es ist sicherlich viel richtiges gesagt worden,
aber ich glaube, wir sollten die Debatte wieder auf
eine sachliche Ebene bringen.

(Zuruf des Abgeordneten Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Lieber Kollege Matthiessen, lassen Sie mich doch
ausreden.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ich kenne das ja!)

- Sehr gut. Ihre Anfeidung bezüglich der Sicherheit
ist - so glaube ich - in keinster Weise nachzuvoll-
ziehen. Wir haben im Land Schleswig-Holstein
Aufsichtsbehörden. Diese sind - so glaube ich -
heute auch hier vertreten. Ich glaube, sie leisten ei-
ne hervorragende Arbeit.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie sind im Einvernehmen mit dem Konzern, der in
Schleswig-Holstein zwei Kraftwerke betreibt.

(Wortmeldung des Abgeordneten Dr. Robert
Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Herr Habeck, ich lasse jetzt keine Zwischenfrage
zu, weil die in die Richtung von Polemik geht. Das
tue ich mir nicht an.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege
Magnussen! Ich bitte erstens um mehr Aufmerk-
samkeit für den Redner. Zweitens Herr Abgeordne-
ter Magnussen, lassen Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Habeck zu?

Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Nein, die lasse ich nicht zu, das hatte ich im Vor-
wege schon gesagt.

Wir haben im Land Schleswig-Holstein Aufsichts-
behörden, die ihren Auftrag ernst nehmen. Diese
versuchen, die Problemlage auf sachlicher Ebene
und in einem konstruktiven Miteinander zu lösen.
Das sollten wir alle zur Kenntnis nehmen.

Ich habe hier mehrfach gehört, dass die Konzerne
sich die Taschen voll machen. Ich möchte zur
Kenntnis und zu Protokoll geben, dass der viel ge-
scholtene Konzern Vattenfall in Europa 700
Windkraftanlagen betreibt. In Schleswig-Holstein
stehen 2.600 Windkraftanlagen verschiedener Be-
treiber.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Der betreibt keine einzige in
Schleswig-Holstein!)
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- Herr Kollege, hören Sie zu. Sie müssen den Ge-
hörgang jetzt ein bisschen auf Durchzug stellen,

(Heiterkeit)

damit die Dinge dort ankommen, wo sie hingehö-
ren, nämlich oben zwischen die Ohren. Vattenfall
versorgt mit einer Leistung von 600 MW und
2,2 TW/h europaweit rund 500.000 Haushalte.
Schleswig-Holstein hat 1,4 Millionen Haushalte.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Da hat er in Brokdorf angeru-
fen!)

- Ich habe nicht in Brokdorf angerufen. Das sind
Zahlen und Tatsachen. Vattenfall bringt sich in den
größten Windpark vor Sylt, in das Projekt Dan-
Tysk, ein. Das ist ein Projekt, das von vielen Seiten
mehr als kritisch gesehen wird. Ich bitte also zur
Kenntnis zu nehmen, dass diese Konzerne sich ih-
rer Aufgabe sehr wohl stellen und dass wir diese
Konzerne für die weitere Bewältigung unserer Zu-
kunftsprobleme auch brauchen. Wir haben einen
Netzausbau, der elementare Kosten aufwirft.

Verehrter Kollege Matthiessen, Sie haben das The-
ma Gorleben angesprochen. Ihr grüner Minister hat
Gorleben zu den Akten gelegt und nicht weiter ver-
folgt. Er hat aber auch vergessen, Alternativen auf
den Weg zu bringen.

(Beifall bei der FDP)

Genau das zu erforschen, was Sie eben angemahnt
haben, ist auch während der Regierungszeit von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nicht auf den Weg
gebracht worden. Ich ziehe den Hut vor Herrn Rött-
gen, der sich auf die Fahnen geschrieben hat, den
Bereich Erkundung - auch wenn es Gorleben ist -
weiter zu verfolgen. Ich glaube, er hat auch gesagt,
dass er nicht nur Gorleben, sondern auch weitere
Entsorgungsmöglichkeiten auf den Weg bringen
wird. Zum anderen haben die Standorte auch auf
Initiative des grünen Umweltministers hin Zwi-
schenlager. Auch diese Elemente müssen irgend-
wann entsorgt werden.

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: So ist es!)

- Genau das ist das Problem, Herr Kollege. Das
Problem haben aber die Standortgemeinden, die
Zwischenlager vor Ort haben. Das sollten Sie zur
Kenntnis nehmen. Das Problem der Entsorgung
werden Sie in keinster Weise lösen, egal ob die
Atomkraftwerke 8, 10 oder 20 Jahre weiter gefah-
ren werden. Die Entsorgungsproblematik bleibt
bestehen.

(Zuruf der Abgeordneten Peter Eichstädt
[SPD] und Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Ihr grüner Minister in Berlin hat sich seinerzeit aus
Gorleben verabschiedet. Er hat vergessen, die Al-
ternativen, die Sie einfordern, auf den Weg zu brin-
gen.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, wir sollten insbesondere bei dem The-
ma Energiepolitik endlich zur Kenntnis nehmen,
dass wir nur mit einem kooperativen und konstruk-
tiven Miteinander die Zukunftsbewältigung in der
Frage der Energietechnik leisten können. Wir kön-
nen dies nicht tun, indem wir uns gegenseitig ideo-
logisch aufheizen und Emotionen schüren. So wer-
den wir Problemlösungen nicht auf den Weg brin-
gen.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
der Frau Abgeordneten Prante zu?

Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Nein, die lasse ich jetzt nicht zu.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Ich bitte Sie, auf Ihre Redezeit zu achten.

Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Ich komme jetzt zum Ende. Abschließend habe ich
eine Frage an den Kollegen Voß, der aus der Wil-
stermarsch kommt.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Unruhe)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Ich bitte jetzt um Aufmerksamkeit.

Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Vielleicht kann er sie mir später beantworten, viel-
leicht bei einem Kaffee. Ich hätte gern seine Stel-
lungnahme, die Problemlösung oder die Gesamt-
stimmungslage der Menschen in der Wilstermarsch
vor dem Hintergrund der Diskussion über Kohle
oder Laufzeitverlängerung. Diese Frage würde ich
gern nachher von ihm bei einem Kaffe beantwortet
haben.
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(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Trotz berechtigter Emotionen in einer solchen De-
batte bitte ich um ein bisschen mehr Rücksichtnah-
me auf die jeweiligen Redner. - Für die FDP-Frakti-
on erteile ich Herrn Abgeordneten Christopher
Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich meine, Wolfgang Kubicki hat die Hal-
tung der FDP-Fraktion sehr deutlich und sehr sach-
lich dargestellt. Dem muss man eigentlich nichts
hinzufügen.

(Zuruf der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

- Bleiben Sie geschmeidig, Frau Kollegin.

(Heiterkeit)

Da der Kollege Detlef Matthiessen uns eine multi-
ple Persönlichkeit vorgeworfen hat, muss ich sagen:
Es ist ein merkwürdiges Demokratieverständnis,
wenn man uns vorwirft, dass die Landesebene eine
andere Haltung hat als die Bundespartei. Herr Matt-
hiessen, das soll auch in anderen Parteien vorkom-
men. Ich habe gehört, das sei auch schon einmal bei
den Grünen passiert.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Dr. Christian von Boetticher [CDU])

Anscheinend haben sich die Grünen so stark verän-
dert, dass auch das nicht mehr erlaubt sein soll. Das
ist erstaunlich. Herr Matthiessen, Sie haben heute
eine chice Windenergiekrawatte um. Sie haben uns
neulich im Wirtschaftsausschuss erklärt, Offshore-
Windkraft dürfte nicht subventioniert werden, da
sich diese nur Konzerne leisten würden. Ich sage
ganz ehrlich, dass ist auch eine interessante Haltung
der Grünen zur Windkraft. Diese Haltung hat mich
sehr überrascht. Es ist schön, dass Sie mit Ihrer
Krawatte heute für die Windenergie werben.

Ich möchte Ihnen heute nur an die Hand geben:
Wenn Sie uns vorwerfen, dass wir eine andere Hal-
tung vertreten als unsere Bundesebene, dann schau-
en Sie doch einmal in Ihre eigene Partei. Wir haben
gestern schon über den Kohlepakt in NRW gespro-
chen. Dieser ist an Peinlichkeit nicht zu überbieten.
Die Grünen setzen sich weiter für die Subventionie-
rung des Kohleabbaus ein. Das ist aus meiner Sicht
an Peinlichkeit nicht zu überbieten.

Es gibt den ständigen Vorwurf: Warum stimmen
Sie im Bundesrat nicht dagegen, warum kündigen
Sie nicht an, dass Sie dagegen stimmen werden,
wenn es um Bundesratsabstimmungen geht? - Was
meinen Sie, wie Hamburg abstimmen wird? - Was
meinen Sie, wie das Saarland abstimmen wird, in
dem die Grünen mit regieren? - Auch die werden
sich enthalten. Es ist völlig legitim, sich zu enthal-
ten, wenn Koalitionspartner bei einem Thema nicht
einer Meinung sind. Es ist völlig legitim, sich dann
im Bundesrat zu enthalten. Schleswig-Holstein
wird dies tun.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich Frau Ranka
Prante das Wort.

Ranka Prante [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
finde es wichtig, noch einmal auf das einzugehen,
was eben zum Thema Endlager gesagt worden ist.
Wir müssen es einfach realisieren: Es gibt kein
Endlager. Wir haben diese Problematik, wir haben
immer noch das Problem, dass wir nicht wissen,
wohin der Atommüll soll. Wir können diese Ver-
seuchung des Landes nicht akzeptieren. Ich weiß
nicht, warum es hier so dargestellt wird, als ob dies
ein kleines Problem wäre, mit dem man einfach so
leben könnte.

(Beifall bei der LINKEN - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Wir hatten sieben Jahre lang
Rot-Grün, nichts ist geschehen!)

Schleswig-Holstein ist nach unserer Meinung auf
den Ausbau der erneuerbaren Energien angewiesen.
Solange Atomstrom hier noch fließt, werden die
Stromnetze verstopft. Das ist Fakt.

Beim Thema Energie in seiner Komplexität ist
Schleswig-Holstein als ein windhöffiges Land mit
möglichen CO2-Lagerungen sowie als Standort des
Nationalparks Schleswig-Holsteinisches Watten-
meer und dreier Atomkraftwerke besonders stark
beansprucht. Die Aussage einiger Regierungsmit-
glieder, in denen sie sich für die Zustimmungs-
pflicht bei Laufzeitverlängerungen aussprechen
und versichern, dass bei bestehender Zustimmungs-
pflicht die Zustimmung von Schleswig-Holstein
versagt werde, möchte man zunächst positiv ver-
merken. Ein Blick in das Energiekonzept der der-
zeitigen Landesregierung verwirrt hingegen. Denn
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dort findet sich die immense Ablehnung der
Atomkraft nicht wieder.

Die Landesregierung besteht ja aus Vertretern von
CDU und FDP. Wenn ich jetzt höre, dass die FDP
vehement dagegen ist, dann muss ich feststellen,
dass dies aus dem Energiekonzept nicht hervorgeht.
Darin werden vielmehr deutliche Widersprüche
sichtbar, unter anderem indem nur scheinbar auf er-
neuerbare Energien gesetzt wird, gleichzeitig aber
jede Gelegenheit genutzt wird, die Notwendigkeit
der sogenannten Brückentechnologie Atomkraft
hervorzuheben. Dabei gibt die Natur unübersehbar
die Richtung vor: Wasser, Sonne, Wind, Biomasse
und Erdwärme können - unumstritten - unendlich
viel Energie liefern.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Gegensatz zur Kernenergie und zu fossilen
Energien ist das Vorkommen der erneuerbaren
Energien unbegrenzt. Diese Energieform hinter-
lässt keinen Müll. Trotzdem blockieren Atom- und
Kohlemeiler diesen zukunftsträchtigen und daher so
wichtigen Ausbau. Der Anteil der erneuerbaren
Energien beträgt laut Klimaschutzbericht in Schles-
wig-Holstein nur 10 %. Dabei hat es sich schon
durch die jetzige, bislang ja nur eingeschränkte
Nutzung der erneuerbaren Energien gezeigt, dass
der CO2-Ausstoß gegenüber den letzten Jahren um
20 % zurückgegangen ist. Dies zeigt: Wir brauchen
eine ganz andere Energiepolitik als die bisherige.
Die technischen Voraussetzungen dafür sind längst
gegeben.

(Beifall bei der LINKEN)

Durch die Kombination aus Energiesparen und
der Versorgung mit regenerativen Energien kön-
nen Atomstrom und Strom aus fossilen Energieträ-
gern ersetzt werden. Die Entscheidung für eine
Energiewende ist also keine Frage der technischen
Realisierung - dies sollte eben wohl so schön darge-
stellt werden -; es ist vielmehr eine Frage des politi-
schen Willens, es ist eine Frage Ihres Willens und
unseres Willens hier in Schleswig-Holstein.

Abgesehen von den Umweltverträglichkeitsfakto-
ren mindern die erneuerbaren Energien durch De-
zentralisierung die Abhängigkeit von importierten
Brennstoffen, langen Transportwegen sowie der
Dominanz großer Energiekonzerne. Sie eröffnen
zudem völlig neue Perspektiven in nahezu allen Be-
reichen des Arbeitsmarkts - ein, wie ich meine, in
Schleswig-Holstein besonders wichtiger Bereich.
Als Folge könnten nicht nur stabile, zukunftsfähige
Arbeitsplätze, sondern auch wirtschaftliches
Wachstum, und zwar auch in Krisenzeiten, entste-

hen. Damit ist völlig klar, dass die Energieversor-
gung ein wesentlicher Bestandteil der öffentlichen
Daseinsvorsorge werden muss und dass eine Orien-
tierung am Allgemeinwohl erfolgen sollte.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein erster Ansatz in diese Richtung wäre der grund-
sätzliche Vorrang von erneuerbaren Energien und
die Überführung der Energienetze in die öffentli-
che Hand.

(Beifall bei der LINKEN und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN - Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jawohl!)

Deshalb fordern wir die unverzügliche und endgül-
tige Stilllegung der Atomreaktoren, den vollständi-
gen Ausstieg aus der globalen Atomwirtschaft, ein
neues Konzept für eine kontrollierbare und reversi-
ble Atomendmülllagerung - also eine Endlage-
rungsmöglichkeit für die stillgelegten und dann ab-
gebauten Atomkraftwerke -, eine Umgestaltung der
Energiesysteme auf die Erfordernisse der erneuer-
barer Energien, die Vergesellschaftung der Energie-
konzerne und der Energienetze sowie die Gründung
sozialer, ökologischer und demokratischer Stadt-
werke.

(Beifall bei der LINKEN und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Sie wollen demokratische Stadtwer-
ke? - Gegenruf von der LINKEN: Wir wol-
len die Überführung der Stadtwerke in die
öffentliche Hand!)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW erteile ich Herrn Abge-
ordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Magnussen, Sie haben vorher dargestellt, wie sehr
sich auch die Firma Vattenfall darum bemüht, er-
neuerbare Energien voranzubringen. Das ist auch in
Ordnung, dass Sparten dieses Konzerns dies tun.
Wir würden uns wünschen, dass sich der gesamte
Vattenfall-Konzern nur noch um erneuerbare
Energien kümmern würde.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Diese Möglichkeiten, lieber Kollege Magnussen,
sollten wir diesem Konzern auch eröffnen. Da ist,
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meine ich, das, was gerade auf Bundesebene be-
schlossen worden ist, der falsche Weg.

Ich habe mich aber eigentlich zu Wort gemeldet,
weil wir jetzt feststellen konnten, dass es in der
Landesregierung beziehungsweise in den sie tra-
genden Fraktionen unterschiedliche Haltungen zur
Energiepolitik gibt und uns nun eine Enthaltung
droht. Nun ist klar: CDU und FDP haben nicht die
gleiche Haltung zu dieser Frage. Das akzeptiere ich,
und dann ist es tatsächlich das gängige Verfahren,
dass man sich enthält. Aber ich glaube, wir müssen
noch einen anderen Blickwinkel wählen. Denn
wenn wir uns das Ganze anschauen, wissen wir,
dass das für das Land Schleswig-Holstein finanzi-
elle Auswirkungen haben wird.

Wir haben vor einiger Zeit einmal etwas beschlos-
sen, was sich „Schuldenbremse“ nennt. Teil dieser
Schuldenbremse ist auch, meine Damen und Her-
ren, dass Entscheidungen auf Bundesebene darauf-
hin überprüft werden müssen, ob sie eine finanziel-
le Relevanz für den Haushalt des Landes Schles-
wig-Holstein haben. Sollte eine solche Relevanz
gegeben sein, dann ist die Möglichkeit einer Ableh-
nung nicht aus ökologischen Gründen und auch
nicht aus energiepolitischen Gründen, aber aus fi-
nanzpolitischen Gründen gegeben, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn wir uns das Ganze anschauen, wissen wir:
Das Land bekommt direkt weniger Körperschaft-
steuer. Das ist finanziell von Relevanz, würde ich
sagen. Wir wissen: Die Kommunen erhalten weni-
ger Gewerbesteuern. Das könnte finanzielle Rele-
vanz haben, wenn wir dann bei den Kommunen mit
eintreten müssten, weil sie dadurch zu Fehlbedarfs-
zuweisungsempfängern werden.

Wir werden möglicherweise Arbeitsplätze verlieren
und damit Einbußen bei den Einkommensteuer-
einnahmen haben. Vielleicht werden wir bei eini-
gen Firmen auch Gewerbesteuereinbrüche deshalb
haben, weil diese Firmen in Zukunft nicht mehr ih-
re zunächst geplanten Investitionen durchführen
können und ihre Firmenpolitik nicht weiter verfol-
gen können, weil all die politischen Rahmenbedin-
gungen, auf die sie sich verlassen hatten, auf einmal
ad adsurdum geführt würden. All diese Dinge -
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Einkommen-
steuer - haben Relevanz für unseren Haushalt.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Kubicki zu?

Lars Harms [SSW]:

Ich lasse die Zwischenfrage gleich zu, möchte mei-
ne Ausführungen aber noch kurz zu Ende bringen.

Meine Damen und Herren, das alles hat entspre-
chende Auswirkungen. Deswegen ist es vonnöten,
dass die Landesregierung dies überprüft. Wir wer-
den unseren Beitrag dazu leisten, indem wir im Fi-
nanzausschuss den Antrag stellen werden, in der
kommenden Sitzung dieses Ausschusses darüber zu
berichten, welche finanziellen Auswirkungen genau
diese Maßnahmen des Bundes haben, um danach
dann vernünftig hierüber reden zu können. Wenn es
bei uns von Relevanz ist, dann, meine Damen und
Herren, muss die Landesregierung den Mut haben,
dies abzulehnen.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Harms, würden Sie mir darin zustimmen,
dass die von Ihnen beschriebenen Effekte zu
100 % eintreten, wenn die Kernkraftwerke
sofort abgeschaltet werden?

Würden Sie vielleicht meiner Argumentation
folgen können, dass bei einer Laufzeitenver-
längerung den Gemeinden und den Ländern
das Risiko bleibt, bei dann geringerer Dotie-
rung?

(Ellen Streitbörger [DIE LINKE]: Was wol-
len Sie dann?)

- Dass es etwas anders laufen muss.

- Herr Kubicki, es geht zunächst einmal ja nicht
darum, dass wir die Atomkraftwerke abschalten.
Vielmehr haben wir einen bestehenden Atomkom-
promiss,

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und dieser Atomkompromiss hat eine Laufzeit. Zu
dieser Laufzeit stehe ich im Übrigen, und dazu steht
auch der SSW insgesamt. Das ist vielleicht ein Un-
terschied zu manch anderer Partei.

Das Zweite ist: Wenn wir uns darüber unterhalten,
welche Relevanz das hat - wir haben ja Zeitungsbe-
richte, aber auch Berichte von entsprechenden Per-
sönlichkeiten, die sich in der Finanzwirtschaft aus-
kennen und die uns davor warnen, dies so zu ma-
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chen, und darauf hinweisen, dass es zu Einnahme-
verlusten führen könnte -, dann erwarte ich vom Fi-
nanzministerium, dass die das untersuchen. Deswe-
gen ist, glaube ich, für diesen Bereich der Finanz-
ausschuss der richtige Ort, um das zu klären. Ich
glaube, es wäre eine Hilfestellung für die Landesre-
gierung, wenn es darum geht, sich zu entscheiden,
wie man im Bundesrat entscheiden will.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn uns, wie gesagt, das Ganze hier Geld kostet,
lieber Kollege Kubicki, dann, finde ich, muss man
das auch ablehnen.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Meine Damen und Herren! Die Redezeit für die
Aktuelle Stunde von 60 Minuten ist ausgeschöpft.
Darum erteile ich nun für die Landesregierung
Herrn Wirtschaftsminister Jost de Jager das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dass
CDU und FDP beim Thema Laufzeitverlängerung
unterschiedliche Positionen haben, ist seit Langem
klar und bekannt. Der FDP-Fraktionsvorsitzende
hat dies eben in der ihm eigenen dezenten Art auch
noch einmal deutlich gemacht.

(Heiterkeit)

Gleichwohl hat im März 2010 die Landesregierung
von Schleswig-Holstein ihr Energiekonzept „Ener-
giepolitik für Schleswig-Holstein“ vorgelegt. Dort
haben wir zum Thema der Laufzeitverlängerung
einvernehmlich festgehalten - ich zitiere auszugs-
weise -:

„Zur Energieversorgung zählt in Schleswig-
Holstein auch die Kernenergie. Die Kernkraft
ist eine Brückentechnologie, die schrittweise
durch die erneuerbaren Energien verlässlich
ersetzt wird.“

Weiter heißt es in dem Konzept:

„Schleswig-Holstein hat hinsichtlich des
Atomgesetzes keine Regelungskompetenz.“

Es heißt ferner:

„Für die Landesregierung steht außer Frage,
dass ausnahmslos und stets die Sicherheit der

Kernkraftwerke allen anderen Überlegungen
vorgeht. Die Landesregierung spricht sich in
ihrem Energiekonzept dafür aus, Reststrom-
mengen von älteren auf jüngere Kraftwerke
zu übertragen. Sie erwartet, dass dies inner-
halb der schleswig-holsteinischen Kraftwer-
ke geschieht. Das bedeutet zugleich,“

so heißt es dort weiter,

„dass eine Restlaufzeitverlängerung für die
Kernkraftwerke, auf die die Reststrommen-
gen übertragen werden, über das derzeit im
Atomgesetz fixierte Maß hinausgehen kann.“

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist eine freie Interpretation
des Koalitionsvertrages!)

- Das ist ja auch nicht der Koalitionsvertrag, son-
dern das ist eine neuere Festlegung in dem Ener-
giekonzept, Herr Abgeordneter Matthiessen.

Sie wissen allerdings auch, dass, wenngleich sich
Teile dieser Haltung der schleswig-holsteinischen
Landesregierung in dem Energiekonzept der Bun-
desregierung wiederfinden, dies nicht für alle Teile
gilt. Die Landesregierung hatte sich in ihrem Ener-
giekonzept im Frühjahr nämlich dahingehend posi-
tioniert, dass es eine Restlaufzeitverlängerung für
Kernkraftwerke zwar geben kann, damals wurde
allerdings in Erwägung gezogen, auch in Schles-
wig-Holstein einige ältere Anlagen vom Netz zu
nehmen. Dem ist die Bundesregierung nicht ge-
folgt.

Gleichwohl begrüße ich als Energieminister die
Entscheidung der Bundesregierung zur Laufzeit-
verlängerung. Sie schafft aus meiner Sicht Pla-
nungssicherheit für alle Beteiligten. Dies gilt übri-
gens auch für den Ausbau der erneuerbaren
Energien, der diese Zeit auch brauchen wird. Die
Rechnungen, die von verschiedenen Rednern heute
hier aufgemacht werden, dass man nämlich diese
Strommengen sofort oder in kürzerer Zeit durch er-
neuerbare Energien ersetzen könnte, basieren auf
der Annahme, dass man alle erneuerbaren Energien
gleichermaßen fördert. Dies wird allerdings aus
Gründen der Versorgungssicherheit zu bezahlbaren
Preisen nicht möglich sein. Deshalb ist die Landes-
regierung der Auffassung, dass die Leitenergie un-
ter den erneuerbaren Energien tatsächlich die
Windenergie sein muss. Wir haben insoweit sehr
konkrete Ausbauziele, wir wissen allerdings auch -
das wissen auch die Befürworter der Windenergie -,
dass wir gerade im Offshore-Bereich weit hinter
diesem Zeitplan zurückliegen. Es gibt vor den
schleswig-holsteinischen Küsten sieben genehmig-
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te OffshoreWindparks. Sie wissen, dass sich da-
von eineinhalb in der Realisierung befinden. Ein
Vorhaben, Butendiek, wurde nämlich begonnen
und dann wieder halb zurückgezogen, und das an-
dere soll jetzt von RWE Innogy verwirkt werden.
Sie wissen, dass wir, was den Ausbau der erneuer-
baren Energien im Bereich der Windkraft auf See
angeht, weit hinter den Planvorgaben sind, die wir
seinerzeit festgelegt hatten.

Insofern glaube ich, dass diese zusätzliche Zeit der
Restlaufzeiten der Kernkraftwerke nicht zulasten
des Ausbaus der erneuerbaren Energien geht, und
aus diesem Grunde begrüße ich als der für die Ener-
gie zuständige Minister dieser Landesregierung die-
sen Kompromiss der Bundesregierung. Diese posi-
tive Haltung ist allerdings konditioniert, und zwar
einmal durch sicherheitstechnische Vorbehalte
und zum anderen durch einen finanzpolitischen
Vorbehalt. Es ist übrigens - das hat ja in der Presse
diese Woche eine Rolle gespielt - nicht so unge-
wöhnlich, dass zwei Minister einer Regierung einen
Sachverhalt aus ihrer jeweiligen Ressortzuständig-
keit heraus unterschiedlich werten. Der für die Re-
aktorsicherheit zuständige Justizminister sieht den
Kompromiss der Bundesregierung aus sicherheits-
technischer Sicht kritisch. Kollege Schmalfuß for-
dert, dass die Berliner Koalitionäre die Gewährung
von Laufzeitverlängerungen von der vorherigen
Realisierung sicherheitstechnischer Ertüchtigungs-
maßnahmen abhängig machen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abgeordneten Flemming Mey-
er [SSW])

Er kritisiert insbesondere, dass die Bundesregierung
offenbar auch bei den sieben am schwächsten ge-
gen terroristische Bedrohung geschützten alten
Kernkraftwerken darauf verzichten will, die Forde-
rung nach einer Nachrüstung gegen terroristische
Bedrohungen, insbesondere gegen gezielt herbeige-
führten terroristischen Flugzeugabsturz, zu erheben.
Solche Korrekturen können und müssen noch im
Gesetzgebungsverfahren erfolgen.

Dies muss nicht ausschließlich in einem Bundes-
ratsverfahren für den Atomkompromiss sein. Nach
meinem Kenntnisstand wird es vielmehr so sein,
dass sich dieser Kompromiss in einem Paket ver-
schiedener Gesetzgebungsverfahren wiederfinden
wird. Aus diesem Grund halte ich es für ausgespro-
chen begrüßenswert, dass die Bundesregierung in
den Eckpunkten ihres Energiekonzepts angekündigt
hat, dass sie die Regelungen über Sicherheitsan-
forderungen an die deutschen Kernkraftwerke im

Rahmen einer Zwölften Atomgesetznovelle und auf
hohem Niveau fortschreiben will.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Traumtänzerei ist das!)

Wir werden uns - das wird ein anderes Gesetzespa-
ket sein, bei dem wir mit Sicherheit eine Bundes-
ratsbefassung haben werden - die Auswirkungen
der Laufzeitverlängerungen und der Absetzbarkeit
der Brennelementesteuer auf den Haushalt des Lan-
des und übrigens auch der Kommunen ebenfalls ge-
nau ansehen. Sollten die finanziellen und sicher-
heitstechnischen Interessen Schleswig-Holsteins
nicht gewahrt sein, wird die Landesregierung den
Gesetzen nicht zustimmen. Ich bin davon über-
zeugt, dass die Landesregierung in der weiteren Ge-
setzgebung eine gemeinsam getragene und verant-
wortbare Position finden wird.

Um es in aller Deutlichkeit zu sagen, meine Damen
und Herren: Kernkraftwerke dürfen nur dann, aber
auch wirklich nur dann wiederangefahren und be-
trieben werden, wenn sie allen sicherheitstechni-
schen Vorgaben entsprechen. Das ist der Grund,
weshalb es beim Wiederanfahren von zwei Kern-
kraftwerken in Schleswig-Holstein Verzögerungen
gibt. Die Betreiber der schleswig-holsteinischen
Kernkraftwerke haben die Reaktorsicherheit die-
ses Landes davon zu überzeugen, dass diese Sicher-
heit gegeben ist. Andernfalls bleiben die Reaktoren
vom Netz. Daran ändert die von der Bundesregie-
rung geplante Laufzeitverlängerung nichts. Dies ist
einheitliche Auffassung dieser Landesregierung.

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zu den Spekulationen über mögliche weitere nega-
tive Auswirkungen des Kernkraftkompromisses
möchte ich folgende Anmerkungen machen. Motor
für die Entwicklung der erneuerbaren Energien ist
das EEG mit seinem Einspeisevorrang und den
Vergütungssätzen. Auch daran ändert die geplante
Laufzeitverlängerung nichts. Kein Windmüller in
Schleswig-Holstein muss und wird seine Leistung
wegen der geplanten Laufzeitverlängerung dros-
seln. Auch der weitere Ausbau der erneuerbaren
Energien wird dadurch nicht gebremst. Wir erwar-
ten für 2020 deutlich über 9.000 MW Leistung aus
erneuerbaren Energien in Schleswig-Holstein. Nur
zum Vergleich: Die drei Kernkraftwerke hätten,
wenn sie denn alle laufen würden, eine Leistung
von knapp 3.700 MW, also weniger als die Hälfte.

(Beifall bei CDU und FDP)
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Meine Damen und Herren, bei allen Versuchen
auch in dieser Debatte, einen Widerspruch zwi-
schen den Laufzeiten und den erneuerbaren Energi-
en herzustellen, sage ich sehr deutlich: Wir sind
längst auf dem Weg in das Zeitalter der erneuer-
baren Energien, und, Herr Stegner, die Landesre-
gierung muss sich wirklich nicht vorwerfen lassen,
dass sie zum Beispiel die Windkraft nicht fördert.

(Beifall bei CDU und FDP)

Es ist diese Landesregierung, die die Windvor-
rangfläche in Schleswig-Holstein auf 1,5 % der
Landesfläche erhöht.

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf des Abge-
ordneten Detlef Matthiessen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Gegenwärtig, Herr Matthiessen, werden nur 0,75 %
der Landesfläche tatsächlich genutzt. Das heißt,
wir haben faktisch eine Verdoppelung der Fläche
für Windkraft in Schleswig-Holstein. Das ist ein
starkes Investitionsprogramm. Ich glaube nicht,
dass irgendein Windenergieanlagenbetreiber jetzt
sagen wird, er baue keine Windanlage, nur weil es
jetzt diese Laufzeitverlängerung gibt. Insofern we-
ben Sie an einem Mythos.

(Lebhafter Beifall bei CDU und FDP)

Sie werden erleben, dass der Ausbau der erneuerba-
ren Energien weitergeht, und zwar mit mehr Wind-
vorrangfläche. - Herr Stegner, weil Sie so herum-
brummeln - das ist offenbar eine Art nonverbaler
Zwischenruf von Ihnen -: Das war in einer Regie-
rung mit Ihnen nicht möglich. Das will ich auch
einmal sagen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Als Sie Innenminister waren und als Sie Fraktions-
vorsitzender einer Regierungsfraktion waren, war
das nicht möglich.

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf des Abge-
ordneten Dr. Ralf Stegner [SPD])

Aus diesem Grund brauchen wir uns von Ihnen
nicht belehren zu lassen, was den Ausbau der er-
neuerbaren Energien anbelangt. Wir haben eine lu-
penreine Agenda, meine Damen und Herren.

Wir alle wissen - ich glaube, das ist auch gemeinsa-
me Haltung in diesem Haus -: Das Nadelöhr sind
gegenwärtig die Netze. Wir müssen etwas tun, was
den Netzausbau voranbringt. Wir müssen das in
Schleswig-Holstein tun, wir müssen das aber auch
für die großen Übertragungsnetze tun. Aus diesem
Grunde unterstützen wir selbstverständlich die Hal-

tung des Ministerpräsidenten, dass ein Teil des Gel-
des aus diesem Förderfonds dafür aufgewendet
werden muss, um dafür zu sorgen, dass wir einen
solchen Netzausbau bekommen. Nur sage ich für
das, was wir nicht immer nur in der Bundesrepublik
zu verantworten haben, sondern auch hier in
Schleswig-Holstein: Wir müssen es dann auch zu-
lassen, dass Netze ausgebaut werden. Gegenwärtig
ist es so, dass jedes Netzausbauverfahren von ir-
gendeiner Bürgerinitiative und oftmals sogar von
den Windmüllern selber beklagt wird.

(Zurufe von der SPD)

Ich bin der Auffassung, dass wir dann auch einmal
konsequent sein müssen. Man kann die Leitung
zwischen Breklum und Flensburg nicht nur bekla-
gen, weil sie auf einmal eine Freileitung ist. Wich-
tig ist vielmehr, dass die Leitung steht.

(Beifall bei CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, aus diesem Grunde ha-
ben wir noch viel zu tun. Ich bin der Auffassung,
dass wir dann, wenn Sie tatsächlich 17 Kernkraft-
werke in ihrer Leistung durch erneuerbare Energien
ersetzen wollen, einen Netzausbau in einer enormen
Größenordnung brauchen, für den diese Zeit tat-
sächlich erforderlich ist.

Insofern, meine Damen und Herren, es ist noch
nicht die Zeit, und es wäre aus meiner Sicht fahrläs-
sig, zum gegenwärtigen Zeitpunkt auf eine Form
der Energieproduktion zu verzichten. Es ist eine
Brückentechnologie. Die Chinesen sagen nicht zu
Unrecht, man soll eine Brücke erst abreißen, wenn
man ganz genau weiß, dass man sie nicht mehr
braucht. Das wissen wir noch nicht genau. Deshalb
brauchen wir diese zusätzliche Zeit. Daher mit den
beiden Vorbehalten, die ich genannt habe, ist es
richtig, dass es diese Laufzeitverlängerung gibt.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Meine Damen und Herren, ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen mehr, die im Rahmen von Kurz-
beiträgen nach § 56 Abs. 4 möglich wären, wenn
die Landesregierung ganz zum Schluss gesprochen
hat. Ich sehe, das ist weiterhin nicht der Fall. Dann
ist damit die Aktuelle Stunde beendet.

Begrüßen Sie jetzt mit mir auf unsere Besuchertri-
büne Gäste, nämlich Auszubildende des Berufli-
chen Bildungszentrums aus Ahrensburg sowie Mit-
glieder des Round Tables Großensee! - Seien Sie
uns herzlich willkommen!
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(Beifall)

Meine Damen und Herren, die Fraktionen von
CDU und FDP haben einen Dringlichkeitsantrag
vorgelegt. Wir kommen deshalb zunächst zu dem
von CDU und FDP vorgelegten Dringlichkeitsan-
trag.

Keine Unterbringung gefährlicher ehemaliger
Sicherungsverwahrter durch die Freie und Han-
sestadt Hamburg in Schleswig-Holstein

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/855

Ich gehe davon aus, dass Sie das alle vor sich liegen
haben. Ich frage: Wird das Wort zur Begründung
gewünscht? - Ich stelle fest, das ist nicht der Fall.

Dann kommen wir zur Abstimmung über die
Dringlichkeit. Ich bitte um das Handzeichen, wer
die Dringlichkeit bejaht. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich? - Dann ist somit die Dringlichkeit ein-
stimmig, also mit der erforderlichen Mehrheit von
zwei Dritteln und darüber hinaus, beschlossen. Ich
schlage Ihnen vor, den Antrag als Punkt 36 B nach
Tagesordnungspunkt 26 in die Tagesordnung einzu-
reihen. Ich glaube, das ist insoweit abgestimmt.
Dann können sich alle darauf einstellen.

(Unruhe)

- Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben das
jetzt erst einmal so vorgeschlagen. Ansonsten bitte
ich die Parlamentarischen Geschäftsführer, sich ge-
gebenenfalls zu verständigen, wenn es dort noch ei-
ne Änderung geben soll.

Dann rufe ich jetzt in der Reihenfolge den Tages-
ordnungspunkt 34 auf und bitte um Aufmerksam-
keit:

HSH Spitzelskandal aufklären - Schaden vom
Land Schleswig-Holstein abwenden

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/822

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/847

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
stelle fest, das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich
die Aussprache. Für die antragstellende Fraktion,
die SPD-Fraktion, erteile ich der Frau Abgeordne-
ten Herdejürgen das Wort.

Birgit Herdejürgen [SPD]:

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Der heikle Auftrag kommt ausgerechnet aus
dem Haus des geheimnisumwitterten „Doktor No“,
dem Hofmarschall in einer kleinen, aber starken Fe-
stung zwischen zwei Fürstentümern und einer
fremdländischen Handelsmacht. Wichtige Unterla-
gen sind vor den Augen von Fürst, Volk und He-
rold verborgen in eine andere Festung zu transferie-
ren. Aber kann man allen oberen Hofchargen trau-
en? Zu groß ist die Gefahr, dass einer Vizeober-
schlosshauptmann anstelle des Vizeoberschlos-
shauptmanns werden will. Nur, wer greift da heim-
lich nach Macht und Einfluss?

Nichts leichter, als nächstens die Hofkanzlei einzu-
bestellen und einen falschen Brief vorzubereiten,
der, versehen mit dem Siegel des Hofmarschalls,
auf den Weg geht. Zur Sicherheit wird der festungs-
lose Ritter U. engagiert, um kleine Spione in den
Räumen der Verdächtigen einzuschleusen. Und
prompt wird eine obere Hofcharge als Überbringer
der gefälschten Unterlage ausgemacht, geächtet und
mit Schimpf und Schande aus der Festung gejagt.

Aber ist der Übeltäter überhaupt der Übeltäter?
Liegt der Verrat vielleicht ganz woanders? War der
richtige Brief gefälscht? Was weiß der Hofmar-
schall? Egal. Zu gut hat die Intrige funktioniert, als
dass man künftig darauf verzichten will. Und weil
ein weiterer gefälschter Brief auffallen würde,
greift man dazu, einem unliebsamen Statthalter in
fernen Landen fehlgeleiteter Minne zu bezichtigen
und ihm, wo das nicht reicht, verfängliche Dinge
unterzuschieben, die eine von der Hofkanzlei ange-
führte Gesandtschaft in höchster Entrüstung ans
Licht der Öffentlichkeit zerrt. Und so leeren sich
nach und nach die fürstlichen Schatullen, während -
ich gebe die Kurzfassung - die Festung mit der Be-
wältigung ihrer inneren Befindlichkeit befasst ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so etwas würde
niemand wirklich lesen wollen. Wenn ich dieses
Storyboard für einen Wettbewerb einreichen würde,
den Preis bekäme jemand anderes, und das zu
Recht.

Die Zustände, die über die HSH Nordbank berichtet
werden, sind erschütternd: Lügen, gegenseitige
Schuldzuweisungen, Verdächtigungen, Intrigen.
Vermischt mit undurchsichtigen Geschäftsvorgän-
gen, von denen einige nur den Zweck hatten, Mana-
gern höhere Einkommen zuzuschanzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wird Ihnen
nicht anders gehen: Ich kann mich noch allzu gut an
heiße Debatte erinnern, die wir in unserer Fraktion

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 28. Sitzung - Freitag, 10. September 2010 2257

(Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=fastlink&pass=&search=DID=K-50921&format=WEBVORGLFL1
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=fastlink&pass=&search=DID=K-50703&format=WEBVORGLFL1
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=fastlink&pass=&search=DID=K-50875&format=WEBVORGLFL1
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2914&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2914&format=WEBVOLLLANG


hatten. Als wir scheibchenweise die finanzielle Si-
tuation der HSH Nordbank mitgeteilt bekamen
und sehr kurzfristig über Kapitalerhöhungen und
Garantien entscheiden mussten, war es innerhalb
der eigenen Fraktion sehr schwierig zu vermitteln,
dass es nicht im Interesse der Bank und des Landes
ist, allzu deutlich öffentlich Kritik zu üben.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Frau Abgeordnete, einen kleinen Augenblick. - Ich
bitte um etwas mehr Ruhe und Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Birgit Herdejürgen [SPD]:

Inzwischen wird die Auseinandersetzung in der Öf-
fentlichkeit geführt, und das geschieht nicht durch
Versäumnisse der Politik, sondern ist einzig und al-
lein von denen zu verantworten, deren Aufgabe
darin besteht, die HSH Nordbank verantwortlich zu
leiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Bezug auf den
Umgang mit diesen empörenden Berichten unter-
scheidet uns Sozialdemokraten von der CDU, dass
wir unsere Bank gern weiter durch die Politik kon-
trollieren lassen wollen. Wir sind nicht der Mei-
nung, dass die Kontrolle von Managern durch Ma-
nager besser und zuverlässiger ans Ziel führt. Das
hat bereits innerhalb der Bank nicht funktioniert,
und wir halten es auch bei der Überprüfung des
Vorstands durch den Aufsichtsrat für problema-
tisch.

Nach der Entfernung der Minister aus dem Auf-
sichtsrat hat die Bank mittlerweile auch die Vertre-
terinnen und Vertreter der Fraktionen aus dem
Beirat geworfen, übrigens ohne dass mit diesen
vorher gesprochen worden wäre. Im neuen politik-
befreiten Aufsichtsrat hielt das offenbar niemand
für notwendig. Dieser Umgang mit den Anteilseig-
nern liegt ganz im Stil der Bank. Akzeptabel ist er
nicht.

(Beifall bei SPD und SSW)

Nach dieser Kritik ist zum Abschluss noch ein
Wort des Lobes angebracht: Wie die Leitung des
HSH-Vorstands es bewältigt, neben der Rettung der
Bank auch noch all diese Ränkespiele zu organisie-
ren, verdient schon fast Bewunderung. Es spricht
für eine gute Arbeitsteilung. Eine Utopie bleibt
wohl, was wäre, wenn all diese beachtliche Energie

statt für die Koordinierung von Intrigen für das
Wohl der Bank verwendet würde.

Wir als Fraktion erwarten, dass wir schnell, umge-
hend Aufklärung über die ganzen Vorgänge erhal-
ten. Wir wollen damit nicht warten, bis die Staats-
anwaltschaft mit ihren Ermittlungen durch ist, son-
dern möchten dies sofort in den entsprechenden
Ausschüssen vorgelegt haben.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Herrn Abge-
ordneten Tobias Koch das Wort.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Spitzelskandal, Abhöraffäre, Skandalbank -
es ist in höchstem Grade unerfreulich und schmerz-
lich, derartige Begriffe im Zusammenhang mit ei-
ner Bank zu hören, die sich zu 90 % im Eigentum
der öffentlichen Hand befindet. Niemand von uns
ist aber zum jetzigen Zeitpunkt in der Lage, eine
abschließende Bewertung der zum Teil wider-
sprüchlichen Aussagen vorzunehmen. Weder ist
vollständig klar, was genau passiert ist, noch wer
die handelnden Personen waren, und erst recht
nicht, wer dafür letztlich Verantwortung trägt. Ei-
ne umfassende und zügige Aufklärung der m
Raum stehenden Behauptungen ist deshalb das Ge-
bot der Stunde, um weiteren Schaden von der HSH
Nordbank abzuwenden. Ich denke, hierüber dürfte
Einigkeit in diesem Haus bestehen.

Wie der Presse zu entnehmen war, ermitteln das die
Staatsanwaltschaften in Hamburg und in Kiel. Die
BaFin hat eine Sonderprüfung eingeleitet, und der
Aufsichtsrat hat mit der Einschaltung von Anwäl-
ten und Wirtschaftsprüfern ebenfalls die notwendi-
gen Schritte zur Aufklärung unternommen.

Dieses schnelle Handeln des Aufsichtsrats sowie
der staatlichen Stellen ist ausdrücklich zu begrüßen.

Ich will betonen, dass es einer besonderen Auffor-
derung durch den Landtag hierzu nicht bedurfte und
auch heute nicht bedarf, denn auch ohne eine solche
Aufforderung sind bereits alle erforderlichen Maß-
nahmen eingeleitet worden.

Zur Information des Landtags haben sowohl die
Landesregierung als auch der Vertreter des Landes
im Aufsichtsrat dem Unterausschuss für Beteili-
gungen in der vergangenen Woche Rede und Ant-
wort gestanden. Ohne dass ich an dieser Stelle aus
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der vertraulichen Sitzung berichten will und kann,
lässt sich sagen, dass dem Informationsbedürfnis
des Parlaments damit entsprochen wurde. Auch ein
Minister hätte das nicht besser machen können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn wir
uns als Parlament darum sorgen, welchen Schaden
die HSH Nordbank und das Land Schleswig-Hol-
stein durch die täglich neuen Skandalmeldungen er-
leiden, dann tun wir dies deshalb, weil wir mit er-
heblichem finanziellen Einsatz in Form von Kapital
und Garantien bei der HSH Nordbank engagiert
sind.

Umso größere Bedeutung haben für uns als Anteils-
eigner deshalb die Meldungen, die uns in den ver-
gangenen Tagen ebenfalls erreichten. Die HSH
Nordbank vermeldet erfreuliche Fortschritte bei
dem eingeleiteten Restrukturierungsprozess, und
im zweiten Quartal konnte zum ersten Mal nach
fast zwei Jahren wieder ein positives operatives Er-
gebnis erzielt werden.

Bis zum Ende dieses Jahres werden Hamburg und
Schleswig-Holstein rund 700 Millionen € an Ga-
rantieprovisionen von der Bank erhalten haben.
Diese Zahlungen erlauben es, bereits jetzt ein Sech-
stel der für die Kapitalerhöhung aufgenommenen
Kredite über 3 Milliarden € wieder zurückzuzahlen.
Bislang gibt es außerdem keinerlei Anzeichen da-
für, dass die von den Bundesländern gewährte Ga-
rantie in Höhe von 10 Milliarden € von der Bank in
Anspruch genommen wird. Stattdessen werden die
Verpflichtungen der beiden Länder aus der Ge-
währträgerhaftung am Ende dieses Jahres um fast
20 Milliarden € niedriger liegen als noch Ende
2008.

Meine Damen und Herren, so beunruhigend die
Meldungen über die Spitzelaffäre bei der HSH
Nordbank sind - sie sollten uns nicht davon abhal-
ten, auch diese positiven Nachrichten zur Kenntnis
zu nehmen und angemessen zu würdigen. Ich will
der Opposition gern zugutehalten, dass ihre Sorgen
um die Reputation der Bank und die Auswirkungen
auf Schleswig-Holstein von aufrichtigen Motiven
geleitet sind und nicht allein dem Zwecke politi-
scher Schlagzeilen dienen. Es wäre allerdings zu
wünschen, dass wir dabei kein einseitiges Bild
zeichnen, sondern eine ganzheitliche Betrachtung
der Entwicklung bei der HSH Nordbank vorneh-
men.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die FDP-Fraktion erteile ich dem Fraktionsvor-
sitzenden, Herrn Wolfgang Kubicki, das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich wollte zunächst in Versform vortragen, aber ich
habe mich doch eines Besseren besonnen.

Die HSH Nordbank befindet sich seit einigen Wo-
chen wieder in den Schlagzeilen, und jeden Mor-
gen, wenn ich die Zeitung aufschlage, frage ich
mich: Warum haben wir nicht bereits vor mehreren
Jahren die HSH Nordbank-Anteile verkauft und das
Land damit um mehrere Milliarden € beglückt?

(Beifall bei der FDP)

Es könnte so einfach sein. Wir könnten heute mit
einem gewissen Abstand die Artikel über Bespitze-
lungen und Intrigen bei der HSH Nordbank zur
Kenntnis nehmen. Aber mit einer Gewährträger-
haftung des Landes mit immer noch 45 Milliar-
den € Ende des Jahres und Bürgschaftszusagen in
Höhe von 10 Milliarden € gehen uns die Ereignisse
um die Bank und in der Bank sehr wohl etwas an.

Wir haben vor knapp einem Jahr noch in der letzten
Wahlperiode einen Untersuchungsausschuss ein-
gerichtet, der in dieser Wahlperiode quasi fortge-
führt wird. Dieser Ausschuss soll untersuchen, wie
es zu der finanziellen Schieflage der HSH Nord-
bank gekommen ist. Während die ersten Meldun-
gen der Bank - Herr Kollege Koch, bei aller gebote-
nen Skepsis, Zahlen kann man ja, wie Sie wissen,
so oder so bewerten - zumindest eine positive Ten-
denz aufwiesen, sieht sich die Bank nun wieder in
Skandale verwickelt. So konnten wir in den vergan-
genen Wochen lesen, dass ein Ex-Vorstand der
Bank überwacht und zu Unrecht entlassen worden
sein soll, ein Manager des Instituts soll sogar mit
Kinderpornografie in Verbindung gebracht worden
sein. Der Vorstandschef Dr. Nonnenmacher wird in
der Berichterstattung mit diesen Machenschaften
zumindest in Verbindung gebracht.

Auch für Schleswig-Holstein ist diese Berichterstat-
tung schon ein Imageschaden. Es kann nicht sein,
dass die HSH Nordbank, die sich immerhin zu fast
90 % im Anteilsbesitz der öffentlichen Hand be-
findet, ständig mit kriminogenen Methoden in Ver-
bindung gebracht wird.

(Beifall bei FDP, CDU, SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Kiel und Ham-
burg haben die Staatsanwaltschaften bereits Ermitt-
lungen aufgenommen und auch in New York. Nach
meiner Auffassung liegt es im Interesse unseres
Landes, dass die Ermittlungen zügig geführt wer-
den. Aufgrund der Bedeutung des Verfahrens für
unser Land wäre es nach meiner Auffassung rich-
tig, dass auch die Staatsanwaltschaften auch per-
sonell für die Ermittlungen hinreichend ausgestattet
sind. Ich füge ausdrücklich hinzu: Auf Gutachten
aus der Bank, die wir nicht einmal zu lesen bekom-
men, sondern nur in Exegese und Erklärungen von
Beteiligten, über Verfehlungen einzelner Vor-
standsmitglieder gebe ich persönlich nichts mehr.

(Beifall bei der FDP)

Es ist an der Zeit, dass die Staatsmacht, die soge-
nannte objektivste Behörde der Welt, die Staatsan-
waltschaft, zügig und unabhängig die Sachverhalte
offenlegt und bewertet.

(Beifall bei FDP und CDU)

Wir müssen als Anteilseigner der Bank die Reputa-
tion der HSH Nordbank auch in unserem Interesse
im Auge haben. Dr. Nonnenmacher hat recht, wenn
er sagt, dass der Ruf der Bank durch die Zeitungs-
berichte massiv geschädigt und die Arbeit vieler
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den vergange-
nen Jahren infragegestellt würde. Mir fehlt aber die
Frage des Vorstandschefs nach der eigenen Verant-
wortung für diese Situation.

(Beifall bei der FDP und der Abgeordneten
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Daher haben wir in unserem Änderungsantrag die
schnelle und konsequente Aufklärung der erhobe-
nen Vorwürfe gefordert. Wenn sie sich bestätigen,
müssen auf jeden Fall personelle und organisatori-
sche Konsequenzen gezogen werden. Alle Beteilig-
ten sollten ein Interesse an einer zügigen Aufklä-
rung haben. Wer in dieser Frage auf Zeit spielt und
beispielsweise nicht mit den Ermittlungsbehörden
in ausreichendem Maße kooperiert, wird verlieren.

Denn wenn die HSH Nordbank noch länger mit
Skandalen die Medien füllt, kann irgendwann der
Punkt erreicht sein, an dem aus Sicht der Landesre-
gierung, aber noch mehr des Aufsichtsrats der Bank
die Frage gestellt werden muss, ob die Reputation
der Bank nicht bereits vor der endgültigen Aufklä-
rung einen personellen Neuanfang erfordert. Die
Unschuldsvermutung gilt selbstverständlich auch
für Herrn Dr. Nonnenmacher, aber die Bank und
auch das Land können sich eine Debatte über kri-

minogene Methoden der Mitarbeiterführung und
-entsorgung nicht ewig leisten.

(Beifall bei der FDP)

Eines kann ich heute schon sagen: Wir werden es
nicht zulassen, dass die Vorwürfe gegen die Bank
auf eine Landesregierung überschwappen, an der
die FDP beteiligt ist. Wir können dabei auch auf die
Unterstützung der Grünen hoffen, die durch ihre
Regierungsbeteiligung in Hamburg - -

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Frau Kollegin Heinold, ich würde mir wünschen,
dass die Grünen in Hamburg in der Regierung häu-
figer die Intensität der Bemühungen an den Tag le-
gen würden, die uns hier auszeichnet, ich sage aus-
drücklich Sie und uns als FDP. Ich hoffe auch auf
die Unterstützung der Grünen im Hamburger Senat.
Denn - noch einmal - beide Länder können sich ei-
ne unsägliche Debatte über kriminogene Methoden
einer Bank, die im öffentlichen Besitz ist, nicht
leisten.

(Beifall bei FDP, CDU, SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich der Frau Abgeordneten Monika Heinold
das Wort.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Kubicki, es gibt Wünsche, die wir miteinander tei-
len. Das ist so. Ich habe von diesem Pult aus schon
viele Reden zur HSH Nordbank gehalten, habe die
Bank in guten wie in schlechten Zeiten konstruktiv
und kritisch begleitet. Aber das, was jetzt an Vor-
würfen im Raum steht, macht mich fassungslos.
Herr Koch, es ist nicht die Stunde, ein Loblied auf
die Bank zu singen.

Einem missliebigen Mitarbeiter in den USA sollen
Verbindungen zur Kinderporno-Szene und zu ei-
nem Callgirl-Ring untergeschoben worden sein, um
ihn fristlos kündigen zu können. Ein Londoner Mit-
arbeiter, der sich der Staatsanwaltschaft bei den Er-
mittlungen gegen den Vorstand als Zeuge zur Ver-
fügung gestellt hat, soll mit haltlosen Anschuldi-
gungen diskreditiert und unter Druck gesetzt wor-
den sein. Ein Vorstandskollege, den man loswerden
wollte, soll abgehört und hintergangen und zudem
noch in seine Privatwohnung eingebrochen worden
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sein. Das Schlimmste daran ist der Vorwurf, dass
diese Intrigen mit Wissen der Unternehmensspit-
ze geschehen sein sollen beziehungsweise von Vor-
standsmitgliedern eingefädelt wurden. Welch kata-
strophaler Zustand für eine Landesbank!

Wanzen, Einbrüche und gefälschte Papiere - in ei-
nem Spionagekrimi mag das das Sahnehäubchen
sein, aber für unsere Landesbank sind diese Vor-
gänge ein Desaster.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Die im Raum stehenden Vorwürfe schaden massiv
der Reputation der Bank, anscheinend überlegen
schon die ersten Kunden und Geschäftspartner, die
HSH Nordbank zu verlassen, weil sie mit den unge-
heuerlichen Vorwürfen nicht in Verbindung ge-
bracht werden wollen.

Der „Spiegel“ kommentierte das so: ,,Nie war diese
Bank so am Ende wie heute.“ Und das, wo der Auf-
sichtsratsvorsitzende, Herr Kopper, vollmundig
verkündet hatte, man müsse nur die Politik aus al-
len Gremien entfernen und schon würde sich die
Bank bestens entwickeln. Welch Trugschluss,
welch Arroganz!

Herr Ministerpräsident, Ihre Entscheidung aus dem
vergangenen Jahr, dass keine Kabinettsmitglieder
mehr im Aufsichtsrat der Bank sitzen, war ein ka-
tastrophaler Fehler.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW - Zuruf des Abgeordneten
Wolfgang Kubicki [FDP])

Denn gerade jetzt wäre es doch wichtig, dass Mit-
glieder der Landesregierung im Aufsichtsrat unmit-
telbar sicherstellen, dass alle Vorwürfe wirklich
zügig, schonungslos und auch glaubhaft aufgeklärt
werden.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das geht gar
nicht!)

Stattdessen war der Presse zu entnehmen, Herr
de Jager mahne eine rasche Aufklärung an. Jetzt sei
der Aufsichtsrat am Zug. Herr de Jager, wenn Sie
im Aufsichtsrat sitzen würden, dann könnten Sie
genau das selbst bewirken, was Sie jetzt über die
Presse von anderen einfordern. Eines muss doch
klipp und klar sein, Aufsichtsrat hin oder her, die
politische Verantwortung für die Kontrolle der
HSH Nordbank liegt unverändert bei dieser Lan-
desregierung.

Es ist der von Ihnen gewollte Vorstandsvorsitzende,
der jetzt derart unter Beschuss geraten ist. Es ist Ih-

re politische Verantwortung, dafür zu sorgen, dass
die HSH Nordbank vom Intrigantenstadl zu einer
seriösen Geschäftsbank zurückkehrt. In dieser Si-
tuation darf sich die Landesregierung nicht weg-
ducken, sondern muss auf sofortige und umfassen-
de Aufklärung drängen, personelle Konsequenzen
androhen und wenn notwendig umsetzen. Und des-
halb, meine Damen und Herren, stimmen wir so-
wohl dem Antrag der SPD als auch dem Antrag von
CDU und FDP zu, den ich außerordentlich begrüße
und auch in Tenor und Duktus richtig finde.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
CDU und FDP)

Auch Herr Kopper wäre gut beraten, sich endlich
kritisch mit den Vorwürfen auseinanderzusetzen,
anstatt stündlich seine uneingeschränkte Solidarität
mit Herrn Nonnenmacher zu verkünden.

Meine Damen und Herren, das Land hat Milliarden
in die Bank investiert, die Bank muss endlich wie-
der auf die Füße kommen. Wir wollen unser Geld
zurück! Schönen Gruß an die HSH Nordbank!

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Rückschläge sind das Letzte, was die HSH Nord-
bank gebrauchen kann. Hält die Bank ihren Konso-
lidierungspfad nicht ein, stürzt das Land gemein-
sam mit der Bank in den finanziellen Abgrund. Je-
der Tag mit derart ungeheuerlichen Gerüchten, wie
sie in der Zeitung stehen, ist ein schlechter Tag für
die Bank und damit auch ein schlechter Tag für
Schleswig-Holstein. Wenn Aufsichtsrat und Vor-
stand das katastrophale Erscheinungsbild der Bank
nicht zügig in den Griff bekommen, dann sind sie
fehl am Platz. Es ist nicht fünf vor zwölf, es ist fünf
nach zwölf, es muss sich dringend etwas verändern,
ansonsten wird dies zu großem Schaden für Schles-
wig-Holstein führen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und vereinzelt bei der FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich Herrn Ab-
geordneten Ulrich Schippels das Wort.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin meine Damen und Herren! Frau
Heinold, wenn ich auf die Uhr schaue, sehe ich, es
ist ungefähr 17 Minuten vor 12 Uhr. Soviel dazu.

Ich teile nicht Ihre Gemeinsamkeiten mit dem
Herrn Kollegen Kubicki. Herr Kubicki, es ist nicht
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so, dass wir diese Probleme jetzt nicht hätten, wenn
wir uns vor drei Jahren von den Anteilen der
HSH Nordbank getrennt hätten, sondern das Pro-
blem ist, dass wir überhaupt den Versuch gemacht
haben, die HSH Nordbank an die Börse zu brin-
gen. Der Lauf in Richtung Rendite, die Sucht nach
der Rendite, der Lauf hinter dem goldenen Kalb
her, um die Rendite des Eigenkapitals zu erhöhen,
bis zum Abgrund, das sind die Ursachen. Das sind
die Ursachen für die ganzen Verwerfungen, mit de-
nen wir immer wieder konfrontiert werden.

Der Vorstandsvorsitzende der HSH Nordbank hat
nun drei Probleme: Zum Ersten muss er versuchen,
die HSH Nordbank über Wasser zu halten, wie es
in der Bankersprache heißt. Da bin ich nicht ganz
so optimistisch wie Herr Koch, aber wir hoffen.
Zum Zweiten muss er staatsanwaltliche Ermittlun-
gen in Sachen Bilanzfälschung abwettern. Zum
Dritten hat er nun auch noch einen neuen Vorwurf
am Hals: Die Beteiligung des Vorstandsvorsitzen-
den der HSH Nordbank an der Suche nach einem
Informationsleck bei der Bank ist inakzeptabel. Ich
frage mich, ob dies nicht sogar einen Verstoß ge-
gen das Aktiengesetz darstellt. Denn eine solche
Suche - wenn es denn sein muss - ist die Aufgabe
des Aufsichtsrats.

Knapp 6.850 € - nicht knapp, sondern genau - pro
Tag kassiert Herr Nonnenmacher - ohne die zusätz-
lichen Gratifikationen wie Dienstwagen und Boni,
wenn denn die HSH wieder einmal eine positive
Bilanz vorlegen sollte, ohne diese zusätzlichen
Kleinigkeiten. 6.850 € jeden Tag, sieben Tage die
Woche, 52 Wochen im Jahr. Und dieser hochbe-
zahlte Dr. Nonnenmacher sitzt nun, wie wir erfah-
ren müssen, in der Zentrale der HSH Nordbank -
nachts - und zinkt mit dem Justitiar Unterlagen.
Denn es geht darum, einen Verräter, einen ver-
meintlichen Verräter, zu finden. Da hat „Dr. No“
wohl ein wenig zu viel James Bond geschaut. Es
fehlt eigentlich nur noch die Lizenz zum Töten.

Möchten Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von
den anderen Fraktionen, in einer Fraktion sein, in
der der Fraktionsvorsitzende Ihnen mit geheim-
dienstlichen Methoden hinterher spioniert?

(Günther Hildebrand [FDP]: Sind wir! - Hei-
terkeit)

- Wir sind noch nicht so weit. Das finde ich echt er-
staunlich, Herr Hildebrand.

Die „Frankfurter Allgemeine“ vom 26. August die-
ses Jahres berichtet: Schon die Veröffentlichung
dieser obskuren Handlungen habe Folgen für die
Bank. Denn so mancher mittelständische Firmen-

lenker überlege - ich zitiere -, „ob er die HSH noch
als Hausbank auf seinem Briefpapier ausgewiesen
sehen will“.

Wir müssen also zur Kenntnis nehmen, auch Sie,
Herr Koch, dass „Dr. No“ jenseits strafrechtlicher
Fragen den Geschäftserfolg der Bank massiv be-
einträchtigt, und das für 6.850 € pro Tag. Damit
wird die Bevölkerung Schleswig-Holsteins - und
die ist Eigentümerin von 42,5% der Bank - materi-
ell geschädigt. Das Land hat bereits eine Menge
Geld in der HSH Nordbank verbrannt. Dadurch ist
Schleswig-Holstein in eine schwere finanzielle Not-
lage geraten. Nun wird dies durch die Aktivitäten
des Vorstands der HSH und durch die Hasenfüßig-
keit des Aufsichtsrats - dazu habe ich auch eine et-
was andere Einschätzung als die, die bisher geäu-
ßert worden ist - deutlich verschlimmert.

Auch die Vorgänge in den USA sind alles andere
als appetitlich. Wenn sich die Vorwürfe auch nur
ansatzweise bewahrheiten sollten, dann hat
J. R. Ewing aus Dallas - einige erinnern sich viel-
leicht noch an die Serie aus den USA - einen würdi-
gen Nachfolger gefunden.

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN)

Auch wenn der Vorstandsvorsitzende an den fiesen
Machenschaften nicht beteiligt war, dann trägt er
als Vorstandsvorsitzender dafür die Verantwortung.
Dann hat er seinen Laden nicht im Griff. Und auch
das erfordert Konsequenzen.

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN)

Der „Financial Times Deutschland“ vom 26. Au-
gust 2010 war zu entnehmen, dass die eingangs er-
wähnte Spitzelaffäre Nonnenmacher kein Einzel-
fall sei. Schon 2005 war das Büro des damaligen
Vorstandsvorsitzenden Alexander Stuhlmann ver-
wanzt. Dieser hatte damals die Firma Prevent ange-
heuert. Allein 2009 erhielt diese Firma noch
7.083.701 € aus Steuermitteln von uns. Diese
7 Millionen € sind anscheinend nicht dazu verwen-
det worden, berechtigte Sicherheitsinteressen der
Bank zu schützen. Das Geld floss offensichtlich,
um missliebige Konkurrenten auszuschalten.

Und „Die Welt“ vom 31. August 2010 titelte: „Au-
gias-Stall Nordbank“. Zur Erinnerung - die Ge-
schichte spare ich mir jetzt; die kennen Sie alle -,
das ist eine griechische Sage. Herakles hat die Auf-
gabe bewältigt. Leider haben wir nun keinen früh-
griechischen Heroen mehr, der das machen könnte.
Wir sind auf die Politik angewiesen, die das Pro-
blem löst, und auf das Recht. Aber in meinen Au-
gen ist es offensichtlich, dass die Übergangsregie-
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rung noch nicht bereit ist, rechtliche und politische
Instrumente einzusetzen, um das Geld der Bürge-
rinnen und Bürger zusammenzuhalten.

Nach außen wird dann eine Bella Figura vorgegau-
kelt. Es geht darum, die Bank nach außen schön
aussehen zu lassen - ein Spiel, das bis heute von
Herrn Wiegard und von Herrn Koch mitgespielt
wird. Von Aufsicht konnte bis jetzt und kann auch
bis heute keine Rede sein. Die Landesregierung
muss sich den Vorwurf gefallen lassen, durch Untä-
tigkeit an dem Desaster mitverantwortlich zu sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Mein letzter Satz: Ziehen sie jetzt endlich die Reiß-
leine, denn „Dr. No“ ist offensichtlich eine Fehlbe-
setzung - zumindest an dieser Position. Ziehen Sie
die Reißleine, das spart uns perspektivisch zumin-
dest unseren Anteil an den 2,5 Millionen € im Jahr,
die J. R. Ewing, ach, ich meine Dr. Nonnenmacher,
kassiert.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW erteile ich Herrn Abge-
ordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Einmal davon abgesehen, dass die
HSH Nordbank seit vielen Monaten vor allen Din-
gen Schlagzeilen hinsichtlich ihrer katastrophalen
Geschäftspolitik macht, wird immer deutlicher,
dass diese Bank nicht nur ein finanzieller, sondern
eben auch ein menschlicher Sumpf ist.

Die Spekulationen über Porno- und Sex-Skandale
in New York oder Spitzelaffären in London und
Hamburg sprechen hier für sich.

Aber als wenn das nicht genug ist, diskutieren wir
heute noch einen Antrag der SPD und einen dazu
vorliegenden Änderungsantrag, in dem der Auf-
sichtsrat der HSH Nordbank aufgefordert wird, die
Spitzelaffäre in Hamburg um den ehemaligen Vor-
stand, Herrn Roth, aufzuklären. Aus Sicht des SSW
hat dieser Antrag hier im Landtag eigentlich nichts
zu suchen. Wir haben es bei der Hamburger Spit-
zelaffäre höchstwahrscheinlich mit kriminellem
Handeln zu tun. Dessen Aufklärung ist weder
Aufgabe des Landtags noch des PUAs oder des
Aufsichtsrats. Dies hat auch der Aufsichtsrat der
HSH Nordbank erkannt und Staatsanwaltschaft
und BaFin informiert sowie eine Anwaltskanzlei

damit beauftragt, die Hamburger Spitzelaffäre auf-
zuklären.

Die Kontrollfunktion des Aufsichtsrats funktio-
niert also, der interne Reinigungsprozess scheint in
Gang gesetzt worden zu sein. Aber auch der exter-
ne Reinigungsprozess ist angelaufen. Die Staats-
anwaltschaft hat sich - gemachter oder zurückge-
zogener Aussagen hin oder her - der verschiedenen
Fälle angenommen und führt nun Ermittlungen
durch. Der Vorteil der Staatsanwaltschaft liegt un-
ter anderem in ihrer Eigenständigkeit, sodass wir si-
cher sein können, dass unabhängig vom HSH-Hick-
hack oder Fraktionsgetöse eine hartnäckige Suche
nach der Wahrheit stattfindet.

Um es noch einmal deutlich zu sagen: Die Aufklä-
rung kriminellen Handelns hat weder im Landtag
noch anderswo außerhalb der Staatsanwaltschaft et-
was zu suchen. Eine andere Frage ist, was wir als
Anteilseigner davon halten. Schleswig-Holstein hat
durch seine in die HSH Nordbank investierten Mil-
lionen ein erhebliches Interesse daran, dass die
Bank funktioniert und erfolgreich ist. Wir können
also den Aufsichtsrat auffordern, Systeme zu
schaffen, sodass sich solche Vorfälle nicht wieder-
holen. Das ist Inhalt beider Anträge.

Aber gerade die Häufung dieser Spitzelfälle macht
so misstrauisch. Wir scheinen es hier nämlich nicht
mit einem einmaligen Versehen zu tun zu haben,
sondern mit dem gezielten und geplanten Loswer-
den von Kollegen. Dies ist an sich schon gruselig,
und es mutet doch ziemlich merkwürdig an, dass
gerade die Köpfe, von denen man berichtet, sie ha-
ben einen externen und kritischen Blick, als Erstes
rollen. Daher ist natürlich interessant, warum Per-
sonen gegangen wurden, was diese Personen ge-
wusst haben und wem dieses Wissen möglicherwei-
se hätte schaden können.

Vor allem sagen diese Spitzelaffären aber etwas
über die Unternehmenskultur einer Bank aus, die
zu 85 % der Öffentlichkeit gehört, und zwar uns
und den Hamburgern. Was ist das für eine Bank,
von der Mitarbeiter erzählen, sie hätten das Gefühl,
kontrolliert zu werden? Was ist das für eine Unter-
nehmenskultur, die geprägt ist von Lügen, Miss-
trauen und Überwachungen und dessen Vorstands-
vorsitzender dazu sagt, dass ihm die Kennzeich-
nung von Papieren bekannt war und dass diese
Form der Überwachung ein rechtmäßiges, einwand-
freies Verfahren sei?

Aus Sicht des SSW sind die Skandale und Affären
bei der HSH Nordbank ein Armutszeugnis sonder-
gleichen.
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(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

An dieser Stelle ist mir völlig egal, ob jetzt Herr
Nonnenmacher oder Herr Roth oder Herr Gößmann
oder wer auch immer schuld daran ist. Es geht um
das grundlegende Verhalten der Menschen, die für
diese Bank arbeiten.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Um es klar und deutlich zu sagen: Dieses Verhalten
geht gar nicht.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Daher hofft auch der SSW, dass sämtliche Skandale
und Affären zeitnah aufgeklärt und die nötigen
Konsequenzen gezogen werden. Aber weder der
Antrag der SPD noch der Änderungsantrag von
CDU/FDP bringen uns hier weiter. Wir haben einen
PUA eingerichtet, der die politische Verantwort-
lichkeit für die katastrophale Geschäftspolitik der
HSH klären soll. Die Staatsanwaltschaft ist einge-
schaltet worden, um kriminelles Handeln innerhalb
der Bank aufzuklären. Der Aufsichtsrat hat zusätz-
lich eine Anwaltskanzlei für die Unterstützung ein-
geschaltet. Darüber hinaus ist auch der Beteili-
gungsausschuss des Landtags informiert worden.
Damit sind aus unserer Sicht alle nötigen Instanzen
aktiviert, um die Vergangenheit der HSH Nordbank
aufzuarbeiten und Konsequenzen zu ziehen. Wir
meinen, dabei sollte man es belassen.

Deswegen können wir dem SPD-Antrag - wir tei-
len ihn in der Intention nicht - nicht zustimmen,
weil er ausschließlich den Aufsichtsrat in der
Pflicht sieht. Wir glauben, staatsanwaltschaftliche
Untersuchungen sind wesentlich sinnvoller und
rechtsstaatlich geboten. Der CDU/FDP-Antrag ist
schadlos. Schadlos in Sachen stimmen wir zu. Aber
auch er bringt uns, wenn wir ehrlich sind, nicht
weiter.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ein Signal! -
Christopher Vogt [FDP]: Ein Signal!)

- Aber - na ja, gut - eine Regierungsfraktion oder
beide Regierungsfraktionen müssen ein bisschen
reagieren. Wir werden dem zustimmen.

(Beifall der Abgeordneten Ingrid Brand-
Hückstädt [FDP])

Untersuchung und Aufklärung sind wichtig. Konse-
quenzen zu ziehen ist auch wichtig. Dagegen kann
keiner was haben.

(Beifall bei SSW und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister
Jost de Jager das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der HSH Nord-
bank haben in den letzten Monaten gute Arbeit ge-
leistet. Das erfreuliche Halbjahresergebnis zeigt
das.

(Beifall der Abgeordneten Peter Lehnert
[CDU] und Monika Heinold [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Die HSH Nordbank hat die Restrukturierung er-
folgreich umgesetzt, fortgesetzt und die Ergebnisse
im ersten Halbjahr 2010 deutlich stärker verbessert,
als in der Planung vorgesehen war. Das operative
Geschäft ist auf einem guten Weg. Dafür haben die
Bank und ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter un-
sere Anerkennung verdient.

(Beifall bei CDU, FDP, SSW sowie verein-
zelt bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vielleicht ist der Hinweis auf die Geschäftsent-
wicklung, die in diesem Fall positive Geschäftsent-
wicklung, ein guter Zeitpunkt und ein Anlass, mit
einer Legende aufzuräumen, die eben noch einmal
durch den Redner der LINKEN aufgetischt wurde.
Die HSH Nordbank hat bisher kein Geld des Lan-
des verbrannt.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Im Gegenteil, es ist so, dass der Landeshaushalt
im Moment 150 Millionen € pro Jahr dafür be-
kommt, dass die Garantie zur Verfügung gestellt
wird.

(Zuruf des Abgeordneten Ulrich Schippels
[DIE LINKE])

Insofern hat sie kein Geld verbrannt. Das muss man
festhalten.

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Es ist aber so, dass das Land zusammen mit Ham-
burg darauf angewiesen ist, dass es günstige Bedin-
gungen gibt, damit zu einem späteren Exit-Zeit-
punkt die Garantie zum einen nicht gezogen wer-
den muss und wir zum anderen das Kapital, das
wir dort hineingesteckt haben, auch tatsächlich zu-
rückbekommen.

Haargenau aus dem Grund kann es uns überhaupt
nicht kaltlassen, dass wir die Presseveröffentlichun-
gen ab dem 23. August 2010 haben, die die HSH
Nordbank erneut in ein dunkles Licht tauchen. Die
Behauptung und Beschuldigung betreffen nicht un-
mittelbar das Geschäft der Bank, aber sie schaden
ihrer Reputation. Das mag zu einem Vertrauens-
verlust führen und schließlich zu einem Vermö-
gensschaden, auch für die Anteilseigner. Das kön-
nen wir nicht akzeptieren.

Ebenfalls nicht akzeptieren können wir, dass im
Raum steht, dass es in einem Unternehmen, an dem
das Land beteiligt ist, derartige Vorgänge gibt, die
unter Umständen oder sogar sehr wahrscheinlich
strafbar sind. Aus beiden Gründen müssen die Vor-
würfe rasch, vollständig und sorgfältig aufgeklärt
werden. Es ist aber Aufgabe des Aufsichtsrats, die
rasche und umfassende Aufklärung sicherzustel-
len. Das ist aktienrechtlich so, und es ist tatsächlich
so. Daher habe ich mit einem Schreiben vom
27. August 2010 - nicht über die Presse, Frau Hei-
nold - gegenüber dem Vorsitzenden des Aufsichts-
rats sehr nachdrücklich meine Erwartung zum Aus-
druck gebracht, dass der Aufsichtsrat als zuständi-
ges Organ alle erdenklichen Anstrengungen unter-
nimmt, um die offenen Fragen zügig zu klären.

(Beifall bei CDU, FDP und der Abgeordne-
ten Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Darüber hinaus habe ich den Vorsitzenden gebeten,
mir die Prüfergebnisse kurzfristig zuzuleiten, um
nach Abschluss sämtlicher Prüfungen eine abschlie-
ßende Bewertung - auch aus Anteilseignersicht -
vornehmen zu können. Dieser Zeitpunkt muss auch
möglichst bald sein.

Der Aufsichtsrat hat die Kanzlei WilmerHale und
die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG mit der
vollumfänglichen Prüfung der Sachverhalte be-
auftragt. Die Staatsanwaltschaft und die Banken-
aufsicht BaFin sind ebenfalls eingeschaltet.

Bisher habe ich keinen Grund, daran zu zweifeln,
dass der Aufsichtsrat seiner Aufgabe mit Umsicht
und Nachdruck wahrnimmt. Unser Gespräch mit
Herrn Kopper am Dienstag in Kiel hat daran nichts
geändert.

Frau Heinold, auch meine Mitgliedschaft in dem
Aufsichtsrat würde an der Einschätzung nichts än-
dern. Um es noch einmal sehr klar und deutlich zu
sagen: Es geht hier nicht um Nibelungentreue, aber
es kann auch nicht darum gehen, vorschnell den
Stab zu brechen. Wir erwarten deshalb umfassende
und rasche Aufklärung. Auf der Grundlage der
dann gewonnenen Erkenntnisse erwarten wir die
notwendigen Entscheidungen des Aufsichtsrats.
Hieran haben wir nie Zweifel aufkommen lassen,
und dies weiß auch der Aufsichtsrat.

(Beifall bei der CDU)

Ich gehe davon aus, dass der Aufsichtsrat in diesen
Angelegenheiten das Erforderliche veranlasst hat
und dass er seiner Aufgabe nachkommt. Bei all den
Tönen und Zwischentönen, die es hier gibt oder in
dieser Debatte gegeben hat, sage ich sehr deutlich,
dass jeder in diesem Haus wissen muss, was es be-
deutet und was die Folge wäre, wenn ich diesen
Satz nicht sagen könnte. Insofern brauchen wir die-
se Aufklärungsergebnisse als Grundlage für eine
abschließende Bewertung und um vielleicht auch
die Reflexion über diesen Satz voranzutreiben.

Festzuhalten bleibt: Aktuell sind alle erforderlichen
Schritte durch den Aufsichtsrat veranlasst worden,
um die Vorwürfe umfänglich und zügig aufzuklä-
ren. Die beauftragte Kanzlei und die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft haben ihre Arbeit aufgenom-
men. Staatsanwaltschaft und BaFin ermitteln in ei-
gener Zuständigkeit. Sobald die Prüfungsergebnisse
vorliegen, werden wir den Beteiligungsausschuss
darüber informieren. Wir sollten dann zu einer ge-
meinsamen Haltung kommen.

(Beifall bei CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung. Es ist
alternative Abstimmung beantragt worden. Voraus-
setzung ist, dass keine Fraktion widerspricht. - Das
ist nicht der Fall. Abweichend von der Geschäfts-
ordnung schlage ich vor, die vorliegenden Anträge
zu selbstständigen Anträgen zu erklären. - Wider-
spruch sehe ich nicht. Dann werden wir so verfah-
ren.

Ich komme jetzt zur Abstimmung. Wer dem Antrag
der Fraktion der SPD, Drucksache 17/822, seine
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Wer dem Antrag der Fraktionen von
CDU und FDP, Drucksache 17/847, seine Zustim-
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mung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Ich muss den Hinweis geben, dass man bei
diesem Abstimmungsverfahren nur einmal abstim-
men kann.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn es zwei eigenständige Anträge
sind?)

- Man kann nur einmal mit Ja stimmen. Es wird
nach den Jastimmen gefragt. Man kann dem einen
oder dem anderen Antrag seine Zustimmung geben.

Ich wiederhole jetzt das Abstimmungsverfahren.
Wer dem Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache
17/822, seine Zustimmung geben will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Wer dem Antrag der Frak-
tionen von CDU und FDP, Drucksache 17/847, sei-
ne Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Ich stelle fest, dass der Antrag
Drucksache 17/847 der Fraktionen von CDU und
FDP mit den Stimmen der Fraktionen von CDU,
FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW an-
genommen ist. Ich stelle weiter fest, dass damit der
Antrag Drucksache 17/822 der SPD-Fraktion abge-
lehnt ist.

Damit sind wir am Ende des Tagesordnungspunktes
34.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 23 auf:

Unabhängige Richteruntersuchungen zur Be-
weiserhebung im Rahmen der parlamentari-
schen Untersuchungsausschüsse

Antrag der Fraktion des SSW
Drucksache 17/752

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
stelle fest, das ist nicht der Fall.

Bevor ich die Aussprache eröffne, der geschäftslei-
tende Hinweis: Im Ältestenrat haben sich die Frak-
tionen darauf verständigt, dass die Fraktion des
SSW 10 Minuten Redezeit hat, die übrigen Fraktio-
nen 5 Minuten und die Landesregierung auf Rede-
zeiten verzichtet.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die Frak-
tion des SSW hat der Herr Abgeordnete Lars
Harms.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Untersuchungsausschüsse sind eine wichti-
ge Einrichtung in unserer Demokratie. Das Parla-
ment braucht ein Instrument, das bei Verdacht eines

Missstands schnell und effektiv eingesetzt werden
kann, um Fehlverhalten und politische Verantwort-
lichkeiten aufzuklären. Insbesondere für die Oppo-
sition ist dieses Instrument wichtig. Es sichert par-
lamentarischen Minderheiten Einsicht in Dinge, die
ihnen sonst verborgen bleiben. Man könnte Unter-
suchungsausschüsse auch als eine Art Putzkolonne
der Demokratie sehen. Leider hat die Öffentlichkeit
aber zu Recht den Eindruck, dass es in der Praxis
nicht zuerst um politische Hygiene und Sauber-
keit geht. Denn es zeigt sich immer mehr dasselbe
Bild: Die einen kehren am liebsten alles unter den
Teppich, während die anderen jedes Staubkorn zum
ausgewachsenen politischen Skandal erklären. Der
demokratische Nutzwert von beidem ist verhältnis-
mäßig gering.

Wer die Geschichte der parlamentarischen Un-
tersuchungsausschüsse in Schleswig-Holstein be-
trachtet, sieht mit wenigen Ausnahmen auch eine
Perlenkette von Frustrationen. Das letzte Glied ist
der aktuelle Ausschuss zur HSH Nordbank, der
mittlerweile über ein Jahr lang wöchentlich Abge-
ordnete, Beamte, Fraktionsmitarbeiter, Journalisten
und Anwälte davon abhält, sinnvolleren Tätigkeiten
nachzugehen. Die Bürgerinnen und Bürger fragen
zu Recht, wo der Erkenntnisgewinn ist, der den
enormen Verbrauch von öffentlichen und privaten
Ressourcen rechtfertigt. Denn zu allem Überfluss
konnten sie schon längst den Medien viele der ver-
traulichen Informationen entnehmen, die der Aus-
schuss beschaffen soll. Wer als Abgeordneter kein
verhinderter Detektiv oder Oberstaatsanwalt ist,
sondern lediglich ein politisches Aufklärungsinter-
esse verfolgt, verzweifelt an diesen Gegebenheiten.

Als der Schleswig-Holsteinische Landtag 1993 ein
Untersuchungsausschussgesetz verabschiedete,
herrschte Aufbruchstimmung. Die Ereignisse des
Jahres 1987, die konstruktive Arbeit im Barschel/
Pfeiffer-Untersuchungsausschuss und die Enquete-
kommission für die Verfassungs- und Parlamentsre-
form prägten einen gemeinsamen parlamentari-
schen Geist, der sich heute leider wieder verflüch-
tigt hat. Die Untersuchungsausschüsse sind mehr
denn je politische Kampfinstrumente geworden.
Besonders die Erhebung von Beweisen und die
Vernehmung von Auskunftspersonen sind längst zu
einem Schauspiel geworden, das außerhalb dieses
Hauses kein Mensch mehr versteht. Da wird, über-
spitzt formuliert, jeder als Zeuge vorgeladen, der ei-
nem der Handelnden einmal die Tür aufgehalten
hat. Da werden Politiker herbeizitiert und ihr Ter-
minkalender auseinandergenommen, allein um sie
vorzuführen. Und wöchentlich nutzen Politiker
selbst die kleinsten Gelegenheiten, um nach der
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PUA-Sitzung an die Öffentlichkeit zu treten und
das zu wiederholen, was sie schon immer gesagt
haben. Die wenigen Bürger, die noch bei Nachrich-
ten aus Untersuchungsausschüssen interessiert hin-
hören, wissen ohnehin, was dabei herauskommt:
Die Opposition hält die Handelnden in der Regie-
rung für unfähig und ihr Handeln für die reine Ka-
tastrophe und die Regierungsfraktionen finden so
ziemlich gar nichts schlimm. Beide Seiten nutzen
nur jene Zeugenaussagen und Fakten, die ihnen ins
Konzept passen. Von Aufklärung kann kaum die
Rede sein, denn niemand außerhalb des Ausschus-
ses blickt noch durch und ist imstande, die ver-
schiedenen Bewertungen dann auch selbstständig
zu bewerten. Am Ende weiß keiner mehr, worum es
eigentlich ursprünglich ging.

Die Bilanz nach 17 Jahren des politischen Alltags
mit dem Untersuchungsausschussgesetz lautet: Die
Untersuchungsausschüsse in Schleswig-Holstein
brauchen einen Neuanfang, den nur das gesamte
Parlament mittragen kann. Das ist der Ausgang-
punkt unserer Initiative. Der Antrag ist ausdrück-
lich keine persönliche Kritik an den heutigen Ak-
teuren im PUA, denn sie bewegen sich nur in dem
Ökosystem, dass sie vorgefunden haben. Es ist das
System PUA, das falsch gestrickt ist und falsche
Erwartungen weckt. Dabei wäre es natürlich naiv
zu glauben, dass sich das Spannungsverhältnis zwi-
schen politischen Interessen und einer objektiven
Aufklärung auflösen lässt.

Trotzdem stellt sich aber die Frage, wie weit sich
die Untersuchungsausschüsse von ihrer praktischen
Aufgabe entfernen können, bevor sie ihre Glaub-
würdigkeit und Funktion vollends verlieren. Die
Legitimation der Untersuchungsausschüsse wird
durch die durchgängige Vorfahrt für Parteiinteres-
sen untergraben. Deshalb meinen wir, dass eine
neue Kombination der beiden Pole, der politischen
Kontrolle und der richterlichen Unabhängigkeit, ei-
ne interessante, brauchbare und vor allem bessere
Alternative zum heutigen System ist.

Es ist klar, dass die Rechte des Parlaments, insbe-
sondere der Opposition, auf die Beantragung eines
Untersuchungsausschusses, die Festlegung des Un-
tersuchungsgegenstands, die politische Bewertung
der Untersuchungsergebnisse und die Ableitung
von Handlungsempfehlungen nicht angetastet wer-
den dürfen. Für den Bereich der Beweiserhebung,
der ja gerade Gegenstand der Kritik ist, gibt es aber
durchaus Alternativen. Wir meinen, dass dieser Be-
reich neu gestaltet werden sollte nach dem Motto:
so viel politischen Einfluss auf die Beweisaufnah-

me wie nötig, aber so viel unabhängige Untersu-
chung, wie unter dieser Bedingung möglich.

Im Bundesrecht gibt es bereits die Möglichkeit ei-
nes Ermittlungsbeauftragten. Diesen können die
Untersuchungsausschüsse des Bundestages einset-
zen, um die Untersuchung durch den Ausschuss
vorzubereiten. Die Ermittlungsbeauftragten be-
schaffen und sichten Beweismittel, hören Personen
informatorisch an und lassen dem Ausschuss dann
einen Untersuchungsbericht inklusive Handlungs-
empfehlungen zukommen. Der SSW meint, dass
dieses Modell in unser Landesrecht übernommen
und erweitert werden sollte.

Deshalb schlagen wir die Einführung von Richter-
untersuchungen im Rahmen der Beweiserhebung
vor. Wir wollen, dass ein Untersuchungsausschuss
einen Richter oder ein Richtergremium damit be-
auftragen kann, bestimmte Sachverhalte zu untersu-
chen. Das heißt: Der Landtag beziehungsweise der
Ausschuss erteilt den Auftrag und bestimmt, was
untersucht werden soll. Die Richter führen eine öf-
fentliche Untersuchung durch, einschließlich der
Beschaffung von sächlichen Beweismitteln und der
Anhörung von Auskunftspersonen, und tragen die
Fakten in einem Bericht für den Untersuchungsaus-
schuss zusammen, eventuell in regelmäßiger Rück-
koppelung mit dem Ausschuss. Der PUA liest den
Bericht und gibt dann seine Voten, also seine politi-
schen Bewertungen des Sachverhalts, ab. Das ist ei-
ne saubere Sache. Die Untersuchung wird schnell,
professionell und sachgerecht durchgeführt. Wir
vermeiden, dass schon die Beweiserhebung zur po-
litischen Schlammschlacht wird, bei der kaum noch
jemand durchblickt, der nicht im PUA sitzt.

Die politische Bewertung der unabhängigen Rich-
teruntersuchung muss selbstverständlich weiterhin
dem Parlament zustehen. Aber die konkrete Aufar-
beitung eines Missstandes in der Regierungsarbeit
muss endlich eine neue Form finden, damit die
Aufklärung politischer Skandale von der Öffent-
lichkeit endlich wieder als das wahrgenommen
wird, was sie sein soll: als eine wichtige und echte
Kontrolle, ein Selbstreinigungsprozess, der wieder
Vertrauen in demokratische Entscheidungsprozesse
schaffen kann, und eben nicht als Vergeudung von
Ressourcen und Fortsetzung parteipolitischer
Machtkämpfe mit anderen Mitteln.

Wir glauben, dass dies der richtige Weg ist, um
wieder Vertrauen in die demokratische Aufarbei-
tung politischer Skandale zu schaffen, ohne die
Kontrollrechte des Parlaments zu verletzen. Außer-
dem hat eine solche Untersuchung den bestechen-
den Vorteil, dass ein abgeordneter Richter, der sich
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ausschließlich und tagtäglich mit dem Untersu-
chungsgegenstand beschäftigt, viel zügiger arbeiten
kann als die Parlamentarier, die auch noch eine
Vielzahl anderer Aufgaben zu bewältigen haben.

So würde die zeitaufwendige Beweiserhebung we-
sentlich schneller vonstatten gehen. Dadurch erhält
das Parlament die Möglichkeit, einen Skandal zeit-
nah parlamentarisch aufzuarbeiten, bevor die Men-
schen vergessen haben, weshalb überhaupt eine Un-
tersuchung eingeleitet wurde. Es kann also keine
Rede davon sein, dass wir der Opposition ein schar-
fes Schwert entreißen wollen; im Gegenteil, es soll
wieder und weiter geschärft werden.

Wie der Untersuchungsausschuss mit der richterli-
chen Arbeit verzahnt und wie im Einzelnen der
Handlungsrahmen der Richter ausgestaltet werden
soll, haben wir bewusst offen gelassen. Der vorlie-
gende Antrag des SSW ist der Versuch, eine kon-
struktive und sachliche Diskussion über das Pro-
blem zu beginnen. Wir wollen keinen unnötigen
Streit über Details, sondern eine grundsätzliche
Verständigung. Entscheidend ist, dass etwas pas-
siert und die parlamentarischen Kontrollrechte
gestärkt aus diesem Prozess herauskommen.

Wichtig ist dabei, dass auch die Öffentlichkeit
wahrnimmt, dass wir es ernst meinen mit der parla-
mentarischen Kontrolle der Regierung. Das ist in
der Vergangenheit nicht immer der Fall gewesen.

Wir würden uns freuen, wenn wir eine vernünftige,
sachbezogene Diskussion in den Ausschüssen be-
kommen würden.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Werner Kalinka das Wort.

Werner Kalinka [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Vorschlag des SSW ist nicht neu. Die Reaktionen
sind unterschiedlich, aber mit einer klar skeptischen
Tendenz, und dies hat gute Gründe.

Untersuchungsfragerechte der Parlamente, der
Abgeordneten sind parlamentarische Kernberei-
che. Ich glaube nicht, dass diese teilbar sind. Wür-
den Richter die Beweiserhebungen durchführen,
wäre dies eine Einschränkung der parlamentari-
schen Rechte.

(Beifall bei CDU und der LINKEN)

Das Votum, die Art und Weise der Beweiswürdi-
gung, die Schwerpunkte der Ermittlungen, dies für
sich genommen wäre meist eine vorweggenomme-
ne Festlegung dessen, was die Abgeordneten nach-
zuvollziehen hätten. Und sind sich beide schon da
nicht einig, würden wir den Konfliktuntersuchungs-
ausschüssen ein weites Feld hinzusetzen.

Ich glaube im Übrigen nicht, dass die Verlagerung
der Beweiserhebung auf einen Richter die Arbeit
eines Untersuchungsausschusses billiger, besser
oder transparenter machen würde. Den Eindruck
„Haben wir einen Richter, dann läuft alles Bingo im
Parlament” teile ich nicht. Im Übrigen glaube ich,
dass auch Richter, wenn sie in einer solchen Funkti-
on wären, durchaus subjektiven Dingen ausgesetzt
sein könnten.

Richterliche Untersuchungen werden die Arbeit der
Untersuchungsausschüsse weder politisch unum-
strittener machen, noch würden sie sogenannte
Schlammschlachten vermeiden. Das Interesse an
den richterlichen Untersuchungspersonen würde
stärker werden. Sie wüden genauso in Zweifel ge-
zogen, wie dies im Untersuchungsausschuss der
Fall ist. Das Problem würde nur verlagert.

Kein Abgeordneter könnte es sich im Übrigen er-
lauben, blind darauf zu vertrauen, dass ein Unter-
suchungsrichter sein Arbeit schon gut machen
wird. Wo es interessant und heikel wird, werden die
Abgeordneten und ihre Fraktion immer kontrollie-
ren müssen, um die richtigen Beweise zu erheben.

Es ist im Übrigen jetzt schon gängige Praxis, dass
die Untersuchungsausschüsse, die Fraktionen, die
Regierungen, die Betroffenen sich umfangreichster
juristischer Unterstützung bedienen. Ich meine,
dies ist genug. Ein Parlament ist im Übrigen kein
Gerichtssaal.

(Beifall bei CDU und FDP)

Bereits nach dem heutigen Untersuchungsaus-
schussgesetz können Unterausschüsse zur Beweis-
aufnahme gebildet werden. Es stehen alle Mittel der
Beweisaufnahme zur Verfügung, auch die Zwangs-
mittel, die ein Richter hätte. Ein solcher Unteraus-
schuss tagt nicht öffentlich, also in ruhiger Sach-
lichkeit, aber unter dem kritischen Blick der Abge-
ordneten. Wir haben uns in früheren Zeiten für die-
se Regelung entschieden, weil wir mit ihr im Unter-
schied zum Vorschlag des SSW den unmittelbaren
und ungeschmälerten Einfluss aller Abgeordneten
erhalten wollen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, über den Erfolg
oder Misserfolg von Untersuchungsausschüssen
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entscheiden nach meiner festen Meinung im Übri-
gen die Abgeordneten selbst mit der Qualität ihrer
Arbeit und mit ihren Fehlern. Ein Untersuchungs-
ausschuss ist nur so gut, wie die Mitglieder oder die
Umstände es zulassen.

(Vereinzelter Beifall bei CDU und FDP)

Herr Kollege Harms hat hier gesagt: Keiner weiß,
worum es geht. Herr Kollege Harms, zu zwei Un-
tersuchungsausschüssen von vor 20 Jahren hier im
Land biete ich Ihnen eine durchgehende dreitägige
Debatte an. Da wissen wir schon sehr genau,
worum es geht.

Die Frage der Wirkung von Untersuchungsaus-
schüssen - das will ich eigentlich sagen - ist ja
nicht nur auf das formulierte Ergebnis bezogen. Es
gibt hier auch eine gewisse Nachhaltigkeit.

Ich will das am Beispiel des Flick-Untersuchungs-
ausschusses deutlich machen. Daraus sind doch
Folgerungen gezogen worden. Das hat doch blei-
bende Bedeutung gehabt. Koko war damals, 1991,
noch nicht so sichtbar. Ich habe vor einigen Wo-
chen aus gutem Anlass da noch einmal intensiv
nachgearbeitet. Da liest sich nach 20 Jahren man-
ches noch viel interessanter, wenn man die Ge-
samtschau der Dinge hat. Daher darf man Untersu-
chungsausschüsse nicht nur vom Ergebnis her be-
trachten.

Nehmen Sie die beiden Untersuchungsausschüsse
Barschel-Affäre I und II: der erste, den eine Partei
im Überschwang meinte durchziehen zu können
und eine nicht verteidigungsfähige CDU dagegen
stand, und der zweite, der dann Gott sei Dank die
Dinge korrigiert hat.

(Zuruf: Das ist Ihre Interpretation!)

Dazu gehört auch - das ist für mich in bleibender
Erinnerung -, wie Abgeordnete und Politiker sich
einlassen. Ich habe zu diesen Ausschüssen in guter
Erinnerung die Namen Heinz-Werner Arens, Nor-
bert Gansel und auch Jürgen Weber,

(Anke Spoorendonk [SSW]: Darum geht es
nicht!)

die im Zweifel gegen Auffassungen in den eigenen
Parteien gesagt haben, was sie denken und was sie
für wichtig für die Ermittlung ansehen. Das, finde
ich, macht die Arbeit von Untersuchungsausschüs-
sen aus. Klar ist es so gewesen. Das hat ja auch da-
für gesorgt, dass es dann nachhaltige Veränderun-
gen gab.

(Zuruf des Abgeordneten Peter Eichstädt
[SPD])

- Kollege Eichstädt, Sie sind auch noch dran.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter Kalinka, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Frau Abgeordneten Spoorendonk?

Werner Kalinka [CDU]:

Ja, klar.

Anke Spoorendonk [SSW]: Herr Kollege
Kalinka, der Antrag des SSW steht doch
nicht im Gegensatz zu dem, was Sie sagen.
Ist Ihnen bekannt, dass auch das Untersu-
chungsausschussgesetz des Bundes mit ei-
nem Beauftragten operiert, der auch wie in
unserem Vorschlag Zeugenvernehmungen
vornehmen kann?

- Das ist mir natürlich bekannt. Ich hatte ja auch
vorgetragen, dass wir selbst das Instrument haben,
Unterausschüsse zu machen. Aber dennoch ist die
Frage, ob wir die Möglichkeiten, die wir jetzt ha-
ben, ersetzen sollten durch ein System, durch einen
Prozess, in dem Richter zu Ergebnissen kommen,
die nachher erneut zur Diskussion gestellt werden.
Da habe ich meine Zweifel. Das ist der Punkt, der
uns unterscheidet. Sie wollen ja auch nicht die Un-
tersuchungsausschüsse abschaffen, Sie wollen nur
die Beweiserhebung anders gestalten. Das muss
ganz klar gesagt werden. Daher kommen wir zu an-
deren Ergebnissen.

Lassen Sie mich abschließend sagen, auch wenn
unsere Positionen im Ergebnis klar sind: Ich glau-
be, dies ist nicht das drängendste Problem für die
jetzige, noch verbleibende Legislaturperiode. Ers-
tens wird sie kürzer sein, und zweitens gehen wir
nicht davon aus, dass wir noch einen Untersu-
chungsausschuss bekommen. Insofern mögen wir
Ihren Vorschlag noch einmal diskutieren, aber die
Prioritäten der nächsten Zeit sind, glaube ich, ande-
re.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der SPD erteile ich Herrn Abge-
ordneten Jürgen Weber das Wort.

Jürgen Weber [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Lieber Kollege Kalinka, manchmal
können Lobpreisungen auch töten. Aber das Lob
von Ihnen nehme ich sehr gerne auf. Wir wollen
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dieses Thema jetzt nicht verbreitern, aber ich glau-
be, dass parlamentarische Untersuchungsverfah-
ren in den letzten 20 Jahren einen Wert an sich ge-
wonnen haben, den man nicht kleinreden soll und
auf den wir gemeinsam stolz sein können, auch
wenn nicht jedem jedes Ergebnis passt.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und Bei-
fall des Abgeordneten Bernd Heinemann
[SPD])

Lassen Sie mich zum Antrag des SSW kommen. Es
klingt natürlich auf den ersten Blick verlockend,
würde ich sagen. Richterliche Untersuchungen
und Beweisaufnahmen klingen nach mehr Unab-
hängigkeit, nach mehr Überparteilichkeit, vielleicht
auch nach ein bisschen mehr Kompetenz und mehr
Fachlichkeit.

Allerdings führen wir diese Diskussion in der Tat
nicht das erste Mal. Bei der Diskussion und Verab-
schiedung des Untersuchungsausschussgesetzes
1993 war es die FDP-Fraktion, die vorgeschlagen
und beantragt hatte, dass der Ausschussvorsitz an
die Befähigung zum Richteramt geknüpft wird. Das
übrige Parlament hat das damals unisono so nicht
akzeptieren wollen, weil wir der Auffassung waren,
dass es schon eine eigene Bedeutung der parlamen-
tarischen Arbeit und der parlamentarischen Unter-
suchung geben soll.

Ich will zurückkommen auf das, was uns damals
die Enquetekommission ins Stammbuch geschrie-
ben hat, und in der Kürze der Zeit nur ein paar
wichtige Punkte herausgreifen, weil ich glaube,
dass sie immer noch gelten.

Das Erste war die Warnung, Untersuchungsverfah-
ren des Parlaments zu vergerichtlichen, und der
Hinweis darauf, dass wir parlamentsgerechte und
parlamentsadäquate Vorschriften und Verfahren su-
chen sollen. Wir haben diese Verfahren nicht nur
aus der Strafprozessordnung abgeschrieben, son-
dern wir haben uns auf die Untersuchungsverfahren
des Parlaments konzentriert.

Zum Zweiten möchte ich aus dem damaligen Be-
richt der Enquetekommission zitieren. Dort heißt
es: Durch ein eigenständiges parlamentarisches
Verfahren

„kann auf diese Weise das Vertrauensdefizit
der politischen Organe umso eher beseitigt
oder wenigstens verringert werden, je wirk-
samer der ‚investigative Parlamentarismus’
ausgestaltet und je deutlicher er vom Ge-
richtsverfahren, insbesondere vom Strafpro-
zess, abgegrenzt ist, je konsequenter er also

der Eigengesetzlichkeit des Politischen folgt.
Für eine Neuordnung des Rechts der Unter-
suchungsausschüsse ergibt sich daraus zwin-
gend, dass sie politikadäquat und parlaments-
gerecht sein, das heißt den Bedingungen des
bipolaren Kräftespiels im parlamentarischen
Regierungssystem entsprechen muss.“

Ich will das nicht ausführen. Ich will nur deutlich
sagen, dass natürlich auch die politische Auseinan-
dersetzung zwischen Regierung und Opposition,
zwischen Exekutive und Legislative Bestandteil
dieses gesamten Systems ist und nicht ausgeblendet
werden darf, indem es an eine dritte oder vierte In-
stanz überwiesen wird. Deswegen glaube ich, dass
man noch einmal deutlich machen muss und dabei
deutlich unterstreichen sollte, was uns damals die
Enquetekommission ins Stammbuch geschrieben
hat, indem sie abschließend formulierte:

„Wie man vom Richter nicht verlangen darf,
dass er nach politischen Präferenzen urteilt,
sollte man umgekehrt den Abgeordneten
auch nicht an der Elle richterlicher Distanz
und Unabhängigkeit messen wollen. Von
diesem Zielkonflikt ‚zwischen Aufklärung
und politischem Kampf’ hat auch jede Neu-
ordnung des Rechts der Untersuchungsaus-
schüsse auszugehen.“

Ich will vielleicht aus der aktuellen Praxis des ak-
tuell existierenden Untersuchungsausschusses noch
einmal deutlich sagen: Anders als bei einigen der
Vorläufer - ich erinnere an „Kieler Schloss“ und
ähnliche - sehe ich das Problem des HSH-Nord-
bank-Untersuchungsausschusses nicht in mangeln-
der Überparteilichkeit oder zu heftigem politischen
Streit. Das kann ich nicht als Kernproblem dieses
Untersuchungsausschusses erkennen. Ich will deut-
lich sagen, dass die regelmäßigen Schlüsselreize für
den Kollegen Koch, wenn er die Namen Simonis
oder Stegner hört, zum normalen Geschäft gehören
und nun wirklich niemanden irritieren oder auf die
Palme bringen. Das gehört zur Politik dazu. Ich fin-
de, das ist überhaupt gar kein Problem. Auch die
Kompetenz der Abgeordneten, ihren Job zu ma-
chen, sollte man nicht zu tief aufhängen. Man sollte
sagen, dass wir unseren Job sehr kompetent ma-
chen.

Was allerdings neu ist beziehungsweise ein Stück
weit dazu führt, dass wir sagen, dass wir im Aus-
schuss darüber reden und darüber nachdenken müs-
sen, ist, dass wir uns anders als bei den Untersu-
chungsausschüssen der letzten zehn oder 15 Jahre
eigentlich faktisch im Kern nicht mit Regierung-
handeln, Handeln von Institutionen des Landes oder
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nachgeordneten Behörden befassen, sondern mit
Bankenhandeln befassen. Dadurch sind wir in Be-
reiche eingetaucht, die nicht der normalen parla-
mentarischen Kontrolle unterliegen und nicht zu
unserem Regelgeschäft zählen. Dort sind wir aller-
dings vor Probleme gestellt, bei denen man viel-
leicht ein Stück mehr Support braucht. Die Fraktio-
nen haben sich durch juristischen Sachverstand
welchen geholt.

Ob man das, wenn es nicht vorrangig um Regie-
rungshandeln geht, im Verfahren anders regeln
kann, darüber wollen wir gern noch einmal im Aus-
schuss reden. Aber das Verfahren grundsätzlich
und prinzipiell umzustellen, davon raten wir ab.
Dem können wir die Hand nicht reichen. Lassen Sie
uns das im Ausschuss noch einmal besprechen. Ich
freue mich auf die weiteren Stellungnahmen und
bin voll von großer Neugier. Mich würde interes-
sieren, was gerade die Liberalen dazu sagen, die
früher sehr stark das Thema Richterkompetenz im
Ausschuss in den Vordergrund gestellt haben. -
Frau Brand-Hückstädt, ich freue mich auf Ihre Aus-
führungen!

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und ver-
einzelt bei der SPD - Beifall des Abgeordne-
ten Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Da sind Sie nicht allein. Frau Brand-Hückstädt ist
jetzt in der Tat an der Reihe, und ich erteile ihr gern
das Wort.

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Weber, vielen herzlichen Dank. So viel
Aufmerksamkeit hatte ich ja noch nie!

Ich bin in der Tat nicht überrascht, weil wir in schö-
ner Regelmäßigkeit immer dann, wenn wir Unter-
suchungsausschüsse haben und sie ein bisschen
dauern, immer irgendwie von irgendjemandem -
mal von der Presse, mal von Fraktionen - der Hin-
weis kommt, man könnte das doch entweder been-
den oder etwas schlanker machen. Kollege Harms,
wir haben schon einige schleswig-holsteinische Un-
tersuchungsausschüsse zusammen erlebt. Wir wa-
ren auch durchaus erfolgreich in Ausschüssen, die
drei Jahre gedauert haben, wenn ich an den Schub-
ladenausschuss erinnern darf. Ich bin deshalb gera-
de von Ihnen ein bisschen enttäuscht, wenn ich das
sagen darf, wenn Sie von grundsätzlichen Proble-
men der Praxis der parlamentarischen Untersu-

chungsausschüsse reden und behaupten, Untersu-
chungsausschüsse dauerten zu lange und - man be-
achte - sie seien politisch. Sie wollen sie entpoliti-
sieren, so haben Sie es in Ihrem Antrag formuliert.

Ich habe verstanden, worauf sie hinaus wollen. Bei
der Abgrenzung der Beweisaufnahme zur politi-
schen Bewertung habe ich durchaus verstanden,
wie Sie das meinen. In der Tat bin ich aber der
Meinung, dass parlamentarische Untersuchungsaus-
schüsse politisch sind und auch genauso gedacht
sind. Für unpolitische Ermittlungen gibt es Staats-
anwälte und Richter. Es gehört zu den wichtigsten
Funktionen des Parlaments, die anderen Staatsorga-
ne unmittelbar oder auch mittelbar zu kontrollieren
und gegebenenfalls auch Sachverhalte, die es im In-
teresse der Öffentlichkeit als aufklärungsbedürftig
erachtet, selbstständig und unabhängig von Justiz,
Regierung und Verwaltung aufzuklären. Ich stimme
dem Kollegen Weber ausdrücklich zu - ich glaube,
das ist auch das, was wir als das Problem in diesem
Ausschuss bezeichnen können -, dass wir uns auf
einem Feld bewegen, auf dem nicht mehr nur die
Politik zu betrachten ist, sondern wir praktisch in
den Interessen Dritter, in selbstständigen Unterneh-
men hinein forschen müssen, was uns zu diesem
Problem bringt, das Sie angesprochen haben.

Dabei liegt allerdings die hauptsächliche Verwen-
dung der formalen Kontrollinstrumente bei der
Opposition. Gerade das finde ich in diesem Falle
wichtig, und das darf man nicht unterschlagen. Als
das sogenannte schärfste parlamentarische Kontrol-
linstrument gilt eben dieser Untersuchungsaus-
schuss. Er wird zu Recht in der Literatur und Praxis
als ein „politisches Kampfinstrument“ betrachtet -
ein gefährlicher Ausdruck, der schlimmer ist als der
Ausdruck „Strategie“, den wir gestern hatten.

Damit ist nicht gemeint, dass man parlamentarische
Kompetenzen missbräuchlich ausnutzen kann und
soll. Nein, die Formulierung orientiert sich an den
Tatsachen. Untersuchungsausschüsse sind einge-
bunden in das Kräfteverhältnis und in die Interes-
sen- und Gemengelage des jeweiligen Parlaments.
Da liegt es auf der Hand - und ist auch so gewollt -,
dass es politisch zugeht, und sich die objektive
Wahrheitssuche und -findung möglicherweise oft-
mals im Dickicht der subjektiven Parteieninteressen
verfangen kann.

Ich zitiere aus dem Kommentar zur Landesverfas-
sung, Artikel 18, Rd. 2:

„Vorstellungen, die dahin gehen, die Aufga-
be von Untersuchungsausschüssen aus der
parlamentarischen Verantwortung zu entlas-
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sen und auf gerichtsähnliche Kommissionen
zu verlagern, beruhen daher nicht selten auf
einem grundlegenden Missverständnis der
Aufgabe von parlamentarischen Untersu-
chungen.“

Ich will den weiteren Text nicht unterschlagen:

„Vergleiche dazu den Antrag der Abgeordne-
ten des SSW vom 17. Dezember 2003, ‚Ab-
schaffung der Parlamentarischen Untersu-
chungsausschüsse’ ...“

(Lars Harms [SSW]: Wir haben gelernt!)

Mir wäre der Antrag ein bisschen peinlich, wenn
ich als FDP da so zitiert wäre.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Die verfassungsrechtliche Befugnis zur Einsetzung
von Untersuchungsausschüssen gemäß Artikel 18
ermöglicht eben gerade dem Parlament und den
Abgeordneten aller Fraktionen, eigenverantwortlich
die Aufklärung von Missständen im staatlichen Be-
reich durchzuführen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin Spoorendonk?

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]:

Ja.

Anke Spoorendonk [SSW]: Frau Kollegin,
dass mit den Peinlichkeiten verteilt sich im-
mer, insofern sehe ich das relativ gelassen.

(Heiterkeit)

Aber nehmen auch Sie bitte zur Kenntnis,
dass wir mit unserem Antrag auf das Unter-
suchungsausschussgesetz des Bundes ver-
weisen. Ich hoffe, dass Sie in Ihrem Redebei-
trag noch kurz darauf eingehen werden.

- Das brauche ich deshalb nicht, weil ich grundsätz-
lich anderer Meinung bin als Sie in Ihrem Antrag.
Das möchte ich gern fortführen. Im Vordergrund
steht nämlich dabei ganz ausdrücklich die politi-
sche Auseinandersetzung und nicht die objektive
Wahrheitsfindung - so ebenfalls die Kommentie-
rung zur Landesverfassung.

Das tun wir auch gerade im jetzigen Ausschuss. Ich
würde auch gern darauf eingehen, dass wir - die
Ausschussmitglieder - zurzeit übrigens in großer
Übereinstimmung in vielen Fällen, was ich hier
noch einmal ausdrücklich begrüße und als sehr po-

sitiv empfinde, zum Beispiel über die Reihenfolge
der Zeugenanhörung entschieden. Wir, die Abge-
ordneten, sind direkt dabei, wenn sich Zeugen und
Betroffene vor dem Untersuchungsausschuss als
sachkundig und vorbereitet oder als komplettes Ge-
genteil entpuppen. Wir, die Abgeordneten, können
sofort unsere Schlüsse daraus ziehen und dies - völ-
lig legitim - auch als politisches Instrument benut-
zen.

Wie sollte das nun bei einer sogenannten unabhän-
gigen Richteruntersuchung gehen? Zunächst ein-
mal müssen Richter vorhanden sein, Richter, die
sofort bereitstehen, diese Zeugenvernehmungen
vorzunehmen, Richter, die also anscheinend nichts
anderes zu tun haben, als darauf zu warten, etwas
zu tun zu bekommen. Mir ist nicht bekannt, dass
das bei irgendeinem Gericht in Schleswig-Holstein
zurzeit der Fall ist.

Wir könnten natürlich auch weitere Richter einstel-
len. Im Zusammenhang mit der Idee verweise ich
auf die beeindruckende Diskussion über den Haus-
halt am Mittwoch. Es ist ja richtig, dass manche
Sachverhalte, die noch dazu länger zurückliegen,
schwer aufzuklären sind. Aber fragen Sie einmal
die Staatsanwälte und die Richter! - Die haben das
gleiche Problem. Mit Erinnerungslücken von Zeu-
gen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von rele-
vanten Unterlagen und riesigen Aktenbergen haben
naturgemäß alle zu kämpfen, die sich um Sachver-
haltsaufklärung - welcher Art auch immer - bemü-
hen.

Im Übrigen weise ich auf das hin, was von Herrn
Kalinka gesagt worden ist: In der Tat hat man bei
unserem Untersuchungsausschussgesetz damals
schon daran gedacht, dass man vielleicht etwas ver-
einfachen könnte. Da gebe ich Ihnen durchaus
Recht. Wir können für einzelne Bereiche Unter-
ausschüsse einrichten. Ich finde, wir sollten in der
Tat einmal darüber diskutieren, nicht nur im Innen-
und Rechtsausschuss, sondern vielleicht auch direkt
im Untersuchungsausschuss.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Beifall der Abgeordneten Peter Eich-
städt [SPD] und Jürgen Weber [SPD])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Abgeordneter Thorsten Fürter das Wort.
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Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es wurde darauf hingewiesen: Die heutige
Debatte wurde an dieser Stelle inhaltsgleich schon
einmal Anfang 2004 geführt. Um es gleich vorweg
zu sagen: Ich sehe nicht, warum der heutige, im
Vergleich zu damals nur leicht modifizierte Antrag
des SSW Zustimmung finden sollte.

Der SSW nennt drei Ziele, die mit seinem Antrag
erreicht werden sollen: Erstens. Eine Beschleuni-
gung des Verfahrens. Zweitens. Eine Steigerung
der Effizienz des Verfahrens. Drittens. Eine Entpo-
litisierung des Verfahrens. Das klingt zugegebener-
maßen zunächst einmal nicht schlecht. Bei genaue-
rer Betrachtung zeigt sich jedoch, dass der Antrag
des SSW auch heute nicht überzeugt.

Ich will das im Einzelnen an den drei genannten
Zielsetzungen verdeutlichen: Erstens. Der SSW ist
der Meinung, die Untersuchung würde erheblich
beschleunigt, wenn man nur Richtern die Beweis-
aufnahme überlassen würde. Ich halte das für sehr
zweifelhaft. Was hat denn bislang in dem Untersu-
chungsausschuss, der aktuell tagt, zu den vereinzel-
ten Verzögerungen geführt? - Es war doch nicht et-
wa, dass wir als Ausschussmitglieder keine Zeit für
die Beweisaufnahme gefunden hätten. Wir sitzen
jeden Montag dort gemeinsam und tagen. Nein,
Grund und Ursache der vereinzelten Verzögerun-
gen war, dass der Ausschuss die angeforderten Un-
terlagen nur schleppend und zum Teil erst nach der
Androhung von rechtlichen Schritten bekommen
hat. Die Fraktionen erhalten erst jetzt die letzten
30 Aktenordner zur Auswertung ausgehändigt.
Diese Akten wären auch nicht früher eingetroffen,
wenn Richter an der Untersuchung beteiligt wären.
Den Gesetzen der Logik folgend, kann auch ein
Richter Akten erst dann auswerten, wenn sie ihm
vorgelegt werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich halte es nicht für richtig, aus der Arbeit des ak-
tuellen PUA eine besondere Reformbedürftigkeit
herzuleiten. Dieser Parlamentarische Untersu-
chungsausschuss zur HSH Nordbank übernimmt ei-
ne Aufklärungsarbeit, an der die Gesellschaft ein
immenses Interesse hat. Der Ausschuss bearbeitet
eine Vielzahl von Fragen und eine hochkomplizier-
te Materie. Wenn er seinen Bericht - wie es sich
derzeit abzeichnet - in etwa zur Jahreswende vorle-
gen wird, dann können wir mit Fug und Recht sa-
gen, dass hier in einem angemessenen Zeitrahmen
gearbeitet wurde. Ich war viele Jahre in Berlin und
Lübeck in Wirtschaftsstrafkammern tätig. Wer

glaubt, Gerichte könnten bei streitigen und komple-
xen Verhandlungen kurzen Prozess machen, der
sollte sich einmal mit solchen Richtern in Kiel und
in Lübeck unterhalten.

Zweitens. Auch dass der SSW-Vorschlag zu einer
wesentlichen Effizienzsteigerung führen könnte,
steht nach meinem Dafürhalten nicht zu erwarten.
Sicherlich würden die Abgeordneten selbst nach
dem SSW-Vorschlag von der Beweisaufnahme
befreit werden. Aber zu sagen, der PUA halte die
Abgeordneten davon ab, sinnvolleren Tätigkeiten
nachzugehen, die Arbeit sollten besser Richter ma-
chen, wie das sinngemäß in einer Presseerklärung
der Fall war, halte ich für unangebracht.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Ingrid
Brand-Hückstädt [FDP])

Sinnvolle Tätigkeiten werden nicht nur hier im
Schleswig-Holsteinischen Landtag wahrgenommen,
sondern auch in der Justiz. Die Richter, die diese
Beweisaufnahme nach dem Vorschlag des SSW
durchführen müssen, fehlen für andere Aufgaben.
Sie fehlen bei der Verfolgung von Strafverfahren
oder auch von Wirtschaftsstrafverfahren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es bleibt der dritte Wunsch übrig, der mit dem An-
trag verbunden ist, nämlich dass die Aufklärung
des Sachverhalts entpolitisiert werden soll. Um es
klar zu sagen: Parlamentarische Untersuchungsaus-
schüsse gehören zur politischen Kultur in Deutsch-
land. Sie müssen deshalb politisch sein. Wir wol-
len, dass dies so bleibt. Ein Untersuchungsaus-
schuss ist eben kein Gericht. Das gilt auch für die
Verfahrensgestaltung. Zum parlamentarischen
Kontrollrecht gehört untrennbar die Möglichkeit,
Einfluss auf den Ablauf des Verfahrens nehmen zu
können. Mit dem zur Abstimmung stehenden Vor-
schlag werden deshalb die parlamentarischen Kon-
trollrechte beschnitten. Dem kann die grüne Land-
tagsfraktion nicht zustimmen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wichtiger wäre aus unserer Sicht, Erkenntnisse aus
dem aktuellen PUA hier im Landtag umzusetzen.
Wir sollten in unserer Verfassung den Weg für
länderübergreifende Untersuchungsausschüsse
freimachen. Die Parlamente hinken hier der Ent-
wicklung im Bereich der Exekutive meilenweit hin-
terher. Der aktuelle Untersuchungsausschuss zur
HSH Nordbank ist im Prinzip das perfekte Beispiel
dafür. Warum brauchen wir hier zwei Untersu-
chungsausschüsse?
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Wir müssen uns auch die Qualität von Aufsichts-
räten ansehen, die staatliche und kommunale Un-
ternehmen beaufsichtigen. Sie können davon ausge-
hen, dass wir Konsequenzen aus den Erkenntnissen
im Untersuchungsausschuss schon recht bald in das
parlamentarische Verfahren einspeisen werden. Ich
will es nicht wieder erleben, dass sich Aufsichtsräte
dann, wenn es schiefgeht, im Untersuchungsaus-
schuss auf ihre mangelnde Ausbildung berufen.

Ich denke, das sind Debatten, die wir führen sollten.
Das sind Erfolge des aktuellen PUA, und das sind
Konsequenzen, die gezogen werden. Diese Debat-
ten sollten wir führen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion DIE LINKE hat Herr Abgeordne-
ter Ulrich Schippels das Wort.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
SSW sieht in unabhängigen Richteruntersuchun-
gen eine effektive und effiziente Alternative zur
Beweiserhebung der Parlamentarischen Unter-
suchungsausschüsse. Dem soll hier von mir wie
von anderen auch - entschieden widersprochen wer-
den. Richtig ist, dass das Parlament ein Instrumen-
tarium zur Untersuchung politischer Sachverhalte
ist, das gebraucht wird. Dies ist der Parlamentari-
sche Untersuchungsausschuss. In der Vergangen-
heit hat dieses Instrument des Parlamentarischen
Untersuchungsausschusses auch in Schleswig-Hol-
stein dazu geführt, Missstände aufzuklären; genau
so, wie es als Ziel in der Verfassung formuliert ist.

Der Abgeordnete Lars Harms schiebt jetzt noch
einen nicht vorgesehenen Anspruch hinterher. Es
soll schnell und effektiv gearbeitet werden. Warum
muss es schnell gehen, Herr Kollege Harms? - Ist
nicht Sorgfalt viel wichtiger?

(Beifall bei der LINKEN)

Warum ist Effektivität wichtig? - Ist nicht die poli-
tische Belastbarkeit, die aus robusten Erkenntnissen
kommt, viel bedeutender? - Schon die Zielstellung
des SSW hinsichtlich des Parlamentarischen Unter-
suchungsausschusses unterscheidet sich von unse-
ren Vorstellungen. Wir halten Sorgfalt und politi-
sche Belastbarkeit für bedeutender als Schnelligkeit
und Effektivität.

Bedrückend ist in meinen Augen aber vor allen
Dingen der folgende in der Begründung nachzule-

sende Satz. Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsiden-
tin:

„Die Nutzung von Richtern als Ermittlungs-
beauftragte für die Beweiserhebung könnte
die Aufklärung von Sachverhalten entpoliti-
sieren.“

Herr Harms, ich bitte Sie. Warum sollte sich ein po-
litischer Untersuchungsausschuss entpolitisieren? -
Das kann doch nicht wirklich ihr ernst sein. Selbst-
verständlich ist ein Parlamentarischer Untersu-
chungsausschuss immer auch ein Feld der politi-
schen Auseinandersetzung, die über Sachfragen
ausgetragen wird.

Das gilt übrigens auch für die Richterernennung.
Ich möchte Sie ernsthaft bitten, diese Haltung noch
einmal zu überdenken. Sie befördern die Entpoliti-
sierung des Politischen, und das ist nichts anderes
als die Zerstörung des Politischen als Kapazität, ge-
meinsame und bindende Entscheidungen zu treffen.

Selbst wenn man Ihre Ziele teilen würde, bleibt die
Frage, ob ein Richterausschuss das richtige Instru-
ment darstellt, um dieses Ziel zu erreichen. Unseres
Erachtens werden diese Ziele durch Ihr Vorhaben
nicht erreicht werden. Wenn Sie zurückdenken, re-
flektieren und auch aktuell beobachten, wie schwer
sich die Justiz mit der Bearbeitung von Straftatbe-
ständen im Zusammenhang mit dem Fast-Zusam-
menbruch des Bankensystems tut, so gibt es keines-
wegs Anlass zu der Hoffnung, dass Richter schnel-
ler oder effektiver die Akten der HSH Nordbank le-
sen würden, wenn sie an sie herankämen.

Bei den Staatsanwaltschaften musste erst wochen-
lang geschult werden, um überhaupt kompetentes
Personal stellen zu können. Zusätzlich haben Rich-
ter das Problem, das ihnen dann zugemutet würde,
zwischen rechtlicher und politischer Würdigung
unterscheiden zu müssen. Dies dürfte zu einer weit
größeren Überforderung führen, als sie jetzt bei Ab-
geordneten vorliegt, die wir uns in komplexe Mate-
rien einzuarbeiten haben.

Ich kann Sie ein wenig verstehen. Wir beide sind
im HSH Untersuchungsausschuss. In der Tat ist die
ernsthafte Arbeit dort mit einem hohen und mit ei-
nem bisweilen auch sehr hohen Arbeitsaufwand
verbunden. Es ist aber unsere Pflicht und Schuldig-
keit, diese Aufklärung mit ganzer Kraft voranzutra-
gen. Das ist unser Job, dafür wurden wir gewählt.
Entpolitisieren Sie nicht die parlamentarische Tä-
tigkeit. Wir können Ihrem Antrag nicht zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

2274 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 28. Sitzung - Freitag, 10. September 2010

(Thorsten Fürter)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3086&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3086&format=WEBVOLLLANG


Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich Herrn Ab-
geordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die meisten Vorredner haben sich sehr in-
tensiv und doch sehr abgewogen geäußert. Das, was
der Kollege Schippels gesagt hat, will ich so nicht
stehen lassen. Es geht uns nicht darum, einen Aus-
schuss zu entpolitisieren.

Es geht uns nicht darum, einen Ausschuss zu entpo-
litisieren, sondern es geht uns darum, die Sachver-
haltsaufklärung zu entpolitisieren. Wir möchten
gern genau das tun, was uns der Bund schon vorge-
macht hat, indem er die Möglichkeit schafft, dass
Sachverhalte von einem Ermittlungsbeauftrag-
ten, so, wie es im dortigen Untersuchungsaus-
schussgesetz festgelegt ist, geklärt werden können,
und dass man dann die politische Wertung macht.

Es ist schon klar: Wenn ich davon spreche, wir
könnten uns sinnvoller beschäftigen, dann ist bei
Untersuchungsausschüssen die sinnvollste Beschäf-
tigung schlechthin, dass die Abgeordneten eine po-
litische Bewertung vornehmen. Das müssen sie im
Untersuchungsausschuss tun, und das müssen sie
auch hier im Parlament tun. Daran will keiner etwas
ändern; uns geht es vielmehr um das Verfahren und
nur um das Verfahren.

Auch mir ist bewusst, dass wir in den Landtag ge-
wählt worden sind, um unsere Arbeit zu machen;
Herr Schippels, da brauche ich keine Belehrung.
Selbstverständlich setzen sich alle, nicht nur die
Abgeordneten, die im Untersuchungsausschuss tä-
tig sind, sondern die Abgeordneten auch in allen
anderen Ausschüssen in diesem Landtag, mit ihrer
ganzen Kraft für das Land ein.

Das ist also nicht die Frage. Die Frage ist vielmehr,
wie wir die Qualität dessen, was ermittelt wird, ver-
bessern können, und wie wir Fehler bzw. Auseinan-
dersetzungen, die nicht nottun, sparen können. Das
können wir am besten, indem wir, wie gesagt, uns
an das Verfahren anpassen, das es auf Bundesebene
schon gibt. Das ist keine Neuerung, die uns neu ein-
gefallen wäre, sondern das ist etwas, was wir uns
auch auf Bundesebene angeschaut haben. Wir ha-
ben gesagt: Das könnte man doch auch für uns ent-
sprechend übernehmen, und zwar aufgrund der Er-
fahrungen, die wir gemacht haben.

Wir glauben immer noch, dass die Sachverhalte -
das kommt schon in dem Begriff selbst zum Aus-

druck - sachlich ermittelt werden müssen. Wenn die
Sachverhalte feststehen, muss man sich politisch
darüber unterhalten, wie man das bewertet. Da mag
man durchaus zu unterschiedlichen Bewertungen
kommen, und da mag man sich auch mit scharfem
Schwert richtig schön schlagen; das ist gar keine
Frage. Aber das Ganze muss auf einer sachlichen
Grundlage geschehen, und diese sachliche Grundla-
ge ist leider nicht immer gegeben. Deshalb, meinen
wir, ist es sinnvoll, eine Änderung vorzunehmen.

Lassen Sie uns bitte ganz in Ruhe im Ausschuss
nochmals darüber beraten.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen sehe ich
nicht. Deshalb komme ich jetzt zur Abstimmung.
Es ist Ausschussüberweisung beantragt worden.
Wer den Antrag Drucksache 17/752 an den Innen-
und Rechtsausschuss überweisen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Damit ist dieser Antrag einstimmig überwie-
sen worden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:

Die Arbeit der Europaschulen in Schleswig-Hol-
stein unterstützen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/592

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache.
Das Wort hat Frau Abgeordnete Anette Langner für
die SPD-Fraktion.

Anette Langner [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Die Europaschulen in Schleswig-Hol-
stein leisten einen unverzichtbaren Beitrag, damit
sich junge Menschen mit Europa identifzieren. Sie
entwickeln europäisches Verständnis, sie fördern
das Gefühl für ein gemeinsames kulturelles Erbe.
Die Entwicklung interkultureller und sprachlicher
Kompetenzen durch Austauschprogramme fördert
einerseits Toleranz für Unterschiedlichkeit und
stärkt andererseits die Gemeinsamkeit einer euro-
päischen Bürgergesellschaft.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Die Europaschulen bereiten junge Menschen auf
den europäischen Arbeitsmarkt vor und verbessern
dadurch deren Berufschancen.

Als besonders positiv möchte ich hervorheben, dass
in Schleswig-Holstein nicht nur Gymnasien Euro-
paschulen sind, sondern dass alle Schularten, auch
viele Berufliche Schulen, dabei vertreten sind.

(Rolf Fischer [SPD]: Zu wenig!)

- Immer noch zu wenig, das stimmt.

Gerade mal 14 Tage im Amt, hat Bildungsminister
Dr. Klug bei der Jahrestagung des Vereins der
Europaschulen in Schleswig-Holstein das Engage-
ment der Europaschulen und ihre vielfältigen Euro-
paaktivitäten gewürdigt und seine Unterstützung
angeboten.

Das ist gut so. Aber nun sollten diesen Ankündi-
gungen auch Taten folgen. Gerade die Akteure im
Bildungsbereich haben Lippenbekenntnisse gründ-
lich satt und erwarten konkrete Lösungsvorschläge
für ihre Probleme. Manchmal könnte man doch mit
relativ geringen Mitteln viel erreichen.

Die Europaschulen haben sich immer wieder für ei-
ne Reihe von Verbesserungen der Arbeitsbedingun-
gen in ihrer Schule ausgesprochen, so zuletzt vor
der Sommerpause bei einer Präsentation im Euro-
paausschuss. Die Europaschulen erwarten Verbes-
serungen der Bedingungen für Berufs-, Betriebs-
und Wirtschaftspraktika im Ausland und eine
Ausweitung der Angebote im Bereich des Lehr-
lingsaustauschs.

Die Europaschulen haben Vorschläge für die Ein-
führung eines Europareferendariats gemacht, bei
dem ein Teil des Vorbereitungsdiensts mit einer
Partnerschule im eurpäischen Ausland erbracht
wird.

Weiter geht es darum, das Angebot an Fortbil-
dungsmaßnahmen für Lehrkräfte an Europa-
schulen zu erweitern. Da die Vorbereitung der Aus-
tauschprogramme und das Beantragen von Förder-
mitteln mit einem erheblichen Zeitaufwand verbun-
den sind, könnte konkrete Unterstützung auch be-
deuten, Ausgleichsstunden für Europakoordina-
toren einzuführen oder die Europaschulen bei der
Zuteilung von Fremdsprachenassistenten voran-
gig zu behandeln.

Manchmal - so schlicht das klingen mag - fehlt es
an Zuschüssen zu Reisekosten oder für den Emp-
fang ausländischer Gäste und die entsprechende Or-
ganisation. Bei der Beantragung von Fördermitteln
leistet das Ministerium zwar Unterstützung - das ist

gut -, aber sicherlich wäre eine zentrale Bera-
tungsstelle nützlich, wenn es um die Inanspruch-
nahme von EU-Förderprogrammen geht. Deshalb
denkt der Verein der Europaschulen über die Ein-
richtung einer EU-Serviceagentur nach, deren Auf-
gabe es ist, zusätzliche EU-Fördermittel ins Land
zu holen und die Europaschulen bei der Auswahl
und Bearbeitung unterschiedlicher Projektanträge
zu beraten.

Das sind Vorschläge, die man meiner Einschätzung
nach mit relativ geringem Mittelaufwand umsetzen
könnte. Dies setzt allerdings voraus, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, dass man den Europaschulen in
Schleswig-Holstein eine Priorität gibt. Wir wollen
ein Europa, mit dem sich Menschen identifizieren;
wir wollen, dass junge Menschen eine Chance se-
hen in einem Europa, das sich durch einen gemein-
samen Wirtschaftsraum, aber auch durch einen ge-
meinsamen Sozialraum auszeichnet, in dem soziale
Standards, soziale Absicherungen und das kulturel-
le Selbstverständnis nicht an den Landesgrenzen
haltmachen.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Dazu leisten die Europaschulen einen wichtigen
Beitrag.

Wenn wir die Europaschulen in ihrem Auftrag noch
mehr als bisher durch solche ganz konkreten Maß-
nahmen und mit entsprechenden Mitteln unterstüt-
zen, würde das sicherlich auch dazu beitragen, dass
noch mehr Schulen als bisher Europaschulen wer-
den wollen.

(Rolf Fischer [SPD]: Sehr wahr!)

Es wäre natürlich auch wünschenswert, wenn es ne-
ben dem Austauschprogramm mit Bilbao in Spani-
en Austauschprogramme im Ostseeraum geben
würde. Denn mit der weiteren wirtschaftlichen Ver-
flechtung im Ostseeraum werden die Ostsee-Anrai-
ner zu einem attraktiven, grenzüberschreitenden
Arbeitsmarkt für junge Menschen in Schleswig-
Holstein.

Eine Hürde für diese Austauschprogramme ist im
Moment, dass an unseren Schulen zwar Dänisch
unterrichtet wird, aber eben nur selten Schwedisch,
Polnisch, Finnisch oder Russisch. Aber dem Ost-
seebericht der Landesregierung habe ich entnom-
men, dass es immerhin 192 schleswig-holsteini-
sche Schulpartnerschaften im Ostseeraum gibt.
Diese Schulen könnten für die Europaschulen An-
sprechpartner sein, um Austauschprogramme mit
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dem Schwerpunkt der Vorbereitung auf einen euro-
päischen Arbeitsmarkt zu entwickeln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt viel Po-
tenzial für die Weiterentwicklung der Europa-
schulen in Schleswig-Holstein. Dies sollten wir als
einen wichtigen Baustein für unsere Europapolitik
nutzen. Deshalb bitte ich Sie um Zustimmung zu
unserem Antrag.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Niclas Herbst das Wort.

Niclas Herbst [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Europaschulen sind zum Glück regel-
mäßig auch Thema unserer Landtagsdebatten. Das
Wichtigste, was man dabei machen kann, ist, zu-
nächst einmal ein herzliches Dankeschön für die
Arbeit auszusprechen, die dort vor Ort geleistet
wird.

(Beifall bei CDU, SPD und SSW)

Insofern schließe ich mich meiner Vorrednerin an,
möchte aber ausdrücklich auch den Verein der
Europaschulen in Schleswig-Holstein nennen, der
ebenfalls dort eine sehr wichtige koordinierende
Funktion einnimmt und der ja auch gerade Gast bei
uns im Europaausschuss war.

Wir können auch festhalten, dass der Kontakt zum
Landtag regelmäßig stattfindet, dass sich viele Ab-
geordnete, auch fraktionsübergreifend, engagieren -
nicht nur während der Europawoche - und dass vie-
le von uns sicherlich auch schon einmal in einer
Europaschule zu Gast waren.

Gut ist, dass wir uns aufgrund Ihres Antrags mit
diesem Thema beschäftigen, und gut ist auch, dass
dieser Antrag einige konkrete Vorschläge enthält.
Allerdings haben Sie sich natürlich zielsicher auch
die Punkte herausgesucht, die entweder relativ
kompliziert zu bewerkstelligen sind, wie zum Bei-
spiel das Thema Europareferendariat: Wenn Sie
wissen, wenn Sie sich vergegenwärtigen, wie wir
über das Thema Lehrerausbildung insgesamt disku-
tiert haben, dann ist das nun kein Thema, das man
nebenbei regeln kann.

Einige Punkte, die Sie genannt haben, kosten nun
einmal auch Geld. Sie haben das so nebenbei darge-
stellt und haben gesagt, man könne mit relativ we-

nig Mitteln viel machen. Tatsächlich wissen wir
aber gar nicht, über wie viel Geld wir reden. Wir
haben auch keine Vorschläge von Ihnen dazu ge-
hört, aus welchem Bereich wir das Geld hierfür
nehmen sollen und an welcher Stelle wir einsparen
wollen.

Angesichts der Debatten, die wir im Bildungsbe-
reich gerade führen und führen müssen, ist es, mei-
ne ich, auch ein falsches Signal zu sagen: Wir ge-
ben jetzt mehr Geld für den Empfang ausländischer
Gäste aus. Ich glaube, dass passt so nicht in diese
Zeit.

Aber ich will gern konzedieren, dass in Ihrem An-
trag einige interessante Punkte enthalten sind, die
wir vertiefen wollen. Ich möchte allerdings auch
kritisch anmerken, dass der wichtigste Punkt, der in
vielen Gesprächen immer wieder auftaucht und der
auch seitens der Vertreter des Vereins Europa-
schulen in Schleswig-Holstein immer wieder ge-
nannt wurde, auch in unserer letzten Sitzung, dort
fehlt, nämlich die Hilfe bei der Beantragung von
EU-Förderprogrammen. Wir hören es immer
wieder: Es gibt gerade in den freien Brüssler Pro-
grammen erhebliche Probleme. Sie haben auch fest-
gestellt - das hat mich sehr überrascht -, dass bei
der letzten Sitzung zum Beispiel noch gar kein
Kontakt zum Hanse-Office entstand. Hier müssen
wir zu allererst gegensteuern, hier müssen wir kon-
kret werden. Wir sollten das im Ausschuss vertie-
fen. Ich denke, das könnte eine wichtige Ergänzung
zu einem Antrag sein.

Ansonsten haben Sie mehrere Punkte genannt, die
Geld kosten. Auch Ausgleichsstunden kosten
Geld. Aufgrund der aktuellen Debatten sind wir
diesbezüglich natürlich sehr vorsichtig. Ich glaube,
wichtigster Punkt muss es auf jeden Fall sein, dass
wir bei der Beantragung von EU-Fördermitteln un-
komplizierter und stärker helfen können. Ich bin
mir sicher, dass wir gemeinsam Mittel und Wege
finden, um das zu bewerkstelligen.

Richtig ist, dass in der Ostseeregion noch Nach-
holbedarf besteht. Spanien mag als Reiseziel at-
traktiver sein. Das hat aber auch etwas damit zu tun
- Sie haben es richtig gesagt -, dass Spanisch als
Fremdsprache auf dem Vormarsch ist und jetzt so-
gar Französisch verdrängt haben soll. Ich weiß
nicht, ob wir das den Schulen so vorschreiben kön-
nen. Europa ist natürlich etwas mehr als nur die
Ostseeregion. Aber selbstverständlich haben wir ein
vitales politisches Interesse daran, diese Region im
Europa der Regionen zu betonen. Allerdings möch-
te ich davor warnen, jetzt sozusagen ein gutes und
ein schlechtes Europa aufzubauen. Das haben Sie
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auch nicht getan. Aber wir sollten den Europa-
schulen nicht bevormundend vorschreiben, mit
wem sie ihre Kontakte aufrechterhalten. Das hat,
wie gesagt, nicht nur mit der Sprache zu tun, son-
dern mit den verschiedensten Dingen. Wir haben ja
gehört, dass gerade das Thema Bilbao aufgrund
ganz persönlicher Engagements zustande gekom-
men ist.

Ich beantrage Ausschussüberweisung und freue
mich auf die Diskussion im Europaausschuss.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die FDP-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Kirstin Funke das Wort.

Kirstin Funke [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegen und
Kolleginnen!

„Europa ist mehr als ein geografischer Be-
griff. Die europäische Dimension umschließt
in ihrer Vielfalt ein gemeinsames histori-
sches Erbe, eine gemeinsame kulturelle Tra-
dition und in zunehmendem Maße eine ge-
meinsame Lebenswirklichkeit. Die leidvollen
Erfahrungen zweier Weltkriege sowie die
Entwicklungen in West- und in Osteuropa
seit 1945 haben den Europäern Anlass gege-
ben, sich auf ihre gemeinsamen Grundlagen
zu besinnen und im Bewusstsein ihrer Zu-
sammengehörigkeit neue Wege der Zusam-
menarbeit und Einigung zu beschreiten.

Die Schule hat die Aufgabe, die Annäherung
der europäischen Völker und Staaten und die
Neuordnung ihrer Beziehungen bewusst zu
machen.“

So heißt es in den Leitlinien für die Gestaltung
Europas im Unterricht. Weiter heißt es:

„Die Schule soll dazu beitragen, dass in der
heranwachsenden Generation ein Bewusst-
sein europäischer Zusammengehörigkeit ent-
steht und Verständnis dafür geweckt wird,
dass in vielen Bereichen unseres Lebens
europäische Bezüge wirksam werden. Zur
Erschließung der europäischen Dimension in
Unterricht und Erziehung können grundsätz-
lich alle Lernfelder der Schule einen Beitrag
leisten. Dies ist bereits in allen Lehrplänen in
verschiedenen Fächern verankert. Die Euro-
paschulen fördern den europäischen Gedan-
ken darüber hinaus durch eine besondere
Profilsetzung.“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte näher
auf den Antrag der SPD eingehen. Ich habe das Ge-
fühl, uns liegt hier ein klassischer Oppositionsan-
trag vor. Wir alle haben die sehr instruktive Vor-
stellung der Europaschulen im Europaausschuss ge-
hört. Der Antrag scheint jetzt einfach ungefiltert die
Wünsche und Anregungen des Trägervereins als
Forderungen zu übernehmen. Für die Opposition ist
das natürlich recht und billig, und es ist auch schön
einfach. Wir können es uns leider nicht so einfach
machen. Für mich stellen sich mehrere Fragen.

Im letzten Sommer gab es einen mündlichen Be-
richt zur Arbeit der Europaschulen in Schleswig-
Holstein. Dort wurde die Förderung der Europa-
schulen durch das Land dargestellt. Es wird berich-
tet, wie die Unterstützung des Landes für Europa-
schulen erfolgt. Es wird Unterstützung bei der Be-
antragung von Mitteln für Förderprogramme des
Bundes und der Europäischen Union angeboten. Es
gibt aber auch den Hinweis auf das umfangreiche
Fortbildungsangebot des Pädagogischen Aus-
tauschdienstes für Fortbildungen im europäischen
Ausland. Der mündliche Bericht weist zudem auf
ein fächerübergreifendes Modul des IQSH für
Lehrkräfte in der Ausbildung hin, das ausdrücklich
den Schwerpunkt auf Europa legt. Der Bericht zeigt
auf, welche Angebote es schon gibt. Es eröffnet
sich die Frage, wie diese zu bewerten sind und ob
Weiteres notwendig ist.

Die SPD fordert hier bunt und viel, erklärt aber
nicht, woher es kommen soll. Ausgleichsstunden,
weitere Reisekostenzuschüsse und ein Europarefe-
rendariat. Das klingt für mich auf den ersten Blick
positiv und wünschenswert, aber nicht kostenneu-
tral. Das Europareferendariat klingt zudem
dienstrechtlich schwierig. Die allgemeine Haus-
haltslage ist bekannt. Der schwierige Konsolidie-
rungspfad für das Land sollte es auch sein.

Ich verstehe sehr wohl, dass bei den Antragstellern
eine andere Wahrnehmung herrscht. Die hübsche
Hochglanzbroschüre, die Sie dazu herausgegeben
haben, verdeutlicht dies erneut. Wenn es weitere
Belastungen geben soll, muss auch geklärt werden,
wie diese finanziert werden sollen. Ich kenne Ihre
Antwort schon. „Steuererhöhungen“ ist Ihre Ant-
wort auf alles. Mit der Grunderwerbsteuer und Ver-
waltungsreform lässt sich ja quasi der ganze Lan-
deshaushalt sanieren und lassen sich alle liebge-
wonnenen Projekte doch noch weiter fördern. Sie
streuen den Menschen Sand in die Augen und ver-
sprechen auch hier weiterhin das Blaue vom Him-
mel. Diese Politik ist unredlich und vor allem un-
verantwortlich.
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(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD)

Das Land steht am Abgrund, und sozialdemokrati-
sche Politik hat uns dorthin geführt. Dies ist im Fi-
nanzplan des Landes Schleswig-Holstein mehr als
deutlich nachzulesen.

Ergänzend hierzu frage ich mich, wie die weiterge-
hende besondere finanzielle Förderung von Europa-
schulen von Ihnen allgemein begründet wird.
Warum sollen Europaschulen zum Beispiel bei der
Zuteilung von Fremdsprachenassistenten gegen-
über anderen Schulen bevorzugt werden?

Es ist schon klar, dass die Förderung der fremd-
sprachlichen Kompetenz ein Teil des besonderen
Profils von Europaschulen ist. Aber auch die Förde-
rung von Fremdsprachen sollte doch zum Profil al-
ler unserer Schulen gehören und muss überall ge-
fördert werden. Eine Sonderbehandlung erschließt
sich mir hier nicht. Aber auch das könnten Sie ja
noch weiter ausführen. Dann könnten Sie auch er-
klären, wie Sie die Förderung der Europaschulen
im Vergleich zu Schulen mit anderen Schwerpunkt-
setzungen sehen, die ihre Stärken zum Beispiel im
Musisch-Ästhetischen, im Bereich des Sports oder
bei den Altsprachen sehen.

Liebe Kollegen und Kolleginnen, die FDP-Fraktion
stimmt einer Ausschussüberweisung des Antrags
zu. Für uns ist es wichtig, dass die Antragsteller im
Ausschuss noch einmal genau erklären, wie sie sich
eine konkrete Umsetzung vorstellen, woher zusätz-
liche Mittel kommen sollen und wie dies im Ver-
gleich zu anderen Schulen mit anderen Schwer-
punktprofilen zu begründen ist.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge der Kollegin Langner?

Kirstin Funke [FDP]:

Nein. Ich bin gleich fertig. - In der Ausschussbera-
tung lässt sich das alles noch weiter aufarbeiten.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Kollegen Bernd Voß das Wort.

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Liebe Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und
Herren! Ich fahre in der Dramaturgie fort. Für mich
ist dieser Antrag im Grunde eine Anregung, wie

man europäische Bildungspolitik effizient weiter-
entwickeln kann, ohne dass es viel Geld kostet.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit dem Vertrag von Maastricht wurden im Jahr
1992 innerhalb der Europäischen Union erstmals
die Handlungsfelder Bildung und Kultur be-
nannt. Das ist fast 20 Jahre her. In der Lissabonner
Strategie formulierte der Rat vor zehn Jahren erst-
mals das Ziel, Europa zum wettbewerbsfähigsten,
dynamischsten und wissensbasiertesten Raum welt-
weit zu machen. Weil das wohl keiner verstehen
sollte oder weil man insbesondere die Aspekte Um-
welt und Soziales zu integrieren vergessen hatte,
hat es dann auch nicht geklappt. Jetzt, zehn Jahre
später, versucht der Rat mit der Strategie 2020, die
Bildungsziele nunmehr ernsthaft zu integrieren.
Europaschulen haben sich inzwischen auch in
Schleswig-Holstein auf den Weg gemacht und be-
sonders beim europäischen Austausch im Bereich
der beruflichen Bildung Maßstäbe gesetzt, die wir
bei solchen Programmen ansonsten oft vermissen.

Offenheit für die Perspektiven anderer und die Ent-
wicklung einer europäischen Identität stehen bei
den Europaschulen besonders im Vordergrund.
Was in Schleswig-Holstein besonders fehlt, sind
Kontakte zu Europaschulen in Skandinavien, Polen
und den baltischen Ländern. Dies wurde bereits ge-
sagt. - Heimatregion Ostsee.

Der Gedanke der europäischen Integration ist in
vielen Schulen bisher noch äußerst unterentwickelt.
Darum ist es im Grunde gut, dass wir diese Schulen
haben. Sie üben eine Leitbildfunktion auch für an-
dere Schulen aus.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW])

Darum ist es auch wichtig, dass es mehr Fortbil-
dungsangebote für Lehrkräfte gibt, die den euro-
päischen Gedanken befördern wollen und können.
Falsch verstanden wäre die Idee der Europaschulen,
wenn daraus der Schluss gezogen würde, andere
Schulen brauchten sich um die europäische Integra-
tion nicht mehr so viel zu kümmern.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Anke Spoorendonk
[SSW])

Die Kultusministerkonferenz fordert auch, Euro-
pabildung in der Schule bei der Neufassung von
Lehrplänen und von Bildungsstandards für alle
Schulen zu berücksichtigen. Europaschulen können
so bei der Entwicklung eines neuen Europa-Cur-
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riculums Vorreiter sein, das andere Schulen dann
übernehmen können. Öffentlichkeitsarbeit und Pu-
blikationen gehören zu den Grundsätzen der Euro-
paschulen. So können andere Schulen von den dort
gesammelten Erfahrungen profitieren und sie wei-
terentwickeln.

Europaschulen entfalten eine Vorreiterfunktion
auch über den schulischen Bereich hinaus, indem
sie Partner aus den verschiedensten zivilgesell-
schaftlichen Organisationen, Politik, Wirtschaft,
Kunst und Kultur in die Bildungsarbeit und in die
Fortbildungsarbeit mit einbeziehen.

Wenn zukünftig mehr angehende Lehrkräfte die
Gelegenheit bekommen sollen, einen Teil ihres
Vorbereitungsdienstes im europäischen Ausland
zu leisten, verfügen sie später über wertvolle Erfah-
rungen und Kontakte, die sie zum Beispiel bei der
Projektarbeit und bei europäischen Themen ent-
sprechend anders nutzen können. Wir brauchen also
ein Europareferendariat. Das muss nicht unbe-
dingt so viel Geld kosten, wie es hier wieder mit
Angst und Schrecken verbreitet wird.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und LINKEN)

Zum Schluss noch eine Bemerkung zum letzten
Punkt des SPD-Antrags! In den vom Bildungsmini-
sterium des Landes veröffentlichten Grundsätzen
für die Ernennung zur Europaschule in Schles-
wig-Holstein heißt es: „Den Europaschulen stehen
nach den Möglichkeiten des Landeshaushalts För-
dermittel des Landes für Fortbildung und Reisen zu
Partnerschaftsschulen, für Auslandspraktika und für
ihre europabezogenen Aktivitäten zur Verfügung.“
Wir wissen alle, haben es in den letzten Tagen
mehrfach diskutiert, wie eng die Grenzen des Lan-
deshaushalts sind. Wir sollten diesen Punkt noch
einmal im Ausschuss vertiefen. Es darf nicht so
sein, wie es in der Formulierung des Antrags an-
klingt, dass Mittel unter anderem für Empfänge zur
Verfügung gestellt werden. Wenn wir sehen, dass
es im Bildungshaushalt an allen Ecken und Ende
knappst, dann müsste man gerade hier auf Sponso-
ring setzen und hier entsprechend anders herange-
hen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich meine auch, wir sollten nicht Ausgleichsstun-
den für die Europakoordinatorinnen und -koor-
dinatoren an den Schulen einfordern.

Ich komme zum Schluss. Das meiste lernt der
Mensch im Leben eben nicht aus der Theorie, son-
dern aus der gelebten Erfahrung. Umso mehr gilt

das für Werte wie Toleranz, Solidarität und das Be-
wusstsein für europäische Zusammengehörigkeit.
Diese Zusammengehörigkeit kann nur erfahren,
wer durch direkten Kontakt und Austausch dies
auch entsprechend gelebt und mitgestaltet hat.

Wir sollten diesen Antrag noch einmal intensiv im
Ausschuss beraten und entsprechend fortent-
wickeln. Ich finde, das ist eine sehr gute Anregung.
Eines sei noch hinzugefügt: Der Europaausschuss
tagt das nächste Mal in einer Europaschule im
Osten Kiels.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich hoffe, dass daraus nicht der Schluss gezogen
wird, wir würden uns lobbymäßig beeinflussen las-
sen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich der Kolle-
gin Ellen Streitbörger das Wort.

Ellen Streitbörger [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Bereits 1978 hat die Kultusministerkonferenz in
ihrer Empfehlung über „Europa im Unterricht“
Leitlinien zum europäischen Bildungsauftrag be-
nannt. Die Förderung des Europagedankens ist also
keineswegs ein Novum in der Bildungspolitik. Es
ist sehr erstrebenswert, die Arbeit der Schulen zu
unterstützen, die es sich zur Aufgabe gemacht ha-
ben, den Fokus Europa im Unterricht und im ge-
samten Schulkonzept zu verankern.

(Beifall bei der LINKEN)

Um auf dem Arbeitsmarkt in Deutschland oder im
europäischen Ausland Fuß fassen zu können, ist es
in vielen Bereichen schon obligatorisch, während
der schulischen Laufbahn oder spätestens im Rah-
men der beruflichen oder universitären Ausbildung
Auslandsaufenthalte zu absolvieren.

(Unruhe)

Europa ist ein elementarer Bestandteil der gesell-
schaftlichen Realität.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um et-
was mehr Aufmerksamkeit für die Rednerin. - Dan-
ke schön.
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(Beifall bei der LINKEN)

Ellen Streitbörger [DIE LINKE]:

Die Vielfältigkeit der Kulturen in Schleswig-Hol-
stein ist nicht nur in größeren Städten wie Kiel, Lü-
beck oder Flensburg wahrnehmbar. Die Bearbei-
tung europäischer Themen muss deshalb notwendi-
ger Bestandteil der integrativen Arbeit in den
Schulen werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wie wichtig es ist, im Fremdsprachenunterricht
nicht nur aus Büchern zu lernen, sondern das Ge-
lernte im entsprechenden Land anzuwenden, ist uns
allen sicherlich aus eigener Erfahrung bekannt.
Deshalb unterstützt DIE LINKE Initiativen zur
Vermittlung von europäischen Werten in den
Schulen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Orientierung auf europäische Themen, Europa-
curricular und Auslandspraktika sind heute eine
Notwendigkeit im Bildungsbereich. Aber grenzen-
loses Denken sollte Kernkompetenz sein, die den
Schülerinnen und Schülern in allen Bildungsinstitu-
tionen vermittelt werden sollte.

(Beifall bei der LINKEN)

Es darf deshalb keine Besonderheit der Europa-
schulen darstellen. Vielmehr sollte der Kriterien-
katalog, den eine Europaschule zu erfüllen hat, ei-
ne Selbstverständlichkeit für alle Schulen werden.
Wir sollten nicht nur daran arbeiten, die bereits
bestehenden Europaschulen zu stärken; das reicht
in unseren Augen nicht aus. Wir müssen Anreize
für alle Schulen in Schleswig-Holstein schaffen, um
die Vermittlung von Europakompetenzen als inte-
gralen Bestandteil von Unterricht zu betrachten und
das Projekt „Europa im Unterricht“ in ganz Schles-
wig-Holstein weiter auszubauen.

(Beifall bei der LINKEN)

Europaschulen fördern die Offenheit gegenüber an-
deren europäischen Ländern und stärken gleichzei-
tig die eigene kulturelle Identität. Sie leisten einen
wichtigen Beitrag zum respektvollen Umgang mit
anderen Kulturen und zum kulturellen Austausch
zwischen den Partnerländern der Europäischen Uni-
on.

Die SPD fordert in ihrem Antrag auch, ein Europa-
referendariat einzuführen. Wir unterstützen diese
Forderung; denn die Erfahrungen, die Referendare
im europäischen Ausland machen können, stellen

eine sinnvolle Ergänzung zum Inlandsdienst dar,
denn sie verstärken den kulturellen Austausch.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Absolvierung des Referendariats im Ausland
stellt gleichzeitig eine Chance zum Aufbau von
länderübergreifenden Netzwerken dar. Diese
Netzwerke brauchen wir, wenn wir einen Dialog
zwischen Partnerschulen aufbauen wollen. Wir
brauchen diesen Dialog, wenn wir einen Austausch
zwischen Schülerinnen und Schülern der unter-
schiedlichsten Kulturen und Länder vorantreiben
wollen. Und wir brauchen diese Netzwerke, um
über formale Abkommen über den Vertrag von Lis-
sabon hinaus Europa tatsächlich zu leben.

(Beifall bei der LINKEN)

Was den Ausbau von Fortbildungsmaßnahmen be-
trifft, so kann sich DIE LINKE der Forderung nur
anschließen. Die Angebote für Lehrkräfte in die-
sem Bereich sind mehr als mangelhaft. Die Regie-
rung muss hier endlich ihrer Verantwortung nach-
kommen. Statt Fördermittel für Volkshochschulen
zu streichen, brauchen wir einen Ausbau der Ange-
bote vor allem im Bereich der europäischen Thema-
tiken, Sprachen und interkulturellen Kommunikati-
on.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch in Bezug auf den Stundenausgleich von
Europakoordinatorinnen und -koordinatoren unter-
stützt DIE LINKE die Forderung. Zusätzliche Leis-
tungen sind für Lehrkräfte wegen der Erhöhung der
Pflichtstundenzahl ohnehin kaum möglich. Deshalb
sollten engagierte Kolleginnen und Kollegen für ih-
re Bereitschaft honoriert werden.

Wir sind dennoch skeptisch, was den formalen Titel
einer Europaschule betrifft. Damit verbunden ist
auch die finanzielle Förderung nach Möglichkeiten
des Landeshaushalts. Auch wenn wir uns für die
Unterstützung dieser Schulen aussprechen, die den
europäischen Gedanken gezielt fördern, lehnen wir
die Förderung einzelner Schulen ab. Wir halten es
nicht für maßgeblich, ob die Schule den Titel
„Europaschule“ trägt oder nicht. Mit dem Erwerb
des Titels muss nicht zwangsläufig eine umfassen-
de Kompetenz verbunden sein.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.
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Ellen Streitbörger [DIE LINKE]:

Ja, einen Satz habe ich noch. - Wir brauchen daher
keine Titelhascherei, sondern die Umsetzung der
inhaltlichen Ziele. Deshalb unterstützen wir die
Förderung des Europagedankens gleichermaßen an
allen Schulen in Schleswig-Holstein.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für den SSW hat die Frau Kollegin Anke Spooren-
donk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich lasse mal das Manuskript weg und komme mit
drei Anmerkungen.

Erstens. Der SSW begrüßt den Antrag der SPD.
Wir sehen die dort formulierten Forderungen als
Ziele an. Keiner sagt, dass man gleich ins Ziel
kommt. Wir wissen alle - das ist eine abgedrosche-
ne Feststellung -, dass der Weg das Ziel ist. Das
heißt, im Ausschuss muss es darauf ankommen,
Schritte zu definieren, damit wir uns dem Ziel des
Antrags oder auch dem Ziel, die Europaschulen
besser zu unterstützen, nähern können.

Zweite Bemerkung! Die Diskussion „Europa-
schulen kontra andere Schulen“ ist immer wieder
zu Recht geführt worden. Wenn man, wie wir alle
gemeinsam das irgendwann einmal beschlossen ha-
ben, der Meinung ist, dass es, wenn es um europäi-
sche Zusammenarbeit geht, richtig ist, Schulen
mit Leitbildfunktion zu haben, dann müssen wir
auch dazu stehen. Es gibt Schulen, die andere Profi-
le haben. Das ist eine Diskussion, die auch zu füh-
ren ist, ob man das insgesamt erweitern sollte. Aber
wir haben Europaschulen mit einem bestimmten
Profil, mit einer bestimmten Aufgabe, und diese
müssen wir dann auch ernst nehmen. Von Symbo-
lik allein halte ich nicht viel.

Dritte Bemerkung! Die Debatte heute zeigt dem
SSW mit großer Deutlichkeit, was wir immer wie-
der zu hören bekommen, was auch in der Haus-
haltsdebatte am Mittwoch anklang. Wir bekommen
immer wieder zu hören: In Anbetracht der Haus-
haltssituation können wir dieses oder jenes nicht
mehr machen. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir müssen endlich einmal wegkommen von dieser
Bausteinphilosophie. Es ist ja nicht so, dass man
nur einen Baustein herausnimmt und den gleichen
wieder hereintut. Das würde nämlich zu einer Ze-

mentierung des Status quo führen, und das kann
nicht Sinn der Übung sein.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn wir das Land weiterentwickeln wollen, müs-
sen wir kreativ sein, und Verwaltung muss sich än-
dern können. Man muss Aufgaben neu definieren,
und man muss sich Mühe geben, mit den Mitteln,
die einem zur Verfügung stehen, andere Strukturen
hinzubekommen. Wenn man diesen Gedanken
nicht verinnerlicht, wird es eine Durststrecke für
die nächsten zehn Jahre sein, die nicht auszuhalten
ist.

Daher appelliere ich noch einmal an alle, gerade
wenn es um europäische Zusammenarbeit geht, um
Ostseezusammenarbeit geht, die Kluft zwischen
Anspruch und Wirklichkeit nicht zu sehr auseinan-
derklaffen zu lassen. Wir haben den Ostseebericht.
Auch dort wird berichtet und berichtet und berich-
tet, und wir wissen, weil wir den Haushaltsentwurf
kennen, dass vieles gar nicht mehr funktioniert oder
umsetzbar ist. Ich warne davor, Diskussionen wei-
ter auf diesem Niveau zu führen.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und der Abgeordneten
Siegrid Tenor-Alschausky [SPD])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Landesregierung erteile ich nunmehr dem
Minister für Bildung, Herrn Dr. Ekkehard Klug, das
Wort. - Oh, entschuldigen Sie bitte, ich habe nicht
gesehen, dass Sie sich gemeldet haben. Für einen
weiteren Dreiminutenbeitrag hat zunächst die Kol-
legin Anette Langner das Wort.

Anette Langner [SPD]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Ich möchte nur
kurz, bevor der Minister redet, einen Impuls in die
Debatte bringen.

(Unruhe)

Frau Funke hat darauf hingewiesen, wir könnten
uns die ganzen Förderungen nicht mehr leisten,
weil unser Land am Abgrund steht. Wenn Sie
gleich die Arbeit der Europaschulen loben und un-
terstützen, bitte ich Sie, dass Sie uns in Ihrem Rede-
beitrag konkret sagen, ob es vonseiten der Landes-
regierung Pläne gibt, die Arbeit der Europa-
schulen zu begrenzen, Mittel, die bisher zur Verfü-
gung stehen, einzuschränken. Das würde uns in der
Debatte weiterbringen.
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(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Nun hat aber Herr Bildungsminister Dr. Ekkehard
Klug das Wort.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im
Zuge der Finanzkrise befindet sich die Europäische
Union in einer schweren Bewährungsprobe. Das ist
zugleich ein echter Test für das gemeinsame euro-
päische Bewusstsein in den Mitgliedstaaten. Die
Europaschulen in Schleswig-Holstein tragen dazu
bei, dieses Europabewusstsein zu fördern. Sie be-
treiben damit politische Bildung im besten Sinne
und bereiten den Weg für die zukünftige internatio-
nale Zusammenarbeit. Ich danke daher allen sehr
herzlich, die sich im schulischen Bereich für die
europäische Verständigung einsetzen.

(Beifall des Abgeordneten Heinz-Werner Je-
zewski [DIE LINKE])

Sie verbessern damit die künftigen Perspektiven
unserer Schülerinnen und Schüler. Europa hat einen
festen Platz in jeder unserer Schulen, auch in den
Schulen, die nicht spezifisch als Europaschulen
profiliert sind. Darüber hinaus ist der Titel „Euro-
paschule“ natürlich eine Selbstverpflichtung für je-
ne 31 Schulen, die diese Bezeichnung tragen. Der
Titel „Europaschule“ verpflichtet im besonderen
Maße zur inhaltlichen Auseinandersetzung mit
Europa und zum Blick über den nationalen Teller-
rand hinaus.

Meine Damen und Herren, über die Situation der
Europaschulen haben wir zuletzt im Mai des ver-
gangenen Jahres eine Debatte im Landtag geführt.
Inhaltlich ist mit dem Antrag nicht viel Neues vor-
gelegt worden. Der Unterschied ist nur, dass die
SPD-Fraktion, die damals die Bildungsministerin
aus den eigenen Reihen stellte, im vorigen Jahr dar-
auf verzichtet hat, im Antrag besondere Ausgleichs-
stunden für Europakoordinatoren oder andere haus-
haltsrelevante Dinge einzufordern.

Was das Thema Ausgleichsstunden angeht, möch-
te ich anmerken, dass der neue Leitungszeiterlass
allen weiterführenden allgemeinbildenden Schulen
für die Sekundarstufe I schulartunabhängig ein Lei-
tungszeitbudget abhängig von der Größe der
Schule zwischen sechs und zwölf Wochenstunden
zur Verfügung stellt. An Europaschulen kann die

Schulleitung Stunden aus diesem Budget entspre-
chend dem Profil der Schule für Europakoordina-
toren einsetzen. Insoweit ist an den weiterführen-
den allgemeinbildenden Schulen die Möglichkeit
vorhanden, im Rahmen pädagogischer Eigenverant-
wortung ein verfügbares Zeitbudget für die Aufga-
be der Koordination der Arbeit einer Europaschule
einzusetzen.

(Beifall der Abgeordneten Anita Klahn
[FDP] und Dr. Christian von Boetticher
[CDU])

Meine Damen und Herren, schon im vergangenen
Jahr bildeten Vorschläge des Vereins der Europa-
schulen in Schleswig-Holstein die Grundlage für
die Landtagsdebatte. Auch der vorliegende Antrag
weist große Überschneidungen mit den Forderun-
gen des Vereins auf. Ich habe mit den Vertretern
des Vereins zuletzt am 10. Mai 2010 ein Gespräch
geführt, und die dort vorgetragenen Wünsche
decken sich weitgehend mit den im Antrag aufge-
führten Punkten. Es lohnt sich sicherlich, diese
Punkte im Ausschuss eingehender zu diskutieren,
wie wir das im vorigen Jahr schon getan haben. Ich
will hier nur kurz Anmerkungen zu drei Punkten
hinzufügen.

In der Tat stößt die Einführung eines Europarefe-
rendariats auf Probleme, die sowohl Fragen des
Dienstrechts als auch die praktische Umsetzung be-
treffen. Das betrifft vor allem die Gewährleistung
von Ausbildungsinhalten, die für eine Meldung zur
Prüfung unabdingbar sind. Das Referendariat ist ja
Teil der Lehrerausbildung. Es erstreckt sich nicht
allein auf Ausbildungsinhalte, die an der Schule
vermittelt werden.

Auch wenn man sich unter dem Oberbegriff
„Europareferendariat“ auf Hospitationen im Aus-
land oder eine kurzfristige Unterrichtstätigkeit im
europäischen Ausland beschränken wollte, stellen
sich praktische Fragen, wie die Reise-, Verpfle-
gungs-, Übernachtungs- und Versicherungskosten
finanziert werden sollen und ob die Auslands-
schulen, die die Aufgabe übernehmen, dafür gege-
benenfalls einen Ausgleich einfordern. Wir sind
aber gern bereit, dieser Frage nachzugehen und zu
prüfen, welche Möglichkeiten es gibt, in diesem
Sinne europäische Ausbildungsinhalte, aber auch
praktische Erfahrungen im europäischen Ausland
stärker in die Referendarausbildung einzubeziehen.

(Unruhe)

Zum Bereich Fortbildung möchte ich auf das um-
fangreiche Fortbildungsangebot des Pädagogi-
schen Austauschdienstes hinweisen. Der Pädago-
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gische Austauschdienst wird als Einrichtung der
Kultusministerkonferenz von Schleswig-Holstein
mitgetragen. Es würden keine zusätzlichen Kosten
für das Land verursacht, wenn man die Angebote
stärker in Anspruch nimmt. Dafür möchte ich aus-
drücklich werben.

Schließlich will ich noch eine kurze Anmerkung
zum Thema Fremdsprachenassistenten hinzufü-
gen. Würden die Fremdsprachenassistenten bevor-
zugt den 31 Europaschulen zugeteilt, bedeutete das,
dass sich die Chancen der anderen Schulen, einen
Fremdsprachenassistenten oder eine Fremdspra-
chenassistentin zu erhalten, verschlechtern. Fremd-
sprachenkompetenz ist aber an allen Schulen wich-
tig. Hinzu kommt, dass sich im letzten Durchgang
nur zehn Europaschulen um einen Fremdsprachen-
assistenten bemüht haben. Auch das sollte man in
die Abwägung einbeziehen.

Meine Damen und Herren, es gibt sicherlich noch
Gestaltungsspielraum, um das Modell Europa-
schulen weiterzuentwickeln. Wo immer das mit fi-
nanziellen Konsequenzen verbunden ist, verzichtet
die SPD-Fraktion in ihrem Antrag auf eine Ant-
wort, wie das abzusichern und zu gewährleisten ist.
Man darf gespannt sein, ob den Antragstellern dazu
in der Diskussion im Ausschuss Antworten einfal-
len, die sie uns hier nicht gegeben haben.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Es ist Ausschussüberweisung beantragt. Wer die-
sem Antrag zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich? - Das ist einstimmig so beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir setzen die
Sitzung in einer Stunde um 14:15 Uhr fort. Ich
möchte Sie darauf hinweisen, dass die Sitzung nach
der Mittagspause mit einer kurzen Mitteilung durch
den Ministerpräsidenten eröffnet wird. Ich wünsche
Ihnen eine schöne Mittagspause.

Die Sitzung ist unterbrochen.

(Unterbrechung: 13:20 bis 14:18Uhr)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich eröffne die Nachmittagssitzung und
erteile zunächst - wie angekündigt - dem Minister-
präsidenten das Wort für eine kurze Mitteilung.

Erklärung des Ministerpräsidenten zur Unter-
bringung gefährlicher, ehemaliger Sicherungs-
verwahrter durch die Freie und Hansestadt
Hamburg in Schleswig-Holstein

Peter Harry Carstensen, Ministerpräsident:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Erste Bürgermeister der Freien und
Hansestadt Hamburg, Christoph Ahlhaus, hat mir
vor einer Stunde telefonisch mitgeteilt, dass die
Freie und Hansestadt Hamburg davon Abstand
nimmt, einen ehemaligen Sicherungsverwahrten
auf schleswig-holsteinischem Gebiet, in einer Ein-
richtung in Reinbek, unterzubringen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich bin dem Ersten Bürgermeister für diese Ent-
scheidung sehr dankbar, und sie zeigt nebenbei
auch, wie vertrauensvoll gerade wir beide zusam-
menarbeiten.

Dessen ungeachtet bleibt das grundsätzliche Pro-
blem bestehen, wie mit einem Teil der ehemals Si-
cherungsverwahrten in Zukunft umgegangen wer-
den soll und muss. Der aktuelle Fall, der Grund für
den Dringlichkeitsantrag in der Drucksache
17/855 war, ist durch die Entscheidung des Ersten
Bürgermeisters geregelt. Dafür bin ich sehr dank-
bar. Die Fraktionen müssen entscheiden, wie sie
heute mit dem vorliegenden Antrag umgehen
möchten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Geschäftsordnungsantrag hat sich Herr
Abgeordneter Wolfgang Kubicki gemeldet. Ich er-
teile ihm das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auf der Grundlage der Erklärung des Ministerpräsi-
denten ziehen CDU und FDP den Antrag Drucksa-
che 17/855 zurück.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist gut! - Vereinzelter Beifall bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Frau Kollegin Heinold, lassen Sie mich das noch
zu Ende ausführen. Wir halten das Problem aller-
dings für so gravierend und dringlich zu erörtern,
dass wir hier ankündigen, für die Oktober-Tagung
einen Antrag zu stellen, der die grundsätzliche Pro-
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blematik beleuchtet und uns dann ausreichend Ge-
legenheit gibt, uns darüber auszutauschen.

(Beifall bei FDP, CDU und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Damit ist der Sachantrag zurückgezogen worden.
Der Tagesordnungspunkt ist entsprechend erledigt.
Wir werden diesen Tagesordnungspunkt von der
Tagesordnung herunternehmen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 26 auf:

Rücknahme der unangemessenen Konsequenzen
aus dem Lehrerstreik

Antrag der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE
Drucksache 17/802 (neu)

Konsequenzen aus dem Lehrerstreik

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/849

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache.
Ich erteile der Frau Abgeordneten Anke Erdmann
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das
Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Am
3. Juni 2010 haben in Schleswig-Holstein rund
2.000 Lehrerinnen und Lehrer gestreikt - drei
Stunden lang - und das - ich betone das ausdrück-
lich -, obwohl die Treuepflicht bei unseren Lehr-
kräften tief verankert ist.

Frau Conrad hat geschrieben: „Beim Streik hört der
Spaß auf“. Ich glaube, Frau Conrad, Sie haben gar
nicht gewusst, was die Leute auf die Straße getrie-
ben hat.

(Cornelia Conrad [FDP]: Doch!)

Der Spaß hat in unseren Schulen schon lange auf-
gehört.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Viele Leute haben lange überlegt, ob sie auf die
Straße gehen oder nicht. Viele haben sich dafür ent-
schieden. Es gibt auch viele, die das erwogen ha-

ben, dann aber nicht auf die Straße gegangen sind.
Die, die aber da waren, haben vielleicht einen Leit-
satz von Hannah Ahrendt ernst genommen: Keiner
hat das Recht zu gehorchen. Das ist ein Satz von
Hannah Ahrendt, der im Beamtenrecht natürlich
nicht vorgesehen ist. Aber es war ein Stück ziviler
Ungehorsam, der dort stattgefunden hat.

Herr Minister, wir reden heute über Treuepflicht,
und ich möchte das nicht nur beamtenrechtlich be-
trachtet wissen. Wie steht es mit Ihrer Treue zum
eigenen Wort? Das muss man fragen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der LINKEN)

Vor nicht einmal einem Jahr haben Sie den Schulen
versprochen: Entlastung, Ruhe und eine vertrauens-
volle Zusammenarbeit. Die Leute haben Ihnen ge-
glaubt. Gebracht haben Sie: Mehrarbeit, Stellen-
streichungen, Chaos und einen Stil, bei denen sich
viele Kolleginnen und Kollegen verraten und ver-
kauft fühlen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr von Boetticher ist jetzt nicht hier, aber er hat
grob skizziert, wie er sich das Schulsystem 2020
vorstellt. Er hat eigentlich die Hand ausgestreckt.
Und ich kann für die Grünen sagen: Wir wären be-
reit, sie zu ergreifen. Ich glaube, da sind wir in die-
sem Haus auch nicht allein.

Aber während Herr von Boetticher auf den Schul-
frieden baut, erklärt Minister Klug den Schulkampf
als längst wieder eröffnet, und die überzogenen
Strafen, die heute hier Thema sind, sind für uns nur
ein Baustein.

Wir streiten hier heute nicht darüber, dass Beam-
tinnen und Beamte eine besondere Treuepflicht
haben. Das ist für uns klar. Sie genießen genug Pri-
vilegien. Das ist auch richtig. Aber wir reden dar-
über, ob Sie das rechte Maß bei den Fällen gefun-
den haben, um die es heute hier geht, die vier Fälle,
die inzwischen bekannt geworden sind. Ich möchte
zwei Fälle davon herausgreifen. Es geht zum einen
um eine Konrektorin aus Flensburg, die nach
dem Streik vom Schulleiterwahlausschuss, also von
Eltern und Kolleginnen und Kollegen vor Ort, auf
Vorschlag ihres Schulamtes vor Ort gewählt wor-
den ist. Der Minister interessiert sich nicht für diese
Entscheidung des Schulleiterwahlausschusses, Sie
sagen: Diese Person ist ungeeignet.

Ein weiterer Fall, ein Schulleiter aus Elmshorn.
Er hat jahrelang eine Hauptschule geleitet. Diese
Hauptschule wurde dann eine Gemeinschaftsschule.
Er hat sie weiter zwei Jahre zur Probe geleitet, und
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kurz vor Ende der Probezeit steht er auf der Streik-
liste, und Sie sagen: Jahrelange gute pädagogische
Arbeit, mir doch egal, Sie sind disqualifiziert.

Ich finde, das ist wirklich absurd, das geht wirklich
über das Maß hinaus.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Herr Minister, die Logik der Verwaltung hat Sie
voll im Griff, und dabei waren Sie vor nicht einmal
einem Jahr der Lehrerversteher schlechthin. Ihre
Devise ist: Strafe einen, erziehe hundert. Das ist
echt nicht liberal. Das können Sie uns nicht verkau-
fen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Sie wollen ein Exempel statuieren, und zwar für al-
le Beamtinnen und Beamten. Das betrifft die ganze
Regierungsbank. Sie wollen den Beamtinnen und
Beamten sagen: Seht euch in diesem heißen Herbst
vor. Wir zeigen unsere Zähne.

Herr Minister Klug, vielleicht hinterfragen Sie Ihre
Ansprüche noch einmal. Nach Ihrer Auffassung
disqualifizieren sich Lehrkräfte, die drei Stunden
streiken, per se für Führungspositionen, weil sie der
Vorbildfunktion nicht gerecht werden. In Ihren ei-
genen Reihen geht es da deutlich liberaler zu: Der
vorbestrafte Steuerhinterzieher Otto Graf Lambs-
dorff wurde ein Jahr nach seiner Verurteilung FDP-
Chef, später sogar Ehrenvorsitzender. Das kann
man so machen, damit habe ich kein Problem. Man
muss sich dann aber überlegen, mit welcher Hal-
tung man in diese Debatte geht. Herr Kubicki, das
gilt auch für Sie.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das lässt nur zwei Schlüsse zu. Entweder haben Sie
eine unglaubliche Doppelmoral, oder Sie sind der
Meinung, dass die Anforderungen an einen Schul-
leiter und eine Schulleiterin in Schleswig-Holstein
in puncto Rechtstreue und in puncto Vorbildfunkti-
on höher ist als an Ihr eigenes politisches Spitzen-
personal.

(Zuruf des Abgeordneten Christopher Vogt
[FDP])

Das ist unangemessen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und des Abgeordneten Flem-
ming Meyer [SSW])

Die erste Hälfte Ihrer Amtszeit war Chaos, war
Konflikt und war Konfrontation. Geben Sie sich

einen Ruck. Erinnern Sie sich daran, welcher Mini-
ster Sie vor einem Jahr hätten werden wollen. Viel-
leicht können Sie für das letzte Jahr noch eine Wen-
de schaffen. Zerschlagen Sie nicht noch mehr Por-
zellan! - Wir beantragen Abstimmung in der Sache.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Heike Franzen das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Beamte haben gegenüber dem Staat eine
besondere Treuepflicht. Beamte dürfen nicht
streiken. Beamte, die das dennoch tun, müssen mit
dienstrechtlichen Konsequenzen rechnen. Im Ge-
genzug dazu garantiert ihnen der Staat eine lebens-
lange Versorgung. Das gilt auch für die verbeam-
teten Lehrkräfte, die am 3. Juni 2010 ihre Arbeit
niedergelegt haben, um sich an den Protesten gegen
die Sparmaßnahmen der Landesregierung zu betei-
ligen. Sie haben damit ein Dienstvergehen began-
gen. Der Dienstherr ist nach dem Landesdiszipli-
nargesetz, § 17 Abs. 1, dazu verpflichtet, beim
Verdacht eines Dienstvergehens ein Disziplinar-
verfahren einzuleiten. Nichts anderes ist hier ge-
schehen.

Bei den betroffenen Lehrkräften hat das dazu ge-
führt, dass die nicht geleisteten Arbeitsstunden von
ihren Bezügen einbehalten worden sind. Das ist
geltendes Besoldungsrecht. Darüber hinaus hat es
bisher keine Disziplinarmaßnahmen gegeben, die
Verfahren sind nämlich noch gar nicht abgeschlos-
sen.

(Beifall der Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] und Christopher Vogt [FDP])

Sofern es sich bei den betroffenen Lehrkräften um
Lehrkräfte handelt, die sich um eine Beförderung,
beispielsweise für eine Schulleitungsstelle, bewer-
ben, ist die Teilnahme an einem Streik durchaus an-
ders zu bewerten. An einen Dienstvorgesetzten,
und das ist eine Schulleiterin oder ein Schulleiter,
muss der Staat andere Ansprüche auf die Einhal-
tung der Dienstvorschriften stellen. Schließlich
sollen diese Personen in der Zukunft Dienstanwei-
sungen in den Schulen durchsetzen, das heißt, wer
Dienstvorgesetzter werden will, muss sich auch an
Dienstvorschriften halten.

(Beifall bei CDU und FDP)
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Der Minister hat in der letzten Bildungsaus-
schusssitzung deutlich gemacht, dass die Diszipli-
narverfahren auch in diesen Fällen noch nicht ab-
geschlossen sind. Die Beförderungen allerdings
sind mit Blick auf die laufenden Verfahren derzeit
ausgesetzt. Das ist ein übliches Verfahren und nach
unserer Auffassung absolut angemessen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Im Übrigen haben alle betroffenen Lehrkräfte ge-
wusst, worauf sie sich einlassen, wenn sie streiken.
Sowohl das Ministerium als auch die GEW, die
gleichzeitig zu diesem Streik aufgerufen hat, haben
vor dem Streik über die Folgen für verbeamtete
Lehrkräfte informiert und davor gewarnt.

Die CDU-Fraktion kann hier kein unangemessenes
Handeln des Bildungsministeriums erkennen. Ganz
im Gegenteil, unangemessen und rechtlich fragwür-
dig wäre es gewesen, nicht zu reagieren - insbeson-
dere den Lehrkräften gegenüber, die sich dienst-
rechtskonform verhalten und sich nicht an dem
Streik beteiligt haben. Ich will noch mal deutlich
sagen: Es geht uns nicht darum, dass hier in diesem
Land nicht demonstriert werden darf. Das ist gar
keine Frage. Aber Beamte dürfen dazu nicht die Ar-
beit niederlegen. Soweit die sachliche Betrachtung.

Darum geht es den Grünen und den Linken in ih-
rem Antrag aber auch gar nicht. Sie tun so, als
wollten sie sich mit Ihrem Antrag schützend vor
Lehrkräfte stellen, denen vermeintlich Unrecht ge-
schieht. In ihrer Begründung dazu wird allerdings
schnell deutlich, dass diese Lehrkräfte lediglich be-
nutzt werden sollen, um die Beamten gegen die
Landesregierung aufzuwiegeln.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das machen Sie selber!)

Zwei Sätze machen das ganz besonders deutlich.
Ich zitiere:

„Es geht nicht um die wirkliche Eignung der
beiden gestandenen Lehrkräfte, es soll ein
Exempel statuiert werden.“

Ich zitiere weiter:

„Hier werden wenige exemplarisch bestraft,
um Lehrkräfte, aber auch Polizistinnen, Poli-
zisten und andere Verbeamtete von vornehe-
rein eine Marschrichtung für die Spardebat-
ten im kommenden Herbst vorzugeben.“

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine liebe Kolleginnen und Kollegen von den
Grünen und von der LINKEN, Damit unterstellen
Sie der Landesregierung, dass sie einige wenige
willkürlich bestraft, um andere einzuschüchtern.

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Genau das machen Sie! - Christopher Vogt
[FDP]: Unglaublich!)

Sie gehen also davon aus, dass die Landesregierung
Amtsmissbrauch für politische Zwecke betreibt.
Das ist starker Tobak. Wenn das denn so wäre,
dann treten Sie den Beweis dafür an. Ansonsten ha-
ben Sie sich umgehend bei der Landesregierung für
solche Unterstellungen zu entschuldigen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie wissen selber ganz genau, dass das für Sie ei-
gentlich ganz andere politische Forderungen zur
Folge hätte haben müssen. Da die in Ihrem Antrag
nicht enthalten sind, wissen Sie ganz genau, dass
sich die Landesregierung an Recht und Gesetz hält.
Deswegen ist Ihr Antrag an dieser Stelle zutiefst
unehrlich. Spätestens nachdem der Minister in der
letzten Woche noch einmal schriftlich dargelegt
hat, dass es bisher gar keinen Spielraum für will-
kürliches Handeln gibt, hätten Sie Ihren Antrag zu-
rückziehen müssen.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Quatsch!)

Geben Sie sich einen Ruck, stimmen Sie unserem
Antrag zu und unterstützen Sie den Bildungsminis-
ter bei der Umsetzung des gültigen Disziplinar-
rechts!

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Detlef
Buder das Wort.

Detlef Buder [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Dienstvorgesetzte sollen meiner Meinung nach in
erster Linie Führungseigenschaften haben, die im
Wesentlichen gekennzeichnet sind durch Rückgrat
und Charakter.

(Beifall bei der SPD - Zuruf)

- Ich komme noch darauf. - Ich kann hier nicht er-
kennen, dass diejenigen, die gemaßregelt werden
sollen, gerade diese Führungseigenschaften nicht
besitzen.
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(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft hat
am 3. Juni 2010 zu Warnstreiks und Demonstratio-
nen aufgerufen. Sie reagierte damit auf den Ver-
trauensbruch des Bildungsministeriums, das den
bereits veröffentlichten Pflichtstundenerlass inner-
halb eines Tages wieder zurückgezogen und statt-
dessen den Lehrerinnen und Lehrern Mehrarbeit
verordnetet hatte.

Sie können sich sicherlich erinnern, dass ich an die-
ser Stelle meine Meinung zu dieser Maßnahme des
Ministeriums schon geäußert habe. Ich halte sie
nach wie vor für unangemessen. Es ist nicht beson-
ders vertrauensvoll, wie dort die Landesregierung
mit den Kolleginnen und Kollegen in den Schulen
umgegangen ist.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SSW und vereinzelt der LINKEN)

Aber ebenso stand der Einsatz für die Schulen und
die Schülerinnen und Schüler im Mittelpunkt der
Protestaktion. Der eklatante Widerspruch zwischen
dem in Sonntagsreden der Regierungsmitglieder
immer wieder bekräftigten Ziel, in absehbarer Zeit
10 % des Bruttoinlandsprodukts für Bildung, Hoch-
schulen und Forschung auszugeben, und dem, was
dann real angekündigt wurde und mittlerweile im
Haushaltsentwurf der Landesregierung seinen Nie-
derschlag gefunden hat, wurde in unmissverständli-
cher Deutlichkeit offengelegt. Es ist völlig klar und
gehört zum Wesen eines Streiks, dass die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer während der Ausfallzeit
von wenigen Stunden keine Vergütung erhalten. Es
hat auch niemand ernst zu nehmenden Widerspruch
gegen die entsprechenden Kürzungen der Bezüge
für den Monat Juli erhoben. Das ist nun einmal das
Wesensmerkmal eines Streiks.

Nun ist die Landesregierung sehr viel weiter gegan-
gen. Sie hat an mehreren Lehrkräften, die auf-
grund ihrer Qualifikation vom Schulleiterwahlaus-
schuss für eine Leitungsfunktion gewählt wurden
oder die eine solche Funktion auf Probe ausübten,
ein Exempel statuieren wollen und sie von dieser
Funktion abberufen beziehungsweise eine Bestäti-
gung der Wahl verweigert. Dies bedeutet für sie auf
Lebenszeit einschließlich des Ruhestands gerechne-
te Einkommensverluste, die sich in diesem Zusam-
menhang wahrscheinlich auf einen höheren fünf-
stelligen Betrag belaufen werden. Dies wegen drei
Stunden ausgefallener Arbeitszeit!

Wir sind, anders als die GEW, der Auffassung, dass
Beamte kein Streikrecht haben. Wir wollen hier

auch nicht fordern, dass die Landesregierung ein
solches Streikrecht ohne Rechtsgrundlage aner-
kennt. Aber die Ereignisse vom 3. Juli 2010 sind
für uns einmal mehr Anlass, zu einer grundsätzli-
chen Reform des öffentlichen Dienstrechts in
Deutschland aufzurufen. Alleingänge einzelner
Länder sind dabei nicht aussichtsreich. Das haben
wir selbst als SPD-Fraktion in den 90er-Jahren er-
fahren. Aber es gibt aus unserer Sicht keinen zwin-
genden Grund, am Beamtenstatus der Lehrerin-
nen und Lehrer festzuhalten. Ich hoffe, dass sich
diese Auffassung auch in anderen Landesparlamen-
ten und Landesregierungen herumspricht, egal wel-
che Parteien dort gerade die Mehrheit haben.

Es ist aber nicht so, dass die Landesregierung und
der Bildungsminister gezwungen wären, wegen der
punktuellen Arbeitsniederlegung solche Mittel-
streckenraketen auf gewerkschaftliche Spatzen ab-
zuschießen,

(Zurufe von der CDU und der FDP: Oh, oh!)

um den Jargon von Herrn Dr. Klug aufzugreifen,
den er gebraucht hat, als er im Juli 2009 - jetzt
komme ich darauf - noch Oppositionspolitiker war
und glaubte, ein sachliches Hinweisschreiben der
ehemaligen Bildungsministerin zum Thema Streik-
recht angestellter Lehrer skandalisieren zu müssen.
Dort zeigte sich für die Kolleginnen und Kollegen
in den Schulen eine andere Auffassung, die der Mi-
nister dann, als er im Amt war, ganz schnell wohl
vergessen hat.

Sie haben vor knapp einem Jahr als Koalition eine
Mehrheit der Mandate, wenn auch nicht der Stim-
men, errungen, weil sie gerade im Bildungsbereich
große Erwartungen geweckt haben. Von denen ha-
ben Sie bisher keine einzige eingelöst. Sie haben
stattdessen Enttäuschung, Frustration und Chaos er-
zeugt. Wenn das Landesdisziplinargesetz davon
spricht, dass Beamte das Vertrauen ihres
Dienstherrn beeinträchtigt haben, so muss man um-
gekehrt fragen, ob die Beamten nicht auch einen
Anspruch darauf haben, dass der Dienstherr das
Vertrauen rechtfertigt, das sie in ihn setzen. Wir ra-
ten deshalb der Regierung dringend, von ihrer
Überreaktion Abstand zu nehmen, und werden aus
diesem Grund dem Antrag der Grünen und der
LINKEN zustimmen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die FDP-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Cornelia Conrad das Wort.

Cornelia Conrad [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Frau Kollegin Erdmann, Ihre Beschimpfungskano-
nade ist völlig unangemessen. Die Grünen und Lin-
ken erkennen in ihrem gemeinsamen Antrag richtig,
dass es Beamten und Beamtinnen nicht erlaubt ist,
zu streiken. Dies deckt sich mit höchstrichterli-
cher Rechtsprechung unter Einschätzung des Be-
amtenbundes. Wenn Sie ehrlich sind, Frau Erd-
mann, wissen Sie also, dass Sie mit Ihrem Antrag
einen Rechtsbruch verharmlosen wollen.

(Zurufe von der SPD: Oh! - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Zu einem Rechtsbruch auffor-
dern!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Bildungsmi-
nisterium hat mit Schreiben von Mai keinen Zwei-
fel daran gelassen, mit welchen Konsequenzen ver-
beamtete Lehrkräfte zu rechnen haben, die streiken.
Parallel hat die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft mit ihrem Schreiben vor dem Streik
darauf hingewiesen, dass ein unrechtmäßiger
Streik ernsthafte Folgen haben könnte,

(Heike Franzen [CDU]: Hört! Hört!)

besonders für Lehrkräfte in Schulleitungsfunk-
tionen und Verbeamtete in der Probezeit. Alle
Beteiligten wussten also ganz genau, welche Kon-
sequenzen eine Streikbeteiligung haben würde. Es
kommt der Streik, es folgen die Konsequenzen.
Und jetzt sagen Sie in Ihrem Antrag, diese seien
„unangemessen“, „überzogen“. Was sind schon drei
Stunden Arbeitsniederlegung im Vergleich zu jah-
relanger guter pädagogischer Arbeit?

(Beifall bei SPD)

Sehr viel, sage ich Ihnen. Die Loyalität des Beam-
ten gegenüber seinem Dienstherrn ist nämlich ein
Wert an sich, den man nicht in Geld fassen kann.
Sie ist der Kern des Vertrauensverhältnisses zwi-
schen Beamten und Staat.

(Beifall bei FDP und CDU)

Zugegeben, dies verlangt beiden viel ab, zum Bei-
spiel den Verzicht auf ein Streikrecht. Im Gegenzug
erhält der Beamte allerdings Privilegien, die in der
freien Wirtschaft wirklich undenkbar wären, allen
voran die Unkündbarkeit. In der freien Wirtschaft
hätten Arbeitnehmer bei einem derartigen Dienst-
vergehen die fristlose Kündigung erhalten. Zu strei-

ken, ist in diesem besonderen Vertrauens- und
Schutzverhältnis eine erhebliche Verletzung der
Loyalitätspflicht, womöglich sogar die größte
überhaupt. Dass Sie in Ihrem Antrag, verehrte Grü-
ne, von einem „Exempel“ sprechen, zeigt mir, dass
Sie dies nicht verstanden haben. Das ist bedauer-
lich.

(Beifall bei FDP und CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wissen, dass
die Lehrerinnen und Lehrer in unserem Land jeden
Tag sehr gute Arbeit für die Schülerinnen und
Schüler leisten. Und wenn ihnen etwas nicht gefällt,
dürfen sie ihren Unmut selbstverständlich kundtun,
sie dürfen demonstrieren, aber sie dürfen nicht
während der Dienstzeit ihre Arbeit niederlegen.

(Beifall bei FDP)

Der Antrag von den Linken und den Grünen sugge-
riert, Minister Klug solle sich mal nicht so haben
wegen läppischer drei Stunden. Dabei hat Minister
Klug nur das getan, was unvermeidlich war und
was eine große Mehrheit von Bürgerinnen und Bür-
gern in diesem Land auch erwartet hat.

(Beifall bei FDP und CDU - Zurufe von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Journalist Bernd Amsberg hat diesen Sachver-
halt in seinem Kommentar in den „Elmshorner
Nachrichten“ vom 19. August auf den Punkt ge-
bracht. Dort heißt es sinngemäß: Nach der Andro-
hung von Konsequenzen musste das Ministerium
handeln, sonst hätte es sich lächerlich gemacht.

Ich gehe hier noch einen Schritt weiter: Hätte das
MBK keine Konsequenzen gezogen, hätte es nicht
nach geltendem Recht gehandelt. Dies hätte am
Ende vielleicht noch schwerer gewogen als die un-
rechtmäßigen Streiks selbst.

(Beifall bei FDP und CDU - Zuruf der Abge-
ordneten Monika Heinold [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Auch kann keinesfalls von Gehaltskürzungen ge-
sprochen werden, denn diese wären nach einem
Verweis und nach einer Geldbuße die nächsthöhere
Disziplinarmaßnahme. Es handelt sich in diesen
Fällen lediglich um die Einbehaltung der Besol-
dung bei unentschuldigtem Fernbleiben vom
Dienst.

(Zuruf von der SPD: Dagegen hat doch kei-
ner was!)

Es geht hier auch nicht um eine Ermessensfrage,
liebe Kolleginnen und Kollegen.
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(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ermessen! Das ist der Punkt!)

Alle Streikenden wussten 100-prozentig, worauf sie
sich einließen. Trotz eines eindeutig vorliegenden
Verstoßes gegen geltendes Recht wird jetzt von Ih-
nen, den Linken und den Grünen, irgendein omi-
nöser Ermessensspielraum gefordert.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Frau Abgeordneten Erdmann?

Cornelia Conrad [FDP]:

Nein, Frau Erdmann. Ich habe Sie in Ihrer Rede
auch nicht unterbrochen.

(Beifall bei der FDP - Lachen bei BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Dann muss ich Sie darauf hinweisen, Frau Kolle-
gin, dass Ihre Redezeit zu Ende ist und Sie bitte
zum Schluss kommen müssen.

Cornelia Conrad [FDP]:

Dies wäre Politik nach Gutsherrenart. Und das
kommt für uns Liberale überhaupt nicht infrage. Es
wäre auch den vielen Lehrkräften gegenüber nicht
zu rechtfertigen, die sich korrekt verhalten haben.

Vertrauen ist der Kern der guten Zusammenarbeit
zwischen Beamten und Staat. Vertrauen heißt aber
auch Transparenz. Und Vertrauen heißt: bewährte
Regeln anerkennen und danach handeln. Beides hat
Minister Klug getan. Er war transparent in der Sa-
che, er war berechenbar in der Konsequenz.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, Sie müssen bitte zum Schluss kom-
men.

Cornelia Conrad [FDP]:

„Strafmaßnahmen“ sind dafür wohl der falsche Be-
griff.

Ich komme zum Schluss. Den Antrag der Grünen
und der Linken lehnen wir ab. Ich bitte Sie, dem
vorliegenden Änderungsantrag von CDU und FDP
zuzustimmen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich der Frau
Abgeordneten Ellen Streitbörger das Wort.

Ellen Streitbörger [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Bildungsministerium begründet die eingeleite-
ten Disziplinarverfahren mit dem Treueverhältnis
von Beamtinnen und Beamten gegenüber ihrem
Dienstherrn. In der Tat verpflichtet das Beamten-
gesetz genau dazu.

An diese Stelle gehört nun die Frage: Warum prote-
stierten Lehrerinnen und Lehrer, die sich zum Teil
über Jahrzehnte beispiellos engagiert haben und
ausgezeichnet qualifiziert sind?

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie wollten deutlich machen, dass die Arbeitsbedin-
gungen an den Schulen so schlecht sind, dass keine
gute Schulbildung für alle mehr garantiert werden
kann. Die schlechten Arbeitsbedingungen sind eine
Verletzung der Fürsorgepflicht des Dienstherrn.

(Beifall bei der LINKEN)

Und das darf bitte nicht vergessen werden: Der
Treuepflicht des Beamten steht die Fürsorgepflicht
des Dienstherrn gegenüber. Die eine Pflicht einzu-
fordern, die andere aber zu vernachlässigen, das
passt nicht zusammen.

Die Erhöhung der Pflichtstundenzahl, der angekün-
digte Stellenabbau, immer größer werdende Klas-
sen, Unterrichtsausfall und die schlechte Ausstat-
tung der Schulen zeigen, dass die Landesregierung
als Dienstherr diese Fürsorgepflicht längst aufgege-
ben hat.

(Beifall bei der LINKEN und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Bevor Lehrerinnen und Lehrer mit Disziplinarver-
fahren bestraft werden, sollte zunächst das Bil-
dungsministerium für sein Handeln beziehungswei-
se seine Versäumnisse der letzten Monate die Ver-
antwortung übernehmen.

Die Folgen der chaotischen Bildungspolitik, die
CDU und FDP unserem Land zumuten, müssen die
Lehrerinnen und Lehrer, die Schülerinnen und
Schüler und die Eltern tragen. Die Unterrichtsqua-
lität ist langfristig gefährdet, wenn Lehrerinnen und
Lehrer die ihnen auferlegten Belastungen kaum be-
wältigen können. Der Unterrichtsausfall durch den
Streik, der noch nicht einmal konkret ermittelt wur-
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de, steht in keinem Verhältnis zu den ,,ganz norma-
len" Ausfallquoten aufgrund fehlender Fachlehr-
kräfte.

Ich erinnere exemplarisch an die Regionalschule in
Pinneberg, in der mehr als 60 % der Physikstunden
in den Klassenstufen 7 und 8 ausfielen. Entgegen
aller Zusicherungen fallen dort auch weiterhin Un-
terrichtsstunden aus, die in der Stundentafel vorge-
sehen wären. Auf die Vertretungsstunden, in denen
eine Lehrerin oder ein Lehrer zwischen zwei oder
drei verschiedenen Klassen hin- und herlaufen
muss, oder auf das sogenannte eigenverantwortli-
che Arbeiten, um Unterrichtsausfall zu kaschieren,
möchte ich an dieser Stelle nicht weiter eingehen.

Das Bildungsministerium versucht, mit den unan-
gemessenen Konsequenzen für die streikenden Leh-
rerinnen und Lehrern ganz bewusst von genau die-
sen Missständen abzulenken, die letztlich zum
Streik geführt haben. Wem ist geholfen, wenn aner-
kannt engagierte und kritische Pädagoginnen und
Pädagogen aus Führungspositionen ferngehalten
werden? Ganz sicher führt das nicht zu einer Ver-
besserung unseres Bildungssystems.

(Beifall bei der LINKEN und des Abgeord-
neten Lars Harms [SSW])

Es entsteht auch der Eindruck, dass mit den unan-
gemessenen Sanktionen ein Exempel statuiert wer-
den soll. Offensichtlich hat man in den Regierungs-
parteien Sorge, dass weitere Beamtengruppen auf
die Straße gehen, wenn die gewissenlosen Sparplä-
ne im Haushalt durchgesetzt werden. Das diese
Sorge nicht zu Unrecht besteht, haben ja auch die
Demonstrationen in den letzten Tagen deutlich ge-
zeigt.

(Beifall des Abgeordneten Björn Thoroe
[DIE LINKE])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin Conrad?

Ellen Streitbörger [DIE LINKE]:

Nein, danke. Sie war ja auch zu keinen Antworten
bereit.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Bildungsministerium muss sich in Zukunft mit
der Lösung der strukturellen Probleme im schuli-
schen Bereich befassen. Denn auch nach dem Ab-
schluss der Disziplinarverfahren werden diese wei-
terhin bestehen. Fest steht, dass man entgegen allen

Ankündigungen doch versucht, den Haushalt auf
Kosten der Bildung zu konsolidieren. Und der Öf-
fentlichkeit soll das mit dem Argument des demo-
grafischen Wandels verkauft werden. Wir fordern,
dass endlich angemessene Arbeitsbedingungen
für Lehrerinnen und Lehrer geschaffen werden.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und schließlich fordern wir Sie, Herr Minister
Klug, auf, die unangemessenen Konsequenzen ge-
gen Lehrerinnen und Lehrer zurückzunehmen und
die Beförderung von qualifizierten Fachkräften
nicht länger zu behindern.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Beifall
des Abgeordneten Lars Harms [SSW])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion des SSW hat die Frau Abgeordnete
Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Anfang Juni dieses Jahres sind rund 3.000 schles-
wig-holsteinische Lehrerinnen und Lehrer auf die
Straße gegangen, um sich gegen die Bildungspolitik
der schwarz-gelben Landesregierung zu wehren.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Diese Demonstration ist einmalig für dieses Land,
weil sie während der Schulzeit stattgefunden hat
und beamtete Lehrer gestreikt haben, um an dem
Protest teilzunehmen.

Statt uns heute mit den sehr interessanten Themen
des Protests auseinanderzusetzen, geht es aber um
die Konsequenzen des Streiks der verbeamteten
Lehrerschaft. Klar ist, dass die Arbeitsniederlegung
der verbeamteten Lehrerinnen und Lehrer gegen
das Beamtengesetz verstößt. Für diese Beurteilung
gibt es keinen Ermessensspielraum, das wurde uns
im Bildungsausschuss erklärt. Ermessensspiel-
raum gibt es allerdings bei der Bestrafung der Be-
troffenen, und hier das Bildungsministerium aus
Sicht des SSW weit über das Ziel hinausgeschos-
sen.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Schon vor dem Streik war klar, dass die verbeamte-
ten Lehrer bei einer Demo während der Schulzeit in

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 28. Sitzung - Freitag, 10. September 2010 2291

(Ellen Streitbörger)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3085&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3085&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2937&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2937&format=WEBVOLLLANG


eine Zwickmühle kommen würden. Dies haben alle
gewusst - inklusive der GEW und des Bildungsmi-
nisteriums. Das Bildungsministerium hat sogar
Briefe an alle Schulen geschickt, vor einem Streik
gewarnt und mit Konsequenzen gedroht. Die Lohn-
kürzungen und Einträge in die Personalakte dürften
daher niemanden überraschen. Sie sind auch nach
dem Disziplinargesetz heftig, aber okay, kann man
sagen. Ganz nüchtern betrachtet muss nämlich aus
unserer Sicht festgestellt werden, dass Beamte tat-
sächlich ein besonderes Dienstverhältnis eingehen
und damit auch bestimmte Vor- und Nachteile ak-
zeptieren. Das gilt für Beamte ebenso wie für An-
gestellte oder Selbstständige. Es gibt immer gewis-
se Vorteile und gewisse Nachteile.

Das Streikverbot für Beamte in Deutschland ist
europaweit einmalig und seit Jahren umstritten. Al-
lerdings möchte ich heute keine Diskussion über ei-
ne rechtliche Grauzone beginnen, ob das Streikver-
bot überhaupt noch angemessen ist oder ob knapp
2.000 eingeleitete Disziplinarverfahren nicht mehr
Unsinn als Sinn stiften. Auch möchte der SSW
nicht polarisieren und das böse Bildungsministeri-
um verteufeln. Es gibt Gesetze, und an die muss
man sich auch halten.

Aber es gibt auch einen Bildungsminister, der eine
lange Vergangenheit als bildungspolitischer Spre-
cher seiner Fraktion hat. Es gibt auch eine Presse-
mitteilung dieses Bildungsministers, wo er, als eine
andere Bildungsministerin das Sagen hatte, kriti-
sierte, dass diese Bildungsministerin unangemessen
auf Streiks reagiert habe.

(Zurufe)

Ich muss sagen, dass ich von so einem Bildungsmi-
nister erwarte, dass er jetzt, wo er das Amt hat, im-
mer noch versuchen sollte, sich selbst im Spiegel
ansehen zu können. Ich denke, das ist auch das Pro-
blem.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aus unserer Sicht muss ganz klar sein, dass es
einen Ermessensspielraum beim Ausmaß der Be-
strafung gibt. Dieser ist vom Bildungsministerium
überschritten worden. Die personellen Konse-
quenzen - insbesondere für die angehende Schul-
leiterin in Flensburg und den angehenden Schullei-
ter in Elmshorn - sind so übertrieben, dass man dar-
über nur noch den Kopf schütteln kann.

(Beifall der Abgeordneten Ranka Prante
[DIE LINKE])

Bei der Bestrafung sollte eine Balance zwischen
Verhältnismäßigkeit und Beamtenrecht herrschen.
Diese Balance ist hier nicht gegeben.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vielmehr werden besonders engagierte Lehrerinnen
und Lehrer, die aus guten Gründen ausgewählt wur-
den, eine Schule zu leiten, aufgrund einer dreistün-
digen Demonstrationsteilnahme während der Ar-
beitszeit von ihrer Beförderung zurückgezogen, da
sie die besonderen Anforderungen in Bezug auf
die Treuepflicht zum Dienstherren nicht erfüllt ha-
ben - so heißt es ja. Diese Treuepflicht haben sie
nicht erfüllt, und trotzdem ist es völlig überzogen,
daraufhin die Beförderung dieser zwei Personen
wieder einzukassieren.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Nicht zuletzt in Flensburg hat der Schulleiterwahl-
ausschuss erst einen Monat nach der Demonstration
getagt, sodass das Ministerium genug Zeit hatte, um
den Ausschuss über den Einspruch zu informieren.
Stattdessen wurde abgewartet und erst viel zu spät
reagiert. Ein dreistündiger Streik sagt jedoch nichts
über die Qualifizierung dieser Personen für die
Schulleitung aus - oder vielleicht gerade doch, weil
diese Personen gezeigt haben, dass sie sich enga-
gieren und für die Sache eintreten.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Wir unterstützen den Antrag von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, und unserer Meinung nach sollte
sich das Bildungsministerium oder der Bildungsmi-
nister ganz genau überlegen, ob er diese Strafen
wirklich durchsetzen will. Das Signal, das er damit
sendet, könnte weitreichende, negative Konsequen-
zen haben. Es sind nämlich nicht nur die Lehrerin-
nen und Lehrer an den Schulen, die einen Bildungs-
minister brauchen, der sich für sie einsetzt und zu
ihnen steht; auch der Bildungsminister braucht Leh-
rerinnen und Lehrer, die sich für ihn einsetzen und
zu ihm stehen. - Davon, lieber Herr Kollege Klug,
sind Sie weit entfernt und entfernen sich von Tag
für Tag immer mehr.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Dreiminutenbeitrag hat sich Herr Abge-
ordneter Wolfgang Kubicki gemeldet. Ich erteile
ihm das Wort.

(Zurufe des Abgeordneten Dr. Henning
Höppner [SPD])

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich wundere mich doch in gewisser Weise über die
Debatte, weil sie - lieber Kollege Tietze - Ausdruck
eines Bildes von Recht ist, das jedenfalls nicht mei-
nem Rechtsverständnis entspricht. Wir haben kein
Gesinnungsrecht, das je nach Belieben einmal an-
gewandt oder nicht angewandt wird.

(Beifall bei FDP, CDU und der Abgeordne-
ten Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Frau Erdmann, ich frage mich, ob Sie mit der glei-
chen Verve hier nach vorn gegangen wären, wenn
100 Lehrer für die Meinungsfreiheit von Herrn Sar-
razin gestreikt und deshalb vormittags keinen Un-
terricht gemacht hätten. Wären Sie mit der gleichen
Verve hierher gekommen und hätten gesagt, da darf
es keine Konsequenzen geben?

(Christopher Vogt [FDP]: Frau Erdmann auf
jeden Fall!)

Sie wären hierher gekommen und hätten gesagt:
Das ist so richtig.

(Christopher Vogt [FDP]: Die ist da konse-
quent! - Zuruf der Abgeordneten Monika
Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Hier ist überhaupt niemand in der Defensive, Frau
Heinold. Ich werde vielleicht gleich noch einmal
versuchen, Ihnen das zu erklären. Es ist selbstver-
ständlich so, dass, wenn jemand Führungsfunktio-
nen übernehmen will, an seine Rechtstreue beson-
dere Anforderungen zu stellen sind, denn er soll das
auch vermitteln. Niemand bestreitet das Recht zu
demonstrieren - außerhalb der Schulzeit.

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das habe ich gerade aber ganz
anders gehört!)

Niemand bestreitet das Recht zu demonstrieren au-
ßerhalb der Dienstzeit. Wenn er innerhalb der
Dienstzeit demonstriert, muss er schlicht und er-
greifend weniger Geld kriegen, weil er seine Ver-
pflichtungen nicht erfüllt.

(Zurufe)

Wenn jemand Führungskraft werden will, muss er
sich an Recht und Gesetz halten. Tut er das nicht,
hat er die Eignung zur Führungskraft verloren -
ständige Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts.

(Beifall bei FDP und CDU)

Herr Kollege Buder, die Sozialdemokraten wären
mir in meinem Herzen und meinem Verstand mitt-
lerweile ein bisschen näher, wenn sie nicht dauernd
verdrängen würden, wie ihre eigene Politik war, die
noch gar nicht lange hier ist.

(Zurufe: Oh, oh!)

Herr Buder, ich empfehle, dass Sie sich von der
17. Kammer des Verwaltungsgerichts Schleswig
einmal die Entscheidung 17 A 11 aus dem Jahr
2008 kommen lassen. Dort ging es darum, dass sich
Lehrer, die sich öffentlich in einem Brief gegen die
Politik der Landesregierung - von Frau Erdsiek-
Rave - gewandt haben, mit einem Verweis abge-
mahnt worden sind nach der Devise: Die öffentli-
che Äußerung von Lehrern gegen die Bildungsmi-
nisterin sei ein Dienstvergehen.

(Christopher Vogt [FDP]: Unglaublich!)

Ich zitiere jetzt aus der Stellungnahme des Ministe-
riums von Frau Erdsiek-Rave: Sie verteidigt die
Verhängung des Verweises und hebt hervor, dass
der Kläger als Beamter seinen Dienstherrn im Rah-
men seiner Pflicht zur Achtung, zu vertrauensge-
rechterem Verhalten, zur Loyalität verpflichtet ist.
Damit sei es schlechthin unvereinbar, wenn der
Kläger in Angelegenheiten seines dienstlichen Be-
reiches und in seiner dienstlichen Eigenschaft sich
an die Öffentlichkeit wende, um auf politische Mei-
nungsbildungs- und Entscheidungsvorgänge Ein-
fluss zu nehmen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dies gelte erst recht, wenn damit polemisierende
und verunglimpfende Kritik am Dienstherrn ver-
bunden sei. Zudem sei bei Lehrkräften wie dem
Kläger zu berücksichtigen, dass ihnen als Pädago-
gen eine besondere Vorbildfunktion in Hinblick auf
den ihnen obliegenden Bildungs- und Erziehungs-
auftrag zukomme, die sie auch bei der Art ihrer öf-
fentlichen Äußerungen und ihrer Wortwahl zu be-
rücksichtigen hätte.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU])

- Herr Buder, es ging damals um
Meinungsfreiheit. Die Bildungsministerin ist in ei-
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ner Art und Weise darangegangen, dass wir alle im
Hause gefragt haben: Wie komisch ist das denn,
dass die Meinungsfreiheit eingeschränkt werden
soll? Aber Sie haben das damals verteidigt. Und
heute stellen Sie sich hin und sagen, ein Rechts-
bruch wie ein Streik von Beamten sei etwas, was
hingenommen werden soll.

Ein Letztes dazu: Was mich an dem Antrag von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE
wirklich stört, ist, dass sie versäumt haben, die
Stadt Kiel aufzufordern, die Tickets für die Autos,
die anlässlich der Demonstration falsch geparkt ha-
ben, nicht einzuziehen. Das wäre doch konsequent
gewesen, weil es um eine gute Sache ging.

(Heiterkeit und Beifall bei FDP und CDU)

Wenn Sie das konsequenterweise fordern würden,
dann wären Sie glaubhaft. Aber dann werden Sie
den Rest an Achtung und Akzeptanz der Bevölke-
rung verlieren, denn Recht gilt für alle im gleichen
Maße, und nicht nur danach, ob man den Grünen,
den Linken oder sonst wem nahesteht oder auch
nicht.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kubicki - -

(Silke Hinrichsen [SSW]: Ich hätte Herrn
Kubicki gern eine Frage gestellt! - Heiter-
keit)

- Sie hätten die Zwischenfrage gern stellen können,
wenn Herr Kubicki sie zugelassen hätte. Ich war
gerade dabei, ihn zu fragen. Herr Kollege Kubicki,
Sie können gern noch einmal zurückkommen, und
dann machen wir das noch einmal. Ich habe das
nicht gesehen.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Dann erteile ich dem Kollegen Heinz-Werner Je-
zewski von der Fraktion DIE LINKE für einen wei-
teren Dreiminutenbeitrag das Wort.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Mir
verschlägt es ja selten die Sprache,

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das ist ja gut!)

aber bei Ihrem Vortrag, Kollegin Conrad, hat es mir
schon die Sprache verschlagen.

Zwei Informationen: Vor 92 Jahren hat sich der
deutsche Kaiser nach Holland verpieselt. Das wird
auch an Realschulen unterrichtet. Vor 65 Jahren hat
Schleswig-Holstein aufgehört, preußische Provinz
zu sein.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Das
mussten Sie aber ablesen!)

Ich glaube, das ist Tatsache und von allen aner-
kannt. In diesen 92 oder 65 Jahren scheint es aber
immer noch - wie soll ich es nennen? - Parallelkul-
turen zu geben, in denen sich nicht herumgespro-
chen hat, dass sich die Welt verändert hat.

(Christopher Vogt [FDP]: Oh Gott!)

Ich für meinen Teil bin sehr stolz auf die Kollegin-
nen und Kollegen an den Schulen, die an dem
Streik teilgenommen haben.

(Christopher Vogt [FDP]: Sie sind doch gar
kein Lehrer!)

- Trotzdem sind es Kolleginnen und Kollegen, weil
auch die lohnabhängig sind, Herr Kollege.

(Lachen bei der FDP)

Ich bin sehr stolz auf sie und wünsche mir, dass der
Protest, den es an den Schulen gegen die Maßnah-
men des Bildungsministeriums gibt, sich ähnlich
niederschlägt. Ich gehe so weit, dass ich alle Kolle-
ginnen und Kollegen dieser Bestraften dazu auffor-
dere, sich zu solidarisieren und in Solidaritäts-
streik zu gehen. Lehrer haben Vorbildfunktionen.
Wir alle haben Vorbildfunktionen. Vorbild wird
man, indem man das lebt, was man lehren möchte.
Die Kolleginnen und Kollegen, die auf die Straße
gegangen sind, haben genau das gelebt, was jetzt
gelehrt werden muss.

Ich erinnere noch einmal daran: Der Dienstherr der
Lehrerinnen und Lehrer ist weder Herr Dr. Klug,
noch ist es der Ministerpräsident, noch sind es
Fraktionsvorsitzende im Landtag. Der Dienstherr
ist das Volk von Schleswig-Holstein. Die streiken-
den Kolleginnen und Kollegen haben diese Treue-
pflicht gegenüber diesem Dienstherrn erfüllt.

(Beifall bei der LINKEN und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wo Unrecht Recht wird, da wird Widerstand zur
Pflicht. Das ist allerdings auch nach der Kaiserzeit
von Bertolt Brecht geschrieben worden. Ich bin
stolz auf die Lehrerinnen und Lehrer, die dieses
Sprichwort verstanden und umgesetzt haben.

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf des Abge-
ordneten Wolfgang Kubicki [FDP])
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Björn Thoroe das Wort.

(Unruhe)

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Erst einmal möchte ich meinen Beitrag damit be-
ginnen,

(Gerrit Koch [FDP]: Mit der Anrede!)

dass die Lehrerinnen und Lehrer nicht nur für sich
gestreikt haben. Sie haben auch für die Schülerin-
nen und Schüler gestreikt. Ich sage das, weil das
hier noch keiner erwähnt hat. Sie haben sich auch
für die Rechte von Schülerinnen und Schülern
eingesetzt.

(Beifall bei der LINKEN und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wir haben uns ein bisschen umgeguckt, und wir ha-
ben etwas gefunden. Das möchte ich jetzt kurz vor-
tragen.

(Lachen bei der FDP)

Zu der Vorstellung von Personalpolitik in der
Schule gibt es ein schönes Blatt aus den 80er-Jah-
ren von dem ehemaligen Landtagsabgeordneten
Dr. Bendixen. Ich zitiere:

„Die politischen Verhältnisse im Lande müs-
sen sich in der Personalpolitik widerspiegeln.
Der linke Marsch in die Institutionen macht
Lehrer- und Rektorenstellen hochpolitisch. In
der Beförderungspraxis muss sichtbar, und
zwar geräuschlos, werden, dass unsere Re-
gierung CDU-Freunde am ehesten für geeig-
net hält, CDU-Politik an Ort und Stelle zu
vertreten.“

Dieses Mantra scheint auch heute noch in den Re-
gierungsfraktionen vorherrschend zu sein. Wer sich
seinem Dienstherrn nicht unterwirft, der wird abge-
straft. Es wurde ganz bewusst mit Repressionsmit-
teln schikaniert, um unliebsame Lehrerinnen und
Lehrer von gewissen Posten fernzuhalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Abgeordnete Franzen von der CDU-Fraktion
hat das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Thoroe, dass Lehrkräfte mit dem Streik etwas
für die Schülerinnen und Schüler getan haben, wa-
ge ich zu bezweifeln. Der Streik hatte nämlich Un-
terrichtsausfall zur Folge, was für einige Eltern
durchaus schwierig war, denn sie mussten auf die
Schnelle eine entsprechende Betreuung finden.

(Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]: Ihre
Politik hat mehr Unterrichtsausfall zur Fol-
ge!)

- Herr Jezewski, dass nun ausgerechnet Sie sich an
dieser Stelle zu Wort gemeldet haben, finde ich
sehr erstaunlich.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge?

Heike Franzen [CDU]:

Nein. Ich gestatte keine Zwischenfrage. Ich würde
gern meinen Gedanken zu Ende ausführen. - Dass
ausgerechnet Sie sich an dieser Stelle zu Wort mel-
den, finde ich insofern bedenkenswürdig, als man
auf Wikipedia in Ihrem Lebenslauf nachlesen kann,
dass Ihnen eine Ausbildungsstelle bei der Post auf-
grund des Radikalenerlasses versagt worden ist. Je-
mand, der mit einer solchen Einstellung hier heran-
geht, der sollte sich vielleicht nicht gerade zum
Verhalten von Beamten äußern. Es tut mir leid, das
finde ich ausgesprochen schwierig.

(Beifall bei CDU und FDP - Unruhe)

Ich will noch einmal klarstellen: Es wird hier stän-
dig von Strafmaßnahmen gesprochen.

(Zurufe)

- Störe ich vielleicht bei dem Gespräch? - Ich wür-
de gern noch einmal - -

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat Frau Abgeordnete Heike Franzen. -
Frau Franzen, ich frage Sie zunächst, ob Sie eine
Zwischenfrage des Kollegen Robert Habeck zulas-
sen.

Heike Franzen [CDU]:

Nein, ich lasse keine Zwischenfrage zu. - Ich will
an dieser Stelle noch einmal klarstellen, dass hier
immer wieder von Strafmaßnahmen die Rede ist.
Es gibt noch überhaupt keine Maßnahmen, das
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muss man deutlich sagen. Die Disziplinarverfah-
ren sind eingeleitet. Das Besoldungsrecht sieht
vor, dass ein unentschuldigtes Fernbleiben vom
Dienst zur Folge hat, dass die Besoldung nicht aus-
gezahlt wird. Das hat stattgefunden. Bisher gibt es
noch nicht eine einzige Disziplinarmaßnahme, die
umgesetzt worden ist. Die Maus beißt keinen Faden
ab, Streik ist für Beamte ein Rechtsbruch. Streik
stellt ein Dienstvergehen dar. Hier ist der Minister
gefordert, entweder tätig zu werden, wie es das
Landesdisziplinargesetz vorsieht, oder aber als Al-
ternative selbst rechtsbrüchig zu werden. Sie wollen
doch wohl nicht sagen, dass unser Minister hier
Rechtsbruch begehen soll? - Ich finde das eine
dolle Aufforderung.

(Beifall bei CDU und FDP)

Im Übrigen können Sie das alles wunderbar nachle-
sen. Der Minister war so nett, uns das auch in
schriftlicher Form zukommen zu lassen. Wenn Sie
das gelesen hätten, dann hätten wir uns diese De-
batte sparen können.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
der Frau Abgeordneten Anke Erdmann das Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
habe nicht gedacht, dass das Maß an Rückwärtsge-
wandtheit nach Mittwoch noch zu überschreiten
wäre.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und des Abgeordneten Dr. Ralf
Stegner [SPD])

Ich beschränke mich auf wenige Punkte. Herr Ku-
bicki und Frau Conrad haben es gesagt, es geht dar-
um, ob der Minister berechenbar war. Ich würde sa-
gen, dass er es nicht war. Gerade weil es einen Er-
messensspielraum gibt, legen Sie das Recht so aus,
wie es Ihnen gerade gefällt. Frau Conrad, es ist
eben nicht so, dass die Konsequenzen in Stein ge-
meißelt wären. Das haben wir auch im Bildungs-
ausschuss gehört. Es geht uns wirklich in erster Li-
nie um dieses Ermessen.

Wenn Sie sagen, ich hätte den Herrn Minister hier
beschimpft, dann weiß ich nicht, was Sie meinen.
Ich habe gesagt, er sei ein Lehrerversteher. Das ist
ein Kompliment im Nachhinein.

Ein anderer Punkt: Ich erinnere den Kollegen Klug
daran, was er vor einem Jahr im Wahlkampf gesagt
hat. Wir waren zusammen auf Veranstaltungen. Ich
erinnere ihn daran, was er dort teilweise geäußert
hat. Wenn ich ihn hier daran erinnere, und wenn ich
in Ihre Broschüren schaue, dann ist das keine Be-
schimpfung. Das ist vielmehr eine Überlegung da-
zu, was in diesem einen Jahr passiert ist. Frau Con-
rad und Herr Klug, das ist ein wichtiger Punkt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Etwas ist hier durcheinandergegangen. Dazu möch-
te ich noch einmal sachlich sagen: Wir haben nicht
gesagt, dass wir Probleme mit der Einleitung von
Disziplinarmaßnahmen haben. Wir haben gesagt,
dass es eine besondere Treuepflicht gibt, auch wenn
wir hier die Diskussion darüber nicht intensiv ge-
führt haben. Ein zweiter Punkt: Wir haben gesagt,
die Einbehaltung der Besoldung ist für uns okay.
Wir sagen lediglich: Uns passt das Maß nicht. Das
habe ich vorhin auch so gesagt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Es gibt einen Ermessensspielraum. Bitte nehmen
auch Sie das zur Kenntnis. Es gibt einen Ermes-
sensspielraum, und wir sagen: Drei Stunden Streik
lassen nicht einfach eine Schulleiterkarriere von je-
mandem wegwischen, der jahrelang eine Führungs-
kraft war. Das ist unverhältnismäßig, das ist unser
Punkt. Der andere Punkt ist es nicht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie uns darüber reden, was wir wollen: Eine
Brücke schlage ich zu Herrn Kubicki. Sie haben
vorhin die Dienstrechtsreform erwähnt. Wir wür-
den da mitgehen. Ich weiß nicht, warum Lehrer Be-
amte sein müssen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Frau Abgeordneten Brand-Hückstädt?

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Gern.

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]: Ist Ihnen
aus arbeitsrechtlicher Sicht bekannt, dass ei-
ne Beförderung nichts weiter darstellt als ei-
ne Chance? - Würden Sie mir zustimmen,
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dass ich mich dann, wenn ich weiß, dass ich
nur eine Chance auf eine Beförderung habe,
vielleicht entsprechend verhalten sollte, um
diese Chance zu ergreifen?

- Ja, das weiß ich. Ich weiß aber auch, dass es die-
sen Ermessensspielraum gibt. Der Minister könnte
durchaus sagen: Du hast hier als Schulleiter in
Elmshorn jahrelang gute Arbeit gemacht, ich ent-
scheide das anders. Vertrauen gegen Vertrauen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Christopher Vogt [FDP]: Aber er duzt den
nicht!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Frau Kollegin Silke Hinrichsen das Wort.

Silke Hinrichsen [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte trotzdem gern noch einmal laut meine Fra-
ge stellen, die ich Herrn Kubicki schon sozusagen
privat gestellt hatte. Ich würde vom Bildungsminis-
ter gern wissen: Wie kann Folgendes sein? Man
lässt einen Schulleiterwahlausschuss circa einen
Monat, nachdem der Streik stattgefunden hat, tagen
und unterbreitet ihm verschiedene Vorschläge. Die-
ser ehrenamtliche Schulleiterwahlausschuss be-
schäftigt sich ausführlich mit den Bewerberinnen
und Bewerbern und trifft daraufhin eine Entschei-
dung. Hinterher aber bekommt er zu wissen: „Ihre
Entscheidung war leider nicht richtig.“

Es lag genau ein Monat dazwischen. Da frage ich
mich wirklich, ob man den Schulleiterwahlaus-
schuss nicht vielleicht rechtzeitig hätte über die Si-
tuation informieren können. Es sind wohlgemerkt
die Vorschläge des Bildungsministeriums gewesen,
über die dieser Schulleiterwahlausschuss entschei-
den konnte. Dieser Ausschuss kann nicht über ir-
gendetwas anderes entscheiden; er kann nicht frei
auswählen; das sollte man nicht glauben.

Nein, die Vorschläge sind vom Bildungsministeri-
um an diesen Ausschuss gegangen, und dieser Aus-
schuss hat erst einen Monat nach dem Streik ent-
schieden. Aber diese Entscheidung war hinterher
falsch.

Ich frage mich, wie so ein Auswahlverfahren zu-
stande kommen kann und wie es sein kann, dass
man Menschen so düpiert, die diese Arbeit freiwil-
lig und ehrenamtlich leisten. Wie kann man diese
Menschen so vorführen?

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Da liegen wirklich ganz große Probleme für mich.
Es ist dasselbe Ministerium, das hinterher dann la-
pidar mitteilt: Ihr habt zwar gewählt, aber das war
doch nicht ganz richtig.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist Liberalismus! - Christopher
Vogt [FDP]: Sie sollten einmal ein Liberalis-
musseminar besuchen!)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Dr. Höppner das Wort.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Bei der Lektüre des Landesdisziplinargesetzes ist
mir klar geworden, dass natürlich auch ich als Be-
amter, der in den Ruhestand versetzt worden ist,

(Christopher Vogt [FDP]: Sie haben sich
aber gehalten!)

noch unter die Regelung des LDG falle. Natürlich
hoffe ich, dass das für mich nicht zu ähnlichen Si-
tuationen führt. Ich sage es einmal so: Gott sei
Dank ist mein Disziplinarvorgesetzter der Landrat
des Kreises Plön und nicht Herr Dr. Klug.

(Christopher Vogt [FDP]: Frau Erdsiek-Rave
ist nicht mehr Ministerin, keine Angst!)

Lieber Herr Kollege Kubicki, ich kann mich immer
noch sehr gut an die Demonstrationen von Polizi-
sten in Uniform erinnern, die vor diesem Haus statt-
gefunden haben. Man mag ja darüber diskutieren,
ob ein Polizist, der eine Uniform trägt, im Dienst ist
oder nicht. Jedenfalls haben Sie das, solange es um
die Streichung von Zulagen, von Weihnachtsgeld
und von Urlaubsgeld ging, alles ganz gut gefunden
und sich selbstverständlich auch für diese Leute
eingesetzt.

(Zuruf von der CDU: Was?)

Zum Disziplinarrecht und zum Disziplinarvorge-
setzten: Letztendlich ist alles, was hier passiert, na-
türlich eine Frage, die die Personalführungskompe-
tenz des sogenannten Disziplinarvorgesetzten be-
trifft. Es ist natürlich leider nicht so, dass Ministe-
rinnen und Minister beziehungsweise Personen, die
später Minister werden, vor Amtsantritt unbedingt
immer viel Erfahrung als Disziplinarvorgesetzte
sammeln können, Herr Kollege Dr. Klug.
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(Heike Franzen [CDU]: Dafür haben wir das
Ministerium!)

Das ist sicherlich ein Problem.

Nun kann man sich sicher auf all diejenigen Kolle-
ginnen und Kollegen verlassen, die einem bei die-
ser Aufgabe helfen. Aber ich glaube, Sie können
nicht in Abrede stellen, dass Sie sich selbst fragen
müssen, ob die Maßnahme, die Sie einleiten wol-
len, auch wirklich angemessen ist.

(Lachen des Abgeordneten Oliver Kumbartz-
ky [FDP])

Im Sinne des LDG haben Sie - das wissen Sie auch
- einen Katalog im Hinblick auf die Schärfe der
Maßnahmen, die Sie einleiten können.

(Zuruf des Abgeordneten Klaus Schlie
[CDU])

Das, denke ich, ist etwas, was wir von Ihnen auch
erwarten dürfen. Wer von einem Tag auf den ande-
ren durch eine Veröffentlichung den Lehrerinnen
und Lehrern mehr Arbeit auferlegt und sich bei den
Kollegen dafür noch nicht einmal entschuldigt, von
dem darf man auch erwarten, dass er im Hinblick
auf solche Maßnahmen Milde walten lässt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und vereinzelt bei der SPD)

Das, denke ich, darf man von jedem Personalvorge-
setzten, der Disziplinarvorgesetzter ist, auch erwar-
ten.

Das, was wir hier einklagen, Herr Kollege
Dr. Klug, ist ja auch nur die Frage der Angemes-
senheit.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie müssen uns in diesem Zusammenhang auch er-
klären, ob Sie alle anderen 1.958 Fälle - es mögen
mehr oder auch weniger sein - genauso behandeln
wollen wie diese beiden Fälle, die an die Öffent-
lichkeit gekommen sind. Ich denke, auch das muss
dann im Sinne von Gleichbehandlung etwas sein,
was Sie tragen müssen.

Noch ein kurzer Schlusssatz: Ich gehe einmal da-
von aus, dass wir in zwei Jahren wählen werden.

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf: Ach? -
Zurufe von CDU und FDP: Oh!)

Ich gehe einmal davon aus, lieber Kollege Kubicki,
dass in neuen politischen Konstellationen - sei es
auch, lieber Werner Kalinka, so, dass die CDU ge-
winnt -

(Klaus Schlie [CDU]: Ja! Mit Sicherheit!)

der Kollege Dr. Klug bei allen Problemen, die er
jetzt verursacht hat, sofern er sich nicht noch ir-
gendwie wandelt und innerhalb der nächsten zwei
Jahre noch Großes schafft - ich glaube, er hat ge-
wisse politische Ziele -,

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

in zwei Jahren und auch danach

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: In einem Jahr! - Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: In zwei Mo-
naten!)

nicht mehr Bildungsminister des Landes Schleswig-
Holstein sein wird. Vielleicht wird er das auch nie
mehr.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Dr. Klug, geben Sie sich einen Ruck!

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist längst abge-
laufen.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

Zeigen Sie Milde und Gnade gegenüber den Kolle-
ginnen und Kollegen, die eigentlich nichts Böses
wollten!

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und des Abgeordneten
Lars Harms [SSW])

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Das Wort für einen weiteren Dreiminutenbeitrag
hat nun der Herr Abgeordnete Dr. Robert Habeck.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Die Stimmung ist jetzt wieder etwas gelöster. Des-
wegen tut es mir leid, dass ich noch einmal etwas
Salz in die Wunde reiben muss. Aber einige Debat-
tenbeiträge haben mich doch erschreckt.

Ich finde es grundsätzlich - das habe ich mehrfach
angemerkt - wenig erkenntnisstiftend, wenn wir uns
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immer mit der Vergangenheit beschäftigen. Das gilt
grundsätzlich für alle Argumente.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der LINKEN)

Insofern war es wenig glücklich und auch wenig
hilfreich, dass die Linken irgendwelche Zeiten der
CDU-Vergangenheit von Herrn Bendixen anführen.
Auch da sehe ich nicht, welche Argumente für die
gegenwärtige Debatte daraus folgen.

(Zuruf der Abgeordneten Anke Erdmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber, Frau Franzen, dass Sie eine Argumentation
ableiten, derzufolge jemand, der aufgrund berufli-
cher, juristischer oder auch privater Verfehlungen,
die letztlich über 30 Jahre zurückliegen, heute nicht
mehr politisch argumentieren darf - er soll in die-
sem Haus kein politisches Argument bringen, weil
er vor 30 Jahren aus fragwürdigen Gesetzen heraus
Probleme mit dem Obrigkeitsstaat hatte -, ist eine
falsche Logik, und ich finde, Sie sollten sich bei
Herrn Jezewski dafür entschuldigen. So kann es
nicht gehen!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und vereinzelt beim SSW)

Letzte Anmerkung: Wenn ich an meine Schulzeit
denke, waren die Lehrer, von denen ich am meisten
gelernt habe, diejenigen, die nicht Duckmäusertum
und Gehorsam verlangt oder gepredigt haben, son-
dern die, die eine interessante Biografie hatten, die
widerständig waren, an denen man sich reiben
konnte. Es waren die Lehrer mit Zivilcourage. Sol-
che Lehrer wünsche ich mir an der Schule.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und vereinzelt beim SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Herr Dr. Habeck, erlauben Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Kubicki?

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Selbstverständlich, gern.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege Ha-
beck, Ihr Rekurs auf die Radikalenerlasse der
70er-Jahre unter Führung der SPD veranlas-
sen mich zu folgender Frage:

Würden Sie freundlicherweise zur Kenntnis
nehmen, dass sowohl ich als auch meine
Fraktion die Radikalenerlasse nicht für ein

Highlight der deutschen Rechtsgeschichte
halten, und dass die FDP immer dagegen ge-
kämpft hat?

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber man hat nicht auf Sie gehört!)

- Ich nehme es mit Freude zur Kenntnis, Herr Ku-
bicki, und würde mich sehr freuen, wenn Sie eine
liberale Argumentation auch innerhalb Ihrer
schwarz-gelben Koalition durchsetzen würden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und vereinzelt beim SSW -
Christopher Vogt [FDP]: Was verstehen Sie
unter Liberalismus? Das würde ich gern wis-
sen!)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Das Wort für einen weiteren Dreiminutenbeitrag
hat nun Herr Abgeordneter Jezewski.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Vielen Dank, Frau Kollegin. Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich möchte nur fürs Protokoll noch
einmal etwas feststellen: Es gab am 26. September
1995 ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte, der sicherlich auch von Frau
Franzen anerkannt werden wird. Es ging dabei um
den Fall Dorothea Vogt - er stellte sich sicherlich
ein bisschen anders dar als mein Fall.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist nicht meine
Oma!)

Dorothea Vogt war bereits als Lehrerin angestellt
und wurde wegen ihrer Mitgliedschaft in der DKP
entlassen. Sie musste später wieder eingestellt wer-
den, und die Bundesrepublik Deutschland musste
Schadenersatz zahlen. Der Europäische Gerichtshof
für Menschenrechte hat in der Entlassung dieser
Frau einen Verstoß gegen die Artikel 10 und 11 der
Europäischen Menschenrechtskonvention festge-
stellt.

Das wollte ich nur noch einmal zu Protokoll geben.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

(Zurufe: Der Minister soll noch sprechen!)

- Entschuldigung. Bitte, Herr Minister.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 28. Sitzung - Freitag, 10. September 2010 2299

(Dr. Robert Habeck)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2731&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3072&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3072&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3072&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2731&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3084&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3084&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2731&format=WEBVOLLLANG


(Heiterkeit)

- Dafür muss ich mich ernsthaft entschuldigen. Wir
alle sind jetzt sehr gespannt auf Ihre Argumente,
Herr Minister Dr. Klug. Entschuldigen Sie bitte.
Selbstverständlich erteile ich Ihnen das Wort.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
bin sicher, dass alle, die sich heute über Konse-
quenzen des GEW-Lehrerstreiks empört haben, an
meiner Stelle genauso oder ähnlich entschieden hät-
ten.

(Beifall bei CDU und FDP - Zurufe: Genau!)

Ich will Ihnen auch gleich sagen, warum das nach
meiner Einschätzung so ist.

Vorweg weise ich darauf hin, dass ich hier nicht zu
Einzelfällen Stellung nehmen werde. Es gibt lau-
fende Verfahren - das wissen Sie -, und natürlich
müssen wir uns alle auch an das Gebot des Schut-
zes von Personaldaten halten.

Daher beschränke ich mich auf die grundsätzliche
Entscheidung. Ich begrüße es, dass ich das hier
noch einmal erläutern kann; denn Ihr Antrag wie-
derholt ja - das muss ich den Antragstellern entge-
genhalten - Missverständnisse und Fehleinschät-
zungen, die wir auch in manchen Pressekommenta-
ren lesen konnten.

Erstens geht es mir um die Einordnung des
Streiks und der Protestkundgebung am 3. Juni
2010. Jeder Minister, natürlich auch der Bildungs-
minister, muss Proteste aushalten, auch aus Reihen
der eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Das
Recht auf freie Meinungsäußerung gilt selbstver-
ständlich auch für Beamte, und es ist eigentlich
überflüssig darauf hinzuweisen, dass das so ist.
Aber leider werden das Recht auf Protest und das
Recht auf Streik immer wieder miteinander ver-
mischt. Ein Streikrecht existiert für verbeamtete
Lehrkräfte nicht.

(Beifall bei FDP und CDU - Heinz-Werner
Jezewski [DIE LINKE]: Leider!)

Würde es das geben, so fehlte eine wesentliche
Grundlage für das Beamtentum überhaupt. Ich fra-
ge mich, wie Sie auf einen Streik von Polizisten
oder Justizvollzugsbeamten reagiert hätten. Oder
messen Sie bei den einzelnen Beamtengruppen mit
zweierlei Maß?

Nun wird gesagt, der Streik sei ein Akt des zivilen
Ungehorsams gewesen. Das haben wir heute auch

wieder gehört. Der zivile Ungehorsam bezieht sich
auf höhere moralische Rechte. Er hat seine Wur-
zeln im Kampf gegen die Sklaverei, im Kampf um
Bürgerrechte, und auch Mahatma Gandhi hat sich
darauf bezogen. Bitte beurteilen Sie selbst, ob der
Protest von schleswig-holsteinischen Lehrkräften,
Streiks während deren Arbeitszeit, wirklich in diese
Reihe mit Mahatma Gandhi hineingehört.

(Beifall bei FDP und CDU)

Zweitens haben wir eine ganz eindeutige Rechtsla-
ge, gegen die ich nun wiederum auch nicht versto-
ßen will und kann. § 47 des Beamtenstatusgesetzes
und § 17 des Landesdisziplinargesetzes lassen dem
Dienstherrn keine andere Wahl. Das Bildungsmini-
sterium muss bei dem Verdacht eines Dienstver-
gehens ein Disziplinarverfahren einleiten. Das ist
keine Frage des Ermessens. Es muss ein solches
Verfahren einleiten. Für Beamte gilt ein Streik nun
einmal als Dienstvergehen.

Drittens. In der öffentlichen Diskussion, übrigens
auch in der Begründung des Antrags, ist von Ge-
haltskürzungen im Sinne einer Bestrafung die Re-
de. Das ist eine verzerrte Darstellung. Vielmehr ist
es eine automatische Folge - einige Redner haben
dies auch gesagt -, dass ein Teil der Besoldung ein-
behalten wird, wenn ein Beamter unentschuldigt
fehlt. Kein Arbeitgeber zahlt Lohn für nicht geleis-
tete Arbeit. Das gilt überall, und das ist auch im Be-
soldungsrecht festgelegt, ohne eine Ermessenskom-
petenz des Bildungsministeriums.

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Herr Minister, erlauben Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Jezewski?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ja. Bitte.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:
Herr Minister, Sie haben gerade verbeamtete
Lehrerinnen und Lehrer mit Justizvollzugs-
beamten und Polizisten verglichen. Nun kön-
nen wir uns alle vorstellen, dass fürchterliche
Folgen entstehen, wenn solche Leute strei-
ken, auch wenn verbeamtete Ärzte streiken.
Sicherlich gibt es auch Aussagen über die
Folgen, die dieser Streik mit sich gebracht
hat, womöglich verzweifelte Kinder. Ich will
gar nicht weiter darauf eingehen.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])
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Können Sie vielleicht ein paar Worte über
die Folgen dieses Streiks verlieren?

- Herr Abgeordneter Jezewski, es geht darum, dass
man bei Beamten, die in unterschiedlichen Berei-
chen beschäftigt sind, nicht mit zweierlei Maß mes-
sen kann. Der Beamtenstatus ist mit bestimmten
Vorgaben rechtlicher Art verbunden, und diese gel-
ten dann eben für alle.

(Beifall bei FDP und CDU)

Nun komme ich zu dem vierten, kurz anzureißen-
den Komplex, nämlich zu dem Bereich der Füh-
rungskräfte.

Hier gilt eine Grundsatzentscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 24. September 1992: Be-
förderungen sind bei eingeleiteten Disziplinarver-
fahren nicht gerechtfertigt. Auch daran sehe ich
mich gebunden. Selbst die GEW hat deshalb Beam-
ten in der Probe und in der Erprobungsphase in
Führungsfunktionen ausdrücklich davon abgeraten,
am Streik teilzunehmen.

Ich hoffe, dass es immer noch selbstverständlich ist,
dass wir unseren Führungskräften abverlangen,
dass sie sich an Recht und Gesetz halten. Das ist ei-
gentlich eine Mindestanforderung.

(Beifall bei FDP und CDU)

Nun komme ich zum fünften Punkt. All diese Fol-
gen waren vor dem Streik bekannt. Wir haben die
Schulen am 26. Mai 2010 in einem Schreiben dar-
auf hingewiesen. Die Konsequenzen durften also
eigentlich niemanden überraschen, schon gar nicht
die Führungskräfte oder jene, die eine Beförderung
erwarteten. Nur sehr wenige aus diesem Kreis ha-
ben sich letztlich dennoch für die Teilnahme am
Streik entschieden und damit für alles Weitere, was
dann eben folgen musste.

Meine Damen und Herren, an die Adresse der Op-
position gewandt sage ich: Bei Ihrer vorschnellen
Solidarisierung lassen Sie meines Erachtens eine
zentrale Frage offen: Welche Ansprüche stellen Sie
an die Rechtstreue der Lehrkräfte und des Füh-
rungspersonals an den Schulen? - Offenbar sehr ge-
ringe.

Ich halte es darüber hinaus für unseriös, mit Äuße-
rungen in den Medien und mit diesem Antrag den
Eindruck zu erwecken, als könnte der Minister bei
den Lehrern einfach einmal ein Auge zudrücken.

(Dr. Henning Höppner [SPD]: Das wollen
wir doch gar nicht!)

Sie müssen es eigentlich besser wissen. Herr Kolle-
ge Höppner, glaubwürdiger als dieser Antrag, den
die Opposition vorgelegt hat, wäre ein Vorschlag,
auf welche rechtlichen Vorgaben für das Beamten-
tum die Opposition zukünftig verzichten möchte.
Aber auch diese Mitteilung bleibt uns die Oppositi-
on heute schuldig.

(Anhaltender Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Aufgrund der Redezeit des Ministers steht jeder
Fraktion noch eine Redezeit von einer halben Mi-
nute zur Verfügung. Soll davon Gebrauch gemacht
werden? - Das ist nicht der Fall. Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Ich schlage Ihnen alternative Abstimmung vor.
Voraussetzung ist, dass keine Fraktion wider-
spricht. - Das ist der Fall.

Ich schlage Ihnen des Weiteren vor, die vorliegen-
den Anträge abweichend von § 75 der Geschäfts-
ordnung zu selbstständigen Anträgen zu erklären. -
Widerspruch sehe ich nicht. Dann werden wir so
verfahren.

Wer dem Antrag der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE in der Drucksache
17/802 (neu) seine Zustimmung geben will, den bit-
te ich um das Handzeichen.

Wer dem Antrag der Fraktionen von CDU und FDP
in der Drucksache 17/849 - -

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Henning Höpp-
ner [SPD])

- Wir befinden uns mitten in der Abstimmung, mei-
ne Damen und Herren!

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Henning Höpp-
ner [SPD])

- Herr Kollege Höppner! - Herr Kollege Höppner,
ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf!

(Weitere Zurufe des Abgeordneten Dr. Hen-
ning Höppner [SPD])

- Herr Kollege Höppner, ich habe Ihnen soeben
einen Ordnungsruf erteilt!

(Dr. Henning Höppner [SPD]: Frau Präsiden-
tin, ich bin als Rechtsbrecher tituliert wor-
den!)

- Gut. Dann ist die Lage eindeutig. Es gibt einen
weiteren Ordnungsruf, und zwar für denjenigen, der
diesen - -
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(Heiterkeit bei CDU und FDP)

- Herr Kollege Höppner, ich weise Sie dennoch dar-
auf hin, dass diese Aufgabe dem Präsidium und
nicht Ihnen als Opfer zukommt.

(Zuruf von der FDP: Kein Opferausgleich!)

- Wir befinden uns mitten in der Abstimmung. Ich
bitte um Ihre Aufmerksamkeit.

Wer dem Antrag der Fraktionen von CDU und FDP
in der Drucksache 17/849 seine Zustimmung geben
will, den bitte ich um das Handzeichen.

Ich stelle fest, dass der Antrag der Drucksache
17/849 mit dem Stimmen der Fraktionen von CDU
und FDP angenommen ist. Ich stelle des Weiteren
fest, dass damit der Antrag der Drucksache 17/802
(neu) abgelehnt ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:

Auslandseinsätze der Bundeswehr

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 17/607

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat der Herr Abgeordnete Björn Thoroe von
der Fraktion DIE LINKE.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Landtagsfraktion DIE LINKE hat die immer wieder
erhobene Forderung, die Bundeswehr zum Schutz
deutscher Handelsinteressen einzusetzen, zum An-
lass genommen, die Rechtmäßigkeit dieser Ein-
sätze prüfen zu wollen. Wir sind tief besorgt dar-
über, dass im Grundgesetz festgeschriebene Grund-
sätze für den Einsatz von deutschem Militär miss-
achtet werden könnten.

Zuletzt forderte der Präsident der Deutschen Indu-
strie- und Handelskammer, Driftmann, dass die
Bundesregierung von Piraterie bedrohte Seewege
mittels Bundeswehreinsätzen schützen solle. Für
Deutschland – Zitat – „wäre es eine Katastrophe,
wenn die Handelswege, insbesondere nach Süd-
ostasien, dauerhaft eingeschränkt oder bedroht wä-
ren“, sagte Hans Heinrich Driftmann der Zeitschrift
„Focus“. Er forderte offensiv die Verteidigung
deutscher Wirtschaftsinteressen im Ausland.

Schon jetzt sind im Ausland 6.466 Soldatinnen und
Soldaten - Stand vom 18. August 2010 - in folgen-
den Einsätzen eingesetzt: seit 1999 im Kosovo, seit

2001 im Mittelmeer zum Schutz des Seeverkehrs,
seit Januar 2002 in Afghanistan. Übrigens, das
Operation-Enduring-Freedom-Mandat des Deut-
schen Bundestages umfasst außerdem die arabische
Halbinsel, Mittelasien, Zentralasien und Nordost-
Afrika sowie die angrenzenden Seegebiete. Die Be-
teiligung Deutschlands im Ausland besteht auch
aus der Marinepräsenz am Horn von Afrika. Seit
Dezember 2004 in Bosnien und Herzegowina, im
Süden und Osten des Sudans. Seit Juni 2005 gibt es
regelmäßige Kontingente zur Luftraumsicherung
über dem Baltikum. Seit September 2006 vor der
Küste des Libanon, seit Dezember 2008 in und vor
Somalia.

Wir möchten, dass die Aufmerksamkeit der Politik
sich auf die Frage richtet, welcher dieser Einsätze
der von Ex-Bundespräsident Köhler formulierten
Forderung nachkommt:

„Meine Einschätzung ist aber, dass insgesamt
wir auf dem Wege sind, doch auch in der
Breite der Gesellschaft zu verstehen, dass ein
Land unserer Größe mit dieser Außenhandel-
sorientierung und damit auch Außenhandels-
abhängigkeit auch wissen muss, dass im
Zweifel, im Notfall auch militärischer Ein-
satz notwendig ist, um unsere Interessen zu
wahren, zum Beispiel freie Handelswege,
zum Beispiel ganze regionale Instabilitäten
zu verhindern, die mit Sicherheit dann auch
auf unsere Chancen zurückschlagen, negativ
durch Handel, Arbeitsplätze und Einkom-
men.“

Wir haben auch Befürchtungen, weil im Sicher-
heitspapier der CDU/CSU-Fraktion von 2008 Fol-
gendes zu lesen ist:

„Die Herstellung von Energiesicherheit und
Rohstoffversorgung kann auch den Einsatz
militärischer Mittel notwendig machen, zum
Beispiel zur Sicherung von anfälligen See-
handelswegen oder von Infrastruktur wie Hä-
fen, Pipelines, Förderanlagen et cetera. Be-
reits heute wird die Bundeswehr eingesetzt,
beispielsweise mit der Beteiligung an OEF
am Horn von Afrika oder an Active Endea-
vour im Mittelmeer.“

Dieses Anliegen halten wir übrigens nicht nur für
bedeutend, um einer schleichenden Militarisierung
vorzubeugen, sondern auch, weil die Steuerzahler
es sind, die die Kosten tragen. Allein für den Ein-
satz in Afghanistan wurden bisher 25 Milliarden €
ausgegeben. Hier im Land wird den Menschen die
soziale Grundlage entzogen, und für internationale
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Konzerne werden Milliarden für die weltweite Ver-
teidigung ihrer Interessen ausgegeben. Kriegspoli-
tik ist Umverteilung von unten nach oben!

(Beifall bei der LINKEN)

Mit einem Bruchteil des Geldes wäre es möglich
gewesen, durch Entwicklungshilfe Millionen von
Menschen überall auf der Welt zu helfen. Es gibt
Gründe, warum sogenannte Piraten sich nicht an-
ders zu helfen wissen, als Schiffe aus dem reichen
Westen zu kapern.

(Unruhe und Zurufe)

Übrigens unter anderem auch, weil die Fischfang-
flotten der EU den Fischerinnen und Fischern dort
die Lebensgrundlage entzogen haben.

(Anhaltende Unruhe - Zurufe: Unsinn!
Quatsch!)

DIE LINKE ist gegen Krieg als Mittel der Politik.
DIE LINKE lehnt jeden Auslandseinsatz der Bun-
deswehr ab.

(Beifall bei der LINKEN)

DIE LINKE tritt für eine Stärkung der zivilen
Konfliktlösung ein. DIE LINKE wird das im
Grundgesetz verankerte Verbot der Vorbereitung
von Angriffskriegen mit allen Mitteln verteidigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Für die CDU-Fraktion hat nun das Wort der Herr
Abgeordnete Dr. Axel Bernstein.

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben bei dem vorherigen Tagesordnungspunkt
lange über Beamte debattiert. Die erste Frage, die
ein guter Beamter sich stellt, ist die Frage: Bin ich
überhaupt zuständig?

(Beifall bei CDU und FDP)

Wenn ich einen Blick auf Artikel 73 Grundgesetz
werfe, dann sagt der im ersten Satz des ersten Ab-
satzes:

„Der Bund hat die ausschließliche Gesetzge-
bung über: 1. die auswärtigen Angelegenhei-
ten sowie die Verteidigung einschließlich des
Schutzes der Zivilbevölkerung …“

Nun hat sich das Parlament durchgerungen, diesen
Punkt hier zu diskutieren. Wenn man auf die weite-
ren Anträge und Kleinen Anfragen in diesem Um-

feld guckt, entwickelt sich der Kollege Thoroe ja
langsam zu einem wahren Fan der Bundeswehr, der
alle Tage das Thema wieder aufgreift, heute das
Thema Auslandseinsätze.

Die elf Missionen, die derzeit von der Bundeswehr
im Ausland durchgeführt werden, sind - da braucht
man gar nicht die Bundesregierung zu fragen, son-
dern man kann es im Internet nachgucken auf der
Internetseite des Einsatzführungskommandos - alle
abgesichert durch Mandate der UNO, der Europäi-
schen Union oder der NATO. Ich finde, es ist schon
ein starkes Stück, wie hier versucht wird, einmal
mit dem Zitat des ehemaligen Bundespräsidenten
Köhler und dann im zweiten Absatz mit der abwe-
gigen Auffassung, all das könnte grundgesetzwidrig
sein, den Eindruck zu erwecken, als würden Trup-
pen der Bundeswehr im Ausland in einer Art und
Weise eingesetzt, die nicht in Ordnung ist.

(Beifall bei CDU und FDP)

Alle Einsätze der Bundeswehr sind durch den
Deutschen Bundestag mandatiert. Sie suggerie-
ren hier einen Grundgesetzverstoß in der Kombina-
tion verschiedener Aussagen zu diesem Thema.
Man könnte fast sagen: saubere dialektische Kader-
schulung, eine kleine Bewerbung um den Förder-
preis der Rosa-Luxemburg-Stiftung.

(Heiterkeit und Beifall bei CDU und FDP)

DIE LINKE stellt sich an dieser Stelle außerhalb ei-
nes gesellschaftlichen und überparteilichen Kon-
senses.

Es ist - um auch inhaltlich auf den Punkt einzuge-
hen - nicht nur Fakt, sondern es ist auch absolut
richtig, dass deutsche Interessen vertreten werden
mit einer Vielzahl unterschiedlicher zur Verfügung
stehender Instrumente: diplomatische Instrumente,
wirtschaftliche, entwicklungspolitische, polizeiliche
und militärische Mittel, und, wenn eben geboten,
auch durch bewaffnete Einsätze. Da braucht man
gar nicht so zu tun, als ob das eine große Ent-
deckung wäre, die Sie uns hier vorgetragen haben,
oder etwas fürchterlich Neues, sondern es empfiehlt
sich einfach einmal ein Blick in das Weißbuch der
Bundeswehr, das an vielen Stellen deutlich macht,
wie die Vertretung von Interessen stattfinden kann
und muss. Ich greife nur einmal ein Beispiel heraus,
Seite 22 der aktuellen Fassung, das Thema Trans-
portwege, Ressourcen und Kommunikation. Dort
heißt es:

„Deutschland hat aufgrund seiner immer en-
geren Verflechtung in der Weltwirtschaft be-
sonderes Interesse an internationaler Stabili-
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tät und ungehindertem Warenaustausch. Wie
viele andere Länder ist es in hohem Maße
von einer gesicherten Rohstoffzufuhr und si-
cheren Transportwegen im globalen Maßstab
abhängig und auf funktionierende Informati-
ons- und Kommunikationssysteme angewie-
sen. Verwerfungen im internationalen Bezie-
hungsgefüge, Störungen der Rohstoff- und
Warenströme, beispielsweise durch zuneh-
mende Piraterie, und Störungen der weltwei-
ten Kommunikation bleiben in einer interde-
pendenten Welt nicht ohne Auswirkungen
auf die nationale Volkswirtschaft, Wohlstand
und sozialen Frieden.“

Es heißt dazu dann weiter:

„Wir müssen Krisen und Konflikten rechtzei-
tig dort begegnen, wo sie entstehen, und da-
durch ihre negativen Wirkungen von Europa
und unseren Bürgern möglichst weitgehend
fernhalten.“

All das basiert auf dem Boden des Grundgesetzes,
und all das halte ich auch für richtig.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie mögen das selber ablehnen, Sie mögen das auch
als skandalträchtig empfinden. Sie vertreten damit
eine einigermaßen abwegige und nicht konsensfähi-
ge Position.

Ich möchte trotzdem diesen Tagesordnungspunkt
nutzen, um auch noch einmal den Bogen zurück
zum Schleswig-Holsteinischen Landtag zu schlagen
und zu sagen: Wir, die CDU-Fraktion, stehen hinter
den Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr im
Einsatz.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind ihnen dankbar für den gefährlichen
Dienst, den sie für unsere und - Herr Thoroe - auch
für Ihre Sicherheit leisten. Insbesondere gilt unser
Wunsch den Kameradinnen und Kameraden der
Bundeswehr aus Schleswig-Holstein sowie den
schleswig-holsteinischen Standorten, die sich im
Einsatz befinden, dass sie wohlbehalten an Leib
und Seele zurückkehren mögen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Für die SPD-Fraktion hat nun das Wort der Herr
Abgeordnete Dr. Kai Dolgner.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ein ganz kurzes Wort zu den Ausführungen des
Kollegen Dr. Bernstein. Natürlich ist es durchaus
legitim, die Fragen zu stellen, seitdem damals vor
gut 20 Jahren grundsätzliche Änderungen im Weiß-
buch vorgenommen worden sind, die - ich war da-
mals Soldat - auch von uns intensiv diskutiert wor-
den sind. Sind wir wirklich dafür da, auch wirt-
schaftliche Interessen zu vertreten oder zu schüt-
zen? Selbstverständlich kann man das kritisch dis-
kutieren. Das sieht meine Partei auch sehr kritisch,
zumindest in Teilen. Ich glaube, es ist durchaus be-
kannt, dass wir da in unserer Partei sehr viele Mei-
nungen dazu vertreten.

Ich finde, das darf man auch diskutieren, denn es ist
ein sehr ernstes Thema. Es geht im wahrsten Sinne
des Wortes um Leben und Tod, nicht nur der Solda-
tinnen und Soldaten, sondern auch der Menschen,
die von den Einsätzen betroffen sind.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Wir haben bei den internationalen Einsätzen -
auch das möchte ich vorwegschicken - ein Problem.
Das sieht man am Horn von Afrika. Wir brauchten
eigentlich eine internationale Polizeitruppe. Denn
es sind häufig Aufgaben, die eigentlich klassische
polizeiliche Aufgaben sind. Dazu gehört übrigens
auch die Bekämpfung von Piraterie.

Lieber Herr Kollege Thoroe, auch wenn ich die
wirtschaftlichen Umstände natürlich erkennen
kann, weshalb Menschen wegen Raubfischerei in
die Piraterie getrieben werden, rechtfertigt es diese
trotzdem nicht.

(Beifall bei SPD, CDU, FDP, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW - Zuruf des Ab-
geordneten Björn Thoroe [DIE LINKE])

- Das ist richtig, aber dann sind wir in einer Krimi-
nalitätsdebatte. Wenn ich die Motive für Kriminali-
tät verstehen kann, wenn ich verstehen kann,
warum zum Beispiel Jugendliche aus dem Prekariat
gewalttätig werden, heißt das noch lange nicht, dass
ich die Gewalttätigkeit rechtfertige. Deshalb müs-
sen auch die Piraten am Horn von Afrika be-
kämpft werden.

(Beifall bei SPD, CDU, FDP, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Das war alles, was ich dazu sagen wollte. Ich halte
diesen Antrag - ehrlich gesagt - für ungeeignet, die-
se wichtigen Fragen zu besprechen. Noch ein Satz
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zum Sudan. Der Einsatz ist tatsächlich nicht man-
datiert gewesen. Es gibt eine ganze Masse nicht
mandatierte Einsätze, weil sie nicht mandatiert wer-
den müssen. Im Sudan war es die Hungerhilfe mit
71 Flügen von C-160. Das muss nicht mandatiert
werden. Wir haben eine ganze Masse nicht bewaff-
nete Auslandseinsätze, wo Bürgerinnen und Bür-
ger zurückgeführt werden und so weiter.

(Beifall bei SPD, CDU, FDP und SSW)

Das hätten Sie übrigens in einer Übersicht aus einer
Anfrage der Bundestagsfraktion DIE LINKE wun-
derbar herauskriegen können; da brauchen Sie hier
nicht zu fragen. Aber gut.

(Beifall bei SPD und CDU)

Wer bei einem so ernsten Thema wie Auslandsein-
sätze mit der Verfassung argumentiert, sollte sich
auch mit dieser beschäftigen. Sie wissen ja, die So-
zialdemokratinnen und Sozialdemokraten stehen
auf den Füßen der bürgerlichen Demokratie, und
deshalb halten wir viel von Gewaltenteilung.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Der
bürgerlichen? - Zurufe)

- Das ist doch der Standardvorwurf von euch seit
1905, also Leute!

Über die Verfassungsmäßigkeit von bewaffneten
Auslandseinsätzen entscheidet mitnichten der
Landtag des Landes Schleswig-Holstein - ich habe
den Antrag gelesen, den Sie gestellt haben, man
könnte da den Eindruck gewinnen -, sondern das
Bundesverfassungsgericht. Das kann Sie nicht
wirklich ernsthaft überraschen, schließlich sind Ihre
Kolleginnen und Kollegen in der Bundestagsfrakti-
on mit einer Reihe von Klagen dort unterlegen. Ich
glaube nicht, dass der Landtag von Schleswig-Hol-
stein die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts ersetzen kann, auch wenn sich das einige
für die Rechtsprechung des Landesverfassungsge-
richts vielleicht wünschen - aber das ist ein anderes
Thema.

(Beifall bei der SPD)

Es war ein wegweisendes Urteil eben jenes Ge-
richts aus dem Jahr 1994, das die Zuständigkeit -
jetzt kommt’s - für bewaffnete Auslandseinsätze
dem Bundestag zugeordnet hat und nicht der Bun-
desregierung oder etwa einem Bundespräsidenten
a. D. Wenn Sie einen vernünftigen Antrag stellen
wollen, müssen Sie zumindest den Adressaten än-
dern, nicht die Bundesregierung, sondern die Kolle-
gen vom Bundestag bitte auffordern. Wir haben

nämlich eine Parlamentsarmee, und das ist auch
gut so.

Nun kann man natürlich sagen, das müsste den Kol-
leginnen und Kollegen von der Linkspartei, gerade
denjenigen, die sich damit beschäftigen, doch ei-
gentlich bekannt sein. Ich habe Ihnen doch hoffent-
lich nichts Neues erzählt! Ich frage mich dann aller-
dings, warum Sie diesen Antrag stellen. Man kann
sich des Eindrucks nicht erwehren, dass der Antrag-
steller diesen Antrag nur stellt, um einmal darüber
reden zu können, um seiner scheinbar pazifistischen
Zielgruppe zu sagen, dass man die einzigen Pazifi-
sten in dieser Republik sei und da einen Alleinver-
tretungsanspruch habe.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man muss wahr-
lich kein Befürworter von bewaffneten Ausland-
seinsätzen sein, um das für einen schlechten Stil zu
halten - abgesehen davon, das Zeitkontingent des
Parlaments, das dafür wirklich nicht zuständig ist,
überzustrapazieren.

Sie sehen, man kann mit mir gern über die Themen
reden, aber bitte in der Mittagspause und nicht un-
bedingt im Plenum.

(Beifall bei SPD, CDU, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Für die FDP-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter
Jens-Uwe Dankert das Wort.

Jens-Uwe Dankert [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn
wir hier heute über den Antrag der Fraktion der
LINKEN debattieren müssen - Herr Bernstein hat
das schon richtigerweise gesagt -, dann möchte ich
zunächst im Hinblick auf den ersten Teil dieses An-
trags deutlich machen, dass die Bundeswehr den
Beschlüssen und der Kontrolle durch den Bun-
destag unterliegt. Sie ist also eine Parlamentsar-
mee, deren Einsatz nach dem Parlamentsbeteili-
gungsgesetz klar geregelt ist. Alle derzeitigen Aus-
landseinsätze der Bundeswehr sind durch den er-
forderlichen Mehrheitsbeschluss des Deutschen
Bundestags gedeckt. Gesagt werden muss auch,
dass die Bevölkerung grundsätzlich hinter der Bun-
deswehr steht. Sie nimmt neben der Polizei einen
Spitzenplatz auf der Vertrauensskala ein.

Meine Damen und Herren, die Bundeswehr hat ne-
ben dem Rückhalt durch das Parlament auch über-
wiegend das Mandat der UN. Zuweilen wurde das
Mandat der UN nachgeholt, zum Beispiel bei der
Operation Atalanta am Horn von Afrika. Die Lin-
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ken unterstellen mit ihrem Antrag, dass ein interna-
tional nicht autorisierter Einsatz vorliegt, zum Bei-
spiel am Horn von Afrika. Das impliziert - das
muss man sich einmal durch den Kopf gehen las-
sen -, das wäre ein Einsatz - das wird von den Lin-
ken aus dem Grundgesetz abgeleitet -, der das fried-
liche Zusammenleben der Völker zu stören droht.
Die Bundeswehr als Friedensstörer! Das ist eine un-
glaubliche Bewertung. So etwas sagt nicht nur ir-
gendwer, sondern ein Abgeordneter des Schleswig-
Holsteinischen Landtags. Herr Thoroe, das ist uner-
hört.

(Beifall bei FDP und CDU)

Die deutschen Marinesoldaten am Horn von Afrika,
die zum Schutz humanitärer Hilfslieferungen vor
Ort eingesetzt sind, haben diese Diskreditierung
wahrlich nicht verdient.

Ich denke, wir sind uns hier im Hohen Haus ganz
überwiegend einig, dass unsere Soldaten grundge-
setzkonform in anderen Ländern eingesetzt sind,
um den Kampf gegen den internationalen Terro-
rismus zu führen und dafür zu sorgen, dass die
Menschen in diesen Ländern in Sicherheit und
Würde leben können.

Die Soldaten der Bundeswehr kämpfen also nicht,
wie DIE LINKE in ihrem Antrag unterstellt, für
egoistische oder gar nationale Interessen.

(Zuruf des Abgeordneten Ulrich Schippels
[DIE LINKE])

Es hat einen merkwürdigen Beigeschmack, wenn
der ehemalige Bundespräsident mit einem Zitat, das
er selbst als missverständlich ausgelegt sah, hier zur
Antragsbegründung herhalten muss.

(Beifall bei FDP, CDU und des Abgeordne-
ten Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Die Auswirkungen des Bundeswehreinsatzes auf
die Sicherheitslage und Lebensbedingungen der
Einheimischen werden in Deutschland mehrheitlich
positiv bewertet. Ich füge hinzu: Wir müssen den
zivilen Aufbau in vielen Ländern weiter intensiv
unterstützen und bestärken. Dafür brauchen wir die
Bundeswehr; sie macht die zivile Entwicklung erst
möglich.

Meine Damen und Herren, wir alle wissen, aller-
dings auch, dass die Unterstützung der Bevölkerung
für Auslandseinsätze der Bundeswehr zurückgegan-
gen ist. Daraus nun aber zu folgern oder aus ande-
ren vorgeschobenen Gründen zu fordern, wie es
DIE LINKE tut, die Bundeswehr überstürzt abzu-

ziehen und die Afghaninnen und Afghanen ihrem
Schicksal zu überlassen, das wäre falsch, und das
lehnt meine Fraktion nachdrücklich ab. Lieber Kol-
lege Thoroe, ich frage Sie ernsthaft, ob Sie mit Ih-
rer unredlich begründeten Abzugsforderung ver-
gessen haben, dass in der Folge Frauen vergewal-
tigt und gesteinigt werden, Kinder, die zur Schule
gehen wollen, getötet werden und wir Aktionen
der Taliban sehen werden, die ihre politischen
Gegner auf den Straßen aufhängen.

Die Zahl der zivilen Opfer würde unendlich viel
größer werden, wenn wir unverantwortlicherweise
sofort abziehen würden und das Land den Gegnern
von Menschenwürde, Menschenrechten und der Zi-
vilisation überlassen würden.

(Beifall bei FDP und CDU)

Wir müssen uns eher für ein verantwortbares und
realistisches Abzugsszenario einsetzen, das heißt
einen sinnvollen, geordneten Weg finden, unser mi-
litärisches Engagement zu reduzieren. Die FDP-
Fraktion im Deutschen Bundestag hat den Ansatz
der Übergabe der Verantwortung unterstützt.

Bis es soweit ist, haben unsere Soldaten die volle
Rückendeckung verdient, auch die Rückendeckung
des Schleswig-Holsteinischen Landtags.

(Beifall bei FDP und CDU)

Joachim Gauck, den ich durchaus sehr schätze, hat
im Zusammenhang mit seiner Bundespräsidenten-
Kandidatur in Berlin Folgendes gesagt - Frau Präsi-
dentin, ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis -:

„Ich wünsche mir mehr Rückhalt für den Af-
ghanistan-Einsatz, denn er ist aus meiner
Sicht richtig und notwendig. … Wir sind
dort, weil die Vereinten Nationen in Afgha-
nistan den Kampf gegen den internationalen
Terrorismus führen. Verbunden mit dem mi-
litärischen Einsatz sorgen die deutschen Sol-
daten dafür, dass auch die Menschen in Af-
ghanistan in Sicherheit und Würde leben
können.“

Ich finde, dem ist nichts hinzuzufügen. Ich möchte
das aber noch erweitern.

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Herr Abgeordneter, haben Sie Ihre Redezeit im
Blick?

Jens-Uwe Dankert [FDP]:

Ja.
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(Heiterkeit)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Dann müssen Sie zum Ende kommen.

Jens-Uwe Dankert [FDP]:

Dieser Rückhalt gilt nicht nur für Afghanistan, son-
dern für alle Missionen, wo unsere Soldaten im
Einsatz sind. Und diese Rückendeckung - das sage
ich deutlich an die Fraktion DIE LINKE gerichtet -
ist von Ihnen nicht zu erwarten. Vor wenigen Wo-
chen haben Sie, Herr Thoroe, mit Ihren Kollegin-
nen und Kollegen mit einer geradezu peinlichen
Aktion hier im Landeshaus gezeigt, wie Sie zur
Bundeswehr stehen. Meine Kollegin Heike Franzen
von der CDU hat dies zu Recht in einer ihrer Reden
heftig kritisiert.

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Jens-Uwe Dankert [FDP]:

Ihr Antrag ist auch vor diesem Hintergrund keiner
weiteren Betrachtung wert, und deshalb lehnt meine
Fraktion ihn ab.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
nun Frau Abgeordnete Luise Amtsberg das Wort.

Luise Amtsberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen von der
Links-Fraktion, meine Rede sieht ein bisschen an-
ders aus als die vorangegangenen.

Ja, wir müssen darüber diskutieren, ob der Einsatz
am Horn von Afrika überhaupt in der Lage ist, die
Piraterie nachhaltig zu bekämpfen. Das gilt vor al-
len Dingen dann, wenn man sich nicht mit den ge-
sellschaftlichen Ursachen von Piraterie befasst. Wir
müssen bei Auslandseinsätzen auch ständig kritisch
prüfen, wie sich die Bundeswehr vor Ort verhält.
Verstöße gegen das Mandat, gegen das Völkerrecht
oder die Charta der Vereinten Nationen sind
schlichtweg nicht akzeptabel.

Und, ja, wir müssen auch kritisch sein, selbstver-
ständlich dürfen wir auch kritisieren und hinterfra-

gen, welche militärischen Interessen die Europäi-
sche Union im Rahmen der europäischen Trai-
ningsmission in Somalia hat. Wir müssen kritisie-
ren, wenn deutsche Soldatinnen und Soldaten in
Somalia Menschen ausbilden, von denen wir nicht
wissen, ob sie in einer Zeit nach der Übergangsre-
gierung irgendwann zu den Warlords überlaufen
werden. Das alles sind Sachen, über die wir nach-
denken müssen und mit denen wir uns auch ausein-
andersetzen müssen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der LINKEN)

Letztlich sind das alles auch Dinge, die wir zu ver-
antworten haben, wenn wir mit der Bundeswehr im
Ausland präsent sind. Ob wir das hier im Haus tun
müssen, das wurde jetzt ausreichend diskutiert und
ist in meinen Augen auch eine andere Frage.

Aber wo, bitte, finden sich all diese Überlegungen,
die ich angesprochen habe, eigentlich in Ihrem An-
trag wieder? Sie sprechen von durch internationale
Organisationen nicht mandatierten Einsätzen. Aber
wenn Sie kritisch sind, wo bleibt denn dann zum
Beispiel der skeptische Ansatz, der die Frage auf-
wirft, welche Rolle überhaupt die Vereinten Natio-
nen im internationalen Gefüge und in dieser Frage
haben? Wo wird die Frage aufgeworfen, was die
unmittelbaren Folgen sind oder nicht sind, wenn
wir Afghanistan jetzt verlassen und uns nicht mehr
um Hilfslieferungen am Horn von Afrika küm-
mern?

Es mag sein, dass Ihre Fraktion dazu nichts sagen
möchte, weil sie das einfach kategorisch ablehnt.
Das darf sie auch, das ist keine Frage. Aber Sie tä-
ten gut daran, wenn Sie sich diesen Überlegungen
langsam einmal öffnen würden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der FDP)

Ihre Wahlkampfformel „Raus aus Afghanistan“, die
ist mir noch sehr präsent. Sie ist Stellvertreterin für
eine Pauschalpolitik, die meine Fraktion nicht mit-
tragen wird.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Aber um doch etwas zum Thema beizusteuern,
vielleicht noch ein, zwei Worte zu den Vorstellun-
gen, die die Grünen von einer Außen- und Sicher-
heitspolitik haben. Ich versuche einfach einmal,
unseren Ansatz zu erklären. Für uns ist Sicherheit
eine gemeinsame Aufgabe. Wir setzen uns für die
Stärkung internationaler Organisationen ein, selbst-
verständlich dort vornehmlich der der Vereinten
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Nationen. Wir arbeiten an einer gemeinsamen Frie-
dens- und Sicherheitspolitik für Europa und begrei-
fen Bedrohungen wie den internationalen Terroris-
mus, die Verbreitung von Massenvernichtungswaf-
fen oder die Ressourcenknappheit als eine Aufgabe,
die von mehreren Staaten kooperativ, gleichberech-
tigt und verantwortlich wahrgenommen werden
muss.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und des Abgeordneten Dr. Kai Dolgner
[SPD])

Das Konzept einer erweiterten Außen- und Si-
cherheitspolitik, in der es um zivile Konfliktprä-
vention und auch menschliche Sicherheit und den
kulturellen und religiösen Dialog geht, ist für uns
genauso zentral wie eine vorwärts gedachte Abrü-
stungspolitik oder eine nachhaltige Entwicklung.

Ja, Sie haben recht, es werden am Horn von Afrika
Handelsrouten gesichert, Routen, die überwiegend
von Schiffen des World-Food-Programm genutzt
werden. Sind das in Ihren Augen tatsächlich wirt-
schaftliche Interessen? In meinen Augen ist das in
erster Linie die Sicherung der Routen für notwendi-
ge Hilfslieferungen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW sowie vereinzelt bei SPD und FDP)

Liebe Links-Fraktion, ich bin irgendwie die ganze
Zeit den Verdacht nicht losgeworden, dass sich die-
ser Antrag an uns richtet und an uns adressiert ist.
Vielleicht zwei Worte dazu: Ich war noch ein
bisschen kleiner als jetzt, als ich sozusagen verstan-
den habe, dass die Linke - und damit meine ich
nicht Sie als Partei - international ist. Ich habe auch
erfahren, was linke Solidarität ist und bedeutet. Mit
diesen Ideen kann ich mich sehr gut identifizieren.
Das, was Sie mit Ihrem Antrag hier jedoch verdeut-
lichen, ist nichts anderes als kalter
Unilateralismus, und deshalb hat er mit linker So-
lidarität im Prinzip nichts mehr zu tun.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei SPD und SSW)

Wir Grünen haben uns entschlossen, international
Verantwortung zu übernehmen. Sie alle wissen, wir
hatten immer unsere Bauchschmerzen mit Fragen,
die sich damit befassen, insbesondere mit Afghani-
stan und anderen Themen. Das muss man hier nicht
noch einmal erklären. Wir haben uns dazu ent-
schlossen, international Verantwortung zu über-
nehmen, überall dort, wo Menschenrechte mit Fü-
ßen getreten werden, denn in Fragen der Menschen-
rechte gibt es einfach keine Flügel, es gibt keine

zwei Deutungen, und es gibt auch keinen Rabatt auf
Menschenrechte.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei SPD und SSW)

Ich möchte mich auch dagegen wehren - wie heute
in dieser Debatte geschehen -, infrage zu stellen, ob
wir über all diese Sachen hier im Parlament reden
sollten oder dürfen. Ich finde, das können wir gern
und immer tun, aber nicht auf dieser Grundlage,
nicht ohne alle diese Fragen zu stellen und auch
nicht auf diesem Niveau. Wir lehnen Ihren Antrag
daher ab, weil wir glauben, dass Showanträge zur
Profilierung in den eigenen Reihen den betroffenen
Menschen vor Ort tatsächlich nicht gerecht werden.

(Anhaltender Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Für die Fraktion des SSW hat nun die Fraktionsvor-
sitzende Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Man kann diskutieren, ob es die Aufgabe des Land-
tags ist, als Landesparlament zu diesen Fragen Stel-
lung zu beziehen. Es gehört jedenfalls nicht zu den
Aufgaben, zu deren Erledigung wir gewählt worden
sind. Die Kompetenz liegt beim Deutschen Bun-
destag, der in den letzten vier Monaten auch insge-
samt sechs Debatten zum Afghanistaneinsatz der
Bundeswehr geführt hat. Wenn wir diese Debatte
nun auch im Landtag führen, dann geht es nicht um
Landespolitik, sondern allein um Parteipolitik. Fünf
von sechs Parteien haben hier nur die Ansichten ih-
rer Bundespartei kundgetan. Die Folgen sind gleich
null. Denn im Gegenteil zu den Kollegen des Bun-
destags tragen wir nicht die Verantwortung, eine
Entscheidung treffen zu müssen, die letztlich dazu
führen kann, dass weitere Soldatinnen und Soldaten
in Afghanistan ihr Leben lassen. Deshalb wird der
Austausch der persönlichen Meinungen und Partei-
positionen zum Afghanistaneinsatz in diesem
Hause nie mehr sein können als „schön, dass wir
uns mal darüber ausgetauscht haben“.

Man kann diskutieren, ob die deutsche Bundes-
wehr vor dem Hintergrund der Geschichte über-
haupt im Ausland eingesetzt werden soll. Das ist
eine Frage, die nicht an Parteigrenzen haltmacht
und quer durch Parteien verläuft, auch beim SSW.
Was für uns völlig klar ist, ist, dass Bundeswehr-
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einsätze mit geopolitischen Zielen niemals legitim
sein können.

(Beifall beim SSW)

Mit dieser Meinung stehen wir aber nicht allein. In
der Diskussion um die Äußerung Horst Köhlers ist
längst schon alles Erforderliche gesagt und getan
worden. Die Parteien haben deutlich gemacht, dass
es für sie nicht akzeptabel ist, die Bundeswehr oder
andere Armeen aufgrund von Handels- oder Rohst-
offinteressen einzusetzen. Horst Köhler hat erklärt,
dass er das auch nicht wollte und ist gerade wegen
der klaren Kritik als Bundespräsident zurückgetre-
ten.

Dieser Antrag ist von vorn bis hinten verkorkst.
Selbst wenn wir hier heute der Bundestag wären,
würden wir dem so nicht zustimmen. Der Antrag-
steller stochert oberflächlich in einem enorm kom-
plexen Thema herum und benennt nicht einmal
klar, welche Auslandseinsätze seiner Ansicht nach
kein legitimes Mandat haben und grundgesetzwid-
rig sind. Stattdessen soll die Bundesregierung der
Öffentlichkeit das mitteilen, was sie denkt. Das ist
absurd.

(Beifall beim SSW, vereinzelt bei BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und Beifall des Abgeord-
neten Gerrit Koch [FDP])

Was den zweiten Punkt dieses Antrags angeht, so
kann ich nur sagen: Dann macht doch! Wenn Die
LINKE der Meinung ist, dass die Bundeswehr be-
wusst eingesetzt wird, um das friedliche Zusam-
menleben der Völker zu stören - was ein wirklich
ungeheurer Vorwurf ist -, dann soll sie dies beim
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe vortragen.
Ich werde mich auf jeden Fall hier und jetzt nicht
zur Richterin aufschwingen und auf so zweifelhaf-
ter Grundlage der Bundesregierung und dem Bun-
destag unterstellen, sie würden das Grundgesetz
nicht achten. Wir haben übrigens im Moment ge-
nug „Hobbyverfassungsrichter“ in Schleswig-Hol-
stein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der LINKEN,
ich kann nicht verstehen, dass Sie solche Anträge
durchgehen lassen. Es tut mir leid, dass ich es so
offen sage. Kämpfen Sie mit offenem Visier, und
benennen Sie Ross und Reiter. Ich teile nicht die
Ansicht, dass die demokratische Auseinanderset-
zung über die Auslandseinsätze nicht offen genug
stattfindet und dass es einer „Selbstanzeige“ der
Bundesregierung bedarf, der ohne weitere Begrün-
dung unterstellt wird, sie würde mit den Ausland-
seinsätzen im dunklen Kämmerlein jetzt schon geo-
politischen Tagesordnungen folgen. Ein solcher

Antrag, der ausschließlich auf nahezu verschwö-
rungstheoretischen Unterstellungen fußt, hat in ei-
ner offenen demokratischen Auseinandersetzung
nichts zu suchen.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Darüber ärgere ich mich wirklich, zumal wir alle in
diesem Haus wissen, wie schwer sich die Abgeord-
neten des Bundestages tun - quer durch alle Frak-
tionen -, wenn um Auslandseinsätze gerungen wird.
Denn jedes Mal stoßen Staatsräson, ethische Über-
zeugung und politische Ideologie aufeinander. Des-
halb hat keiner der Beteiligten verdient, dass mit
diesem Thema derart oberflächlich, polemisch und
unterstellend umgegangen wird.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abgeordneten Gerrit Koch
[FDP])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte spart euch
so etwas für die Parteiarbeit auf. Für dieses Haus -
auch das muss ich so klar sagen - ist es eine Belei-
digung.

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag hat nun der
Herr Abgeordnete Heinz-Werner Jezewski.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Es
mag eine Debatte sein, die vermeintlich in diesem
Haus nichts zu suchen hat. Das denken wir ganz
oft. Auch meine berufliche Vergangenheit hat in
diesem Haus nichts zu suchen. Darüber regen wir
uns auch nicht groß auf.

(Anke Spoorendonk [SSW]: Doch, doch!)

- Aber aus anderen Gründen. Die Frage ist schon,
wenn Herr Driftmann hier Zitate loslässt, die denen
des ehemaligen Bundespräsidenten sehr ähneln, ob
es nicht eine Sache des Schleswig-Holsteinischen
Landtags ist.

(Niclas Herbst [CDU]: Nein!)

Viele haben sich hier in dieser Diskussion auf For-
males zurückgezogen. Wir werden uns diese forma-
le Kritik - Anke, vielen Dank dafür, dass Sie sie so
sachlich und vernünftig gebracht haben - zu Herzen
nehmen und daraus lernen.

Trotzdem möchten wir das Inhaltliche nicht raus-
lassen. Ich möchte einen der großen Friedenskämp-
fer der Bundesrepublik Deutschland zitieren, Franz
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Josef Strauß, der gesagt hat: Wer als Deutscher in
Zukunft jemals eine Waffe in die Hand nehmen
will, dem möge die Hand abfallen.

(Christopher Vogt [FDP]: Er ist aber gern auf
die Jagd gegangen!)

Leider war das keine Prophezeiung, sondern nur ein
frommer Wunsch.

Ich akzeptiere viele Argumente, die hier vorgetra-
gen worden sind. Ich akzeptiere auch das Argu-
ment: Was passiert denn zum Beispiel in Afghani-
stan mit den Frauen, mit den Kindern, wenn wir ab-
ziehen? Da wird vergewaltigt werden. Wem man
die Vergewaltigung unterstellt, ist dann immer noch
eine Diskussionssache. Natürlich würde ich so et-
was nie billigen.

Wer vorletzte Woche das „TIME Magazine“ gele-
sen hat, sieht darauf das furchtbare Foto einer Af-
ghanin, der man die Nase abgeschnitten hat - unter
den Augen der NATO, unter den Augen der Bun-
deswehr, unter den Augen der Weltöffentlichkeit.
Wenn wir uns in Schleswig-Holstein umgucken, se-
hen wir jeden Tag Kinder, die misshandelt werden,
Kinder, die verhungern, Frauen, die vergewaltigt
werden.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist unglaub-
lich!)

Fordern wir deswegen die Bundeswehr an?

Zu den Menschenrechten gehört auch das Wahl-
recht. Die Wähler aus Schleswig-Holstein hatten
kein Recht darauf, dass die Bundeswehr als Wahl-
beobachter eintritt. Das finde ich auch gut.

Wir sollten uns anders mit dem Thema auseinan-
dersetzen. Wir sollten es auch hier diskutieren, weil
immerhin zwei Drittel der Bevölkerung der Bun-
desrepublik Deutschland für einen sofortigen Ab-
zug unserer Soldaten aus Afghanistan sind. Die
richtige Reaktion ist dann nicht, diejenigen, die ab-
gezogen sind, hierher einzuladen und zu feiern - das
finden wir auch gut. Die Kollegen, die noch dort
drüben sind und den Kopf für uns oder für andere
hinhalten, zu vergessen, das ist das Falsche.

Ich will folgenden Punkt in die Diskussion bringen,
den wir nicht vergessen sollten. Auch das ein Zitat -
mit Erlaubnis der Frau Präsidentin -:

„Unser weltpolitisches Ansehen hängt nicht
in erster Linie vom Einsatz der Bundeswehr
ab und davon, dass wir Soldaten in den Krieg
schicken. Das ist eine unzulässige Verkür-
zung der Außenpolitik. Sind wir dann ernst

zu nehmen, wenn die ersten Soldaten gestor-
ben sind?“

Hans-Jochen Vogel hat das 1993 gesagt. Offen-
sichtlich hat ihn die Zeit überholt.

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Ulrich Schippels das Wort.

(Christopher Vogt [FDP]: Alle einmal
durch!)

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte auf die Debatte hier reagieren. Frau Fran-
zen, wir wollen, dass die Soldaten alle möglichst
schnell nach Hause kommen. Wir wollen nicht,
dass irgendjemand im Einsatz stirbt oder verletzt
wird. Wir wollen sie möglichst schnell wieder nach
Hause holen. Das ist unser Ziel. Wir sind auch
nicht gegen die Bundeswehr, sofern sie denn der
Landesverteidigung dient. Das, was jetzt aber
läuft, bedeutet auch eine Gefährdung von vielen
Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Hol-
steinern, die im Ausland sind. Wir sind auch dafür
da, dafür zu sorgen, dass diesen Menschen nichts
geschieht.

Es ist auch ein Thema dieses Landtags. Wir befin-
den uns hier in einem Haus, das auch eine militäri-
sche Historie hat. Wenn man hinüberguckt, sieht
man das Marinearsenal. Es sind ja auch Einheiten
aus Schleswig-Holstein, die dort unten sind. Des-
halb sollte es auch uns etwas bedeuten.

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Dolgner?

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Ja.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Sehr verehrter Herr
Kollege, ich finde diesen Teil Ihrer Ausfüh-
rung und auch den des Kollegen Jezewski
sehr interessant. Können Sie mir sagen, wie
die Frage des Abzuges aus Afghanistan mit
dem Antrag, der einzig und allein darauf ab-
zielt, dass es grundgesetzwidrige Einsätze
gibt, die nur dazu da sind, wirtschaftliche In-
teressen zu verteidigen, zusammenhängt?
Welche wirtschaftlichen Interessen werden
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denn Ihrer Meinung nach in Afghanistan ver-
teidigt? Ich sehe die direkte Beziehung nicht.

- Das können wir gern einmal in der Kneipe disku-
tieren. Das mache ich gern mit Ihnen. Wir können
eine halbe, eine Dreiviertelstunde lang darüber re-
den.

(Christopher Vogt [FDP]: Das finanzieren
wir alle! - Heiterkeit)

Was ich eben von Herrn Bernstein gehört habe, ist
genau das, was wir kritisieren. Der Konsens, den
wir bis 1990 gehabt haben, war, dass deutsche Sol-
daten im Ausland nichts zu tun haben. Sie haben
die Debatte um die Blauhelme losgestoßen, durch
Norbert Gansel, der hier ja auch einmal Oberbür-
germeister war. Sie haben Ihre Position verändert
und diesen nach 1945 geltenden Konsens aufgeho-
ben. Das ist eine bedenkliche Entwicklung, vor al-
len Dingen, wenn ich Herrn Bernstein höre, der die
heute geltenden Richtlinien der Bundeswehr zu
Recht präsentiert.

Wir halten es für eine falsche Entwicklung, die wir
in Deutschland nach 1990 gehabt haben. Wir haben
gehofft, dass wir uns auch nach der Einigung an
den historischen Erfahrungen bis 1945 orientie-
ren und dass Deutschland so etwas wie ein Kriegs-
dienstverweigerer unter den Staaten wird. Glauben
Sie doch nicht, dass diese ganzen Militäreinsätze,
zum Beispiel in Afghanistan - wenn Sie schon das
Thema ansprechen - tatsächlich irgendetwas Positi-
ves bewirkt haben!

Gucken Sie sich doch die Situation an: Hat es denn
geholfen? Leben die Menschen dort jetzt besser?
Gibt es dort weniger Probleme? - Nein, es sind vie-
le gestorben, und der Abzug wird irgendwann kom-
men. Es ist ja so, dass dieser Krieg mit unserer Be-
teiligung schon länger dauert als der Zweite Welt-
krieg. Der Abzug wird irgendwann kommen, und
die Menschen werden dann wieder alleingelassen
sein. Es hat nichts geholfen. Hätten Sie das ganze
Geld, das für die Auslandseinsätze zur Verfügung
gestellt worden ist, benutzt, um vor Ort zu helfen,
wären wir viel, viel weiter.

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Herr Abgeordneter, erlauben Sie eine Zwischenfra-
ge der Frau Abgeordneten Damerow? - Hat sich er-
ledigt.

(Beifall bei der LINKEN)

Für die Landesregierung hat nun Herr Innenminis-
ter Schlie das Wort.

Klaus Schlie, Innenminister:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich erkläre für die Landesregierung, dass
dieses von der Fraktion DIE LINKE aufgeworfene
Thema nicht in die Landeskompetenz fällt und es
deswegen auch keinen Regelungsbedarf gibt. Des-
wegen wird die Landesregierung dazu inhaltlich
auch nicht Stellung nehmen.

Lassen Sie mich aber Folgendes sagen: Der Einsatz
unserer Soldatinnen und Soldaten im Ausland ist
demokratisch legitimiert. Im Namen der Landesre-
gierung spreche ich meinen Dank und meine Aner-
kennung für diesen Einsatz aus. Ansonsten war das
eine beschämende Diskussion.

(Beifall bei CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gitta Trauernicht:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

(Unruhe)

- Ich bitte um Ihre Aufmerksamkeit.

Wir kommen zur Abstimmung. Wir haben zwar die
ganze Nacht Zeit, wie wir wissen, aber es wäre,
glaube ich, vernünftig, wenn wir jetzt abstimmen
würden. Es ist beantragt worden, über den Antrag
in der Sache abzustimmen. Wer zustimmen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenpro-
be! - Stimmenthaltungen? - Damit ist der Antrag
Drucksache 17/607 gegen die Stimmen der Frakti-
on der LINKEN mit den Stimmen der Fraktionen
von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:

Landesentwicklungsplan

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/663

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/726

Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
Drucksache 17/817

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 17/844
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Vor Beginn der Beratungen teile ich Ihnen mit, dass
die SPD-Fraktion ihren Hauptantrag Drucksache
17/663 zurückgezogen hat. Gleichwohl soll nach
Übereinkunft im Ältestenrat die Beratung über die
Änderungsanträge stattfinden. Ich schlage daher
vor, diese für selbstständig zu erklären. - Wider-
spruch höre ich nicht. Dann werden wir so verfah-
ren. Wird das Wort zur Begründung gewünscht? -
Das ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Petra Nicolaisen von der CDU-Fraktion.

Petra Nicolaisen [CDU]:

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die CDU-Fraktion begrüßt außeror-
dentlich den durch den Innenminister vorgestellten
Entwurf des Landesentwicklungsplans. Er setzt die
Leitlinien um, die der Landtag der Landesregie-
rung durch seinen Beschluss am 17. März 2010
vorgeschlagen hat.

(Beifall bei CDU und FDP)

Seit 2007 wird bereits über den Landesentwick-
lungsplan diskutiert. Über 2000 Stellungnahmen
wurden ausgewertet. Es gab viele Anhörungen. Ich
muss feststellen, der Landesentwicklungsplan hat
eine enorme positive Entwicklung erfahren. Vom
„Landesstillstandsplan“, erlassen durch den ehema-
ligen Innenminister Stegner, über die Änderung des
folgenden Innenministers Hay, die für alle Beteilig-
ten für eine enorme Lockerung sorgten, bis zum
heutigen Entwurf, der für die Zukunft Schleswig-
Holsteins von erheblicher Bedeutung ist.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wir setzen auf einen fairen Ausgleich der Interes-
sen des städtischen und des ländlichen Bereichs.

Über das parlamentarische Gesetzgebungsverfahren
werden wir die Kommunalisierung der Regional-
planung herbeiführen. Hierbei ist sicherzustellen,
dass durch die Gremienbesetzung und Verfahrens-
vorgaben ein fairer Ausgleich zwischen städtischen
und ländlichen Kommunen gewährleistet ist. Es
gilt, mit Fingerspitzengefühl Regeln zu entwerfen,
die beiden Partnern zum Beispiel bei der Gestaltung
von Kooperationsverträgen oder, ganz allgemein
gesagt, im gegenseitigen Interessenausgleich behilf-
lich sind. Funktionierende Stadt-Umland-Planun-
gen belegen, dass es durchaus möglich ist, auf glei-
cher Augenhöhe zu verhandeln. Die Verlagerung
der Entscheidungskompetenz auf die Städte und
Gemeinden, wie im Eckpunktepapier festgelegt, ist
die Voraussetzung für bürgernahe Politik.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der im LEP-Ent-
wurf vorgegebene Rahmen für den Wohnungsbau
in den Gemeinden ist nur eine Übergangsrege-
lung. Nach Durchführung der kommunalisierten
Regionalplanung wird es zu einer Aufhebung der
prozentualen Wohnungsbauentwicklung kom-
men. Wir geben den Kommunen Entscheidungs-
kompetenz zurück und setzen auf kommunales Ver-
trauen und Verantwortung.

(Beifall bei CDU und FDP)

Denn sie wissen am besten, welche Entwicklung
die Kommunen verantworten können. Die prozen-
tuale Überschreitung der wohnbaulichen Entwick-
lung ist im Übrigen bereits jetzt im LEP in Abstim-
mung möglich. Wir wollen handlungsfähige Kom-
munen und starke Städte. Die Städte waren bisher
ohnehin nicht an die Wohnungsbauentwicklungs-
grenzen gebunden. Gut aufgestellte und attraktive
Städte haben sich diesen Vorteil bereits zu eigen
gemacht. Die CDU-Fraktion steht für die Ansied-
lung und Entwicklung der Wirtschaft im ganzen
Land, nicht nur in Schwerpunkträumen. Hier
schließe ich die Begriffe Tourismus und Land-
wirtschaft ausdrücklich ein. Es darf eine wirt-
schaftliche Entwicklung nicht nur entlang der Ent-
wicklungsachsen geben. Allein vom örtlichen Be-
darf kann kein Gewerbetreibender existieren.

Wir, die CDU-Fraktion, sprechen uns für eine aus-
gewogene Handels- und Dienstleistungsstruktur zur
Versorgung der Bevölkerung aus. Kommunale
Interessen zur Deckung des täglichen Bedarfs sol-
len berücksichtigt werden. Das Kongruenzgebot hat
weiterhin Bestand. Es geht den Kommunen nicht
um ungebremstes Wachstum im Einzelhandelsbe-
reich, sondern um faire Entwicklungschancen zur
Sicherung des täglichen Bedarfs.

(Beifall bei CDU und FDP)

Begrüßenswert ist die zusätzliche Ausweisung von
Eignungsflächen für Windenergie. Diese leistet
bereits heute einen überdurchschnittlichen Anteil an
der Energieversorgung in Schleswig-Holstein. Die
Windenergie soll unter Beachtung landwirtschaftli-
cher Erfordernisse und der Akzeptanz in der Bevöl-
kerung weiter ausgebaut werden. Ein Ausbau des
Leitungsnetzes ist damit ebenfalls unumgänglich
und von den Energiekonzernen einzufordern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein letztes Wort
noch zu den Änderungsanträgen der Grünen und
der LINKEN. Unter Nummer 2 des Antrags der
LINKEN heißt es, dass die Prinzipien der Freiwil-
ligkeit und der Kooperation als Instrumente und
Steuerung vage und ungeeignet seien. Ähnlich heißt
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es im Antrag der Grünen. Ich bin sehr dankbar, dass
Sie mir gestatten, anhand dieser Änderungsanträge
noch einmal klarzumachen, wofür die CDU in Sa-
chen LEP eigentlich im Unterschied zu den Grünen
und Linken steht. Wenn wir auf Freiwilligkeit und
Kooperation bauen, dann ist das Ausdruck unserer
Überzeugung davon, wie Dinge in diesem Land am
besten laufen. Damit kann natürlich nur wenig an-
fangen, wer für Schleswig-Holstein gern viel Steue-
rung, viele planerische Vorgaben oder am Ende so-
gar noch Planwirtschaft haben will.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion der SPD erteile ich der Frau Abge-
ordneten Regina Poersch das Wort.

Regina Poersch [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ein Wort vorweg: Als wir im Juni unseren Antrag
zum Landesentwicklungsplan stellten, war das The-
ma hochaktuell. Es stand die Kabinettsbefassung
und damit die Veröffentlichung bevor. Deswegen
wollten wir auch parlamentarisch das Thema hier
behandeln. Nun wurde der Tagesordnungspunkt im
Juli bekanntlich verschoben, der Beschluss der Lan-
desregierung erfolgte am 6. Juli, und die für uns al-
le hoffentlich erholsamen Sommerferien kamen.

Inzwischen ist der Landesentwicklungsplan quasi
in Kraft getreten und wird uns noch in diesem Mo-
nat als Druckwerk vorliegen. Aus diesem Grunde
hat sich meine Fraktion entschlossen, dass wir un-
seren Antrag zurückziehen. Die Regierungsfraktio-
nen und auch die Grünen haben anders entschieden.
Nun gut. Frage also: Reden wir heute über Schnee
von gestern oder kalten Kaffee? Ich sage einmal: Ja
und Nein. Ja: Denn der Landesentwicklungsplan
gilt, und das Land braucht endlich eine gesicherte,
eine zuverlässige Planungsgrundlage. Der Entwurf
unseres früheren Innenministers Lothar Hay hätte
schon Ende 2009 Rechtskraft entfalten können.

(Günther Hildebrand [FDP]: Von Herrn
Stegner, nicht von Herrn Hay!)

- Nein, das stimmt so nicht, Herr Hildebrand. - Des-
wegen reden wir hier schon ein bisschen über ein
Thema, das erledigt ist. Gleichzeitig finden wir, bei
allem grundsätzlichen Lob, das wir im Juni und Juli
auch geäußert haben, einzelne Punkte im Landes-
entwicklungsplan natürlich verbesserungswürdig.
Das ist auch keine Überraschung. Planung ist im-

mer ein Prozess, und Planung ist nie in Stein ge-
meißelt.

Dennoch geht der Aufruf der Grünen, den Entwurf
des LEP noch einmal grundlegend zu überarbeiten,
viel zu weit. Das gilt auch für den Antrag der LIN-
KEN. Die anderen Anträge waren zeitnah im Juni
und Juli gestellt. Aber zwei Monate nach Beschluss
der Landesregierung nun vermeintlich bahnbre-
chende Ideen vorzulegen und zum Beispiel die För-
derung des ÖPNV aus dem Haushalt in den LEP
verlegen zu wollen, ist alles andere als aufgeweckt,
das ist verschlafen.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Nun ein paar Worte zum überraschenden Landes-
entwicklungsplan. Nach ganz viel Getöse und
großem Bohei um die von den Noch-Regierungs-
fraktionen propagierte „Freiheit für alle“ lag uns im
Juni dann der neue Landesentwicklungsplan vor.
Oh Wunder: Er enthielt die noch von dem damali-
gen Minister Lothar Hay schon am 2. März 2009 -
vor anderthalb Jahren! - angekündigten Änderun-
gen für die Entwicklung des Wohnungsneubaus in
Gemeinden, die keine Schwerpunkte sind. Das
sind die berühmten 15 % in Ordnungsräumen
und bis zu 10 % in ländlichen Räumen. Auch der
Bezugspunkt für dieses Wachstum wurde, wie von
Lothar Hay vorgeschlagen, auf Ende 2009 verscho-
ben.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Mehr Entwicklung war und ist immer möglich,
wenn man interkommunal kooperiert. Auch das ist
nun wirklich nicht neu. Die vielbeschworene Frei-
gabe sämtlicher Regeln - ich denke, die Regie-
rungsfraktionen sollten heute ganz kleine Brötchen
backen.

So gab der neue Landesentwicklungsplan durchaus
Anlass für Lob aus meiner Fraktion. Das ist auch
kein Wunder, wenn selbst der Innenminister Schlie
einräumt, im Wesentlichen auf den Entwurf seines
SPD-Amtsvorgängers Hay zurückgegriffen zu ha-
ben.

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Dass Sie, Herr Minister, den LEP um satte 22 Sei-
ten verkürzt haben, finde ich gelungen. Dazu muss
man dann aber auch wissen, dass die Anlagen wie-
derum länger werden und man schlicht einen Ver-
weis auf die Bevölkerungsentwicklung einbaut.
Diese Bevölkerungsentwicklung soll dann nachge-
reicht werden. Das macht den Plan vielleicht wie-
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der ein Stückchen unübersichtlicher - womit ich bei
einem unserer Kritikpunkte bin.

Kritisch sehe ich zum Beispiel die mit schwammi-
gen Auflagen im LEP formulierte Möglichkeit, dass
in Stadt-Umland-Beziehungen Gemeinden auch
ohne den zentralen Ort agieren können, um von
diesem Rahmen abzuweichen. Das hätte man
punktgenauer formulieren können.

Alles in allem können wir Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten mit dem Werk leben. Gut ist
zum Beispiel, dass der Landesentwicklungsplan
klar die Grenzen für die Ausweisung neuer Cam-
pingplätze an der Küste aufzeigt. CDU und FDP
hatten hier genau das Gegenteil verlangt. Statt wei-
ter um den Text des LEP zu streiten, sollten wir un-
sere Kräfte nun darauf konzentrieren, ihn zu nutzen,
um unser Land in eine gute Zukunft zu bringen.

Das gilt insbesondere und ganz dringend für die
Umsetzung und rasche Nutzung der Windenergie-
eignungsflächen. Die Teilfortschreibung der Re-
gionalpläne muss ganz schnell vorankommen. Ob
das dann noch die Abteilung Landesplanung im In-
nenministerium macht oder ob das die neuen kom-
munalen Planungsverbände machen, ist für mich
nicht der entscheidende Punkt. Wenn allerdings die
Regionalplanung in den kreisübergreifenden Pla-
nungsverbänden erledigt werden soll, brauchen
wir dort sehr schnell Handlungsfähigkeit und - auch
wichtig - eine demokratische Legitimation.

Die Landesregierung - das hatten wir in unserem
Ursprungsantrag formuliert - muss hier ganz
schnell mit der kommunalen Ebene ein Modell ent-
wickeln und umsetzen.

Für heute Nachmittag helfen uns weder die einen
noch die anderen Anträge. Wir werden alle ableh-
nen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion der FDP erteile ich Herrn Abge-
ordneten Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst möchte ich festhalten, dass der Innenminis-
ter und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter den
Landtagsbeschluss vom 17. März hervorragend in
die Gesetzentwurfsversion eingearbeitet haben. Die
Sozialdemokraten haben das inzwischen auch ein-
gesehen.

Frau Kollegin Poersch, es ist allerdings interessant -
ich hatte das auch schon in mehreren regionalen
Zeitungen gelesen -, dass die SPD dann irgendwann
die Strategie gefahren hat: Wir loben einfach ein-
mal den Innenminister für die tolle Einarbeitung der
SPD-Vorschläge. Das haben Sie heute auch ge-
macht und dann Behauptungen aufgestellt, die nicht
so ganz den Tatsachen entsprechen, was wir angeb-
lich alles gewollt hätten und was jetzt ganz anders
drinsteht. Das passt nicht so ganz. Aber gut, sei’s
drum.

Ich finde es aber schön, dass Sie letztlich sagen, Sie
können insgesamt damit mittlerweile leben. Ich hät-
te mich auch sehr gefreut, wenn der ehemalige In-
nenminister Dr. Ralf Stegner der Debatte gefolgt
wäre, denn er hat mit diesem Thema ausreichend zu
tun gehabt.

(Olaf Schulze [SPD]: Herr Hay ist doch da!)

- Herr Kollege Schulze, ich finde es einfach merk-
würdig, dass Herr Stegner Nachtsitzungen medien-
wirksam beantragt, wo wir viel zu tun haben, und
dann möchte er daran gar nicht teilnehmen. Das fin-
de ich schon ein bisschen merkwürdig, muss ich
ganz ehrlich sagen,

(Beifall bei FDP und CDU)

auch wenn ich verstehe - ich bin ja schon etwas län-
ger in der Partei -, dass man vor einem wichtigen
Parteitag viel zu tun hat. Das kann ich alles nach-
vollziehen.

(Jürgen Weber [SPD]: Wo ist denn Ihr Frak-
tionsvorsitzender?)

- Der hat keine Nachtsitzung gefordert, Herr We-
ber, und der war, glaube ich, heute auch mehr im
Saal als Ihr Fraktionsvorsitzender.

Kommen wir zurück zum Thema. Es freut mich,
dass Sie mit Emotionen dabei sind.

(Zuruf des Abgeordneten Jürgen Weber
[SPD])

- Herr Kollege Weber, ich würde einfach mit dem
Thema weitermachen, wenn Sie einverstanden sind.

(Zurufe von der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren gerade von
den Sozialdemokraten, die Debatte um den Landes-
entwicklungsplan war emotional. Teilweise wurden
Argumente vorgebracht, die nicht so ganz den Tat-
sachen entsprechen. Da möchte ich wieder einen
Sozialdemokraten erwähnen. Ich möchte Sie nicht
ärgern, aber ich will es einfach ansprechen, weil
Herr Saxe sich dazu sehr ausgiebig geäußert hat. Er
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hat gesagt, IKEA könne nun aufs Dorf ziehen, was
nun wirklich nicht den Tatsachen entspricht. Das
finde ich einfach bemerkenswert, denn die Ansied-
lung von Gewerbe und die Ansiedlung von Einzel-
handel sind in der Landesplanung zwei völlig un-
terschiedliche Dinge.

- Frau Jansen, dazu komme ich noch.

Die Ansiedlung von Einzelhandel und die Ansied-
lung von Gewerbe sind in der Landesplanung zwei
völlig unterschiedliche Sachen. Herr Saxe sagt,
IKEA könne jetzt aufs Dorf ziehen. Das stimmt
nicht. Wir haben an den Quadratmetervorgaben
nichts geändert. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis.

(Antje Jansen [DIE LINKE]: Wo ist er jetzt?)

Ich finde es schon interessant, dass er auch gesagt
hat, wir würden die Innenstädte ausbluten, obwohl
wir an den Vorgaben im Einzelhandel gar nichts
geändert haben. Es ist auch interessant, dass er sagt:
Wenn IKEA aufs Dorf zieht, dann sterben die In-
nenstädte aus. Mir ist auch nicht bekannt, dass Dä-
nischenhagen in der Lübecker Altstadt liegt. Trotz-
dem befürwortet er dieses Projekt, und das erstaunt
uns schon. Ich muss ganz ehrlich sagen, ich finde es
etwas schwierig, wenn man ständig mit Sachen ar-
gumentiert, die nicht stimmen.

Ich möchte noch einmal betonen, weil mir das
wirklich wichtig ist, dass Einzelhandel und Gewer-
beansiedlung in der Landesplanung unterschiedli-
che Sachen sind. Das bitte ich nur einmal zur
Kenntnis zu nehmen.

Ansonsten haben wir auch immer betont, Frau Kol-
legin Poersch, dass bereits in der alten Version des
Entwurfs richtige und begrüßenswerte Dinge stan-
den. Die Grundlage kam ja auch von einem SPD-
Innenminister. Das ist ja auch alles in Ordnung.
Wir wollten nur den Entwurf des Landesentwick-
lungsplans in einigen Punkten flexibler und weni-
ger restriktiv gestalten. Er sollte übersichtlicher
werden. Es wurde schon angesprochen: Er umfasst
jetzt über 20 Seiten weniger; das ist ja schon etwas.

Wir haben mit dem Landtagsbeschluss auch er-
reicht, dass Ansiedlungsmöglichkeiten insbesonde-
re für mittelständische Betriebe ausgeweitet und
verbessert wurden. Es gibt jetzt mehr Ansiedlungs-
möglichkeiten auch außerhalb der großen Zentren
und abseits der Entwicklungsachsen, was insbeson-
dere für den Schleswiger Landesteil, Herr Habeck,
durchaus interessant ist und wirklich eine Perspek-
tive bietet. Wir wollen keine zu restriktive und star-
re Landesplanung, die dazu führt, dass wirklich un-
nötig Privatinvestitionen ausgebremst werden.

Das war uns wichtig, und das haben wir auch um-
gesetzt. Das können wir uns letztlich nicht mehr
leisten, nicht nur mit Blick auf den Arbeitsmarkt,
sondern auch mit Blick auf die Steuereinnahmen.
Sie wollen ja immer Steuermehreinnahmen; wir
wollen das auch. Deshalb haben wir da mehr Mög-
lichkeiten geschaffen.

Wir haben mehr Entwicklungsmöglichkeiten für
den Tourismus geschaffen, der zu den wichtigsten
Wirtschaftszweigen zählt. Wir haben den Ausbau
der erneuerbaren Energien mit der prozentualen
Ausweitung der Eignungsflächen für Windenergie
deutlich beschleunigt. Da sind wir uns ja einig. Das
freut mich, auch wenn ich mich manchmal wunde-
re, dass die Grünen sehr skeptisch im Bereich der
Windenergie argumentieren. Herr Kollege Tietze,
das Wort „Verspargelung“ kommt ja auch von Ih-
nen. Das haben wir in dieser Debatte auch schon
gehabt. Ich will darauf gar nicht weiter eingehen,
auch nicht auf die Vorstellungen von Herrn Matt-
hiessen zu Offshore. Dazu habe ich heute schon ge-
nug gesagt.

Es gibt auch Kontroversen, die in den Anträgen
zum Ausdruck kommen, beispielsweise mit Blick
auf den demografischen Wandel. Natürlich ist es ei-
ne Frage, wie man damit umgeht. Gibt man auch
dem ländlichen Raum, in dem viele ältere Men-
schen leben und auch im Alter bleiben wollen,
Chancen, oder würgt man diese Chancen ab? Wir
sind der Meinung, man muss auch dem ländlichen
Raum eine Perspektive geben,

(Beifall bei der CDU und des Abgeordneten
Oliver Kumbartzky [FDP])

damit auch gerade angesichts des demografischen
Wandels ältere Menschen in dem gebotenen Um-
feld bleiben können.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Abgeordneter Dr. Robert Habeck das Wort.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Lieber Christopher Vogt, wenn der Antrag Druck-
sache 17/400, also Ihr damaliger LEP-Antrag, um-
gesetzt worden wäre, dann müssten wir tatsächlich
ein ganz neues Anhörungsverfahren durchführen.
Das müssen wir Gott sei Dank nicht. Insofern stim-
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me ich der Kollegin Poersch zu. Er ist nicht umge-
setzt worden.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Das rettet jetzt diese Debatte. Sonst müssten wir
ganz neu und von vorn anfangen.

Natürlich hat er eingegriffen in den vorgelegten
Entwurf des damals SPD-geführten Innenministeri-
ums, aber die zentralen Raumordnungskriterien
sind nicht verändert worden. Das gilt für das Ach-
senkonzept, das gilt für das zentralörtliche System.
All das ist in dem alten Antrag Drucksache 17/400
noch viel kritischer beschrieben worden. Gut, dass
es beibehalten wurde; schlecht, dass insgesamt
schon der damalige Entwurf und der jetzige Ent-
wurf immer noch keinen weiträumigen Entwick-
lungsplan für Schleswig-Holstein aufgelegt haben.
Fragen, wie ein in der Bevölkerungszahl
schrumpfendes Land den Neubau von Ansiedlun-
gen organisieren kann und was das für Auswirkun-
gen auf die Dörfer und Städte hat, sind darin nicht
beschrieben worden. Aber diese Debatte hatten wir,
und ich will nicht immer wieder darauf herumrei-
ten. Der Entwicklungsplan liegt jetzt so vor. Die
Frage ist, was wir damit machen.

(Zuruf von Minister Klaus Schlie)

- Das Land entwickeln, das ist die Frage, Herr
Schlie. Wir haben uns darüber schon einmal ausge-
tauscht. Offen sind die Kriterien, die er - wie ich
finde - als Verschlechterung, mindestens aber als
Verunklarung eingeführt hat, nämlich Freiwillig-
keit und Kooperation. Was heißt das denn? Was
heißt das vor allem konkret? Und wie verhindert
man, dass der neue Entwurf das vorbereitet, was
das Verfassungsgericht in Schleswig in seinem
ersten Urteil gerade infrage gestellt hat, nämlich In-
transparenz und mangelnde demokratische Legi-
timation.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Lars Harms [SSW])

Wenn man kommunalisieren will, wenn man Frei-
willigkeit oder Kooperation organisieren will, muss
man sie hier organisieren. Welche Bürgermeister
sollen mit sich verhandeln - etwa in Wanderup oder
Großenwiehe? Mit wem reden sie? Mit Oeversee
ja, mit Großenwiehe nein?

(Zuruf des Abgeordneten Christopher Vogt
[FDP])

Ist das nach Gusto zu entscheiden, oder gibt es ein
geordnetes Verfahren dafür? Wie passt das alles mit
der Schulentwicklungsplanung zusammen? Wie ist

das mit der Bauleitplanung oder der Fächennut-
zungsplanung in Zusammenhang zu bringen? - All
das kann nicht dem freien Spiel der Kräfte anheim
gestellt sein, sonst haben wir schnell Situationen, in
der sich Gemeinden, die voneinander profitieren,
zum Beispiel die Randgemeinden um zentrale Orte,
zusammenschließen und sagen: Machen wir doch
gegen die anderen das, was für uns am besten ist.
Das wird das Land letztlich ins Chaos stürzen. Des-
wegen, weil ein Weg beschrieben ist, der nicht zu
Ende ist, ist der produktive Teil, den der Landesent-
wicklungsplan zu der künftigen Debatte beitragen
kann, dass wir dringend eine Antwort auf die erste
Verfassungsgerichtsklage in Schleswig brauchen,
nämlich wie die Verwaltung in Schleswig-Holstein
auf kommunaler Ebene organisiert werden soll.
Wenn es gelingt, diesen Plan mit dieser Debatte um
die Verwaltungsstrukturreform zu verzahnen,
dann kann die Schwäche des einen durch die Stärke
der anderen geheilt werden. Dann würden wir alle
einen Schritt nach vorn kommen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei SPD und SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion DIE LINKE hat Herr Abgeordne-
ter Björn Thoroe das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Leider
ist der Landesentwicklungsplan absolut visionslos
geblieben. Der Landesentwicklungsplan gibt keine
Antworten auf drängende Zukunftsfragen wie zum
Beispiel die demografische Entwicklung. Der Lan-
desentwicklungsplan fördert motorisierten Indivi-
dualverkehr in einem Maß, das nicht hinnehmbar
ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Landesentwicklungsplan ist eine Fortschrei-
bung konservativer Politik der 70er-Jahre gespickt
mit den Ansätzen der FDP, die den Staat zurück-
drängen will.

(Zurufe von der FDP: Ja, ja!)

DIE LINKE steht für ein modernes Schleswig-Hol-
stein der Zukunft.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wenn das so aus-
sieht wie Sie, Herr Thoroe, dann gute
Nacht!)

Es ist nicht hinnehmbar, wenn junge oder ältere
Menschen, Menschen, die sich kein Auto leisten
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können, oder Menschen, die aus anderem Grund
kein Auto nutzen können, in ländlichen Gebieten
massiv in ihrer Mobilität eingeschränkt sind.

DIE LINKE will den öffentlichen Personennah-
verkehr massiv ausweiten. Auch außerhalb der
Kernzeiten des Berufsverkehrs muss es Menschen
möglich sein, öffentliche Verkehrsmittel zu benut-
zen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dies würde für alle Beteiligten große Vorteile brin-
gen. Es würden Arbeitsplätze geschaffen. Für jun-
ge und ältere Menschen wäre es attraktiver auf dem
Land, und nicht zuletzt würde die Umwelt profitie-
ren, wenn erst einmal die Möglichkeit bestehen
würde, das Auto überhaupt stehen zu lassen. Im
Moment funktioniert das ja gar nicht.

DIE LINKE spricht sich in aller Deutlichkeit gegen
neue Großprojekte im Straßenbau aus. Millio-
nen- oder gar Milliardengräber kann Schleswig-
Holstein nicht gebrauchen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Fehmarnbelt-Querung oder ein neuer Elb-
tunnel sind solche Milliardengräber.

Zudem stehen auch hier der Umweltaspekt und der
soziale Aspekt an vorderer Stelle. Investitionen in
die Schiene sind ökologisch sinnvoller und kom-
men darüber hinaus auch Menschen ohne Auto zu-
gute. Der Landesentwicklungsplan bleibt im alten
Straßentrott und ist daher hoffnungslos rückwärts-
gewandt.

DIE LINKE will die Westküste und die maritime
Wirtschaft stärken und setzt sich für landeseigene
Häfen in Schleswig-Holstein ein.

(Beifall bei der LINKEN)

In ohnehin schon strukturschwachen Gebieten
einen solchen Aderlass vorzunehmen, ist wirt-
schaftlicher Kahlschlag und trifft ganze Regionen.
Wer will und kann sich Friedrichskoog, Husum,
Büsum, Tönning, Friedrichstadt oder Glückstadt
ohne Hafen vorstellen!

DIE LINKE hält die Pläne der Landesregierung in
diesem Bereich für fatal. DIE LINKE fordert die
Landesregierung auf, ein integriertes Hafenkon-
zept in den Landesentwicklungsplan aufzunehmen
und für alle Hafenstandorte, die in Frage stehen, ein
abgestimmtes, zukunftsfähiges Konzept vorzule-
gen.

(Beifall bei der LINKEN)

DIE LINKE will Schleswig-Holstein auch im Be-
reich der Windkraft zukunftsfähig machen. Dafür
ist die Festlegung von 1,5 % der Landesfläche als
Windeignungsflächen nicht geeignet. Schon heute
gibt es Anmeldungen für eine deutlich größere Flä-
che. DIE LINKE will das Wachstum in diesem Be-
reich in Schleswig-Holstein nicht ausbremsen und
fordert, mindestens 2 % der Landesfläche als
Windeignungsflächen auszuweisen. Der Landes-
entwicklungsplan bleibt ängstlich und zaghaft im
Bereich Windkraft.

(Beifall bei der LINKEN)

DIE LINKE will in Schleswig-Holstein für alle
Bürgerinnen und Bürger ortsnah Bürgerämter, die
die wichtigsten Verwaltungsangelegenheiten regeln
können. Es ist schlicht und ergreifend ein Märchen,
dass Schleswig-Holstein zu viele öffentliche Ange-
stellte hätte. Es ist vielmehr umgekehrt. Schleswig-
Holstein hat im Vergleich zu anderen Bundeslän-
dern auf die Einwohner gerechnet am wenigsten öf-
fentliche Angestellte.

(Christopher Vogt [FDP]: Bei Ihnen wären ja
alle öffentliche Angestellte!)

Für DIE LINKE ist das nichts, womit man angeben
sollte. Wenig öffentliche Beschäftigung heißt
schlechter Service für die Bürgerinnen und Bürger.
Wenig öffentliche Beschäftigung heißt lange War-
tezeiten bei Antragsverfahren. Das müsste eigent-
lich auch die FDP interessieren. Wenig öffentliche
Beschäftigung heißt arbeitnehmerunfreundliche
Öffnungszeiten der Ämter. Wenig öffentliche Be-
schäftigung bedeutet lange Wege zur nächsten Ver-
waltungsstelle und dort, lange zu warten, bis man
drangenommen wird. DIE LINKE will eine freund-
liche, bürgernahe, serviceorientierte Verwaltung in
Schleswig-Holstein. Alles, was dies angreift, wer-
den wir ablehnen.

Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion des SSW hat Herr Abgeordneter
Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Landesregierung strebt nun den Endspurt an,
um den Entwurf des LEP noch in diesem Monat
rechtskräftig werden zu lassen. Nicht alles, was lan-
ge währt, wird endlich gut. Das trifft aus Sicht des
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SSW zumindest auf den Entwurf des Landesent-
wicklungsplans zu. Will man dem Ganzen über-
haupt etwas Positives abgewinnen, dann nur, dass
mit dem Instrument für das Land und die kommu-
nale Ebene die notwendige Planungssicherheit
jetzt geschaffen worden ist.

Inhaltlich stehen wir wichtigen Punkten im LEP
aber immer noch kritisch gegenüber. Einer der strit-
tigsten Punkte im LEP war die Berücksichtigung
des demografischen Wandels - sprich, der Woh-
nungsbauentwicklung. Hier gibt der LEP den
Rahmen vor. Dies ist aber nur als Übergangslösung
bis zur geplanten Kommunalisierung der Regio-
nalplanung gedacht. Danach ist die kommunale
Familie aufgefordert, einen Rahmen für die Sied-
lungsentwicklung festzulegen. Aus Sicht des SSW
muss sich der vom LEP vorgegebene Rahmen dann
auch in den Regionalplänen widerspiegeln.

Die Streichung des Einvernehmensvorbehalts
durch die Landesplanung für die Festlegung eines
Rahmens durch die Regionalplanung lässt aber be-
fürchten, dass dies so nicht eingehalten wird. Auch
die Möglichkeit, dass Gemeinden ohne Beteiligung
eines zentralen Ortes ihre Wohnungsbauentwick-
lung mit Nachbargemeinden abstimmen oder dass
einzelne Gemeinden den Rahmen auch überschrei-
ten können, macht deutlich, dass der demografische
Wandel von der Landesregierung in keinster Weise
nachhaltig berücksichtigt wird. Der Tenor von
Freiwilligkeit und Kooperation wird dazu führen,
dass die Gemeinden in einen ruinösen Wettbewerb
treten. Gleiches gilt im Übrigen auch für die Aus-
weisung von Gewerbegebieten. Das hat mit Lan-
desplanung und Steuerung nichts zu tun. Stattdes-
sen wird dies zu einer Zersiedelung der Landschaft
und leer stehenden Baugebieten und Gewerbeflä-
chen führen.

Maßgeblich für die wirtschaftliche Entwicklung des
Landes ist die Verkehrsinfrastruktur. Entlang der
aufgeführten Entwicklungsachsen sollen sich Ge-
werbegebiete von überregionaler Bedeutung ent-
wickeln können. Das halten wir für durchaus sinn-
voll. Nachvollziehbar ist daher auch, dass die Ost-
West-Verbindungen als Hauptverbindungsachsen
der Entwicklungsachsen aufgeführt sind.

Bedauerlicherweise ist im Bereich des Schienen-
verkehrs zur ,,Jütlandroute“ festzustellen, dass
der vorliegende Entwurf hinter dem ersten Entwurf
zurückbleibt. Das soll heißen: Dort war noch die
Rede von einem Ersatzbauwerk über den Nord-
Ostsee-Kanal für die Eisenbahnbrücke in Rends-
burg. Aber aufgrund der Instandsetzung der
Brücke ist jetzt nicht mehr die Rede davon. Das ist

nach unserer Auffassung Flickschusterei, mit der
wir das Nadelöhr nicht beheben können.

Die Ausweisung neuer Eignungsgebiete für die
Windenergienutzung auf somit 1,5 % der Landes-
fläche halten wir für durchaus sinnvoll. Hierbei be-
darf es weiterhin einer landesweiten Steuerung
durch festgelegte Kriterien. Nur so kann jeder
Kreis für sich festlegen, wo und wie viele Wind-
kraftanlagen gebaut werden dürfen. Bereits in der
letzten Debatte zum Landesentwicklungsplan haben
wir deutlich gemacht, dass die Verteilung auf die
Kreise unterschiedlich ausfällt. Das soll heißen:
Die Kreise, die die Potenziale für mehr Windkraft
haben, sollen dann auch die Möglichkeiten für sich
nutzen können.

Im Gegensatz zu den Aussagen zu den Eignungsflä-
chen für Windenergienutzung sagt der LEP nichts
zur Nutzung von Biomasse oder Photovoltaik aus.
Wir brauchen für diese beiden Bereiche klare
Richtlinien darüber, wo und wie viele Anlagen er-
richtet werden dürfen. Hier brauchen wir auch eine
klare Steuerung durch die Landesplanung analog
zur Windenergie. Mittlerweile gilt es, auch bei Bio-
masseanlagen und bei Photovoltaikfreiflächen
Wildwuchs zu verhindern.

Noch ein letztes Wort zur zukünftigen Organisation
der Erarbeitung der Regionalpläne! Wir sehen
einen regionalen Planungsverbund - also quasi
einen Zweckverband - nicht als der Weisheit letzten
Schluss an. Die kommunalen Erfahrungen mit die-
sem Mittel, insbesondere was Bürgerbeteiligung
und Einfluss der gesamten Kommunalpolitik an-
geht, sind eher schlecht. Deshalb meinen wir, dass
eigenständige Kreise und kreisfreie Städte gemein-
sam Arbeitsgruppen bilden sollten, die sich mit ih-
ren gewählten Gremien rückkoppeln. So ist die
Kommunalpolitik in Gänze eingebunden. Planungs-
verbände - womöglich noch solche, zu denen wie-
der Wahlen stattfinden sollen - wären hier ebenso
wie Zweckverbände auf gemeindlicher Ebene nicht
der richtige Weg.

(Beifall beim SSW und des Abgeordneten
Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Innenmi-
nister Klaus Schlie das Wort.
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Klaus Schlie, Innenminister:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Gestatten Sie mir eine Bemerkung zum
letzten Tagesordnungspunkt vorweg: Ich meinte
mit meiner Bemerkung zur Debatte ausschließlich
die Beiträge der Fraktion DIE LINKE.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie Sie al-
le wissen, wurde der neue Landesentwicklungsplan
Schleswig-Holstein 2010 bereits am 6. Juli von der
Landesregierung beschlossen. Er wird am 4. Okto-
ber 2010 im Amtsblatt veröffentlicht werden. Wir
sind am Ziel. Der Entwurf stammte übrigens vom
damaligen Innenminister Stegner. Herr Kollege
Hay hat ihn vernünftigerweise ein Stück weiterent-
wickelt, weil der Entwurf völlig untauglich dazu
war, eine Grundlage für eine Landesplanung zu
sein.

(Beifall der Abgeordneten Ingrid Brand-
Hückstädt [FDP])

Die Überarbeitung mit breiter parlamentarischer
Begleitung hat sich gelohnt. Der neue Landesent-
wicklungsplan ist das Ergebnis einer umfassenden
Beteiligung von Kommunen und Verbänden. Der
Plan lässt deutlich die Leitlinien der Politik der
Landesregierung aus Union und FDP erkennen:
Weniger Vorgaben und dadurch 20 % weniger Um-
fang, mehr Gestaltungsmöglichkeiten und Verant-
wortung für die Kommunen, bessere Rahmenbedin-
gungen für die Wirtschaft, die Sicherung der Da-
seinsvorsorge und gleichwertiger Lebensverhältnis-
se und den Schutz der natürlichen Ressourcen des
Landes. Mit einem Satz: Es geht um Freiheit, Ver-
antwortung vor Ort, Flexibilität und Chancenge-
rechtigkeit bei der Entwicklung aller Regionen des
Landes.

(Vereinzelter Beifall bei CDU und FDP)

Damit sind die planerischen Grundlagen für ein
modernes, zukunftsorientiertes und wirtschaftlich
prosperierendes Schleswig-Holstein gelegt. Investi-
tionen werden erleichtert und nicht behindert.

Ja, es ist richtig, der Landesentwicklungsplan hält
an den Grundzügen und an wesentlichen Instru-
menten räumlicher Planung fest, wie sie der An-
hörungsentwurf darstellte, aber er ist in wesentli-
chen Inhalten neu ausgerichtet worden. Mit dem
Plan haben wir eine ausgewogene Mischung aus
landesplanerischen Zielen und Grundsätzen auf der
einen Seite und einer gestärkten kommunalen Ei-
genverantwortung auf der anderen Seite. Städte
und zentrale Orte bleiben Schwerpunkte für die
Ansiedlung von Gewerbe, den Wohnungsbau und

für Einrichtungen zur Versorgung der Bevölke-
rung. Das ist eine Stärkung von Zentren. Die länd-
lichen Räume aber, und das ist ein völlig neuer
Ansatz, erhalten endlich mehr Gestaltungsmöglich-
keiten. Das ist ein fairer Interessenausgleich, und
zwar sowohl für ländliche Räume als auch für städ-
tische Räume.

(Beifall bei CDU und FDP)

Gemeinden, die keine Siedlungsschwerpunkte
sind, erhalten mehr Entwicklungsmöglichkeiten
beim Bau neuer Wohnungen. In den ländlichen
Räumen darf die Zahl der Wohnungen in einer
Gemeinde um 10 %, in den Ordnungsräumen um
15 % wachsen. Es ist hier schon gesagt worden, da-
bei handelt es sich um eine Übergangsregelung bis
zur geplanten Kommunalisierung der Regionalpla-
nung. Damit wird natürlich auch das, was als politi-
sche Zielsetzung von den regierungstragenden
Fraktionen hier im Landtag beschlossen worden ist,
umgesetzt.

Danach ist die kommunale Familie aufgefordert, für
ihren Planungsraum einen eigenen Rahmen für die
Wohnungsbauentwicklung - gegebenenfalls auch
regional differenziert - festzulegen, natürlich unter
Beachtung der demografischen Entwicklung. Herr
Kollege Habeck, das ist übrigens eine vernünftige
und auch auf eine Zukunft ausgerichtete und den
Verhältnissen der demografischen Entwicklung ent-
sprechende Entwicklung im Land Schleswig-Hol-
stein und nicht etwa eine zentralistisch festgelegte
Planung, von der wir jetzt gar nicht wissen, wie sie
die einzelnen Bereiche in ihren weiteren Entwick-
lungsschritten überhaupt erfassen könnte. Das
schafft noch mehr Freiräume, Flexibilität und die
Möglichkeit, den Anforderungen des demografi-
schen Wandels hinreichend Rechnung zu tragen.

Sie sehen, diese Landesregierung macht Ernst mit
einer konsequenten Deregulierung, denn wir ma-
ßen uns nicht an, alles besser zu wissen und besser
zu können. Wir setzen auf kommunale Eigenverant-
wortung und werden nicht alles zentralistisch steu-
ern.

(Beifall bei CDU und FDP)

Die Entwicklungs- und Gestaltungsmöglichkeiten
für die Regionalplanung werden daher ausgewei-
tet. Dies betrifft nicht nur den Wohnungsbauent-
wicklungsrahmen, sondern auch die Festlegung von
Gemeinden, die sich für eine stärkere Entwicklung
für Wohnungsbau und Gewerbe eignen, die Festle-
gung von Eignungsgebieten für die Windenergie-
nutzung, die Konkretisierung der im Landesent-
wicklungsplan dargestellten Entwicklungsräume für
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Tourismus und Erholung, die Ausweisung von
Kernbereichen für Tourismus und Erholung, um ei-
gene regional Entwicklungsschwerpunkte setzen zu
können, sowie die Benennung von Standorten für
Gewerbegebiete von überregionaler Bedeutung an
den Landesentwicklungsachsen und natürlich
auch die Möglichkeit, in ländlichen Räumen und
in den Gemeinden ortsübliches Gewerbe auch zu-
sätzlich anzusiedeln oder es zu erweitern.

Das sind nur einige Beispiele dafür, wo wir Verant-
wortung abgeben und auf die Kompetenzen sowie
auf die verstärkte Zusammenarbeit der kommuna-
len Familie setzen. Das hat überhaupt nichts mit der
Neuordnung der Amtsordnung zu tun.

Darüber hinaus schafft der Landesentwicklungsplan
Planungssicherheit und die Grundlage für eine sinn-
volle räumliche Entwicklung. Als Beispiel hierfür
möchte ich nur die neuen erweiterten Möglichkei-
ten zur Ausweisung von Eignungsgebieten für die
Windenergienutzung auf der Basis landeseinheit-
licher Kriterien nennen. Dies ist ökologisch und
ökonomisch sinnvoll und stellt einen wichtigen
Baustein dar, um aktiv einen Beitrag zur Bewälti-
gung des klimatischen Wandels zu leisten. Ich frage
mich, warum Sie das nicht schon längst früher ge-
macht haben, als Sie noch regierten.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Axel Bern-
stein [CDU])

Nachdem wir mit dem Landesentwicklungsplan die
planerische Grundlage für die räumliche Entwick-
lung unseres Landes für den Zeithorizont bis 2025
geschaffen haben, wird es die nächste Aufgabe
sein, die Kommunalisierung der Regionalpla-
nung auf den Weg zu bringen und dadurch unserer
Politik mehr Gestaltungsraum und mehr Spielraum
zu schaffen, damit diese Wirkung entfalten kann.
Herr Abgeordneter Lars Harms, seien Sie gewiss:
Es wird eine kommunalisierte Regionalplanung
sein, die außerhalb Ihres Vorstellungsvermögens
nicht dazu führen wird, dass wir komplizierte Ver-
fahren und komplizierte Prozessabläufe haben, son-
dern wir werden einen Gesetzentwurf vorlegen, der
tatsächlich die Möglichkeit zu schnellen Reaktio-
nen bei einer solchen kommunalisierten Regional-
planung gibt.

Frau Poersch, die jetzt in Arbeit befindliche Teil-
fortschreibung der Regionalplanung wird garan-
tiert nicht kommunalisiert. Dann würden wir näm-
lich viel zu lange warten müssen. Das wird Anfang
nächsten Jahres so weit sein.

Da es innerhalb der kommunalen Familie immer
noch unterschiedliche Auffassungen über die recht-

lich gebotenen oder möglichen Konstruktionen, ins-
besondere über die Gremien und deren Zusammen-
setzung, gegeben hat, halte ich es für unabdingbar,
dass sich die kommunale Familie entsprechend
der gegebenen rechtlichen Anforderungen mit uns,
aber auch untereinander auf Vorschläge verstän-
digt, damit wir den Kommunen so schnell wie mög-
lich den regionalplanerischen Gestaltungsspielraum
verschaffen können, den wir alle wollen.

Die Landesregierung wird dieses Gesetzgebungs-
verfahren zügig in Angriff nehmen und dem Parla-
ment einen Entwurf zuleiten. Ich danke insbesonde-
re der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für
die Möglichkeit, dass ich unsere gute Politik hier
noch einmal darstellen konnte.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Da der Herr Minister seine Redezeit um zweiein-
halb Minuten überschritten hat, steht diese Zeit
auch den Fraktionen zu. Wird davon Gebrauch ge-
macht? - Ich sehe, das ist nicht der Fall. Weitere
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die
Beratung.

Es ist beantragt worden, über die Anträge in der Sa-
che abzustimmen. Ich schlage Ihnen alternative Ab-
stimmung vor. Voraussetzung ist, dass keine Frakti-
on widerspricht. - Ich sehe keinen Widerspruch. Da
wir zwischen drei Anträgen alternativ abstimmen,
weise ich darauf hin, dass ein Antrag nur dann an-
genommen ist, wenn er nicht nur die meisten Stim-
men, sondern gleichzeitig auch die Mehrheit der
abgegebenen Stimmen erhält. Das heißt, ein Antrag
ist nur dann angenommen, wenn auf ihn mehr Stim-
men als auf die beiden anderen Anträge entfallen.
Ist das nicht der Fall, sind alle Anträge abgelehnt,
weil keiner der Anträge die Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen erhalten hat.

Ich komme jetzt zur Abstimmung. Wer dem Antrag
der Fraktion DIE LINKE, Drucksache 17/844, sei-
ne Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Wer dem Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 17/817,
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Wer dem Antrag der Fraktionen der
CDU und FDP, Drucksache 17/726, seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache
17/726 mit den Stimmen der Fraktion der CDU und
der Fraktion der FDP angenommen ist. Ich stelle
weiter fest, dass damit die Anträge Drucksachen
17/817 und 17/844 abgelehnt sind.
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf.

Die Europäische Kulturstrategie in Schleswig-
Holstein umsetzen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/670

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die SPD-
Fraktion hat Herr Abgeordneter Hans Müller.

Hans Müller [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Europäische Kommission betont die zentrale
Rolle der Kultur im europäischen Integrationspro-
zess. Die Kultur nimmt einen wichtigen Platz als
ein Faktor für die Entfaltung menschlicher Kreati-
vität und für die Entwicklung von Fähigkeiten zur
Beschreitung unkonventioneller Wege ein. Ganz
neue Entwicklungen sind in der Kultur- und Kreati-
vitätswirtschaft, verbunden auch mit der Schaffung
von neuen Arbeitsplätzen, entstanden. Kultur trägt
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt und auf dem
Weg zur Wissensgesellschaft auch zu wirtschaftli-
chem Wachstum und damit zur Förderung von Ar-
beitsplätzen - wie schon erwähnt - bei.

Die integrative Kraft kultureller Aktivitäten und
Institutionen ist in der Europäischen Union und
überhaupt im Zusammenleben der Menschen in den
unterschiedlichen Gesellschaften unverzichtbar.
Kultur erfüllt Brückenfunktionen und ist oft Kata-
lysator.

Deshalb spricht sich meine Fraktion für die Umset-
zung der Europäischen Kulturstrategie auch in
Schleswig-Holstein aus. Der Antrag stellt dies noch
präziser dar. Klar ist, dass europäische Kulturpo-
litik komplementär ist und auch nur komplementär
sein kann. Klar ist auch, dass die Kulturhoheit in
der Bundesrepublik Deutschland bei den Bundes-
ländern liegt. Daran will und kann die EU auch
nichts ändern.

Ist die Länderkompetenz das A und O in der Kul-
turpolitik? Da wäre ich, was unser Land anbelangt,
in verschiedener Hinsicht vorsichtig.

(Beifall bei der LINKEN und der Abgeord-
neten Siegrid Tenor-Alschausky [SPD])

Das gilt vor allem, wenn ich mir vorstelle, was in
Sachen Haushaltskonsolidierung auf die Kultur
zukommt. Mich erschreckt, was die Landesregie-

rung im Bereich der Kulturförderung an Kürzungen
bereithält.

Eine durchgreifende Konsolidierung ist damit
nicht zu machen. Der Gesamtetat für Kultur liegt,
glaube ich, bei einem Wert von etwa 1 %. Aber vie-
le Initiativen und Einrichtungen, insbesondere auch
die kulturellen Leuchttürme, sind davon betroffen.
Wenn ich mir vorstelle, dass ein internationales
Konzert wie Jazz Baltica auf null gesetzt wird,
oder wenn der Filmpreis zukünftig wegfällt, so ist
das nicht unbedingt ein Zeichen für europäische
Kultur.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Diese Einrichtungen müssen unangetastet bleiben,
wenn wir nicht in die Provinzialität versinken wol-
len.

Dass die Landesregierung in der Frage europäischer
Kulturinitiativen so wenig aktiv ist, mag auch damit
zusammenhängen, dass das frühere Europaministe-
rium zu einer Abteilung in der Staatskanzlei ge-
schrumpft ist. Wie die Zusammenarbeit mit der
Kulturabteilung in diesen Fragen aussieht, er-
schließt sich mir auch nicht immer. Meine Kleine
Anfrage zum Interkulturellen Europäischen Jahr
wurde damals auch in dem Sinne beantwortet, dass
es keine Initiativen in diese Richtung gebe.

Es scheint so, als ob auf europäischer Ebene in Sa-
chen Kultur seither im Land relativ wenig ge-
schieht. Wenn es nach einer Wahl im nächsten Jahr
zu entsprechenden Stimmenanteilen kommt, wer-
den wir das mit unserer Mehrheit deutlich ändern.

Aber zurück zur Europäischen Kulturstrategie! Was
will die EU mit dieser Strategie? Sie will integrie-
ren, sie will zum gesellschaftlichen Zusammenhalt
beitragen, sie will Künstlerinnen und Künstler för-
dern und sie über die nationalen Grenzen hinaus zu-
sammenbringen. - Der Landtag hat vor zwei Tagen
ein gutes Beispiel geliefert, was das Thema Künst-
ler in der Grenzregion betrifft.

Weiter will die Kulturstrategie einen Beitrag zur
sprachlichen Vielfalt leisten, Minderheiten schüt-
zen und fördern, das europäische Kulturerbe för-
dern und zugänglich machen, Kulturschaffenden
bei der Vermarktung ihrer Werke behilflich sein,
sie beraten und ausbilden - in Mannheim gibt es
einen Bachelor-Studiengang, der das berücksichtigt
-, und die Förderung der Kreativitäts- und Kul-
turwirtschaft voranbringen.

Der Europäische Rat hat zudem darauf hingewie-
sen, dass die Regionen zu berücksichtigen sind - in
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diesem Fall die Länder, aber in erster Linie die
Städte und Gemeinden.

Die Kulturstrategie kostet die EU europaweit ins-
gesamt 400 Millionen €. Das ist nicht sehr viel. Bei
einer Bevölkerungszahl von 420 oder 430 Millio-
nen ist das sogar relativ wenig. Trotzdem sollte das
Land die Umsetzung der Kulturstrategie in Angriff
nehmen.

Wer sich mit dem europäischen Projekt der Kul-
turhauptstädte auseinandergesetzt hat, weiß, was
auf verschiedenen Ebenen bei den Kulturhauptstäd-
ten geschieht - nicht nur, was Kultur im engeren
Sinn betrifft. Es geht um mehr: Der Erlebniswert
wird gesteigert, die Freude wird gesteigert, unge-
wöhnliche Erfahrungen werden gemacht, und ganze
Quartiere blühen auf.

In unserer Nachbarschaft hier im Ostseeraum wer-
den 2014 Umea, eine Stadt im Norden Schwedens,
und Riga Kulturhauptstädte werden. 2016 ist es, so
hoffe ich, Sønderborg.

Wir wollen mehr Kultur in Europa, und wir wollen
mehr Europa in der Kultur. Ich bitte daher um Zu-
stimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter Wil-
fried Wengler das Wort.

Wilfried Wengler [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als
ich den vorliegenden Antrag zum ersten Mal gele-
sen habe, war ich zunächst beeindruckt von der
Idee, eine neue Europäische Kulturstrategie auch in
Schleswig-Holstein umzusetzen. Als ich mich dann
mit dem Thema näher beschäftigte, stellte ich fest,
dass der Ursprung immer noch im Jahr 2007 zu su-
chen ist. Die Europäische Kommission hat im Mai
2007 eine ,,Erste Europäische Kulturagenda im
Zeichen der Globalisierung“ veröffentlicht, als
Beitrag zu Wirtschaftswachstum und interkulturel-
lem Verständnis. Diese Agenda verfolgt drei
Hauptziele, die zusammen eine Kulturstrategie der
europäischen Institutionen, der Mitgliedstaaten und
des kulturellen und kreativen Sektors bilden sollen:
Förderung der kulturellen Vielfalt und des interkul-
turellen Dialogs, Förderung der Kultur als Kataly-
sator der Kreativität im Rahmen der Lissabon-Stra-
tegie und Förderung der Kultur als wesentliches
Element der internationalen Beziehungen der Uni-

on. Diese Agenda wurde im November 2007 vom
Europäischen Rat beschlossen.

Im Juli dieses Jahres hat die EU-Kommission nun
einen ersten Bericht zur Umsetzung der Kultura-
genda vorgelegt, der interessante Angaben über be-
reits in den Mitgliedsländern realisierte oder laufen-
de Projekte im Sinne der oben angeführten Ziele
enthält. Hier einige Beispiele zur Förderung der
kulturellen Vielfalt und des interkulturellen Dia-
logs: Dänemark bietet Residenzstipendien in ei-
nem Austauschprogramm für Künstler an. In den
Niederlanden gibt es eine Sensibilisierungskam-
pagne zum illegalen Handel mit Kulturgütern. Bel-
gien ruft die Schulen auf, eine langfristige Vision
für den Kunst- und Kulturunterricht zu entwickeln.
Estland verfolgt seit 2007 eine Strategie zur Digi-
talisierung des Kulturerbes. Die Slowakei geneh-
migte ein Konzept zur Medienerziehung.

Diese kleine Auswahl zeigt, dass von den Mit-
gliedsländern die unterschiedlichsten Themenbei-
träge geliefert wurden. Der Bericht erwähnt eine
Vielzahl von Projekten einzelner Länder, auch für
die beiden anderen Zielsegmente.

Die im Bericht der EU-Kommission aufgeführten
Beispiele bedeuten für mich aber auch, dass wir in
Schleswig-Holstein bereits seit vielen Jahren im
Sinne der europäischen Kulturagenda arbeiten und
uns keineswegs mit unserer eigenen Vorgehenswei-
se zu verstecken brauchen, geschweige denn eine
komplett neue Kulturstrategie benötigen.

(Beifall bei der FDP)

Im Rahmen des Schleswig-Holstein Musik Festi-
vals fördern wir seit Jahren den Künstleraustausch
mit dem jeweiligen Partnerland. Wir unterstützen
Sprache und Kultur der dänischen und friesischen
Minderheiten. Ebenso unterstützen wir die nieder-
deutsche Sprache. Der Landtag wird noch heute
die Unterstützung Sønderborgs bei der Bewerbung
zur Europäischen Kulturhauptstadt beschließen.
Schulen nehmen an internationalen Austauschpro-
grammen wie zum Beispiel Comenius teil. Eine Di-
gitalisierung der Archivbestände soll in Angriff
genommen werden. Wir fördern den Kulturtouris-
mus.

Diese Liste ließe sich nach den Kriterien der EU
nahezu beliebig verlängern. Aber auch aus dem im
Juni diskutierten Kulturwirtschaftsbericht erge-
ben sich weitere Informationen. Ich bin überzeugt,
dass wir in Schleswig-Holstein bereits auf einem
guten Weg sind. Aber es gibt nichts, was man nicht
verbessern könnte.
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Wenn ich also den vorliegenden Antrag richtig
verstehe, sollten wir im Ausschuss über neue Pro-
jekte diskutieren. Ich freue mich auf die konkreten
Vorschläge des Antragstellers wie auch seine Ideen
zur Generierung der notwendigen finanziellen Mit-
tel. Im vorliegenden Haushaltsplanentwurf sind
meines Erachtens hierfür keine Ansätze enthalten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion der FDP erteile ich der Frau Abge-
ordneten Kirstin Funke das Wort.

Kirstin Funke [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegen und
Kolleginnen! Die Kultur wie auch die Europäische
Union sind wie ein bunter Blumenstrauß. Dieser
besteht aus Blumen, die perfekt gezüchtet und ge-
wachsen und in ihrer Perfektion wunderbar anzuse-
hen sind, und aus Blumen, die in ihrer eigenen ur-
sprünglichen Form etwas Besonderes und Einzigar-
tiges darstellen. Sie sind in einem Strauß bunt zu-
sammengebunden, der eine wunderbare, unver-
wechselbare Einheit ergibt. So ist jeder Mitglied-
staat der Europäischen Union mit seiner ihm
ganz eigenen Kultur, seinen Kulturakteuren, die
sich im europäischen Raum bewegen und gestalten,
seiner eigenen, aber auch gemeinsamen kulturellen
Geschichte, etwas Einzigartiges und ursprünglich,
für sich im Kleinen gesehen, aber auch im Großen
und Ganzen. - Die Europäische Kulturagenda von
2007 ist mit Bildern und Zitaten gespickt. Ich
möchte mit diesem Bild beginnen, das nicht nur auf
die Kultur in ihrer Gesamtheit und die Europäische
Union, sondern auch auf Schleswig-Holstein als
Teil der Union gegenwärtig passt.

Wer am vergangenen Wochenende die Möglichkeit
hatte, beim 36. Landesmusikfest in Bad Schwar-
tau, das unter der Schirmherrschaft unseres Minis-
terpräsidenten steht, dabei zu sein, kann dieses Bild
nur bestätigen. Dort besuchten verschiedene Musi-
kerinnen und Musiker aus Dänemark und aus ande-
ren norddeutschen Bundesländern unser Land, um
miteinander zu musizieren. Nicht nur im Wettstreit
trafen sie sich. Beim gemeinsamen Einstudieren
von Musikstücken haben sie vielmehr etwas ganz
Eigenes geschaffen. So wie sich am vergangenen
Wochenende die Musiker trafen, so wird an vielen
Orten in Schleswig-Holstein unter den unterschied-
lichsten Aspekten Kultur bereits gelebt.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der SPD-
Fraktion, Sie fordern in Ihrem Antrag unter vier

verschiedenen Punkten die Landesregierung auf, im
Kulturbereich tätig zu werden. Zum einen nennen
Sie den interkulturellen Dialog, die Mobilität von
Künstlern, die Kulturwirtschaft und die Nutzung
von kulturellen EU-Förderprogrammen. Ich
weiß nicht, welche Wahrnehmung Sie vom kultu-
rellen Leben in Schleswig-Holstein haben. Bei dem
Bild, das Sie in Ihrem Antrag skizzieren, scheint
mir aber, dass Sie der Auffassung sind, dass wir in
Schleswig-Holstein in einer kulturellen Wüste le-
ben. Würden Sie jedoch die Augen aufmachen, so
fänden Sie genau die Punkte, die Sie in Ihrem An-
trag anführen, als bereits gelebte Kultur im Lande.

Beispielsweise hat der Ministerpräsident früh seine
Unterstützung der Bewerbung Sonderburgs zur
Kulturhauptstadt zugesagt. Die bereits bestehen-
den kulturellen Projekte in der Grenzregion von
Dänemark und Deutschland sind Teil der Bewer-
bung Sonderburgs. Überhaupt ist das Projekt, für
ein Jahr Kulturhauptstadt Europas zu werden, eine
europäische Initiative, die zum Teil auch mit EU-
Mitteln gefördert wird. Dies sei ein Hinweis darauf,
dass der interkulturelle Austausch nicht nur bereits
besteht, sondern zukünftig auch ausgebaut werden
soll.

Zu Ihrem Punkt der Kulturwirtschaft möchte ich
darauf hinweisen, dass wir hier im Hohen Haus vor
nicht allzu langer Zeit eine Debatte über die wirt-
schaftlichen Aspekte der Kultur unseres Landes
führten, und zwar auf der Grundlage des Kultur-
wirtschaftsberichts des Kultusministeriums. Ab-
schließend beraten haben wir dies in der letzten Sit-
zung des Bildungsausschusses. Aus der Debatte
und dem Bericht kann ich nur wiederholen, dass ge-
rade die schleswig-holsteinische Kulturindustrie
erfolgreich ist, auch ohne zusätzliche Kulturmittel
des Landes. Der Kulturwirtschaft unseres Landes
wird zum großen Teil durch eine gute Wirtschafts-
politik geholfen, und die kann diese Regierung vor-
weisen.

Zentral möchte ich das Landesmuseum Schloss
Gottorf nennen, das zum einen unsere wechselhaf-
te und ursprüngliche Geschichte dokumentiert und
gleichzeitig mit wechselnden Ausstellungen ver-
schiedenen Künstlern die Möglichkeit bietet, ihre
Arbeit darzustellen.

Diese Mobilität von Kunst über Landesgrenzen
hinweg ist einer der Punkte in der Europäischen
Kulturagenda. Wie Sie bereits im Haushaltsent-
wurf gesehen haben, wird kein Eingriff in die Be-
reitstellung von Mitteln für das Landesmuseum er-
folgen. Dass hier durch die Landesregierung eine
Schwerpunktsetzung erfolgt, auch mit dem Ziel,
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für die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes
Kultur in ihrer Vielfalt und über Grenzen hinweg
erlebbar zu machen, ist nach Meinung die FDP-
Fraktion von unschätzbarem Wert für das Land und
seine Bürger. Dass bei der Finanzierung von Kul-
turprojekten gleichzeitig die Prüfung von EU-För-
dermitteln im Raum steht, ist eine Selbstverständ-
lichkeit. Aber auch hier muss jede Förderung der
EU im Hinblick darauf auf den Prüfstand gestellt
werden, ob sie für unser Land sinnvoll und effektiv
ist.

Des Weiteren möchte ich in diesem Hohen Haus
auch noch mal klarstellen, dass die Kulturhoheit,
resultierend aus dem Prinzip der Subsidiarität, Län-
dersache ist und auch zukünftig bleiben soll und
dass eine Verschiebung auf EU-Ebene nicht zur
Debatte stehen kann.

Aus den genannten Gründen ist es für meine Frakti-
on nicht ersichtlich, warum wir hier und heute die
Landesregierung auffordern sollten, tätig zu wer-
den. Die Landesregierung ist, wie dargestellt, aktiv
und wird auch zukünftig Schwerpunkte in diesem
Bereich setzen. Gern können wir jedoch vertiefend
über die Kulturagenda im Ausschuss weiterbera-
ten.

(Jürgen Weber [SPD]: Vielen Dank!)

- Ich danke.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Herrn Fraktionsvorsitzenden Dr. Ro-
bert Habeck das Wort.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich hebe nicht auf das Finanzielle ab. Ich glaube,
das ist in diesem Fall ausnahmsweise nicht das Pro-
blem. Die EU-Kulturstrategie listet zwar eine ganze
Reihe von Programmen auf; aber darum geht es
eher nicht. Vielmehr geht es um das Verständnis
von Kultur in der EU-Kulturstrategie.

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zu die-
ser EU-Kulturstrategie lauwarme Worte gefunden,
lobend im Allgemeinen, im Konkreten jedoch be-
klagt er sich, dass ein Tätigwerden der EU im Kul-
turbereich nur rein subsidiär, also lediglich als Er-
gänzung der Kulturpolitik der Mitgliedstaaten,
möglich ist. Die Vorschläge der Kommission - wir

haben sie gehört - fielen schwerpunktmäßig in den
Kernbereich der Kulturhoheit der Länder.

Sehr geehrte Damen und Herren, Kultur schafft
Identitäten. - Bitte beachten Sie den Plural. Denn
aus ihm folgt ein sehr politischer Schluss: Kernge-
danke der Europäischen Kulturstrategie, die im
Jahr 2007 ins Leben gerufen worden ist, ist näm-
lich, dass in einer zunehmend globalisierten Welt
die Kultur den europäischen Integrationsprozess
befördern und die Beziehungen zu Drittländern
anregen kann. Da nickt man und denkt sich nicht
viel dabei. Das klingt doch ganz gut. Doch genau
das wäre falsch. Denn die Frage drängt sich auf, ob
eine Europäische Kulturstrategie eine europäische
Kultur, gar eine europäische Leitkultur voraussetzt.

Dann klingen einem die Worte von dem Wortge-
tümmel all der Sarrazins und anderer Konservativer
- ich meine nicht die Parteien - in den Ohren, Euro-
pa sei das christliche Abendland, und noch weiter
rechts, Europa sei ein Europa der Vaterländer.

Nun, meine Damen und Herren, das sagt die Euro-
päische Kulturstrategie genau nicht. Sie sagt es
nicht, weil diese Meinungen erstens europafeind-
lich sind

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Was?)

- diese Debatte werden wir hier nicht führen, Herr
von Boetticher - und zweitens kulturfeindlich sind.
Diese Debatte sollten wir allerdings führen. Die
Werte und das gemeinsame Erbe, das Europa aus-
macht, sind das Wissen und der Austausch zwi-
schen seinen Völkern, Sprachen, Kulturen; alles im
Plural gesprochen. Europa hat immer dann nicht als
Europa agiert, wenn es sich diesem Wissen verwei-
gert hat und dafür Krieg und Intoleranz den Vortritt
gegeben hat. Die Europäische Kulturstrategie ist
eine, die das interkulturelle Verständnis fördert.

Und das wirft eine weitere Frage auf. Die Globali-
sierung wird von vielen Menschen als Bedrohung
empfunden, eine digitale Welt als anonym, die
schnellere und härtere Arbeitswelt verlangt von uns
häufigere Jobwechsel und damit verbunden häufi-
gere Umzüge oder lange Abwesenheiten von Zu-
hause. Im Hotel aber ist niemand zu Hause. Wie
soll man eine kulturelle Identität aufbauen, wenn
Europa praktisch genau das bedeutet: internationale
Märkte, Globalisierung, Einführung neuer Techni-
ken? Wie soll eine Europäische Kulturstrategie aus-
sehen, die nicht rückwärts gerichtet ist - ein Europa
der Vaterländer - und die die Probleme, die Europa
mit aufwirft, dennoch löst?
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Nun, die Antwort liegt in der Tat vor unserer Haus-
tür. Das Musikfestival ging gerade mit internationa-
ler Orchesterakademie und Polen als Gastland zu
Ende, einem Land, das noch vor wenigen Jahrzehn-
ten und - gestern in der Tagesschau zu besichtigen -
manchmal immer noch heute mit den gleichen däm-
lichen Ressentiments belegt wurde wie heute
manchmal die Türkei. Die gemeinsame Bewerbung
von Sønderborg mit der Region Flensburg zur
Europäischen Kulturhauptstadt erfasst das so lange
kulturell umkämpfte Grenzland als eine gemeinsa-
me, in ihrer kulturellen Verschiedenheit eigenstän-
digen und sich bereichernde Region.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU])

Über den Kulturwirtschaftsbericht der Landesregie-
rung haben wir hier vor ein paar Wochen diskutiert.
Ich wiederhole meine Kritik: Schleswig-Holstein ist
mit seinem unteren Mittelmaß zu Unrecht zufrie-
den. Kulturschaffende und Kreative wollen
Grenzen ausloten. Nun sprichwörtlich: Was könnte
einladender sein als ein Land der Horizonte? Wo,
wenn nicht hier, sollte das Wissen darüber vorherr-
schen, dass Kultur ein weiterer Begriff ist als der
eines Bundeslandes?

Darüber hinaus: Weil das Land faktisch keine Kul-
turpolitik betreibt, noch nicht einmal in der Lage
ist, einen Kulturentwicklungsplan vorzulegen, ob-
wohl der seit Monaten für viel Geld erstellt worden
ist und in den Schubladen des Ministeriums
schlummert, und weil es bei seinen Minderheiten
kürzt, sollte es sich dieser Initiative anschließen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich dem Herrn
Abgeordneten Heinz-Werner Jezewski das Wort.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Es gibt einen schönen Spruch von
Karl Kraus zur Kultur, der da lautet: Wo die Sonne
der Kultur niedrig steht, werfen sogar Zwerge lange
Schatten. Die Schattenlänge dieser Landesregierung
ist vermutlich mit herkömmlichen Maßbändern
nicht mehr zu messen. Dabei war Schleswig-Hol-
stein einmal ein Land, in dem nicht nur kulturell,
sondern auch kulturpolitisch Akzente gesetzt wur-
den, die bundes-, europa- und sogar weltweit Be-
achtung fanden. Dabei will ich das überhaupt nicht

parteipolitisch bewerten. Der CDU-Ministerpräsi-
dent Uwe Barschel hat hier ebenso eine herausra-
gende Rolle gespielt wie sein SPD-Nachfolger
Björn Engholm oder dessen Parteikollegin Heide
Simonis. Ich verzichte hier bewusst auf die Aufzäh-
lung der Namen der entsprechenden Minister,
Staatssekretäre, Abgeordneten oder herausragenden
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus allen Partei-
en und aus der Verwaltung.

Was ist aber der Unterschied zwischen dieser Lan-
desregierung und ihren zahlreichen Vorgängern?
Zum ersten ist dieser Unterschied natürlich die Tat-
sache, dass es für die Obengenannten mehr an Kul-
tur gab als Schützen- oder Heimatfeste, deren Be-
deutung ich damit keinesfalls herabsetzen will.
Zum anderen aber ist der Unterschied der, dass
Kultur früher einmal als Wert an sich verstanden
wurde, der zwar manchmal Kosten verursacht, aber
stets auch Nutzen bringt, Nutzen für den Frieden,
Nutzen für die Demokratie, Nutzen für das gesell-
schaftliche Miteinander, Nutzen auch für die Wirt-
schaft in unserem Land. Wo es eine lebendige Kul-
turlandschaft gibt, sind fremdenfeindliche Tenden-
zen geringer, ist die Wahlbeteiligung und die Parti-
zipation an politischen Prozessen größer und ist die
touristische Aktivität größer als anderswo.

Viel besser als ich in meinem Beitrag hat das der
Volksmund ausgedrückt, der da sagt: „Wo man
singt, da lass dich ruhig nieder. Böse Menschen
kennen keine Lieder.“ Nicht ohne Grund haben im
Übrigen die alten Griechen die Olympischen Spiele
erfunden, ursprünglich ein weit über den Sport hin-
ausgehendes gesamtkulturelles Ereignis, das zumin-
dest alle vier Jahre die andauernden Kriege zwi-
schen den beteiligten Völkern unterbrach.

Zum Glück sind diese Tatsachen nicht überall in
Vergessenheit geraten, sondern nur in der engstirni-
gen Weltsicht der schleswig-holsteinischen Landes-
regierung. Es gibt weiterhin hoch interessante För-
derprogramme der Europäischen Union im Kul-
turbereich, und es gibt dankenwerterweise auch in
diesem Hause Fraktionen, die nicht vergessen ha-
ben, welche Bedeutung Kultur und Kulturpolitik für
unser Land haben. Wir danken der SPD dafür, dass
sie wieder einmal dieses wichtige Thema auf die
Tagesordnung der heutigen Sitzung gebracht hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Selbstverständlich unterstützen wir diesen Antrag
und haben darüber hinaus die Hoffnung, dass es
auch in allen anderen Fraktionen Abgeordnete gibt,
denen die Bedeutung der Kultur ebenso am Herzen
liegt wie uns und den Antragstellern.
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(Beifall bei der LINKEN)

Wir sprechen uns daher für eine weitere Diskussion
des Antrages im Bildungs- und im Europaausschuss
aus, weil wir hoffen, dass sich dort breite Mehrhei-
ten dafür finden werden. Sollte das nicht der Fall
sein und der Antrag in der Sache abgestimmt wer-
den, werden wir ihm natürlich zustimmen. Viel-
leicht schaffen wir es ja gemeinsam, die Schatten
der Zwerge in Schleswig-Holstein etwas kürzer
werden zu lassen, und das auch schon vor den Neu-
wahlen.

(Beifall bei der LINKEN, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW erteile ich der Fraktions-
vorsitzenden, Frau Anke Spoorendonk, das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die sogenannte Europäische Kulturstrategie wur-
de 2007 durch die Europäische Kommission ins Le-
ben gerufen. Sie schlug vor, diese neue Strategie
auf der Grundlage der „offenen Koordinierungsme-
thode“ voranzubringen, einer Methode, die laut
EU-Kommission bereits erfolgreich die Zusammen-
arbeit der Mitgliedstaaten und der EU in den Berei-
chen allgemeine und berufliche Bildung, Jugend
und Sozialschutz strukturiert.

Für einen Zeitraum von 2007 bis 2013 wird die
Europäische Gemeinschaft etwa 30 Millionen € zu
dem Fonds beisteuern; die Mitgliedstaaten wurden
gleich 2007 ersucht, weitere Beiträge zu leisten.
Die Fortschritte bei der Umsetzung dieser Kultur-
strategie sollen alle zwei Jahre von der Kommission
und den Mitgliedstaaten überprüft werden. So weit,
so gut.

Im Klartext heißt dies aber auch, dass eine solche
Kulturinitiative nicht zu den Pflichtaufgaben der
Europäischen Union zählt. Im Gegenteil, in Sachen
Kultur haben die Mitgliedstaaten die Hoheit, wofür
es, sage ich mal in Klammern, ja auch ganz viele
gute Gründe gibt. Wir vom SSW wollen zumindest
nicht, dass sich die Mitgliedstaaten aus ihren kultu-
rellen Verpflichtungen zurückziehen. Die Kultur-
strategie der EU kann daher nur eine Ergänzung
sein. Doch wie in anderen Zusammenhängen steckt
auch hier häufig der Teufel im Detail. Dazu zwei
Anmerkungen.

Als erstes zu den Grundlagen: Die Kulturförde-
rung der EU unterstützt Projekte, gibt Betriebskos-
tenzuschüsse oder fördert Studien. Bei der Projekt-

förderung sehen die Regelungen zwar eine mehr-
jährige Förderung vor, die Hälfte der Kosten müs-
sen aber von den Projektträgern übernommen wer-
den. Soll heißen, wir sind bei einem zentralen tech-
nischen Problem des Programms: Die meisten un-
serer Kultureinrichtungen können Eigenmittel
kaum aufbringen. Für sie kommen solche Program-
me also nicht infrage.

Die Europäische Union verweist in allen Fällen, in
denen mehr als eine hälftige Förderung notwendig
ist, an das Deutsche Zentrum für Kulturförderung
weiter. Dort werden interessierte Künstler flächen-
deckend über Stiftungen, Preise und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten informiert. Für alle anderen
Schritte sind professionelle Kulturmanager gefragt,
um aus der Vielfalt das richtige Instrument zu fin-
den.

Auch die Europäische Kulturstrategie richtet sich
mitnichten an Einzelkünstler, wie der Antrag durch
die Formulierung „Kulturschaffende“ nahelegt,
sondern laut Programmleitfaden ausdrücklich an
Theater, Museen und Universitäten, also an ausge-
wachsene Einrichtungen. Nur sie haben überhaupt
die Möglichkeit, alle Förderbedingungen einzuhal-
ten. Diese hohen Anforderungen erklären, warum
die Europäische Kulturstrategie bisher kein Renner
in Schleswig-Holstein gewesen ist.

Nun zu meiner zweiten Anmerkung. Was über die
technischen Probleme weit hinausreicht, sind die
zentralen inhaltlichen Probleme der Kulturstrategie.
Die Europäische Kommission erklärt, dass sie mit
ihrer Strategie die Vielfalt der kulturellen Aus-
drucksformen unterstützen will, tatsächlich hantiert
sie aber mit einem einheitlichen, nationalstaatlich
basierten europäischen Kulturbegriff. Diese Kano-
nisierung der nationalstaatlichen Kultur zeigt sich
beispielsweise in der Begrenzung der förderfähigen
Sprachen auf die Amtssprachen. Der Programmleit-
faden weist ausdrücklich darauf, dass Übersetzun-
gen eines englischen Romanes eines irischen Au-
tors ins Gälische nicht förderfähig sind. Da die
Minderheiten- und Regionalsprachen nicht über-
all in Europa per Verfassung Amtssprachen sind,
fallen deren belletristische Werke nicht unter die
Fördergrundsätze der Kulturstrategie. In Deutsch-
land sind weder Friesisch noch Romanes noch Sor-
bisch im Grundgesetz aufgeführt, wie es der Leitfa-
den verlangt; eine Übersetzung von Werken ist also
nicht förderfähig.

Der Verdacht liegt nahe, dass die Europäische Kul-
turstrategie nicht den interkulturellen Dialog för-
dert, sondern an nationalen Konstruktionen kle-
ben bleibt. In der Programmsprache heißt das Gan-
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ze dann „wirklicher, zusätzlicher europäischer Nut-
zen“. Das Programm zielt darauf ab, dass monoli-
thische Staaten über ihre Grenzen hinweg Kultur
austauschen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da sind wir in
Schleswig-Holstein sehr viel weiter. Daher begrüße
ich, dass wir im Ausschuss noch einmal ausloten,
was wir machen können.

Ich erinnere daran, dass wir uns in der Vergangen-
heit mehrfach darüber ausgetauscht haben, ob es
auf EU-Ebene überhaupt Fördermöglichkeiten für
Minderheiten- und Regionalsprachen gibt.

(Rolf Fischer [SPD]: Nein!)

- Nein, aber das ist ein Problem, lieber Kollege Fi-
scher.

(Beifall bei SSW, SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister
Dr. Ekkehard Klug das Wort.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
europäische Leitspruch der Einheit in Vielfalt
weist schon auf das Spannungsverhältnis hin, in
dem dieser Antrag steht. Die Einheit kann nur ge-
lingen, wenn man die kulturelle Vielfalt in den Mit-
gliedstaaten respektiert. Daher ist den Akteuren in
der Europäischen Union sehr wohl bewusst, dass
eine Einheitskultur nicht das Ziel sein kann. Das
gilt in ähnlicher Weise für unseren Umgang mit
kultureller Vielfalt in Schleswig-Holstein.

Vieles, was Sie in dem Antrag ansprechen, ent-
spricht einer gelebten Praxis in unserem Bundes-
land. Es ist für uns selbstverständlich, dass wir in-
terkulturelle Kompetenzen und den interkultu-
rellen Dialog fördern. Das können Sie zum Bei-
spiel an den vielfältigen Angeboten der Volkshoch-
schulen auf diesem Sektor erkennen.

Der internationale künstlerische und kulturelle
Austausch ist in diesem Land allgegenwärtig. Ich
nenne nur die Beispiele Kultursommer, Schleswig-
Holstein Musik Festival, Nordische Filmtage, Nord
Art oder Ars Baltica. Viele andere Höhepunkte un-
seres Kulturlebens ließen sich nennen.

Das EU-Förderprogramm Kultur wird genutzt, al-
lerdings nur in einem vergleichsweise überschauba-
ren Umfang und vor allem im wissenschaftlichen

Bereich, etwa von der Muthesius-Kunsthochschule
oder von der Kieler Christian-Albrechts-Universität
für ein Projekt zum Thema kulturelle und sprachli-
che Vielfalt entlang des Jakobswegs.

(Unruhe)

Die deutschen Bundesländer setzen sich in Brüssel
dafür ein, dass das EU-Programm zur Kulturförde-
rung noch besser als bisher auf den regionalen Be-
darf zugeschnitten wird. Es liegt eben leider auch
an der Konstruktion des Programms, dass sich die
Mittel derzeit nicht so einsetzen lassen, wie man es
sich wünscht.

Was das Volumen angeht, noch eine Anmerkung.

(Anhaltende Unruhe - Glocke der Präsiden-
tin)

Wenn man sich den Betrag anschaut, den Frau Kol-
legin Spoorendonk eben genannt hat, 30 Millio-
nen € verteilt auf fünf Jahre, und die Einwohnerzahl
der EU zugrunde legt, ist das ein Cent pro Jahr pro
Einwohner. Dagegen beträgt allein die Kulturförde-
rung unseres Bundeslandes im engeren Sinne in ei-
ner Größenordnung von rund 10 € pro Einwohner
im Jahr. Wenn man die Theatermittel aus dem FAG
dazu nimmt, sind wir schon bei 25 €, also in einer
ganz anderen Dimension. Das einmal zu den finan-
ziellen Rahmenbedingungen, die die EU in ihrer
Förderpolitik den Mitgliedsländern einräumt.

Meine Damen und Herren, auch im täglichen Kul-
turbetrieb findet alles andere als eine norddeutsche
Nabelschau statt. Ich bin allerdings auch davon
überzeugt, dass interkultureller Austausch nur dann
gelingt, wenn es eine klare Vorstellung von der ei-
genen kulturellen Identität gibt. Die Europäische
Union ist eine große Chance, um regionale Verbun-
denheit und Weltoffenheit miteinander zu verbin-
den. Nur auf diesen beiden Beinen zusammen ste-
hen wir wirklich sicher.

Mit Blick auf die europäische Kulturpolitik heißt
das: Wir sollten uns nicht kleiner machen, als wir
sind. Die deutschen Bundesländer verstehen sich
nicht als reine Umsetzungsebene der Europäischen
Kulturagenda, die der Europäische Rat im Mai
2007 beschlossen hat. Vielmehr bringen sie ihre
Kulturpolitik in eine strukturierte Zusammenarbeit
auf europäischer Ebene ein. Wir schon gesagt, die
Einheit basiert auf Respekt vor der Vielfalt.

Noch ein weit über Landesgrenzen hinausreichen-
des Projekt sei erwähnt, nämlich unser Ziel, Haitha-
bu und das Danewerk im Rahmen einer multinatio-
nalen Anmeldeinitiative zum UNESCO-Welterbe
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für wikingerzeitliche archäologische Fundstätten im
Ostseeraum und Nordatlantik zu machen.

Wie gesagt, die Einheit Europas basiert auf Re-
spekt vor der Vielfalt, und das ist die große Stärke
unseres Europa. Kulturelle und sprachliche Vielfalt
ist ein Standortvorteil, wie wir zum Beispiel in der
Kompetenzanalyse zur Situation der Minderheiten
in der deutsch-dänischen Grenzregion nachlesen
konnten, die der Landtag in Auftrag gegeben hat.

Meine Damen und Herren, der vorliegende Antrag
trägt dem kulturpolitischen Selbstverständnis der
deutschen Bundesländer aus meiner Sicht zu wenig
Rechnung. Er ist in weiten Teilen unkonkret und
lässt eine eigene Auseinandersetzung mit der euro-
päischen Strategie vermissen. Sie weisen dem Land
im Zusammenspiel mit Europa nur eine passive
Rolle zu. Ich spreche nicht dagegen, dass man sich
Forderungen aneignet, die von außen an uns gerich-
tet werden. Aneignen heißt aber, daraus etwas Eige-
nes zu machen. Die Auseinandersetzung mit der
europäischen Kulturagenda ist sicher eine notwen-
dige Diskussion, aber ohne konkrete Aussagen vor
allem zur Finanzierung der einzelnen Maßnahmen
wird ein großer konzeptioneller Entwurf letztlich
folgenlos bleiben. Ich hoffe daher auf mehr Klar-
heit und präzisere Aussagen für die weitere Diskus-
sion.

(Beifall bei FDP, CDU und der Abgeordne-
ten Anke Spoorendonk [SSW])

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung. Es ist
beantragt, den Antrag Drucksache 17/670 federfüh-
rend dem Europaausschuss und mitberatend dem
Bildungsausschuss zu überweisen. Wer so beschlie-
ßen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Das ist einstim-
mig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Keine Entscheidung über eine materielle Privati-
sierung des Universitätsklinikums Lübeck vor
dem 1. April 2015

Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/706 (neu) - 2. Fassung

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache und

erteile zunächst für die Fraktion DIE LINKE Frau
Abgeordneter Antje Jansen das Wort.

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Einleitung eines Interessenbekundungsverfah-
rens jetzt ist der Versuch der Landesregierung, ihre
Entscheidung über die Privatisierung des Universi-
tätsklinikums Schleswig-Holstein vor dem April
2015 zur vollendeten Tatsache zu entwickeln. Auch
die Umbenennung in ein Markterkundungsverfah-
ren ändert daran nichts. Die Landesregierung will
mit ihrem Vorgehen langfristig einen Druck des
Faktischen aufbauen, an dessen Ende dann die Pri-
vatisierung des UK S-H stehen soll.

Inzwischen stellt sich heraus, dass der FDP-Bun-
desgesundheitsminister Philipp Rösler den für 2015
geplanten Wegfall des bundeseinheitlichen Basis-
werts für die Vergütung von Krankenhausleistun-
gen wieder einkassiert hat. Das ist ein Tiefschlag
gegen die Krankenhäuser in Schleswig-Holstein.

(Beifall bei der LINKEN sowie vereinzelt bei
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Es ist insbesondere ein Tiefschlag gegen die Sanie-
rungsbemühungen des UK S-H. Diese Maßnahme
kann den Privatisierungsdruck auf das UK S-H
mindestens in der Denklogik der schwarz-gelben
Landesregierung natürlich nur anfeuern.

Die geht im Übrigen so: Im August 2008 setzt Herr
Jost de Jager als Staatssekretär des Ministeriums für
Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr seine Unter-
schrift für das Land Schleswig-Holstein unter einen
Vertrag.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Unglaublich!)

Der legt fest - ich zitiere -:

„… bis zum 01.04.2015 keine Entscheidung
für eine Ausgründung des Primärbereichs der
Krankenversorgung des UK S-H im Wege ei-
ner materiellen Privatisierung zu treffen.“

Im Juli 2009 lässt sich Herr Jost de Jager, zu die-
sem Zeitpunkt noch immer Wissenschaftsstaatsse-
kretär, in einer Erklärung zum baulichen Master-
plan für das UK S-H noch so zitieren:

„Damit legt die Landesregierung ein weiteres
Mal das klare Bekenntnis gegenüber den Be-
schäftigten ab, dass wir großes Potenzial ...
im UK S-H sehen und die Spitzenstellung
der Universitätsmedizin ausbauen werden.“
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Im Mai 2010 legt sich die Haushaltsstrukturkom-
mission auf die Privatisierung des Uni-Klinikums
fest. Dabei sollen - und hier wird es frech - ich zi-
tiere noch einmal -:

„Rationalisierungserfolge der Belegschaft er-
halten und der von allen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern getragene Reformkurs fort-
gesetzt werden.“

Schlichte Folgerung:

„Vor dem Hintergrund der geltenden Verein-
barung zwischen dem UK S-H, dem Land
und ver.di werden die rechtlichen Möglich-
keiten geprüft und eine materielle Privatisie-
rung des UK S-H vorbereitet.“

Personalräte und Beschäftigte verteilen daraufhin
ein Flugblatt vor den Türen des Landeshauses. Das
Flugblatt besteht aus der tarifvertraglichen Verein-
barung. Darüber steht nur noch die fette Über-
schrift: „Wortbruch“. Mehr musste zum Vorgehen
der schwarz-gelben Landesregierung auch gar nicht
gesagt werden.

Am 22. Juni 2010 spricht Jost de Jager als Minister
auf einer gemeinsamen Personalversammlung von
Universität und UK S-H in Lübeck. Er bekräftigt
dort den Privatisierungsplan. Und er bestätigt,
dass die Landesregierung die Vereinbarung vom
April 2008 rechtlich überprüfen will. Die Absicht
ist klar. Es soll eine Lücke im Tarifvertrag gesucht
werden, mit der das Privatisierungsverfahren vor-
zeitig in Gang gesetzt werden kann. Das ist dreist.
Die Beschäftigten des UK S-H sind zu Recht über
solches Verhalten eines Ministeriums entsetzt.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Minister, was Sie hier vorhaben, das beabsich-
tigt einen Wort- und Vertragsbruch. Das, was im
Papier der Haushaltsstrukturkommission als Ratio-
nalisierungserfolge der Belegschaft erhalten werden
soll, das, was als ein von allen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern getragener Reformkurs fortgesetzt
werden soll, das ist zu nicht geringen Teilen Gegen-
stand der Vereinbarung gewesen, zu der eben auch
das Zugeständnis der Landesregierung gehörte, vor
April 2015 keine Entscheidung über eine Privatisie-
rung zu treffen.

Die Beschäftigten haben mit Zugeständnissen zur
wirtschaftlichen Sanierung des UK S-H beigetra-
gen. Und nach der Unterschrift bekommen sie nun
einen Fußtritt. Was wird das, Herr Minister? Der
Kuchen interessiert Sie nicht mehr, Sie finden ihn
vertrocknet, aber Sie beanspruchen die Rosinen, die
die anderen hineingegeben haben.

(Beifall des Abgeordneten Heinz-Werner Je-
zewski [DIE LINKE])

Verträge sind einzuhalten. Das ist ein sinnvoller
Grundsatz, gerade in der Politik, wo es natürlich
auch um die Gültigkeit von Vereinbarungen über
Regierungswechsel hinaus gehen muss. Die Priva-
tisierung des UK S-H hätte verheerende Folgen für
die Beschäftigten, für die Krankenhausversorgung
und auch für die Medizinerausbildung an den
Standorten Kiel und Lübeck. Ganz Lübeck und
auch die Region werden ihre erzwungene Privati-
sierung nicht akzeptieren, Herr Minister. Und sie
haben doch schon bereits erfahren, zu welchem
Einsatz jedenfalls die Hansestadt Lübeck fähig ist,
wenn es um die Zukunft von Wissenschaft, Lehre
und medizinischer Maximalversorgung geht.

(Beifall bei der LINKEN und der Abgeord-
neten Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Daniel Günther das Wort.

Daniel Günther [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auf Antrag von LINKEN, SPD und Grünen be-
schäftigen wir uns heute erneut mit dem Thema
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein. Ich
will an dieser Stelle keine langen Ausführungen
über die Bedeutung machen, die das UK S-H für
Schleswig-Holstein, insbesondere natürlich für die
Standorte Kiel und Lübeck, hat. Das habe ich von
diesem Rednerpult aus schon mehrfach in den ver-
gangenen Monaten getan.

Aber ich denke, wir sind uns darin einig, dass wir
als 100-prozentiger Eigentümer eine besondere
Verpflichtung gegenüber den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern haben. Deshalb halte ich es auch
für richtig, dass die Landesregierung und die sie
tragenden Fraktionen den politischen Weg fortset-
zen, das Unternehmen durch eine Optimierung der
Strukturen im Universitätsklinikum zukunftsfähig
zu halten. Ich denke, dass es an dieser Stelle wich-
tig ist, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für
ihren Einsatz zu danken, ihn zu würdigen und hier
noch einmal gemeinsam festzustellen, dass nur
durch die großen Zugeständnisse, die von der Be-
legschaft tatsächlich gemacht worden sind, dieses
Ergebnis, zu dem wir heute gekommen sind, tat-
sächlich erreicht werden konnte.
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(Vereinzelter Beifall bei CDU, SPD und
FDP)

Daneben waren es verschiedene Ausgründungen
und die Gründung von Tochtergesellschaften mit
privater Beteiligung - das möchte ich auch einmal
sagen; keine Mehrheitsbeteiligung, aber eine priva-
te Beteiligung, die zum Teil hier auch mitgetragen
worden ist, nicht nur von dem Regierungslager -,
die auch dazu beigetragen haben, dass wir aller
Voraussicht nach am Jahresende eine schwarze
Null werden erreichen können.

Aber ein gut aufgestelltes Unternehmen braucht
motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die
Steigerung der Patientenzahlen in den letzten Jah-
ren - wir haben hier die Berichte miteinander disku-
tiert, dass die Patientenzahlen nach oben gegangen
sind - erreicht man natürlich auch nur dadurch, dass
sich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu ihrem Un-
ternehmen bekennen und der Motivationsgrad hoch
bleibt.

Von daher bleibt es wichtig, dass wir den bauli-
chen Masterplan, den wir verabschiedet haben,
auch einhalten.

Wir reden hier über eine Investitionssumme von
fast 1 Milliarde €. Ich sage an dieser Stelle ganz
deutlich: Diese Verabredung gibt es, aber wir kön-
nen dies angesichts der Haushaltslage, die wir in
Schleswig-Holstein nun einmal haben, nicht allein
vonseiten der öffentlichen Hand tätigen.

(Antje Jansen [DIE LINKE]: Das ist ein Ver-
trag und keine Verabredung! Das ist ein Un-
terschied! - Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf
Stegner [SPD])

- Das ist ein baulicher Masterplan. Wir reden hier
über eine Anwendungsvereinbarung. Das ist etwas
ganz anderes, über was wir hier miteinander spre-
chen. Darum geht es in der Tat überhaupt nicht.

Aber wir müssen den baulichen Masterplan umset-
zen. Wir können natürlich lange darüber diskutie-
ren, zu welchem Zeitpunkt man hätte miteinander
feststellen müssen, dass hier privates Kapital not-
wendig ist. Spätestens heute müssen wir das mitein-
ander feststellen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Das muss im Übrigen auch einmal von der Opposi-
tion beantwortet werden. Sich hier immer hinzustel-
len und zu sagen, ja, wir müssen investieren, reicht
nicht, wenn keiner sagt, woher aus dem Landes-
haushalt das Geld eigentlich herkommen soll.

(Zurufe von der SPD)

So leicht können Sie es sich in Zukunft nicht ma-
chen.

(Unruhe)

Wir brauchen diesen baulichen Masterplan deshalb,
weil die dezentrale Struktur mit vielen sanierungs-
bedürftigen Einzelkliniken, insbesondere am Stand-
ort Kiel, diese Investitionen unabwendbar machen.

(Zurufe)

Mit diesen Maßnahmen werden wir auch zu einer
qualifizierten Verbesserung der Arbeit für die Be-
schäftigten im Universitätsklinikum kommen.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Die Anwendungsvereinbarung mit ver.di gilt. Dar-
an zweifelt niemand.

(Antje Jansen [DIE LINKE]: Vertrag!)

- Ich benutze den rechtlichen Begriff, Frau Jansen,
nun widersprechen Sie in dem Punkt nicht. Das ist
einfach sachlich richtig. Daran gibt es am heutigen
Tag auch keinen Grund zu zweifeln.

Ich gehe tatsächlich davon aus, dass die Landesre-
gierung - nach dem, was sie zum Markterkun-
dungsverfahren gesagt hat - eine ergebnisoffene
Prüfung durchführen wird. Denn wir reden nicht
nur davon, eine materielle Privatisierung durchzu-
führen, sondern man kann auch über andere Model-
le miteinander sprechen. Im Rahmen des UK S-H
werden ja auch unterschiedliche Modelle bespro-
chen, beispielsweise eine Trennung von Betrieb
und Grundstück, eine Aufteilung in unterschiedli-
che Gesellschaften. Aber wir alle miteinander wis-
sen, dass das eine enorme Herausforderung für das
Unternehmen ist. Da müssen nämlich auch erhebli-
che Überschüsse erwirtschaftet werden. Wir sind
stolz darauf, dass wir eine schwarze Null erreicht
haben. Wir haben aber großes Vertrauen in den
Vorstand.

Ich halte das deshalb für eine absolut diskussions-
würdige Alternative, über die wir uns gemeinsam in
den Ausschussberatungen verständigen sollten.
Deshalb beantrage ich eine Überweisung an den zu-
ständigen Fachausschuss. Ich denke, dass die Lan-
desregierung dort zu dem Punkt, der von den weite-
ren Antragstellern noch mit eingefügt worden ist,
einen Bericht zum Markterkundungsverfahren ab-
zugeben, etwas sagen kann und der Bericht im zu-
ständigen Fachausschuss erfolgen wird. Ich freue
mich dann auf eine spannende Diskussion.

(Beifall bei CDU und FDP)
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Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Wolfgang Baasch das Wort.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Wenn du um 6 Uhr
nach Hause willst, musst du dich beeilen!)

Wolfgang Baasch [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Dass die Sanierung des UK S-H eine schwierige
Aufgabe ist, wissen wir alle. Sie ist aber nicht nur
für den Unternehmensvorstand und für das Wissen-
schaftsministerium schwierig, sondern in erster Li-
nie für die Mitmenschen, die dort unter schwierig-
sten Bedingungen arbeiten und die vor allem bei ih-
rem Einkommen und ihrer Arbeitszeit große Opfer
gebracht haben, in der Erwartung, ihren Arbeits-
platz in diesem Unternehmen damit auf Dauer ab-
zusichern. Diese Menschen müssen nun beinahe
täglich erfahren, dass die Landesregierung ihre Ar-
beit immer wieder erschwert und anscheinend nicht
gewillt ist, Verträge einzuhalten, sondern dass sie
die erst vor wenigen Jahren geschlossenen Verein-
barungen mit den Gewerkschaften auf dem Altar
der Haushaltskonsolidierung verbrennen will.

Erst wird der Bestand der Universität Lübeck infra-
ge gestellt, indem die obskure Haushaltsstruktur-
kommission eben einmal beschließt, dass in Lübeck
künftig keine Mediziner mehr ausgebildet werden.
Davon ist man nun wieder abgekommen. Niemand
hatte die Absicht, eine Universität zu schließen,

(Beifall des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

weil die dadurch erwarteten Einsparungen nun
durch einen munteren Verschiebebahnhof zwischen
den großen Forschungsverbänden mit stärkerer
Bundesbeteiligung erzielt werden sollen. Ob dieses
Modell tatsächlich durchgeht, bleibt noch abzuwar-
ten.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das wollen wir
doch hoffen!)

Ende August meldet die Presse, dass die Landesre-
gierung bereits jetzt ein Interessenbekundungsver-
fahren für einen Verkauf des UK S-H in die Wege
leiten will und damit schon wieder einen Wortbruch
begeht.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: So ist es!)

Es geht heute gar nicht um die rechtliche Frage, ob
dieses Verfahren bereits einen Bruch des Tarifver-
trages darstellt. Das wird die Gewerkschaft ver.di
rechtlich prüfen. Es geht darum, dass diese Regie-

rung nicht mehr rückholbare wirtschaftliche und
politische Fakten schaffen will. Wir können es
nicht häufig genug sagen: Dazu hat diese Regierung
keine Legitimation mehr.

(Beifall bei der SPD - Heike Franzen [CDU]:
Das stimmt doch nicht!)

Diese Landesregierung hat nur eine Minderheit der
Wählerinnen und Wähler hinter sich, und ihre Sitz-
mehrheit ist auf verfassungswidrige Weise zustande
gekommen.

(Beifall bei der SPD - Peter Harry Carstensen
[CDU]: 25-%-Partei!)

Zusätzlich ist das Verhalten von CDU und FDP im
Sozialausschuss sehr bezeichnend. Eine öffentliche
Debatte über den Erhalt der öffentlichen Träger-
schaft des UK S-H wird verzögert, während die
Staatsekretärin des Wissenschaftsministeriums im
Sozialausschuss erklärt, dass die Interessenbekun-
dung für die Privatisierung des UK S-H zügig auf
den Weg gebracht wird. Die Anregung, dass wir im
Ausschuss darüber diskutieren können, ist zwar
ganz schön, aber dann lassen Sie uns auch im Aus-
schuss darüber diskutieren. Im letzten Sozialaus-
schuss haben Sie einfach mit Ihrer Mehrheit unse-
ren Antrag weggestimmt, mit der Begründung, man
könne ja erst einmal die Haushaltsberatungen ab-
warten, und wir haben nicht darüber diskutieren
können.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Entweder ehrlich diskutieren und das auch wirklich
machen oder - was mir viel lieber wäre - heute
deutlich sagen, dass man von der Privatisierung des
UK S-H absieht und den Vertrag bis 2014 einhalten
will.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Nicht nur aus Kiel droht durch die schwarz-gelbe
Politik dem UK S-H Unheil. Der liberale Bundes-
gesundheitsminister Rösler will auf Dauer fest-
schreiben, dass die Krankenhäuser in Schleswig-
Holstein weniger Geld erhalten. Wenn dem
UK S-H in Zukunft Millionen vorenthalten werden
sollten, konterkariert dies die positive wirtschaftli-
che Entwicklung am UK S-H. Hier wünschen wir
uns eine Landesregierung, die, wie damals die Ge-
sundheitsministerin Trauernicht, entschieden dafür
kämpft, dass die schleswig-holsteinischen Kranken-
häuser beim Basisfallwert den Anschluss an den
Bundesdurchschnitt schaffen.
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(Beifall des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

- Es ist zwar schön, darüber zu lachen, aber das La-
chen ist das eine und die Taten sind das andere,
Kollege Garg.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Wir erwarten von Ihnen, dass Sie sich entschieden
für einen Basisfallwert einsetzen, der schleswig-
holsteinische Krankenhäuser nicht benachteiligt.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Die Landesregierung sollte hier ihre Kraft einbrin-
gen und nicht in die Privatisierung des UK S-H
stecken.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] - Peter Harry Carstensen [CDU]:
Schröder, oder wie sie alle hießen! Schmidt
und Schröder!)

Für uns Sozialdemokraten gelten weiter die Sanie-
rungskonzepte - wie wir sie hier auch in früheren
Beschlüssen des Landtages festgelegt haben -: Auf
dieser Grundlage soll mit Hochschulbaumitteln des
Bundes ebenso wie mit öffentlichen und privaten
Partnerschaftsmodellen der bauliche Masterplan
umgesetzt werden. Wir beantragen deshalb, dass
die Landesregierung heute gegenüber dem Parla-
ment erklärt, ob sie ein Interessenbekundungsver-
fahren in die Wege geleitet hat oder in die Wege
leiten will und was die Eckpunkte dieses Verfah-
rens sind. Wir beantragen zugleich, dass der Land-
tag die Landesregierung auffordert, das Privatisie-
rungsmoratorium bis zum Frühjahr 2015 zu re-
spektieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Die schwarz-gelbe Landesregierung setzt darüber
hinaus erneut die Zukunft der Universität Lübeck
aufs Spiel. Es wäre wissenschaftlich und gesund-
heitspolitisch - aber auch im Hinblick auf die Per-
spektiven des Wissensstandortes Lübeck - unver-
antwortlich, das UK S-H zu privatisieren. Schles-
wig-Holstein darf nicht zum einzigen Bundesland
werden, das keinen Träger der Maximalversor-
gung im Gesundheitswesen in öffentlicher Hand
besitzt. - Ich bitte um Zustimmung zu unserem An-
trag.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die FDP-Fraktion erteile ich dem Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich weiß nicht, ob das erbärmlich ist, Herr Kollege
Baasch, nämlich die Anerkennung der Kampfkraft
der neuen Regierung, dass Sie beständig von uns
das einfordern, wozu Sie in Ihrer Regierungszeit
nicht in der Lage waren.

(Beifall bei der FDP)

Die Vorgängerin von Herrn Dr. Garg, was die Ba-
sisfallwerte anging, hieß Frau Trauernicht. Die
Bundesgesundheitsministerin hieß Frau Schmidt.
Wir fragen uns, was von der kampfstarken SPD in
Schleswig-Holstein erreicht worden ist bei der Fra-
ge der Basisfallwerte.

(Zurufe von der SPD)

Wir wären - ich komme gleich dazu -, was die
Krankenhausfinanzierung angeht, in bestimmten
Bereichen gar nicht so schlecht dran, wenn das frü-
her anders geregelt worden wäre. Dazu waren Sie ja
nicht in der Lage.

(Zurufe von der SPD)

- Herr Kollege Stegner, die SPD war mal eine
große Partei und hat jetzt kleine Führer so wie wir.

Der Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN insinuiert, dass die
Landesregierung einen Vertragsbruch begehen
möchte, weil sie sich über getroffene Vereinbarun-
gen herrschaftlich und willkürlich hinwegzusetzen
gedenkt. Dies ist mitnichten der Fall.

Wir werden das UK S-H nicht vor dem 1. April
2015 privatisieren können, wenn sich die vertragli-
che Situation nicht verändert. So steht es in der An-
wendungsvereinbarung, die Sie in Ihrem Antrag
zitieren. Das würde natürlich bedeuten, dass der
bauliche Masterplan auch in diesen weiteren fünf
Jahren keine Umsetzung fände, da das Land Schles-
wig-Holstein hierfür keine finanziellen Möglichkei-
ten hat.

Bis 2015 heißt dies also - sofern sich die vertragli-
chen Grundlagen nicht ändern -, dass die offenkun-
digen Probleme, die das UK S-H derzeit hat, um
fünf Jahre weitergeschoben werden. Namentlich
sind das die aufgetürmten Schulden von derzeit
100 Millionen € und der Investitionsstau von fast
1 Milliarde €. Den baulichen Masterplan kann das
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Land nicht mehr stemmen, ohne sich finanziell
selbst zu zerstören. Das Land kann schlichtweg
kein Geld in die Hand nehmen, das es nicht besitzt.
Jeder, der das Gegenteil behauptet, Herr Dr. Steg-
ner, verschließt die Augen vor den tatsächlichen
Gegebenheiten. Zu Ihnen komme ich gleich.

Jedes weitere Jahr kostet Geld: Im Interview mit
den „Kieler Nachrichten“ sagte Dr. Carl Hermann
Schleifer am 1. Juni 2010, dass das UK S-H allein
durch die schlechte Baustruktur jährlich 30 Millio-
nen € verliere. Auch dies ist Geld, mit dem man si-
cherlich mehr tun könnte, als es in das notdürftige
Flicken einer maroden Baustruktur zu stecken.
Weiter erklärte Herr Dr. Schleifer an dieser Stelle:

„Mir ist unklar, weshalb das Land über Jahr-
zehnte den Investitionsstau missachtet hat.“

Ich stelle fest, Herr Dr. Stegner, dass das Land über
Jahrzehnte hinweg, über zwei Jahrzehnte, von den
Sozialdemokraten dieses Landes regiert worden ist.
Ich kann Herrn Dr. Schleifer nur zustimmen. Wir
tragen den Investitionsstau und dessen Auswirkun-
gen also laut Anwendungsvereinbarung noch bis
2015 weiter, da seitens des Landes keine finanziel-
len Kapazitäten bestehen, für die notwendige Ab-
hilfe zu sorgen.

Das möchten die Fraktionen von SPD, Grünen und
DIE LINKE. Die SPD ging in einem ähnlichen An-
trag, den sie zum Mai-Plenum eingebracht hat, so-
gar noch weiter. Dort sollte die materielle Privati-
sierung noch generell ausgeschlossen werden.

Der Rettungsversuch, den die Sozialdemokraten
vor Kurzem in ihrem sogenannten Konsolidie-
rungskonzept vorgeschlagen haben - die Umwand-
lung des UK S-H in eine gemeinnützige GmbH -
löst das Problem nicht. Ein von Ihnen vorgeschla-
genes öffentlich-privates Projekt verlagert das Fi-
nanzierungsproblem lediglich nach hinten. Die fi-
nanziellen Belastungen werden nicht geringer,
wenn sie später fällig werden - ganz im Gegenteil.
Wer bewusst für ein solches Projekt wirbt, darf den
Bürgern zugleich nicht verschweigen, dass dafür
zukünftig Mittel in beträchtlichem Maße gebunden
werden.

(Beifall bei der FDP)

Damit werden zukünftige Investitionen verhindert.
Das eigentliche Ziel, unseren Kindern keine neuen
Lasten aufzubürden, würde damit kaum erreichbar.
Das, liebe Sozialdemokraten, ist unsozial.

Viel interessanter wird es aber im folgenden Satz
des SPD - Konzeptpapiers - es heißt ja „Konzeptpa-
pier“. Hier heißt es nämlich:

„Auch die zeitlich befristete Verwendung
von Mitteln des Zweckvermögens Wohn-
raumförderung für den Krankenhausbau zur
Unterstützung des baulichen Masterplans des
UK S-H halten wir für denkbar.“

Nun sollten Sie mir vielleicht die folgende Frage
beantworten in einem weiteren Beitrag liebe Sozial-
demokraten: Wenn der Topf aus dem Zweckver-
mögen Wohnraumförderung für den Kranken-
hausbau ungefähr 40 Millionen € groß ist, die Um-
setzung des Masterplans aber fast 1 Milliarde € er-
fordert, wann sollte der Masterplan dann Ihrer An-
sicht nach umgesetzt sein und die von Ihnen gesetz-
te zeitliche Befristung aufgehoben werden?

Es kann natürlich wieder so sein, wie Sie das früher
schon gemacht haben, Herr Dr. Stegner, dass Sie
sagen: Verschuldet euch in Höhe von 1 Milliarde €,
und die Zinsen daraus tragen wir dann aus dem
Zweckvermögen Wohnraumförderung. - Das in der
Tat war eine Finanzierung, die die Krankenhäuser
in Schleswig-Holstein fast an den Rand des Kollaps
gebracht hat.

(Beifall bei FDP und CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist auch hier
so, wie wir das schon bei anderen Vorschlägen der
Sozialdemokraten kennengelernt haben. Wenn es
konkret wird und Sie Ihre Forderungen mit Zahlen
untermauern sollen, ziehen Sie sich wieder aus der
Verantwortung zurück. Sagen Sie uns doch bitte,
wie viel Geld Sie wie lange aus dem Zweckvermö-
gen Wohnraumförderung abzweigen wollen, um
den Masterplan umzusetzen! Dass Sie hiermit In-
vestitionen an anderer Stelle streichen wollen, soll-
ten Sie vielleicht auch dazusagen, und dass diese
Mittel wiederum der vernünftigen Umsetzung des
Masterplans in keiner Weise dienen, sollten Sie
hinzufügen. Aber den Eindruck in der Öffentlich-
keit zu erwecken, dass Sie eine zusätzliche Geld-
quelle entdeckt haben, ist sowohl gegenüber den
Beschäftigten des UK S-H als auch den Bürgerin-
nen und Bürgern dieses Landes gegenüber einfach
unglaublich. Eine solche Behandlung haben die
Menschen dieses Landes nicht verdient.

(Beifall bei FDP und CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es bleibt dabei:
Sofern keine neuen vertraglichen Grundlagen ge-
schaffen werden, gelten die alten. Ein Fortschritt in
der Sache ist damit aber nicht zu erwarten. Im Aus-
schuss können wir diese Punkte gern noch einmal
näher erläutern. Frau Präsidentin, wir würden auch
gern den Finanzausschuss beteiligen, weil wir gern
wissen wollen, wie die herausragenden finanziellen
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Vorstellungen der Sozialdemokraten sich im Ein-
zelnen umsetzen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich das Wort dem Herrn Abgeordneten
Dr. Andreas Tietze.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das war ja eine sehr unterirdische, fast Unterste-
Sohlen-Debatte, die Herr Kubicki uns hier zugemu-
tet hat.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Aber ich komme im Einzelnen auf Ihre Punkte zu-
rück.

Ich hatte auch erst gedacht, das ist ein langweiliger
Punkt, zehn vor sechs, wir haben auch schon eini-
ges dazu gesagt. Aber nachdem ich mich etwas nä-
her damit beschäftigt habe und auch nach Ihrem
Beitrag ist es eine wirklich spannende Debatte, und
es hat eine gewisse Aktualität, die uns heute noch
einmal beschäftigen muss.

Man hört so einiges, Herr Kubicki. Das Thema In-
teressenbekundung soll zweimal auf der Tages-
ordnung des Kabinetts gestanden haben, dann wie-
der abgesetzt worden sein, wieder draufgesetzt wor-
den sein, ein neuer Begriff wurde eingeführt,
„Markterkundung“. Man kann einmal fragen: Wo
liegt eigentlich der Unterschied zwischen Markter-
kundung und Interessenbekundung?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Fragen Sie mich
jetzt?)

Interessenbekundung habe ich verstanden, dazu ha-
ben Sie sich auch schon in der Presse geäußert. Da
will man das UK S-H verkaufen, und dann guckt
man: Gibt es Interessenten? Die haben auch schon
geäußert, dass sie Interesse haben. Im Übrigen,
Herr Kubicki, ein Interessenbekundungsverfahren
ist nicht so neu. Da müssen Sie nur nach Hessen se-
hen. Marburg/Gießen hat gezeigt, dass es tatsäch-
lich auch Interesse der privaten Krankenhaus-
träger an Universitätsklinika gibt. Bei einem Inter-
essenbekundungsverfahren muss man das Rad nicht
neu erfinden. Das hat man hier zumindest schon
einmal durchgemacht.

Aber Markterkundung müssen Sie mir einmal er-
klären. Man möchte jetzt sozusagen eine qualifi-
zierte Untersuchung des Marktes machen.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Die Regierung
sitzt da drüben!)

- Die Regierung kann das, aber auch Sie sind Rat-
geber und Experte in vielerlei Dingen. Dann wer-
den Sie sicher etwas auch noch zum Thema Markt-
untersuchung sagen können.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe einmal nachgesehen: Marktuntersu-
chung bedeutet, Gespräche mit Kunden zu führen -
ich würde mich freuen, wenn man einmal mit
Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holstei-
nern darüber redet -, Auswertung von Statistiken,
Sammeln von Informationen. Aber im Grunde ge-
nommen haben wir zwei Verfahren, da geht es um
Zielkonflikte, vermute ich einmal. Wir können
nachher noch darüber reden. Es geht nämlich um
Meinungsverschiedenheiten. Jetzt ist Herr Wiegard
nicht da. Ich hätte ihn aber an dieser Stelle gerne
gefragt: Ein Interessenbekundungsverfahren bedeu-
tet doch, schnell Kasse zu machen. Er muss einen
Schuldenberg abbauen, er möchte frisches Geld ha-
ben, also möchte er ein Interessenbekundungsver-
fahren auf den Weg bringen. Das ist aber auch ein
hohes Risiko, Herr de Jager. Bei einem Interessen-
bekundungsverfahren müssen Sie nämlich ein zwei-
tes Lübeck fürchten. Ich erinnere mich noch gut,
wie die Vuvuzelas vor dem Landeshaus eben Ihnen
Druck gemacht haben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN)

Das heißt ganz konkret, Sie stehen zur Haushalts-
strukturkommission, zu den Vorschlägen der Pri-
vatisierung und bringen ein Interessenbekundungs-
verfahren auf den Weg. Es ist vielleicht auch kos-
tengünstiger.

Eine Markterkundung: Ich habe den Haushalt für
2011/2012, Einzelplan 06, gelesen. Da sagen Sie in
der Haushaltsstelle 06 01 526 99, Kosten für Sach-
verständige, Gutachten und ähnliches 1 Million €.
Da müssen Sie eine europaweite Ausschreibung
machen. Da wird wahrscheinlich allein schon für
den Ausschreibungstext noch einmal eine fünf- bis
sechsstellige Summe zusammenkommen. Ich habe
den Eindruck, Sie sind sich nicht einig, Sie machen
eine Interessensbekundung, Sie machen einen poli-
tischen Rückzug, Sie wollen erst einmal den Markt
erkunden. Im Grunde genommen wollen Sie etwas
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wissen. Ich übersetze das jetzt einmal ganz einfach,
Herr Kubicki, damit auch Sie es verstehen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Sie wollen etwas wissen, lieber Herr Kubicki, da
geben Sie 1 Million € aus für etwas, was Sie schon
längst wissen

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nein!)

wie alle hier im Raum auch, nämlich dass es Inter-
essenten gibt, die das Klinikum kaufen wollen. Da-
für wollen Sie 1 Million € ausgeben.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wissen Sie
schon, zu welchen Bedingungen?)

- Nein. - Ich will nur sagen, lieber Herr Kubicki,
Sie verbraten 1 Million €. Ich habe einmal nachge-
sehen. Herr Kubicki, schauen Sie einmal in den
Haushalt 2009: Beratungskosten UK S-H, 10,9 Mil-
lionen €. Jährlicher Sockelbetrag für Beratung im
Haushalt des UK S-H, 2,4 Millionen €. Jetzt noch
1 Million € drauf. Das heißt nach Adam Riese, wir
geben 14,3 Millionen € aus, um zu wissen, wie wir
jetzt das UK S-H besser machen? Das ist schon ei-
ne Frage von Rechenkunst, aber es ist vor allen
Dingen eine Frage von Realitätsverlust, Herr Ku-
bicki, den Sie uns hier demonstrieren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Denn das, was der Herr Finanzminister uns mit dem
Thema Haushalt und Schuldenbremse einbläst und
so wie Sie das aufgeblasen haben: Erklären Sie das
einmal den Blinden draußen, erklären Sie das ein-
mal den Kindertagesstätten, erklären Sie das einmal
den Gruppierungen, dass Sie 1 Million € zum Fen-
ster hinauswerfen für etwas, was Sie schon längst
wissen! Ich verstehe das nicht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Herr Kubicki, die Konzeptionslosigkeit, die Ihre
Koalition hat, wird hier so deutlich wie in keinem
anderen Politikfeld. Konzeptionslos und verantwor-
tungslos, das ist das, was Sie mit diesem Politikan-
satz bezeugen. Das ist erbärmlich für das wichtige
Thema UK S-H und Krankenversorgung in Schles-
wig-Holstein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Das Chaos wird doch noch komplett. Herr Garg, er-
klären Sie mir das doch einmal, Ihr geschätzter
Kollege Rösler auf Bundesebene sagt jetzt, er will

den Vertrag über die Angleichung der Basisfall-
werte für 2015 verhindern. Jetzt frage ich Sie: Da
stehen doch Planbarkeit und Verlässlichkeit auf
dem Spiel. Alle richten sich doch darauf ein. Alle
haben sich bei den Finanzierungen ihrer Kranken-
häuser darauf eingerichtet. Für das UK S-H bedeu-
tet das 5 Millionen € weniger Einnahmen.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss.
Ihre Redezeit ist schon vorbei.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Das ist ein Kniefall vor den Pharmakonzernen, das
ist Atomlobby, Pharmalobby, die bei Ihnen durch-
scheint, das ist eine sozial ungerechte Politik, und
das ist wirtschaftliche Schädigung des Standortes
Schleswig-Holstein, die Sie hier praktizieren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Formulieren Sie bitte Ihren letzten Satz.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich formuliere meinen letzten Satz. - Wenn Sie es
wirklich ernst meinen, dann reden Sie mit allen
Fraktionen unabhängig vom Wahlkampf über ein
echtes Zukunftskonzept für das UK S-H, denn die
Daseinsvorsorge ist die patriotische Pflicht von
uns allen hier in Schleswig-Holstein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW erteile ich das Wort dem
Herrn Abgeordneten Flemming Meyer.

Flemming Meyer [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Vor wenigen Tagen wurde im Sozialausschuss des
Landtages wieder einmal deutlich, dass die Landes-
regierung weiterhin nach Kaufinteressenten für das
UK S-H sucht. Ob man hier jetzt eine Umbenen-
nung von Interessenbekundungsverfahren in Mark-
terkundungsverfahren vornimmt, ändert nichts an
dieser Tatsache.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 28. Sitzung - Freitag, 10. September 2010 2335

(Dr. Andreas Tietze)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2941&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2941&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2941&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3082&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3082&format=WEBVOLLLANG


(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Fakt ist, dass damit der zugesagte Bestandsschutz
des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein
schlicht und einfach missachtet wird. Ich muss des-
halb in aller Deutlichkeit festhalten: Der SSW lehnt
eine Privatisierung des einzigen Krankenhauses mit
Maximalversorgung in Schleswig-Holstein prinzi-
piell ab,

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

und dies nicht nur für den Gültigkeitszeitraum der
Anwendungsvereinbarung, sondern auch darüber
hinaus.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Ob es nun die zu erwartenden negativen Konse-
quenzen für die Beschäftigten oder aber die Aus-
wirkungen auf die Versorgungsqualität sind, ganz
offensichtlich sind selbst die grundlegendsten Ar-
gumente, die gegen eine Privatisierung des UK S-H
sprechen, noch nicht allen bekannt, oder aber man
will sie ganz einfach nicht hören.

Tatsache ist, dass die immer wieder kursierenden
Privatisierungspläne bei vielen Beschäftigten Angst
vor dem Verlust des Arbeitsplatzes auslösen.

Angesichts der großen Anstrengungen der Beleg-
schaft, die jahrelang Opfer an Arbeitszeit, Lohnein-
bußen und Arbeitsqualität erbracht hat, wirkt die
Haltung der Regierungsmitglieder mehr als igno-
rant.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Wir bleiben dabei: Indem man nach Möglichkeiten
sucht, um das Klinikum schnellstmöglich zu ver-
kaufen, missachtet man wissentlich die Vereinba-
rung, keine Entscheidung über die Ausgründung
des Primärbereichs der Krankenversorgung im We-
ge einer Privatisierung zu treffen.

Dabei ist schon völlig unabhängig von einer Priva-
tisierung eine zunehmende Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen vieler Beschäftigter im Uni-
versitätsklinikum Schleswig-Holstein erkennbar.
Die bestehenden Probleme der Vakanzbewirt-
schaftung und die hohe Zahl der Überlastungsan-
zeigen sind uns ja spätestens seit der letzten Debat-
te zu diesem Thema bekannt. Wir haben bereits
mehrfach betont, dass die erheblichen Mehrbelas-
tungen des Personals vor allem im medizinischen
und pflegerischen Bereich nicht hinnehmbar sind.

Die dringend notwendige Steigerung der Attraktivi-
tät dieser Arbeitsplätze, als Antwort auf den schon
heute herrschenden Notstand im Pflegebereich,
wird durch die Ausgründung der Krankenversor-
gung jedenfalls nicht erreicht.

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Schon die Erfahrungen aus der Übernahme der Uni-
versitätsklinika Gießen und Marburg durch eine
börsennotierte Krankenhaus-AG belegen eindrucks-
voll, wie schwerwiegend die negativen Konsequen-
zen einer Privatisierung für Personal und Patienten
sein können. Um die Klinik in die Gewinnzone zu
bringen, wurden erst einmal Stellen in der Verwal-
tung und im Bereich der technischen Dienstleistun-
gen wegrationalisiert. Doch schon im nächsten
Schritt wurde im Pflegebereich und damit eben
auch ganz konkret an der Versorgungsqualität ge-
spart. Die Konsequenz daraus ist, dass die Mitarbei-
ter zunehmend überlastet sind und die Patienten der
Uniklinik, die häufig schwer krank und besonders
pflegebedürftig sind, oft nur notdürftig versorgt
werden.

Für den SSW ist es unstrittig, dass die Unterneh-
men, die sich bisher als Interessenten für Teile des
UK S-H ins Spiel gebracht haben, selbstverständ-
lich ebenfalls die Renditeerwartungen weltweiter
Aktionäre erfüllen und daher um jeden Preis Ge-
winn erwirtschaften müssen. Wir haben deshalb
große Zweifel daran, ob dies nicht auf Kosten des
Personals und der Versorgungsqualität geschehen
wird. Für die Beschäftigten in Lübeck ist jedenfalls
klar, dass sie durch eine Privatisierung kaum eine
Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der
Lohnentwicklung erwarten können.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Selbst wenn die Argumente für die Regierung und
insbesondere den zuständigen Minister weiterhin
nicht von Interesse sein sollten, muss den Verant-
wortlichen für die Privatisierungspläne doch zumin-
dest eines zu denken geben: Eine Privatisierung hat
- in welchem Umfang auch immer - rein finanziell
höchst zweifelhafte Auswirkungen für das Land.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Denn unabhängig davon bleibt Schleswig-Holstein
ja in der Pflicht, die Mittel für die Bereiche For-
schung und Lehre bereitzustellen und den Investiti-
onsbedarf hierfür abzudecken. Durch eine Privati-
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sierung aber würden eventuelle Gewinne abge-
schöpft und auf keinen Fall für diese Aufgaben ver-
wendet.

Der SSW wird auf jeden Fall diesem Antrag zu-
stimmen.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Das wundert mich jetzt aber
wirklich, dass der SSW zustimmt!)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die SPD-Fraktion erteile ich dem
Herrn Kollegen Bernd Heinemann.

Bernd Heinemann [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das
UK S-H ist der Maximalversorger in Schleswig-
Holstein und auf dem Weg zur schwarzen Null.
Aber, Herr Kubicki, die FDP ist auf Bundes- und
auf Landesebene dabei, die Absicherung, die Mini-
sterin Dr. Trauernicht im Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz immer wieder eingefordert hat und die
nach einer Annäherung bei der GMK in Plön in ei-
ner Sonderkonferenz auch beschlossen wurde, zu
beseitigen. Das ist die Grundlage des § 10 Abs. 13
Satz 2 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes. Herr
Garg, Sie lachen. Sie wissen, dass Frau Dr. Trauer-
nicht genau diese Länderangleichung der Basis-
fallwerte, die in diesem Gesetz enthalten ist, gefor-
dert hat.

(Zuruf des AbgeordnetenWolfgang Kubicki
[FDP])

- Herr Kubicki, ich glaube, Sie sagen mehr, als Sie
wissen.

Entscheidend ist dabei: Eine Annäherung der Basis-
fallwerte bedeutet allein schon für das UK S-H
20 Millionen € mehr in jedem Jahr. Genau diesen
Erfolg will Minister Rösler jetzt zunichte machen.
Herr Kubicki, ich glaube, Sie sagen wirklich mehr,
als Sie von dieser Angelegenheit wissen.

Herr Minister Garg, ich muss sagen, ich bin sehr
enttäuscht. Sie wissen nicht nur um diesen Paragra-
fen, Sie wissen nicht nur um die Umstände, sondern
Sie sagen selbst: „Das müssen wir abmildern“, und
wollen diesen Wert halbieren.

(Minister Dr. Heiner Garg: Warum sind Sie
dann dagegen?)

- Ich habe Ihre Aussagen dazu gelesen.

(Minister Dr. Heiner Garg: Na also!)

- Herr Minister, damit kommen wir nicht weiter.
Wir brauchen den Landesbasisfallwert, wie er in
Rheinland-Pfalz und anderswo gilt, gleichmäßig
auch für Schleswig-Holstein.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Mit dieser Politik, Herr Minister, mit der Sie jetzt
Herrn Rösler folgen, machen Sie Schleswig-Hol-
stein zum Schlusslicht der Basisfallwerte. Hören
Sie auf damit. Sorgen Sie für das Land. Denken Sie
an den Eid, den Sie hier geschworen haben: Wen-
den Sie Schaden von Schleswig-Holstein ab!

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
erteile ich dem FDP-Kollegen Dr. Heiner Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Nach den zwar sehr lauten, aber dennoch falschen
Vorträgen gerade des Kollegen Heinemann tut es
vielleicht doch ganz gut, wenn man sich die Reali-
tät vor Augen führt.

Er hat mich am Ende seiner Rede dazu aufgefor-
dert, für einen Basisfallwert, wie er in Rheinland-
Pfalz besteht, zu kämpfen. Vielleicht lesen Sie die
Beschlüsse von Plön noch einmal ganz genau, um
zu erkennen, dass eine Konvergenzphase nicht da-
zu führt, dass wir den heutigen Basisfallwert, der
bei über 3.000 € liegt, halten. Ich glaube, das müss-
ten sogar Sie etwas leiser darstellen können, Herr
Kollege Heinemann.

Ich will auch gar nicht darauf eingehen, wer hier
wen in der letzten Legislaturperiode dazu gebracht
hat, zu dieser Konvergenzphase zu kommen. Ich
gucke da die Kollegin Heinold an, ich gucke da die
Kollegin Spoorendonk an. Ich möchte an die erste
interfraktionelle Initiative erinnern, mit der wir
damals die Landesregierung überhaupt erst zum Ja-
gen tragen mussten. Auch das gehört vielleicht an-
gesichts der Lautstärke dieses Vortrags dazu.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Worum geht es? Herr Kollege Tietze, nach dem zu-
gegeben lauteren Beitrag des Kollegen Heinemann
tut es vielleicht ganz gut, sich in dem derzeit gel-
tenden Krankenhausentgeltgesetz den § 10 Abs. 13,
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um den es hier geht, anzuschauen. Da steht in
Satz 1:

„Das Bundesministerium für Gesundheit gibt
bis zum 30. Juni 2011 eine wissenschaftliche
Untersuchung über die Ursachen unter-
schiedlicher Basisfallwerte der Länder in
Auftrag.“

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das wissen wir doch!)

Dieser Satz ist unbestritten und bleibt stehen.

In einem Referentenentwurf wird jetzt vorgeschla-
gen, den folgenden Satz 2, den ich jetzt zitiere, zu
streichen:

„Sofern die Untersuchung“

- die in Auftrag gegeben wird -

„eine Vergleichbarkeit der Kostenstruktu-
ren … in den Ländern ergibt, legt das Bun-
desministerium für Gesundheit bis zum
31. Dezember 2013 einen gesetzlichen Ver-
fahrensvorschlag vor, mit dem die unter-
schiedlichen Basisfallwerte der Länder ab
dem Jahr 2015 bis 2019 über den einheitli-
chen Basisfallwertkorridor nach Absatz 18
hinaus weiter an den einheitlichen Basisfall-
wert nach Absatz 9 angeglichen werden.“

Das heißt übersetzt, dass es möglicherweise zu kei-
nem punktuellen Basisfallwert, der bundeseinheit-
lich ist, kommen wird.

(Bernd Heinemann [SPD]: Sehr richtig!)

Das heißt aber auch, dass es einen Bundesdurch-
schnitt geben wird. Es wird auf jeden Fall einen
Bundesdurchschnitt geben. Ich habe dem Kollegen
Rösler vorgeschlagen, Schleswig-Holstein nicht
schlechter zu stellen als den Bundesdurchschnitt,
eine Abweichung nach unten nicht zuzulassen,

(Beifall bei der FDP und der Abgeordneten
Petra Nicolaisen [CDU])

sondern, wenn überhaupt, was ich nicht richtig fin-
de, um das auch deutlich zu sagen - -

(Bernd Heinemann [SPD]: Sie sind für den
Durchschnitt!)

- Ein bundeseinheitlicher Durchschnitt, Herr Kolle-
ge Heinemann, wäre auch ein Durchschnitt gewe-
sen. Sie können jetzt gern streiten, welchen Durch-
schnitt Sie eigentlich meinen. Ich meine den Durch-
schnitt, bei dem Schleswig-Holstein nicht verliert.

Im Übrigen ist es falsch, dass das UK S-H allein
20 Millionen € verlöre, sondern die schleswig-hol-
steinischen Krankenhäuser würden 20 Millionen €
weniger bekommen.

Ein Letztes, lieber Herr Kollege Tietze: Mit Lobby-
ismus für die Pharmaindustrie hat das herzlich we-
nig zu tun. Ich empfehle die begeisterte Presseer-
klärung der Kostenträger in Schleswig-Holstein, die
den Kollegen Rösler auffordern, genau dies zu tun.
Trotzdem bin ich der Auffassung, dass die Erlössi-
tuation der schleswig-holsteinischen Krankenhäuser
verbessert werden sollte. Gemeinsam mit dem Mi-
nisterpräsidenten setzen wir uns dafür ein.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Dr. Tietze?

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Selbstverständlich gern!

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Garg, stimmen Sie
mir zu, dass der bisherige Basisfallwert eine
Subventionierung der südlichen Bundeslän-
der darstellte und dass eine Verlängerung
dieses Prozesses Schleswig-Holstein weiter
Schaden zufügt? Und was macht Sie dann so
sicher, dass der gefundene Kompromiss des
durchschnittlichen Basisfallwerts tatsächlich
die Regelung bis 2015 mit dem einheitlichen
Basisfallwert einhält? Wo ist für Sie klar,
dass es nicht zulasten von Schleswig-Hol-
stein weiterhin nach unten geht?

(Zuruf des Abgeordneten Bernd Heinemann
[SPD])

- Es geht wirklich um diesen Abstand.

- Erstens: Selbstverständlich ist das eine
Schlechterstellung Schleswig-Holsteins.

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordneten
Antje Jansen [DIE LINKE] und Bernd Hei-
nemann [SPD] - Bernd Heinemann [SPD]:
Endlich mal gesagt!)

- Entschuldigen Sie einmal, wer ist denn mit dafür
verantwortlich, dass es zu diesen völlig unter-
schiedlichen Werten kam? - Das war doch keine
schwarz-gelbe Regierung!

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist doch scheißegal!)
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Selbstverständlich ist das eine Schlechterstellung
Schleswig-Holsteins. Das haben wir nie bestritten.
Es gab eine interfraktionelle Initiative von Grünen,
FDP und SSW, damit wir Schleswig-Holstein eben
nicht mehr schlechterstellen.

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Herrgott, wie oft muss man das eigentlich noch be-
tonen?

(Beifall der Abgeordneten Cornelia Conrad
[FDP] und Christopher Vogt [FDP])

Zum Zweiten: Auch ein bundeseinheitlicher Ba-
sisfallwert wäre am Ende - nach der Konvergenz-
phase - immer irgendein Durchschnittswert gewe-
sen. Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Mir ist ein Bun-
desdurchschnitt, von dem nach oben um 2,5 % ab-
gewichen werden kann, nach unten aber keine Ab-
weichung zulässig ist, immer noch lieber, als die
Spreizung um 3,75 %, die jetzt möglicherweise
nach oben und nach unten eintreten könnte.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter Tietze, für die Wortwahl erteile
ich Ihnen einen Ordnungsruf.

Für die Landesregierung hat der Minister für Wis-
senschaft, Wirtschaft und Verkehr, Herr Jost de Ja-
ger, das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
muss ehrlicherweise sagen: Es gab wenige Debat-
ten, bei denen ich so sehr erwartet habe, ans Red-
nerpult gehen zu können, um ein paar Dinge klarzu-
stellen, weil es wenige Debatten gegeben hat, wo so
viel Unsinn verbreitet worden ist wie im Moment.

(Beifall bei CDU und FDP)

Herr Abgeordneter Tietze, leider Gottes ist es so,
dass Sie an diesem Zustand einen überproportional
großen Anteil haben.

(Heiterkeit und Beifall bei CDU und FDP -
Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] - Peter Eichstädt [SPD]: Sollen wir
rausgehen, damit ihr das klären könnt?)

- Es ist noch nicht auszuschließen, dass das kommt,
aber ich glaube, er sammelt sich noch für den Par-
teitag morgen.

Deshalb möchte ich gern auf die Daten, auf die Ab-
folge und auf die Ausgangssituation, die wir haben,
Bezug nehmen. Ich glaube, wir haben einen ge-
meinsamen roten Faden in der Debatte: Wir sind al-
le der Auffassung, dass der bauliche Masterplan
für das UK S-H umgesetzt werden muss. Er ist die
zwingende Voraussetzung dafür, dass es bessere
Bedingungen für die Patienten und bessere Bedin-
gungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
und vor allem eine sichere und dauerhafte Grundla-
ge für die wirtschaftliche Sanierung des Hauses
gibt. Jeder weiß, dass eine nachhaltige dauerhafte
Sanierung - auch wirtschaftliche Sanierung - des
UK S-H ohne die Umsetzung des baulichen Master-
plans nicht möglich sein wird. Diese Erkenntnis ist
nicht neu.

Bereits die Vorgängerregierung hat am 23. Juli des
vergangenen Jahres in einem Grundsatzbeschluss
die Notwendigkeit dieses baulichen Masterplanes
anerkannt. Diese Koalition hat sich in ihrer Koaliti-
onsvereinbarung eindeutig zum baulichen Master-
plan bekannt, und sie hat es übrigens auch in der
Veröffentlichung und Beschlussfassung der Haus-
haltsstrukturkommission getan.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Noch ist alles rich-
tig!)

Der entscheidende Punkt bei der Frage des bauli-
chen Masterplans ist: Haben wir noch die öffentli-
chen Mittel, um ihn in der ursprünglich gedachten
Form umzusetzen oder nicht? -

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Wir haben diese öffentlichen Mittel nicht. Nun
kann man lange darüber nachdenken, ob wir sie ha-
ben und wie wir sie haben und welche Sonderver-
mögen wir einsetzen, et cetera. Ich sage Ihnen: Die-
se Mittel werden nicht zur Verfügung stehen. Wenn
man darauf setzt, dass man den baulichen Master-
plan nur mit öffentlichen Mitteln umsetzen kann,
stellt man ihn am Ende infrage.

Deshalb geht es darum, sich zu überlegen, ob man
durch andere Formen der Finanzierung diesen bau-
lichen Masterplan umsetzen kann. Dazu hat die
Haushaltsstrukturkommission sehr wohl etwas
festgestellt, nämlich dass eine relevante Beteiligung
des Landes angesichts der Haushaltslage nicht rea-
lisierbar ist. Weiter heißt es bei der Haushaltsstruk-
turkommission:
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„Im Interesse des Erhalts der Wettbewerbsfä-
higkeit des UK S-H und zur Sicherung der
Arbeitsplätze soll der bauliche Masterplan
durch private Investoren umgesetzt werden.
Dabei sollen Rationalisierungserfolge der
Belegschaft erhalten und der von allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern getragene Re-
formkurs fortgesetzt werden.“

Das ist die Aufgabenstellung, vor der wir als Regie-
rung jetzt stehen.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Ja.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sehr geehrter Herr
Minister, habe ich Sie richtig verstanden,
dass, nachdem Sie all diese Dinge soweit
richtig dargestellt haben, jetzt ein quasi über-
gesetzlicher Notstand eingetreten ist, sodass
Sie leider den Vertrag, den Sie mit den Be-
schäftigten unterschrieben haben, nicht mehr
einhalten können?

- Nein, es ist kein übergesetzlicher Notstand einge-
treten. Und ich werde den Vertrag, den ich unter-
schrieben habe, einhalten können. Seien Sie ganz
beruhigt. Das ist nämlich das, worauf ich zu spre-
chen kommen wollte. Ihre Zwischenfrage war a)
nicht originell und b) vorschnell, weil ich nämlich
gerade auf die Rahmenbedingungen der Einbin-
dung privater Investoren zu sprechen kommen
wollte.

Das ist die Anwendungsvereinbarung. Das ist in
der Tat eine Anwendungsvereinbarung zum Tarif-
vertrag mit ver.di. Die sagt - in der Tat durch eine
Unterschrift von mir -, dass die Landesregierung
über eine materielle Privatisierung vor 2015 nicht
entscheidet. Die Landesregierung steht selbstver-
ständlich - dafür bin ich dankbar, weil es auch mei-
nen Namen betrifft - zu den Abmachungen und
Vereinbarungen, die sie eingegangen ist. Nun gibt
es aber zwei Möglichkeiten, wenn es eine solche
Anwendungsvereinbarung gibt. Entweder, man
schreibt sie fort, oder man verändert sie einver-
nehmlich. Das heißt, ein wesentlicher Punkt ist,
dass man mit ver.di über die Frage spricht, wie
denn die Situation ist und wie wir bis 2015 die Um-

setzung des baulichen Masterplans tatsächlich auf
den Weg bringen können.

Wir haben die Gespräche mit ver.di begonnen. Es
hat ein erstes Gespräch gegeben. Wir haben gesagt,
dass wir weiter miteinander im Gespräch bleiben
wollen, aber vor allem dann auf der Grundlage ver-
schiedener Modelle einer Einbindung privater Inve-
storen, zu denen ich jetzt kommen werde. Das ist
der entscheidende Punkt. All das, was Sie zur Inter-
essenbekundung und Markterkundung und so wei-
ter gesagt haben, waren filigrane Argumente. Die
werden aber dann nicht richtiger, wenn man von
der Sache nichts versteht.

Der entscheidende Punkt ist nämlich: Eine Mark-
terkundung wird auf den Weg gebracht, um die
Marktgängigkeit verschiedener Modelle zu erkun-
den. Das ist das, was diese Landesregierung ma-
chen wird. Wir sind in der Tat in der Vorbereitung
einer Kabinettsbefassung. Dass gesagt wurde, es
habe auf der Tagesordnung gestanden und sei wie-
der abgesetzt worden, ist falsch. Es stand nicht auf
der Tagesordnung. Deshalb konnte es auch nicht
abgesetzt werden. Wir sind in einer ganz normalen
regierungsinternen Vorbereitung für eine solche
Kabinettsvorlage.

Weil ich diese erarbeite, weiß ich ein bisschen mehr
über die Kabinettsvorlage als Sie. Ich sage Ihnen:
Sie wird darauf hinauslaufen, dass das Kabinett
hoffentlich mich zusammen mit dem Finanzminis-
ter im Einvernehmen beauftragen wird, eine solche
Markterkundung vorzubereiten und durchzuführen,
die in der Tat den Zweck hat zu sehen, mit welchen
Modellen es möglich wäre - unter Zuhilfenahme
privaten Kapitals - diese baulichen Dinge umzuset-
zen. Das ist das Ziel. Das Ziel der Landesregierung
ist, dass baldmöglichst die Bagger am UK S-H rol-
len. Dafür gibt es eine Spannbreite von Modellen,
die man machen kann. Das ist in der Tat eine mate-
rielle Privatisierung. Das gehört zu dem, was die-
se Markterkundung leisten muss, dass sie die
Marktbedingungen und die Marktteilnehmer für ei-
ne materielle Privatisierung zu unterschiedlichen
Zeitpunkten, nämlich möglicherweise auch erst ab
2015, abfragen muss.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist aber nicht
mehr Ihre Sorge! - Wolfgang Kubicki [FDP]:
Ihre wird das auch nicht, Herr Stegner!)

- Doch, warten Sie mal ab. Ich weiß, dass Sie im
Moment andere Sorgen haben. Ich kann Ihnen
schon versichern, dass ich dieses Thema weiter ver-
folgen werde und weiter verfolgen will.
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Es geht darum, verschiedene Modelle einer materi-
ellen Privatisierung zu unterschiedlichen Zeitpunk-
ten abzufragen. Ich sage es ausdrücklich: Es wird
eine ergebnisoffene Markterkundung sein. Es geht
auch darum, andere Modelle einer privaten Finan-
zierung mit einzubeziehen, die eine materielle Pri-
vatisierung nicht erforderlich machen, zum Beispiel
das sogenannte Asset-Modell, das vom Vorstand
des UK S-H selbst erarbeitet worden ist. Das ist ein
Modell, das in der Tat eine materielle Privatisie-
rung nicht vorsieht, gleichwohl aber bedeutet, dass
über ein PPP-Modell - und damit liegt es haargenau
in der Beschlussfassung der Haushaltsstrukturkom-
mission - die Einbindung des Kapitals privater In-
vestoren dafür vorsieht.

Herr Abgeordneter Tietze, so etwas muss man er-
kunden, weil sie noch gar nicht wissen, wie sie das
hinbekommen, denn so etwas wurde in Deutschland
in dieser Größenordnung noch nicht gemacht. Sie
müssen die Wirtschaftlichkeit nachweisen, sie müs-
sen die Folgen nachweisen. Es wird immer so
dargestellt, als sei dies das folgenlose Modell. Das
stimmt nicht. Selbst wenn Sie den baulichen Ma-
sterplan herunter rechnen, was gegenwärtig ge-
schieht, müssen Sie immer noch an beiden Stand-
orten eine jährliche Miete von 35 Millionen € er-
wirtschaften. Das Risiko dafür würde übrigens
beim Land liegen, auch das muss der Landtag als
Haushaltsgesetzgeber wissen. Er würde das Risiko
eines solchen Modells tragen. Man muss deshalb
im Rahmen einer Markterkundung ganz genau
wissen, unter welchen wirtschaftlichen Bedingun-
gen ein solches Modell möglich wäre und wer mög-
liche Marktteilnehmer wären. Es ist bei einer Mark-
terkundung, die in einem Dialogverfahren durchge-
führt wird, durchaus denkbar, dass es noch weitere
Modelle gibt, die dann auch tatsächlich noch vorge-
stellt werden.

Das ist das, was in den kommenden Wochen pas-
sieren wird. Ich glaube, es ist der einzige Weg, der
Verantwortung für den baulichen Masterplan am
UK S-H und seiner Umsetzung auch tatsächlich ge-
recht zu werden. Meine Damen und Herren, inso-
fern bauen Sie hier keinen ideologischen Popanz
auf, sondern ziehen Sie mit uns an einem Strang,
wenn es darum geht, die notwendigen Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, dass am UK S-H endlich
gebaut wird, und zwar unter Einbeziehung privaten
Kapitals.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich dem Herrn
Kollegen Dr. Tietze von der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN das Wort.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Minister de Jager, ich hätte Ihnen gern eine
Frage gestellt. Diese haben Sie leider nicht mehr
zugelassen, deshalb habe ich mich noch einmal zu
einem Dreiminutenbeitrag gemeldet. Es ist immer
leicht, Kollegen hier im Haus zu diskreditieren.

(Beifall der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE] - Zuruf des Abgeordneten Christo-
pher Vogt [FDP])

Ich finde, dass Sie in den letzten fünf Minuten, in
denen Sie hier ausgeführt haben, nicht substanziell
auf meinen Beitrag eingegangen sind. Mir ist nicht
klar: Haben Sie bei der Landesregierung in Hessen
Erfahrungen nachgefragt? - Dort ist ein ähnliches
Verfahren erfolgreich durchgeführt worden, näm-
lich eine Privatisierung eines Universitätsklini-
kums, dass - was das Investitionsvolumen und die
Standorte anging, in etwa vergleichbar war mit
Schleswig-Holstein. Es gibt seit etwa zwei Monaten
sogar einen sehr ausführlichen Bericht des Wissen-
schaftsrates, in dem dieses Modell evaluiert worden
ist. Erklären Sie mir doch einmal, warum Sie diesen
Kontakt nicht gesucht haben. Hat es in Hessen auch
so ein Markterkundungsverfahren gegeben, das Sie
uns hier jetzt anpreisen? - Hat das auch 1 Million €
gekostet?

Auch das haben Sie nicht beantwortet: Es interes-
siert mich zu erfahren, was Sie bis 2012 machen.
Was machen Sie bis zum 30. September 2012? -
Warten Sie ab, bis die Million ausgegeben ist, bis
irgendetwas vorliegt? - Passiert in den zwei Jahren
nichts? - Das UK S-H hat Handlungsfähigkeit. Es
hat einen veritablen und professionellen Vorstand.
Es ist sogar zu 100 % unser eigenes Unternehmen.
Ich darf an dieser Stelle doch fragen: Was tun wir
eigentlich, wenn in diesen zwei Jahren ein Null-
stand eintritt, wenn sozusagen nichts passiert? -
Was passiert, wenn das passiert, was wir alle ken-
nen, nämlich dass die Defizite höher werden, dass
der Druck zunehmen wird, dass die Motivation der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, der Ärztinnen
und Ärzte sowie der Fachkräfte abnehmen wird? -

Das ist doch ein Schaden für die Region, und das ist
ein Schaden für das UK S-H. Sie haben hier nicht
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gesagt, wie Sie es schaffen wollen, über das partei-
übergreifende Angebot, das wir heute offeriert ha-
ben, hinaus die Parteien und die Kollegen mit ein-
zubinden, damit wir eine veritable Lösung unter
Einbindung aller Beteiligten für das UK S-H fin-
den. Dazu haben Sie nichts gesagt.

(Beifall bei SPD und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Kollegen Jürgen Weber von der SPD-Frakti-
on das Wort.

Jürgen Weber [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich weiß, es ist sehr gewagt, noch einmal das Wort
zu ergreifen, wenn man den ersten Teil der Debatte
nur zum Teil mitbekommen hat, aber die Ausfüh-
rungen des Herr Minister lassen mich noch einmal
zwei Nachfragen stellen. Ich bin etwas verwundert:
Markterkundungsverfahren im Hinblick auf die
Entwicklung des UK S-H sind nichts Neues. Wir
hatten in der letzten Legislaturperiode auch ein
Markterkundungsverfahren, das allerdings nicht die
Entwicklung des gesamten UK S-H anging, son-
dern nur einen Teilbereich, nämlich in einem enge-
ren Sinne den nicht medizinischen Bereich.

Es wäre hilfreich, eine Antwort auf die Frage zu er-
halten: Ich meine Sie richtig verstanden zu haben,
dass das Markterkundungsverfahren im Hinblick
auf die Umsetzung der Modelle ergebnisoffen ist.
Es wäre sinnvoll zu erfahren, in welchem Zeit-
raum das passieren soll. Das wäre die zentrale Fra-
ge. Sie können eine Markterkundung natürlich auch
für die Bereiche machen, die bisher in dem Tarif-
vertrag ausgeschlossen sind, aber Sie können keine
Form von Vorentscheidung treffen für ein Verfah-
ren oder für eine Lösung, die Sie im Vertrag ausge-
schlossen haben. Ich glaube, es wäre wichtig zu
wissen, in welchem Zeitraum Sie das machen.

Es wäre auch hilfreich zu erfahren, ob Sie über den
Bereich des Vorschlags der materiellen Gesamt-
privatisierung des UK S-H hinaus, der vom Vor-
stand des UK S-H entwickelt wurde, weitere Mo-
delle prüfen wollen. Wenn Sie die prüfen wollen,
dann wäre es sinnvoll, dem Parlament mitzuteilen,
welche weiteren Möglichkeiten und Optionen Sie
prüfen wollen. Ich glaube, das hat der Minister
nicht so im Detail aufgenommen.

Mir scheint noch die Frage der zeitlichen Abläufe
interessant zu sein. Herr Minister, unabhängig da-

von, wie lange Sie das Ruder des Wissenschafts-
und Wirtschaftsministeriums in der Hand halten
werden, ist die Frage entscheidend, welche tatsäch-
lichen Fakten gesetzt werden und welche Hand-
lungsoptionen da sind. Außerhalb jeden politischen
Streits ist klar: Man muss in die Mitarbeiterschaft
des UK S-H hinein ein hohes Maß an Vertrauen
einbringen, man muss sich erarbeiten, was durch
lockere und flockige Überschriften erst einmal zer-
stört worden ist. Wir alle, egal ob Regierung oder
Opposition, müssen ein Interesse daran haben, dass
es ein hohes Vertrauensmaß der Mitarbeiter in die
weitere Entwicklung gibt. Über Detaillösungen
können wir dann streiten, aber das muss vernünftig
abgearbeitet werden. Ich sehe ein gewisses Maß an
Spannung, was diese Punkte angeht. Können Sie
uns etwas Näheres über die Zeitschiene Ihrer Vor-
haben sagen?

(Beifall bei SPD, SSW und des Abgeordne-
ten Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat der Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr, Herr Jost de Jager.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will
gern auf die von Ihnen gestellten Fragen eingehen,
Herr Weber. Ich will auch auf das eingehen, was
der Herr Abgeordnete Tietze gesagt hat. Ich glaube,
es ist wichtig, dass zum Ende des Tagesordnungs-
punkts nicht etwas unaufgeklärt im Raum steht be-
ziehungsweise sich über ein Protokoll verfestigt. Es
war keine Diskreditierung, die ich in meinem ersten
Beitrag geleistet habe. Ich glaube, dass hier etwas
in der Sache falsch verstanden wurde.

Das Interessenbekundungsverfahren in Hessen
zur Privatisierung von Gießen und Marburg war ein
Interessenbekundungsverfahren im Sinne eines
Vergabeverfahrens. Es hat eine Vergabeentschei-
dung der Landesregierung von Hessen vorbereitet.
Das Markterkundungsverfahren, das wir auf den
Weg bringen wollen, ist eine Marktabfrage. Der
Nachteil eines solchen Modells ist, dass die Ant-
worten der Unternehmen nicht verbindlich sind. Es
ist aber eine Marktabfrage, die herausfiltern soll, ob
es für die Modelle einen Markt gibt, wer die Markt-
teilnehmer sind und wie wirtschaftlich das Ergebnis
ist.
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(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD])

- Herr Baasch, ich bin sicher, Sie bräuchten das
nicht, Sie könnten das bestimmt allein. Das sind
aber ziemlich schwierige Modelle, die sie so defi-
nieren müssen, dass sie sie nachher im Sinne einer
wirtschaftlichen Vergleichbarkeit auch tatsächlich
darstellen können. Das ist der Zweck dieses Mark-
terkundungsverfahrens, und das ist das, was wir
dort einbringen werden.

Herr Weber, vielleicht habe ich es nicht klar genug
gesagt. Ich meinte, ich hätte es gesagt: Es wird in
der Tat ein Markterkundungsverfahren geben, das
in dem Sinne ergebnisoffen ist, dass wir das soge-
nannte Asset-Modell des Vorstands mit einbezie-
hen. Es wird ein paralleles Markterkundungsverfah-
ren sein, das Modelle einer materiellen Privatisie-
rung zu verschiedenen Zeitpunkten auf der einen
Seite beinhaltet, und auf der anderen Seite eine
Marktabfrage hinsichtlich des sogenannten Asset-
Modells enthält. Das können wir Ihnen gern vor-
stellen, wenn die Modelle soweit vorliegen.

Ich bin ja froh, dass sich Ihr Interesse inzwischen
auf die Modelle richtet. Ich habe bisher aus den
grummelnden Zwischenbemerkungen von Herrn
Stegner in dieser Debatte immer nur herausgehört,
das er abstreitet, dass man hierfür überhaupt priva-
tes Kapital braucht. Insofern sind wir hier schon
einmal einen Schritt weiter.

Wir werden Ihnen diese Modelle sehr gern vorstel-
len, wenn sie so weit sind und in die Markterkun-
dung gegeben werden. Das haben wir übrigens
auch mit ver.di so besprochen.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Nun zu der Frage: Was geschieht eigentlich bis
2012? Ich glaube, diese Debatte und meine Darle-
gungen zeigen ganz klar, dass es bis zum Jahr 2012
keinen Stillstand geben wird. Wir werden es Ihnen
übrigens auch nicht ersparen können, dass Sie als
Landtag, als Haushaltsgesetzgeber, sich vor den
Wahlen, die ja vermutlich irgendwann im Jahr 2012
sein werden, mit dem Thema beschäftigen. Wir
können Ihnen auch nicht ersparen, dass Sie irgend-
wann einmal nicht nur filigran argumentieren, son-
dern Spitz auf Knopf und sehr konkret sagen müs-
sen, ob Sie Ihre Hand für Modelle heben, die dafür
sorgen, dass am UK S-H gebaut werden kann oder
nicht.

Insofern, meine Damen und Herren: Das, was ein-
treten wird, ist das Gegenteil von Stillstand. Was

eintreten wird, ist, dass wir noch vor der Wahl die
Möglichkeit haben werden, hier über ein geeignetes
Modell zur Einbeziehung privater Investoren in die
Bauvorhaben am UK S-H abstimmen zu können.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Es ist Ausschussüberwei-
sung beantragt worden. Der Antrag Drucksache
17/706 (neu) - 2. Fassung - soll federführend dem
Bildungsausschuss und mitberatend dem Sozialaus-
schuss und dem Finanzausschuss überwiesen wer-
den. Wer so beschließen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Das ist so beschlossen.

Ich erlaube mir den Zwischenhinweis, dass wir
noch elf Tagesordnungspunkte mit Aussprache vor
uns haben.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf:

Schleswig-Holsteinische Initiativen in Archan-
gelsk unterstützen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/729

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen. Ich schlage vor, den Antrag Drucksache
17/729 federführend dem Europaausschuss und
mitberatend dem Sozialausschuss zu überweisen.
Wer so beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? -
Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 22 auf:

Bundesweit einheitlicher Nichtraucherschutz

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/743

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat Frau Kollegin Dr. Marret Bohn von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Nach einer Studie des Deut-
schen Krebsforschungszentrums in Heidelberg ster-
ben in Deutschland jedes Jahr 3.300 Menschen an
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den Folgen des Passivrauchens. Das bedeutet, dass
in Schleswig-Holstein jedes Jahr etwa 115 Men-
schen, die nie selbst geraucht haben, durch die Fol-
gen des Passivrauchens sterben. Damit muss
Schluss sein. Wir Grünen fordern ein konsequentes
Rauchverbot in allen öffentlichen Räumen. Das
schleswig-holsteinische Nichtraucherschutzgesetz
reicht nicht aus.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
vereinzelt bei der LINKEN und Beifall der
Abgeordneten Anke Spoorendonk [SSW])

Es hat zu viele Ausnahmen und Lücken. Es geht in
die richtige Richtung, aber es bleibt leider auf hal-
ber Strecke stehen.

Die FDP hat angekündigt, dass sie noch mehr Aus-
nahmeregelungen schaffen will - ein Kniefall vor
der Tabaklobby. Das ist unverantwortlich.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ui!)

Alle Bürgerinnen und Bürger haben ein Recht auf
den Schutz ihrer Gesundheit im öffentlichen Raum.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
vereinzelt bei der LINKEN und Beifall der
Abgeordneten Anke Spoorendonk [SSW])

Hierzu gehören auch Gaststätten und Kneipen. Das
ist die Kernaussage des Urteils vom Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil zum Nichtraucherschutz von
Juli 2008. Der Gesundheitsschutz der Bevölkerung
muss verbessert werden.

(Unruhe - Zuruf des Abgeordneten Hans-
Jörn Arp [CDU] - Glocke des Präsidenten)

Das hat die EU-Kommission im November 2009
von der Politik gefordert - auch vom Kollegen Arp.

Unser Antrag zielt daher auf einen bundeseinheit-
lichen Nichtraucherschutz ab. Er stellt dabei die
Rechte und Interessen der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in den Mittelpunkt. Wer in ei-
nem Restaurant essen oder in einer Kneipe etwas
trinken gehen möchte, hat die freie Wahl. Wer
tagein, tagaus dort arbeitet, hat keine freie Wahl.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der LINKEN - Zuruf von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: So ist es!)

Er oder sie ist dem Qualm und den Gesundheitsrisi-
ken durch das Passivrauchen ausgeliefert. Hier hat
der Arbeitsschutz eine Lücke, und zwar eine le-
bensgefährliche.

(Zuruf: Ja!)

Dabei arbeiten gerade im Hotel- und Gaststättenge-
werbe viele Frauen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Schokolade ist
auch gefährlich!)

Bei Frauen liegt die Lungenkrebsrate in Schles-
wig-Holstein deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt.

Ich zitiere aus Band 8 des Krebsregisters - „Krebs
in Schleswig-Holstein“ -:

„Die Lungenkrebsinzidenz liegt für beide
Geschlechter über den deutschen Vergleichs-
werten, wobei die Rate der Männer um 14 %,
die der Frauen allerdings um 37 % über dem
Bundesdurchschnitt gelegen ist.“

Was für die Inzidenz, also die Anzahl der Krank-
heitsfälle, gilt, gilt auch für die Mortalität, also die
Sterblichkeit. Auch die Sterblichkeit liegt in Schles-
wig-Holstein deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt. Das ist ein klarer Handlungsauftrag für die
Politik. Wer das nicht versteht, der verkennt den
Ernst der Lage.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
vereinzelt bei der LINKEN und Beifall der
Abgeordneten Anke Spoorendonk [SSW] -
Wolfgang Kubicki [FDP]: Genau! Aber ich
rauche nicht!)

Die Lücke im Gesundheitsschutz für Nichtrauche-
rinnen und Nichtraucher wollen wir Grüne daher
schließen. Wir wollen zudem, dass die Landesre-
gierung dieses Ziel auf Bundesebene aktiv voran-
bringt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
vereinzelt bei der LINKEN und Beifall der
Abgeordneten Anke Spoorendonk [SSW])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eines ist mir an
dieser Stelle noch ganz wichtig, damit es nicht zu
Missverständnissen kommt: Wir Grünen sind keine
Spaß- oder Spielverderber - ich schon gar nicht.

(Zuruf der CDU: Nein, überhaupt nicht!)

Wir leben in einem freien Land.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Ach nein! So weit
sind Sie auch schon?)

Wir leben in einem freien Land, und alle diejeni-
gen, die rauchen möchten,

(Vereinzelter Beifall)

können auch weiterhin so viel rauchen, wie sie wol-
len - nur nicht da, wo andere arbeiten.
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(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der LINKEN)

Der Gesundheitsschutz der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter hat für uns höchste Priorität. Die Prä-
vention von Erkrankungen sollte auch in unserem
Gesundheitsministerium in Schleswig-Holstein
höchste Priorität haben. Wir fordern die Landesre-
gierung daher auf, sich auf Bundesebene für einen
einheitlichen, konsequenten Nichtraucherschutz
einzusetzen. Ein Bundesgesundheitsminister, der
sich um die Prävention in Bezug auf die Folgen des
Passivrauchens nicht kümmert, ist schlimm genug.
Unser Gesundheitsminister in Schleswig-Holstein
hat hoffentlich, unabhängig von seiner Parteizuge-
hörigkeit, genug Rückgrat, um sich für den Nicht-
raucherschutz einzusetzen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der LINKEN - Zuruf des
Abgeordneten Christopher Vogt [FDP])

Angesichts der etwa 115 Todesfälle pro Jahr, Herr
Kollege Vogt, wäre alles andere fahrlässig.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Genau!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Gesundheits-
bewusstsein hat in der Bevölkerung in den letzten
Jahren deutlich zugenommen.

(Christopher Vogt [FDP]: Das finden wir
auch!)

Das ist sehr erfreulich. - Dann tun Sie doch etwas,
Herr Kollege Vogt. - Die Mehrheit der Bevölke-
rung will einen konsequenten Nichtraucherschutz.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der LINKEN)

Wenn zukünftig im Arbeitsschutzgesetz die beste-
henden Ausnahmen für Arbeitsstätten mit Publi-
kumsverkehr entfallen würden, wären auch Knei-
pen und Restaurants endlich konsequent rauchfrei.
Das ist unser Ziel. Ich fordere Sie daher auf: Unter-
stützen Sie unseren Antrag!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
vereinzelt bei der LINKEN und Beifall der
Abgeordneten Anke Spoorendonk [SSW])

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn
Kollegen Mark-Oliver Potzahr.

Mark-Oliver Potzahr [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Nichtraucher und liebe Raucher! Die CDU in
diesem Landtag ist für einen konsequenten Nicht-
raucherschutz. Der Schutz der Gesundheit von
Nichtrauchern und deren Freiheit im öffentlichen
Raum ist für uns ein hohes Gut.

Deswegen gibt es bereits ein Gesetz zum Schutz
vor den Gefahren des Passivrauchens. Die dort
festgelegten Vorschriften sind ein immenser Fort-
schritt, den Nichtraucher in diesem Land auch so
empfinden. Diese Lösung gab und gibt Nichtrau-
chern die Freiheit zurück, ohne Rauchbelästigung
in Restaurants und Kneipen zu gehen - von Behör-
den und Schulen gar nicht erst zu reden.

Wer sich als erwachsener Mensch die Freiheit
nimmt zu rauchen, muss wissen und akzeptieren,
dass diese Freiheit ihre Grenzen hat. Diese Grenzen
sind gezogen; sie werden akzeptiert und umgesetzt.
Wo dies im Einzelfall nicht der Fall ist, sieht das
Gesetz ausreichend Handhaben vor. Eine Überre-
glementierung - im Extremfall eine Hexenjagd auf
Raucher - lehnen wir aber ab.

Der bayerische Volksentscheid, in dem gut 20 %
der Bayern für stärkere Rauchverbote als bei uns in
Schleswig-Holstein votierten, ist für uns kein An-
lass, unser erfolgreiches und akzeptiertes Gesetz zu
ändern.

(Beifall bei CDU und FDP)

Offensichtlich sehen die Grünen das auch gar nicht
so anders. Sonst hätten Sie uns heute einen Vor-
schlag zur Änderung des Gesetzes vorgelegt. Statt-
dessen legen Sie uns einen knappen Antrag in drei
Sätzen vor.

Satz eins lautet:

„Der Schleswig-Holsteinische Landtag be-
kennt sich zur Notwendigkeit des Schutzes
von Nichtraucherinnen und Nichtrauchern
vor den Gefahren des Passivrauchens.“

- Das stimmt. Deswegen hat dieser Landtag das be-
reits angesprochene Gesetz beschlossen. Wir brau-
chen uns nicht zu bekennen; es ist bereits gehandelt
und beschlossen worden.

Als Zweites fordern Sie bundesweit einheitliche
Standards und Rahmenbedingungen. Wenn das Ih-
re Vorstellungen von Föderalismus und Vielfalt
sind, so entsprechen diese zumindest nicht unseren
Vorstellungen. Schauen wir uns die Nichtraucher-
schutzgesetze der Länder an, stellen wir ja fest,
dass die Übereinstimmungen deutlich größer sind
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als die Unterschiede. Es gibt keinen bundesweiten
Regelungsbedarf. Die Länder haben die Kompetenz
dazu, und sie haben sie ausgeübt.

(Beifall bei CDU und FDP)

Die geschätzte Kollegin Frau Hinrichsen beschwer-
te sich kürzlich, wenn sie unser schönes Bundes-
land verlasse, wisse sie nie, wo sie denn nun rau-
chen dürfe und wo nicht. Aber selbst dieses Pro-
blem ist gelöst, denn dafür haben wir eine bundes-
einheitliche Lösung, und die zeigt eine durchgestri-
chene Zigarette in einem roten Kreis.

(Heiterkeit und Beifall bei CDU und FDP)

Punkt drei Ihres Antrags ist leider genauso wenig
zustimmungsfähig. Der Landtag soll die Landesre-
gierung auffordern, eine Bundesratsinitiative zu
starten. Diese soll Arbeitsschutzgesetz und Arbeits-
stättenverordnung ändern. Was Sie geändert haben
wollen, sagen Sie uns nicht, nur die schönen Attri-
bute „effektiv“ und „lückenlos“ geben Sie uns als
Beschlussvorschlag. Mit einem so wenig konkreten
Auftrag schicken wir unsere Landesregierung nicht
nach Berlin,

(Beifall bei CDU und FDP)

zumal wir denken, dass auch der Schutz der Ar-
beitnehmer bereits gut gelöst ist. Das bedeutet zum
Beispiel: Wer in einer Raucherkneipe arbeitet, soll-
te am besten selber Raucher sein oder sich bewusst
dafür entscheiden, dass ihn Passivrauchen nicht
stört. Denn wenn Sie es wirklich lückenlos machen
wollten, dann gäbe es aus Nichtraucherschutz keine
Raucherzimmer in Hotels, um die Raumpflegerin
zu schützen, dann dürften Raucher zu Hause keine
Putzfrau beschäftigen, und dann müssten wir auch
den geschätzten Herrn Landtagspräsidenten auffor-
dern, die Raucherlounge in diesem Haus zu schlie-
ßen.

(Beifall bei der LINKEN - Gerrit Koch
[FDP]: Das ist eine gute Idee!)

Dies wäre für uns eine Überreglementierung, die in
eine freie und liberale Gesellschaftsordnung nicht
passt.

Für mich stehen ganz andere bedeutende Fragen auf
der Tagesordnung: Wie setzen wir den Kinder-
und Jugendschutz in Bezug auf das Rauchen bes-
ser und konsequenter durch?

(Zuruf des Abgeordneten Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wie können wir Kinder gerade im familiären Be-
reich besser schützen, und wie überzeugen wir

mehr Jugendliche und junge Erwachsene, gar nicht
erst mit dem Rauchen anzufangen? Mit guten und
weitergehenden Antworten auf diese Fragen tun wir
mehr für den Nichtraucherschutz als mit Ihrem An-
trag.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich möchte mit einem Satz von Marcel Proust
schließen:

„Das einzige, was noch schwieriger ist, als
ein geordnetes Leben zu führen: es anderen
nicht aufzuzwingen.“

Wir lehnen Ihren Antrag ab.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die SPD-Fraktion erteile jetzt Herrn Kollegen
Peter Eichstädt das Wort.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Nun stehe einmal zu
dem, was du beschlossen hast! Ich bin ge-
spannt!)

Peter Eichstädt [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Kollege Arp, das ist ein gutes Stichwort.
Ich habe gerade gedacht: Meine Güte, da sind wir
echt schon weiter gewesen, sogar mit der CDU, und
das will schon etwas heißen.

Herr Kollege Potzahr, das, was Sie gerade gesagt
haben, lässt erkennen, dass Sie sich nicht die Mühe
gemacht haben, die Aussagen und Stellungnahmen
Ihrer Fraktion der letzten Wahlperiode, als wir das
Gesetz, von dem Sie eben gesprochen haben, ge-
macht haben, durchzulesen. Es ist wahrlich nicht al-
les gut in diesem Gesetz. Dazu komme ich noch.
Aber die Position, die Sie hier beschrieben haben,
ist nun wirklich aus dem gesundheitspolitischen
Neandertal.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten
Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Ich hoffe, dass Sie nie der Kollegin Tengler über
den Weg laufen. Ich glaube, das würde Ihnen nicht
gut bekommen.

(Heiterkeit bei CDU und FDP - Christopher
Vogt [FDP]: Haben Sie diesbezüglich Erfah-
rungen?)

Ich wiederhole noch einmal: Unser geltendes
Nichtraucherschutzgesetz ist kein umfassend be-
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friedigendes Gesetz. Da sind Sie, Herr Kollege,
völlig auf dem Holzweg. Es hat viele Mängel, viele
Ausnahmeregelungen. Seinerzeit ist es eben nicht
gelungen, bundesweit - nicht einmal in Nord-
deutschland - zumindest eine Grundlinie für ein Re-
gelwerk zu vereinbaren. Deshalb haben wir in der
ganzen Bundesrepublik von Schleswig-Holstein bis
nach Bayern einen Flickenteppich.

Bayern ist das Stichwort. Sie haben es schon gelie-
fert. Hier hat eine Landesregierung ein Gesetz auf
den Weg gebracht, das jetzt durch einen Volksent-
scheid bestätigt wurde und das das schärfste Nicht-
raucherschutzgesetz im ganzen Land darstellt. Das
löst auch in einigen anderen Ländern den Wunsch
aus, so zu verfahren.

Meine Damen und Herren, das, was wir in den letz-
ten drei Jahren bundesweit und auch in Schleswig-
Holstein für den Nichtraucherschutz erreicht haben,
was an Veränderungen von Einstellungen erreicht
wurde, das war wirklich ein Paradigmenwechsel,
und dies erfreulicherweise auch bei Kindern und
Jugendlichen. Das ist die positive Bilanz der letzten
Jahre, und das wird auch niemand ernsthaft bestrei-
ten. Das Gesetz, das wir haben, findet trotz seiner
Mängel weitestgehend Anerkennung und Beach-
tung, und dies auch in dem sensiblen Bereich der
Gaststätten. Das Gesetz hat Mängel, dennoch haben
wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten es
damals mit der CDU gemeinsam vereinbart. Heute
sage ich: Wir haben es so vereinbaren müssen, um
überhaupt etwas zu erreichen.

(Zuruf von Hans-Jörn Arp [CDU])

- Ja, lieber Kollege, da hätten wir beide uns zusam-
men mehr Mühe geben müssen, um bei den Gast-
stätten noch etwas zu erreichen. Aber dafür gibt es
ja immer noch einen neuen Anlauf.

In dem Gesetz sind zum Teil in unsinnigster Art
Ausnahmeregelungen enthalten. Diese würden wir
gern ändern.

Der Ansatz der Grünen ist aus unserer Sicht grund-
sätzlich richtig. Über den Arbeitnehmerschutz lie-
ße sich bundesweit eine einheitliche Regelung her-
beiführen. Das ist keine neue Erkenntnis. Das wür-
de wirksam dazu führen, dass zum Beispiel in den
Gaststätten der Fokus eben nicht nur auf die Gäste
gerichtet wird, sondern auch auf jene, die dort ar-
beiten müssen. Dies gilt übrigens ebenso für andere
Bereiche, in denen Arbeitnehmer tätig sind.

Geschätzte Kollegin, es gibt einen kleinen Wer-
mutstropfen: Überall dort, wo inhabergeführte
Gaststätten betrieben werden, dürfte das Rauchen

dann allerdings erlaubt werden, es sei denn, wir
nehmen doch wieder unser Landesgesetz zur Hand
und regeln das dann gesondert.

Der zweite Haken ist, politisch gesehen, schwer-
wiegender: Es wird nicht funktionieren, zumindest
nicht jetzt. Das hat die Bundesregierung schon
deutlich gesagt. Nun kann man auf eine andere
Bundesregierung setzen. Das finde ich auch ver-
nünftig. Aber die Mehrheitsverhältnisse im Bundes-
rat sind auch anders. Diesbezüglich müsste sich
dann auch etwas ändern. Bis das soweit ist, möchte
die SPD-Fraktion darüber hinaus hier im Landtag
eine Diskussion darüber anstoßen, wie das jetzige
Gesetz hier im Lande fortgeschrieben werden kann.

Dazu haben wir eine Große Anfrage vorbereitet,
die die Regierung auffordert, umfänglich über die
Erfahrungen mit dem Nichtraucherschutzgesetz
zu berichten, und zwar über alle Bereiche hinweg,
nicht nur in Gaststätten. Die Große Anfrage wird
der Anstoß sein, das bisherige Gesetz zu evaluieren
und zu einer kritischen Betrachtung der Ausnah-
meregelungen zu kommen, die oftmals verwirrend
sind.

Da ist vor allem die uns sehr schwer im Magen lie-
gende Regelung, die es immer noch gestattet, dass
junge Menschen in Diskotheken bei körperlich in-
tensivster Betätigung hochgradig gesundheitsschä-
digend auf Tanzflächen tanzen können. - Nun gut,
das macht man dort.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Was soll die Tanz-
fläche, wenn man da nicht tanzen darf?)

- Ja, das haben Sie gleich gemerkt, Herr Kollege.
Aber das Wichtige dabei ist ja nicht das Tanzen-
können. Es geht um Tanzflächen, auf denen das
Rauchen auf der Basis der Nebenraumregelung ge-
stattet ist. Das ist das Entscheidende.

(Zuruf von Hans-Jörn Arp [CDU])

- Ja, aber man muss ja nicht gleichzeitig rauchen.
Darum geht es auch nicht. Ich finde, das sollte man
nicht ins Lächerliche ziehen. Es ist nachgewiesen,
dass die Gesundheitsgefährdung für junge Men-
schen dort extrem ist, weil durch die Verbindung
von hochgradiger Feinstaubbelastung durch Rauch
und körperlicher Betätigung große Gefahren entste-
hen.

Im Wesentlichen wird diese Große Anfrage, von
der ich sprach, vom Sozialministerium bearbeitet.
Unser Sozialminister, der gleich noch das Wort an
uns richten wird, hat sich in seiner aktiven Zeit als
Abgeordneter dieses Hauses vehement gegen den
Nichtraucherschutz und vor allen Dingen gegen das
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Nichtraucherschutzgesetz gewendet und zeichnet
sich auch als Gesundheitsminister nicht gerade da-
durch aus, dass er vehement für den Nichtraucher-
schutz im Sinne von Gesundheitsprävention eintritt.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Kollege Eichstädt, Ihre Redezeit ist abgelau-
fen.

Peter Eichstädt [SPD]:

Deshalb würde ich auch gern zum Schluss kom-
men, wenn Sie mir das gestatten.

(Heiterkeit)

Präsident Torsten Geerdts:

Ja.

Peter Eichstädt [SPD]:

Im Gegenteil. Es gibt, glaube ich, im ganzen Bun-
desgebiet keinen Gesundheitsminister und keine
Gesundheitsministerin, der beziehungsweise die in
diesen Fragen so zurückhaltend ist und falsch ver-
standene Toleranz für Raucher vor den Gesund-
heitsschutz nicht rauchender Menschen stellt. Inso-
weit haben wir, wenn ich das noch sagen darf,
einen ganz besonderen Gesundheitsminister. Wenn
man ihn fragt, welche Maßnahmen er beim Nicht-
raucherschutz für sinnvoll hält, dann sieht man in
seinen Augen nur eine tiefe, traurige Leere.

Ich fasse zusammen.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss!

Peter Eichstädt [SPD]:

Die Grünen haben einen guten Antrag gestellt. Wir
wollen aber nicht nur über eine bundeseinheitliche
Regelung reden, sondern auch hier das Gesetz fort-
schreiben. Unsere Große Anfrage wird der Anfang
der Diskussionen sein. Vielleicht haben wir, wenn
wir dann irgendwann soweit sind, auch einen neuen
Gesundheitsminister.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die FDP-Fraktion erteile ich der Frau Kollegin
Anita Klahn das Wort.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Frau Dr. Bohn, ich möchte Ihnen di-
rekt antworten mit einer Information des Bundesar-
beitsgerichtes, das Arbeitgebern und Betriebsstätten
ins Stammbuch geschrieben hat, dass sie kein Recht
haben, in die private Lebensführung der Arbeit-
nehmer einzugreifen. Darauf liefe aber ein Zwang
zu gesunder Lebensgestaltung hinaus. Sie können
das nachlesen: Urteil vom 19. Januar 1999. Ich den-
ke, es hat nach wie vor Gültigkeit.

Wenn es darum geht, Mitarbeiter zu motivieren,
werden Arbeitgeber eine ganze Menge unterneh-
men. Sie werden sicherlich auch alles berücksichti-
gen, um einem abstinenten Arbeitnehmer sein
Recht auf Nichtraucherschutz zu erfüllen. Aber rau-
chende Mitarbeiter haben immer noch das Recht
auf eine freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit. Das
ist nach der gültigen Rechtsprechung in unserem
Staat so üblich.

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Anita Klahn [FDP]:

Gern!

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Frau Kollegin, ist Ihnen mögli-
cherweise entgangen, dass es nicht um eine
Reglementierung des Rauchens der Mitarbei-
ter geht, sondern um eine Reglementierung
im Hinblick auf die Kundschaft, die sie als
Arbeitnehmer zu bedienen haben, um ihre
Gesundheit zu schützen, zum Beispiel durch
eine Absenkung der MAK-Werte?

- Ich darf Ihnen darauf antworten, dass ich das noch
schlimmer finde. Sie möchten ein ganzes Volk re-
glementieren, ob es rauchen darf oder nicht. Dann
frage ich Sie ernsthaft, ob Sie dann als Nächstes et-
wa das Autofahren verbieten wollen, denn eine
ganze Menge von Menschen kommt durch die pas-
sive Verkehrsteilnahme ums Leben.

(Beifall bei der FDP - Unruhe)

- Darf ich fortfahren? - Ich bin eine liberale Nicht-
raucherin und bekenne mich dazu, dass ich mich
dazu aus freien Stücken entschieden habe in dem
Wissen um meine Gesundheit.

(Zuruf des Abgeordneten Peter Eichstädt
[SPD])
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- Zu Ihnen, Kollege Eichstädt, komme ich noch. -
Die Persönlichkeitsrechte des Grundgesetzes ge-
stehen uns das Recht zu, nämlich die freie Entfal-
tung, wie man leben möchte. Selbstverständlich hat
jeder das Recht auf körperliche Unversehrtheit.
Aber strikte Rauchverbote wie in Bayern stoßen in
der Bevölkerung auf wenig Zustimmung und ent-
sprechen auch nicht der Verhältnismäßigkeit. Wie
aus einer Umfrage des Instituts für Demoskopie Al-
lensbach hervorgeht, befürwortet nur etwa ein Drit-
tel der Bevölkerung das ausnahmslose Rauchverbot
in Gaststätten. Knapp die Hälfte dagegen begrüßt
die geltende Regelung in mehreren Bundesländern,
wonach das Rauchen in einem vom Hauptgastraum
getrennten Nebenraum erlaubt bleibt. Damit kann
sich jeder entscheiden, wo er sitzen möchte, ob er
sich dem Passivrauchen aussetzt oder nicht. Sicher-
gestellt ist durch diese Vorgabe, dass man andere
nicht beeinträchtigen darf.

Im Übrigen, Sie haben ja vorhin Zahlen zitiert: Die
Zahl der Raucher ist in Deutschland mit 29 % der
Bevölkerung deutlich geringer, als gemeinhin ange-
nommen wird. Wenn Sie darstellen, dass mehr
Frauen an Lungenkrebs erkranken, dann stellen Sie
bitte die Zahlen über das Verhältnis zwischen rau-
chenden Männern und Frauen dar.

Ich halte angstschürende Aussagen wie zum Bei-
spiel, dass es in der Gastronomie an der Tagesord-
nung sei, dass schwangere Mitarbeiterinnen dort
schutzlos ausgeliefert seien, für wenig haltbar.

Für Speiselokale gilt das seit Dezember 2007 gülti-
ge Gesetz zum Schutz vor den Gefahren des Pas-
sivrauchens. Von über 9.000 gastronomischen Be-
trieben in Schleswig-Holstein nutzen circa 300 bis
500 sogenannte Einraumkneipen die Ausnahmere-
gelung.

(Unruhe)

- Sagen Sie Bescheid, wenn es stört, dass ich rede,
dann höre ich gern auf.

Ich finde es unverhältnismäßig, wenn Sie einfor-
dern, das Rauchen einzustellen, und dabei befür-
worten, dass eine Reihe von gastronomischen Be-
trieben dem wirtschaftlichen Ruin ausgesetzt wird.

Zum anderen gibt es ein bundeseinheitliches Mut-
terschutzgesetz. Ich zitiere mit Erlaubnis des Präsi-
denten:

„Wer eine werdende … Mutter beschäftigt,
hat … die erforderlichen Vorkehrungen und
Maßnahmen zum Schutze von Leben und
Gesundheit der werdenden … Mutter zu tref-
fen.“

Des Weiteren ist unmissverständlich geregelt, dass
werdende Mütter nicht beschäftigt werden dürfen,
sofern nach ärztlichem Zeugnis Leben und Gesund-
heit von Mutter und Kind gefährdet ist. Wer als Ar-
beitgeber also eine Schwangere in verrauchten
Kneipen zur Arbeit zwingt, der sollte einen sehr gu-
ten Anwalt haben. Für alle Arbeitgeber gelten § 618
BGB, § 62 HGB und § 5 Arbeitsstättenverordnung,
und ich glaube, die werden eingehalten.

Da bin ich bei Ihnen, Herr Eichstädt. Das, was Sie
vorhin dargestellt haben, dass in Diskotheken Ju-
gendliche durch Rauch gefährdet sind, dass ist ein
Verstoß gegen geltendes Recht. In Diskotheken, in
denen Jugendliche unter 18 Jahren sind, darf gar
nicht geraucht werden.

(Zuruf der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

- Frau Jansen, Sie haben ja auch so tolle Beispiele
geliefert, dass etwa Aschenbecher in Nichtraucher-
bereichen aufgestellt sind. Das sind glatte Verstöße.
Bußgeld zwischen 5.000 und 25.000 €! Bitte schön,
was wollen Sie noch mehr?

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Eichstädt?

Anita Klahn [FDP]:

Gern!

Peter Eichstädt [SPD]: Vielen Dank. Ich
weiß gar nicht, wie viele Zwischenfragen ich
stellen darf.

- Eine!

- Dann fange ich mit dem letzten Punkt an.
Liebe Kollegin, ist Ihnen bekannt, dass in
Diskotheken sehr wohl auch Jugendliche
dürfen - davon abgesehen habe ich von jun-
gen Menschen gesprochen -, und zwar nach
der geltenden Regelung mit einem Zettel,
von ihren Eltern unterschrieben, in Beglei-
tung eines Erwachsenen? Die Diskotheken
organisieren es sogar im Internet, dass diese
Zettel auch in die richtigen Hände kommen
und die Jugendlichen dann auch ihren Weg
in die Diskothek finden.

- Erstens sind mir diese Regelungen bekannt. Zwei-
tens habe ich selber Kinder, die auch gern möchten.
Ich als Erziehungsberechtigte werde es ihnen nicht
erlauben, wenn ich bestimmte Dinge nicht regeln
kann. Eltern haben auch eine Pflicht!
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(Beifall bei FDP und CDU)

- Danke. Zum anderen geht es ganz schlicht und
einfach darum, welche Vorgaben es gibt. Schauen
Sie ins Gesetz. Im Jugendschutzgesetz steht ganz
klar: Dort, wo Kinder unter 18 Jahren sind, darf
nicht geraucht werden. Die dürfen das einfach
nicht. Wer das tut, macht sich strafbar, würde ich
sagen. Fragen Sie Herrn Kubicki, der ist Jurist. Fer-
tig!

(Heiterkeit)

Darf ich jetzt meinen Vortrag zu Ende bringen? Sie
hatten eine Frage, die haben Sie gestellt.

Ich finde, der Antrag der Opposition ist ein typi-
sches Beispiel für Ihr gesellschaftliches Verständ-
nis. Der Staat ist für alles zuständig, und das bitte
bundesweit einheitlich. Wir als FDP stehen zu un-
serem föderalen System. Probleme, die vor Ort
entstehen, werden vor Ort gelöst. Schleswig-Hol-
steiner wissen sehr gut, was für sie gut und richtig
ist. In diesem Feld brauchen wir weder Berlin und
schon gar nicht Ostbayern. Wir sehen keinen
Grund, Bürgerinnen und Bürger in einem Bereich
zu entmündigen, in dem sie über eigenes Tun ent-
scheiden und auch ihr Handeln insbesondere ver-
antworten können.

Wir haben öffentliche Institutionen, die man
zwingend aufsuchen muss. Dort muss der Nichtrau-
cher zu 100 % geschützt sein. Das tun wir mit ei-
nem umfassenden gesetzlichen Nichtraucher-
schutz. In Behörden, öffentlichen Einrichtungen,
Schulen, Kindertagesstätten et cetera besteht ein ge-
nerelles Rauchverbot.

Aber nach wie vor, jeder Mensch kann und soll für
sich individuell entscheiden, welche Veranstal-
tung, welches Restaurant er besuchen möchte, auch
wo er arbeiten möchte. Er muss nur vorher wissen,
ob dort geraucht wird oder nicht. Dabei ist es uner-
heblich, ob das bundesweit einheitlich gekenn-
zeichnet wird. Herr Potzahr hat ja so schön gesagt,
es gibt den runden roten Kreis mit der durchgestri-
chenen Zigarette.

Wir sehen keinen Grund, Änderungen vorzuneh-
men, und werden den Antrag von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN ablehnen. Wir haben eine gute, aus-
gewogene Nichtraucherschutzregelung, die funktio-
niert und gesellschaftlich anerkannt ist. - Vielen
Dank für Ihre Zwischenbemerkungen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich der Frau
Kollegin Antje Jansen das Wort.

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Nach diesem Beitrag, das ist sehr gut, ja.

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In
Schleswig-Holstein - das, Frau Klahn und Herr Pot-
zahr, sollten Sie sich vor Augen führen; ich weiß
gar nicht, ob er noch hier im Saal ist - erkrankten
im Jahr 2007 über 2.000 Frauen und Männer neu an
Lungenkrebs und 1.500 starben daran. - Ja, Herr
Potzahr sitzt da; ich habe ihn nicht gesehen. Bun-
desweite Zahlen - das hat meine Kollegin Bohn ja
schon ausgeführt - sind genauso hoch. Die will ich
jetzt gar nicht wiederholen.

Nachdem ich aber diese Beiträge von CDU und
FDP gehört habe, müssen wir, glaube ich, in diesem
Hause noch öfter über Nichtraucherschutz diskutie-
ren. Gerade die Gefahren des Passivrauchens wol-
len Sie, glaube ich, gar nicht begreifen. Mein Ein-
druck ist - ich bin richtig erschüttert über Ihre Bei-
träge -, Sie unterstützen mit Ihren Beiträgen die Ta-
bakindustrie.

(Zurufe: Oh!)

Philip Morris, der Malboro-Produzent, hat nämlich
1993 ausgeführt: Ziel sei es, allgemeine Rauchver-
bote verhindern, Strategien und Studien auf den
Weg bringen, die belegen, dass Maßnahmen im
Hinblick auf den Tabakrauch in der Umgebungsluft
nicht notwendig sind. Meine Damen und Herren,
genau das haben Sie heute mit Ihren Beiträgen hier
ausgeführt. Ich kann nur sagen: Sie sind nicht auf
der Höhe der gesundheitlichen Tatsachen in der
heutigen Zeit. Ich glaube, Sie gehören zu der „Rau-
cherpartei“. Dass wir das in Schleswig-Holstein so
diskutieren, ist beschämend.

(Beifall bei der LINKEN und der Abgeord-
neten Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin Klahn?

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Nein, ich will erst einmal weitermachen.

(Anita Klahn [FDP]: Dann nicht!)
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Die Nichtraucherschutzgesetze - nicht nur in
Deutschland, sondern auch in Schleswig-Holstein
sind lückenhaft gestaltet. Deshalb ist es auch nicht
leicht, sich dem Qualm zu entziehen.

Den Besitzern der Restaurants und Kneipen bieten
die Gesetze zahlreiche Schlupflöcher. Das führt da-
zu, dass die Bediensteten quasi gezwungen sind,
Luftschadstoffkonzentrationen zu ertragen, die an
anderen Betriebsstätten zur sofortigen Schließung
führen würden.

Mehr als vier von fünf Bundesbürgern wünschen
sich eine bundesweit einheitliche Gesetzgebung.
Umfragen belegen das, was Sie heute sagen, näm-
lich die Freiheit der Raucher, nicht. Die Menschen
denken etwas anderes.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Woran sollen wir uns orientieren? 16 Mal waren es
die Abgeordneten eines Landesparlaments, die
einen gesetzlichen Rahmen verabschiedet haben.
Das rote Zeichen mit der durchgestrichenen Ziga-
rette ist nicht überall angebracht, Herr Potzahr. Ich
kann Frau Hinrichsen verstehen, dass man nicht
weiß, wenn man irgendwo hingeht, wenn das nicht
groß angebracht ist, ob man da rauchen darf oder
nicht.

Außerdem haben wir das Ergebnis des Volksent-
scheids aus Bayern. Die Wahlberechtigten in Bay-
ern, mit 12,5 Millionen Einwohnern in dem zweit-
bevölkerungsreichster Bundesland, haben eindeutig
für den Nichtraucherschutz gestimmt.

(Beifall bei der LINKEN)

Für uns als Linke und für mich als konsequente
Nichtraucherin sollte das entscheidend sein und als
Grundlage für eine einheitliche Gesetzgebung gel-
ten.

(Beifall bei der LINKEN - Unruhe)

In anderen Staaten der Welt sieht es ganz anders
aus. Zum Beispiel gibt es in Kanada einen konse-
quenten Nichtraucherschutz. Da dürfen Sie noch
nicht einmal im Auto rauchen, wenn jemand mit-
fährt. Das ist konsequent, und das ist gut. Pas-
sivrauchen ist gesundheitsschädlich. Das belegen
die Zahlen über die Kranken und Toten, die wir ha-
ben. Die Krankenkassen müssen dafür zahlen, dass
so viele Menschen durch Passivrauchen erkranken.

(Anhaltende Unruhe - Glocke des Präsiden-
ten)

DIE LINKE unterstützt das Anliegen des vorliegen-
den Antrags. Wir sind sehr dafür, bundesweit ein-
heitliche Standards und Rahmenbedingungen für
den Nichtraucherschutz zu schaffen. Das ist nicht
nur so, weil damit Verhaltenssicherheit im Alltag
über die Landesgrenzen hinweg hergestellt wird,
das ist auch so, weil es beim Nichtraucherschutz
einheitliche Interpretationsspielräume gibt. Das hat
man auch in der heutigen Debatte gehört.

Zum Arbeitsschutz: Natürlich darf der nicht dort
aufhören, wo die Interessen von Gaststättenbetrei-
bern anfangen.

(Beifall des Abgeordneten Ulrich Schippels
[DIE LINKE])

Ein in die Arbeitsschutzverordnung übernommenes,
klares, konsequentes und ausnahmsloses Rauchver-
bot in Restaurants und Gaststätten, so wie es in al-
len öffentlich genutzten Gebäuden selbstverständ-
lich ist, gehört zu unseren gesundheitspolitischen
Forderungen.

(Anhaltende Unruhe - Glocke des Präsiden-
ten)

Die Fraktion DIE LINKE wird diesen Antrag natür-
lich unterstützen.

Herr Kollege Potzahr, um Kinder und Jugendliche
vor Rauchen und Passivrauchen zu schützen, ist ein
konsequentes Nichtraucherschutzgesetz notwendig.
Anders geht es gar nicht.

(Beifall bei der LINKEN und der Abgeord-
neten Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Präsident Torsten Geerdts:

Für die SSW-Fraktion hat Frau Kollegin Silke Hin-
richsen das Wort.

(Zurufe: Die raucht!)

Silke Hinrichsen [SSW]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
spreche hier als Raucherin. Ich halte das auch für
angebracht angesichts dessen, was hier im Moment
so durch den Raum geistert.

(Zurufe)

- Kein Qualm. Ja, ich hätte natürlich auch mit einer
Zigarette nach vorn gehen können. Frau Klahn, ich
habe Sie so verstanden, dass ich jetzt wieder überall
rauchen darf. Das ist schön, aber das ist nicht so.
Die Kollegin Marret Bohn hat zusammen mit Herrn
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Potzahr und mir die Sache schon in der „FördeRun-
de“ einmal ausdiskutiert - damit Sie sich nicht wun-
dern, dass wir hier gegenseitig Bezug auf noch
nicht abgehaltene Wortbeiträge nehmen.

Ich möchte gern Folgendes sagen, und auch ich per-
sönlich stehe dahinter: Der SSW ist der Meinung,
dass für den Nichtraucherschutz bundesweit ein-
heitliche Standards und Rahmenbedingungen gel-
ten sollten.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Der völlig unübersichtliche Flickenteppich aus un-
terschiedlichen Regeln und Ausnahmen ist ganz si-
cher nicht im Sinne eines konsequenten Gesund-
heitsschutzes. Wir würden es daher sehr begrüßen,
wenn sich die Ministerpräsidenten und Gesund-
heitsminister der Länder dieser Sache annehmen
und sich auf einheitliche Regelungen und Standards
verständigen könnten. So wäre für Nichtraucher
und Raucher endlich eindeutig klar, woran sie wirk-
lich sind und wie sie sich zu verhalten haben. Ich
bin ausgesprochen dankbar, dass die Kollegin Mar-
ret Bohn mir persönlich und auch allen anderen ge-
sagt hat, wir dürfen weiter rauchen, nur nicht unbe-
dingt da, wo sie sich gerade aufhält, beziehungs-
weise in den besagten geschlossenen Räumen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Doch wie wir alle wissen, tragen auch die bundes-
weiten Nichtraucherschutzregeln - soweit vorhan-
den - bisher nicht zur Klarheit bei. Zwar enthält § 5
der Arbeitsstättenverordnung bereits eine unmittel-
bare Verpflichtung - -

(Anhaltende Unruhe - Glocke des Präsiden-
ten)

Präsident Torsten Geerdts:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben uns
vorgenommen, heute sehr lange zu tagen. Wir soll-
ten trotzdem versuchen, einander zuzuhören. Das
Wort hat Frau Kollegin Hinrichsen.

(Beifall)

Silke Hinrichsen [SSW]:

Zwar enthält § 5 der Arbeitsstättenverordnung
bereits eine unmittelbare Verpflichtung des Arbeit-
gebers zum Schutz der nicht rauchenden Beschäf-
tigten, doch dies wird nicht detailliert genug be-
schrieben. Die weitgehenden Freiheiten der Betrie-
be bei der Ausgestaltung haben zu einem System
geführt, das dem hoch anzusiedelnden Ziel des Ge-

sundheitsschutzes nicht ausreichend Rechnung
trägt. Entgegen der Ansicht von Frau Klahn ist dies
trotz allem nicht strafbar; das wird Ihnen der Straf-
rechtler Herr Kubicki erklären.

Wie wir alle wissen, ist dies besonders für die Be-
schäftigten im Gaststättengewerbe ein großes Pro-
blem. Bis auf Bayern gibt es heute kein einziges
Bundesland, in dem keine Ausnahmeklauseln für
generelle Rauchverbote in Gaststätten gelten.
Nichtraucher können deshalb an ihrem Arbeitsplatz
der Gefahr des Passivrauchens ausgesetzt sein. Hier
wurde ausgeführt, auch durch Sie, Frau Klahn, dass
man dort ja nicht arbeiten müsste.

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin Hinrichsen, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage?

Silke Hinrichsen [SSW]:

Nein, ich möchte erst gern meinen Satz zu Ende
bringen. - Ich gehe davon aus, dass auch Ihnen be-
kannt ist, dass Menschen, die Hartz IV beziehen, ei-
ne Arbeitspflicht haben, wenn ihnen ein Arbeits-
platz zugesprochen oder angeboten wird, den sie er-
halten könnten. Die Freiheit zu entscheiden, einfach
Nein zu sagen, hat man in dieser Situation häufig
nicht.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und des Abgeordneten
Bernd Heinemann [SPD])

Die notwendigen Kontrollen - das hat die Kollegin
Jansen schon ausgeführt - sind schwierig durchzu-
führen und häufig ineffizient. Auch der Schutz von
unter 18-Jährigen kann dadurch nicht immer konse-
quent umgesetzt werden.

Anders als die Gesundheitsminister sehen wir die
Möglichkeit, zu einer bundesweit einheitlichen und
transparenten Regelung zu kommen, wenn man es
denn will. Durch das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 30. Juli 2008 ist deutlich ge-
worden, dass Ausnahmeregelungen tendenziell pro-
blematisch und absolute Rauchverbote in Gast-
stätten durch Änderungen des Arbeitsschutzge-
setzes verfassungsgemäß sind. Demnach halten
auch wir den Weg, eine umfassende Regelung im
Arbeitsrecht zu erwirken, für sinnvoll und auch im
Sinne der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
Der Forderung an die Landesregierung, eine ent-
sprechende Bundesratsinitiative zu starten, können
wir uns deshalb anschließen. So wäre in jedem Fall
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sichergestellt, dass wirklich alle Arbeitsstätten um-
fasst sind.

Der Zustand, dass Menschen, die in einem Umfeld
arbeiten, in dem geraucht werden darf, erhebliche
gesundheitliche Risiken in Kauf nehmen, um ihr
Geld zu verdienen, ist überhaupt nicht mehr pas-
send.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin, gestatten Sie jetzt eine Zwischenfra-
ge?

Silke Hinrichsen [SSW]:

Ja.

Anita Klahn [FDP]: Sie wollten eigentlich
nur Ihren Satz zu Ende bringen; deswegen
habe ich gewartet. - Liebe Frau Kollegin
Hinrichsen, gleich mehrere Sachen. Sie ha-
ben eben gesagt, in § 5 der Arbeitsstättenver-
ordnung - -

(Unruhe)

- Eine Frage: Haben Sie nicht gerade eben erklärt,
dass man nur eine Frage hat?

Präsident Torsten Geerdts:

Eine Zwischenfrage.

Anita Klahn [FDP]: Eine Zwischenfrage, ja,
ich nehme jetzt die wesentliche Frage.

(Werner Kalinka [CDU]: Nicht ablesen!)

- Ich muss aber ablesen. - Sie haben eben
ausgeführt, dass nach § 5 der Arbeitsstätten-
verordnung der Nichtraucherschutz unzurei-
chend sei. Das ist doch richtig?

Silke Hinrichsen [SSW]:

Ja.

Anita Klahn [FDP]: Erklären Sie mir bitte,
was Sie als nicht ausreichend empfinden,
wenn dort steht:

„Der Arbeitgeber hat die erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen, damit die nicht rauchen-
den Beschäftigten in Arbeitsstätten wirksam
vor den Gesundheitsgefahren durch Ta-
bakrauch geschützt sind. Soweit erforderlich,
hat der Arbeitgeber ein allgemeines oder auf

einzelne Bereiche der Arbeitsstätte be-
schränktes Rauchverbot zu erlassen.

In Arbeitsstätten mit Publikumsverkehr hat
der Arbeitgeber Schutzmaßnahmen nach Ab-
satz 1“ - -

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin, Sie können an dieser Stelle keine
ganze Rede halten.

Anita Klahn [FDP]: Doch!

- Frau Kollegin, Sie halten jetzt keine ganze Rede,
sondern stellen eine Zwischenfrage, und dazu kom-
men Sie bitte jetzt.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

- Frau Hinrichen möchte mir bitte erklären,
wenn Sie diesen Text kennen würde, was Sie
konkret als nicht ausreichend empfindet.

Silke Hinrichsen [SSW]:

Ich kann Ihnen dazu im Moment keine Stellungnah-
me abgeben. Sie mussten sogar einen Zettel mit-
nehmen, um mir diese Zwischenfrage zu stellen.
Sie können ihn mir nachher gern geben, dann kann
ich Ihnen das erklären.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN - Anita Klahn [FDP]:
Das war der Gesetzestext, den ich nicht aus-
wendig konnte!)

- Sie mussten ihn ablesen, Sie konnten ihn nicht
einmal zusammenfassen.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat jetzt Frau Kollegin Hinrichsen.

Wenn wir uns für einen wirklich konsequenten und
damit bundesweiten einheitlichen Schutz für Nicht-
raucherinnen und Nichtraucher einsetzen, muss da-
bei eines klar sein: Ein so umfassender Schritt kann
nicht von heute auf morgen durchgesetzt werden.
Er muss sorgfältig erarbeitet werden, und hierbei
sollte es auch Übergangsfristen geben. Wir müs-
sen auch den Betreibern von Gaststätten schon die
Möglichkeit geben, sich auf die neuen Regeln ein-
zustellen, insbesondere auch denjenigen, die bereits
umfassende Maßnahmen ergriffen haben.

Auch wir sind also der Meinung, dass eine bundes-
weit einheitliche Lösung zu begrüßen wäre. Dem
hohen Gut des Gesundheitsschutzes würde damit
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Rechnung getragen werden. Ob dies nunmehr durch
Änderung des Arbeitsrechtes durch die Bundesre-
gierung oder aber durch eine gemeinsame Linie der
Länder erfolgt, ist hier überhaupt nicht die zentrale
Frage für mich.

In jedem Fall sehen wir uns alle, die Landesregie-
rung und den Ministerpräsidenten und die Gesund-
heitsminister, in der Pflicht, sich im Sinne der Ge-
sundheit der Menschen in Schleswig-Holstein für
diese wichtige Sache einzusetzen. Damit haben Sie
vielleicht auch die Antwort. Es ist sinnvoll, ganz
viel für die Gesundheit zu tun. Obwohl ich Juristin
bin, sage ich, manchmal wäre es schön, wenn man
da nicht so doll auf die Paragrafen guckt, sondern
den Gesundheitsschutz vorne anstellt.

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Landesregierung erteile ich dem
Herrn Minister für Arbeit, Soziales und Gesundheit,
Herrn Dr. Heiner Garg.

Dr. Heiner Garg, Minister für Arbeit, Soziales und
Gesundheit:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!
Mit dem vorliegenden Antrag wird wieder einmal
ein Anliegen vorgebracht, das im Bundesrat zuletzt
im März 2007 erfolglos war, nämlich die Strei-
chung der Möglichkeit für Ausnahmen vom Rauch-
verbot in Bereichen mit Publikumsverkehr.

Bei allem Respekt, Frau Kollegin Bohn, ich sage
Ihnen ganz deutlich: Aus Sicht der Landesregierung
spricht derzeit überhaupt nichts für einen erneuten
Anlauf.

Begründet wird der Antrag mit der Aussage, im Ar-
beitsschutzrecht würden klare Regelungen in
Form eines gesetzlichen Rauchverbotes fehlen.
Das trifft in dieser Form so nicht zu, auch nicht so,
wie Sie es vorgebracht haben.

(Beifall bei der FDP)

Das Arbeitsschutzrecht ist an der Stelle völlig klar.
Es wird eben nicht - wie Sie in Ihrem Antrag sug-
gerieren - der willkürlichen Entscheidung des Ar-
beitgebers überlassen, ein Rauchverbot auszuspre-
chen. Grundsätzlich sind Arbeitgeber verpflichtet,
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wirksam vor
Passivrauchen zu schützen. Das ist auch richtig so.

Eine klar definierte Ausnahme - und um die geht
es Ihnen ja - ist die Möglichkeit nach § 5 Abs. 2 Ar-
beitsstättenverordnung, diese Schutzmaßnahmen
nur insoweit zu treffen, „als die Natur des Betriebes
und die Art der Beschäftigung es zulassen“. Das be-
zieht sich faktisch nur auf die Gastronomie, kann
auch faktisch nur dort Anwendung finden.

Es mag nicht jedem passen. Dafür habe ich volles
Verständnis. Im Übrigen geht es mir persönlich
ganz genauso. Ich mag es auch nicht, intensiv voll-
gequalmt zu werden. Aber Gaststätten, die Debatte
hatten wir in der letzten Legislaturperiode hier
mehr als einmal, sind nun auch einmal tradierter-
maßen Orte, in denen Menschen nicht nur trinken
und essen, sondern auch rauchen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Als Kompromiss zwischen dem Anliegen derer,
die rauchen möchten, und denen, die sich dadurch
gestört fühlen, lässt das schleswig-holsteinische
Landesgesetz zum Schutz vor den Gefahren des
Passivrauchens die Einrichtung von Nebenräumen
zu, in denen geraucht werden darf. Damit sagen
wir, dass unter den genannten Voraussetzungen des
Nichtraucherschutzes die Möglichkeit zu rauchen in
Schleswig-Holstein zur Natur des Betriebes von
Gaststätten gehört. Grundsätzlich wird damit die
Bedienung auch eines rauchenden Kundenkreises
hingenommen.

Was ich sehr viel wichtiger finde als die erneute
Debatte, wie viele Ausnahmen wir möglicherweise
im Nichtraucherschutzgesetz in Schleswig-Holstein
haben, ist die Wichtigkeit von Rauchprävention
gerade bei jungen Menschen. Hier gibt es in den
letzten Jahren eine ausgesprochen erfreuliche Ent-
wicklung. Ich finde, die kann man an dieser Stelle
dann auch einmal darstellen. 2001 rauchten noch
28 % der Jugendlichen, es waren 2008 - und das hat
nichts mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zu tun -
nur noch 15 %. Das ist fast eine Halbierung. Das
waren so wenige wie noch nie, seit das Rauchver-
halten junger Menschen untersucht wird.

Man kann im Einzelnen - das ist jedem zugebilligt -
geteilter Auffassung über das geltende schleswig-
holsteinische Nichtraucherschutzgesetz sein. Was
man aber nicht sagen kann, ist, dass diejenigen, die
in der Gastronomie arbeiten und ihr Geld verdie-
nen, hier auf breiter Front Handlungsbedarf an-
melden. Vor diesem Hintergrund kann ich nicht er-
kennen, warum eine bundeseinheitliche Regelung
ein handlungsleitendes Anliegen sein soll.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU)

2354 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 28. Sitzung - Freitag, 10. September 2010

(Präsident Torsten Geerdts)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D32&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D32&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D32&format=WEBVOLLLANG


Wenn wir alle Unterschiede, die hier jedes Mal in
unterschiedlichsten Formen vorgetragen werden -
wir hatten vor wenigen Tagen eine Diskussion über
die Hygieneverordnungen in Krankenhäusern -,
wegwischen wollen, dann brauchen wir keinen Fö-
deralismus, Frau Kollegin Bohn.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Das Nichtraucherschutzgesetz in Schleswig-Hol-
stein - -

(Gähnen der Abgeordneten Dr. Marret Bohn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Ich finde Ihre Geste bemerkenswert. - Legen Sie
doch einen Antrag vor, mit dem das nachgebessert
wird. Legen Sie doch einen ganz konkreten Antrag
vor. Das wäre doch auch einmal ein Vorschlag.

Im Übrigen finde ich es auch sehr originell, dass
Sie eine Bundesratsinitiative fordern, gleichzeitig
aber das Pairing für die Unionsleute hier im Kabi-
nett ablehnen. Wie sollen sie dann eigentlich Ihre
Anliegen im Bundesrat vertreten können?

(Beifall bei FDP und CDU)

Ich halte angesichts einer gesundheitspolitisch sehr
wohl vertretbaren Rechtslage etwas anderes für viel
wichtiger. Bei dem letzten Tagesordnungspunkt,
den wir gerade debattiert hatten, mahnte der Kolle-
ge Tietze sehr eindringlich Verlässlichkeit an. Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, wir können
den Bürgern und Steuerzahlern, die einen gastrono-
mischen Betrieb führen und damit Arbeitsplätze ge-
schaffen haben und schaffen, nicht im 24-Monats-
Takt neue Regelungen zumuten.

(Beifall bei FDP und CDU)

Herr Kollege Eichstädt, ich hätte mich gefreut,
wenn Sie mit derselben Verve hier eine Antwort
darauf gegeben hätten, was Sie eigentlich machen
wollen, nachdem viele Betriebe, die sich auf die jet-
zige Nichtraucherschutzregelung, die Sie damals
mitbeschlossen haben, eingestellt haben, erhebliche
Investitionen vorgenommen haben.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Hans-Jörn Arp [CDU])

Was gedenken Sie eigentlich zu tun, wenn genau
diese Betriebe dann Schadenersatzforderungen an
das Land Schleswig-Holstein stellen?

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU)

Insgesamt glaube ich, dass es weitaus schwerwie-
gendere Probleme im Bereich der Gesundheitsprä-

vention gibt als die erneute Befassung mit Ausnah-
men des schleswig-holsteinischen Gesetzes zum
Schutz vor Passivrauchen. Vielleicht könnten dieje-
nigen, die heute dort in der Opposition sitzen und
das damals mitbeschlossen haben, sich ab und zu
auch einmal an ihre eigenen Beschlüsse erinnern,
die noch nicht so lange her sind.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich
der Frau Kollegin Dr. Marret Bohn.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Minister, ich finde, dass war weit unter
dem Niveau, was Sie ansonsten hier zeigen. Sie
wissen, ansonsten bin ich mit Ihren Berichten sehr
zufrieden.

(Zurufe)

Das ist meine freie Meinungsäußerung. „Nur eine
vollständige rauchfreie Gastronomie schützt Mitar-
beiter und Gäste wirkungsvoll vor den Gesund-
heitsgefahren des Passivrauchens“, erklärt Profes-
sor Dr. Otmar D. Wiestler, Vorstandsvorsitzender
und wissenschaftlicher Stiftungsvorstand des Deut-
schen Krebsforschungszentrums.

Zu den etwa 115 Todesfällen, die wir im Jahr
durch das Passivrauchen haben, haben Sie jetzt
leider nichts gesagt. Mitarbeiter in Gaststätten ha-
ben ein gut 30 bis 50 % höheres Risiko, an Lungen-
krebs zu sterben. Das ist höher als bei allen anderen
in unserer Gesellschaft.

Das, was wir Grüne hier vertreten, ist nicht irgend-
etwas, mit dem wir die Freiheit anderer einschrän-
ken wollen. Das habe ich auch ganz deutlich ge-
sagt. Es ist mir wichtig, das zu wiederholen. Das,
was wir hier vertreten, sind unter anderem auch die
Forderungen des Aktionsbündnisses Nichtrauchens:
Ärztlicher Arbeitskreis Rauchen, Bundesärztekam-
mer, Bundesvereinigung Prävention und Gesund-
heitsförderung, Deutsche Gesellschaft für Kardiolo-
gie, Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und
Beatmungsmedizin, Deutsche Hauptstelle für
Suchtfragen, Deutsches Krebsforschungszentrum,
Deutsche Krebsgesellschaft, Deutsche Krebshilfe
und Deutsche Lungenstiftung. - Jetzt wollen Sie
mir sicherlich erzählen, das sind alles grüne Sym-
pathisanten, die von der Materie nichts verstehen.
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(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Ich sehe das ganz anders. Der vollständige Nicht-
raucherschutz wird irgendwann kommen. Das ist
eine Frage der Zeit.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir hätten es jetzt gern vorangebracht. Das ist lei-
der in der jetzigen Zusammensetzung des Parla-
mentes nicht möglich. Ich sage es noch einmal: Er
wird kommen.

Präsident Torsten Geerdts:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Nein.

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Es ist Abstimmung in der
Sache beantragt worden. Wer zustimmen will, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, dass der
Antrag Drucksache 17/743 mit den Stimmen der
Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen
der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, DIE LINKE und SSW abgelehnt worden ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Spielbankgesetzes

Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache
17/793

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf 17/793
federführend dem Finanzausschuss und mitberatend
dem Innen- und Rechtssausschuss zu überweisen.
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist ein-
stimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 24 auf:

Steuerhinterzieher sind Straftäter

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/772

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
sehe, das ist nicht der Fall. Ich eröffne die Ausspra-
che. Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
hat Herr Abgeordneter Thorsten Fürter das Wort.

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Steuerhinterziehung ist eine Straftat, das
möchte ich hier gleich zu Beginn grundsätzlich
feststellen.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] - Heiterkeit)

- Herr Kubicki, zu Ihnen komme ich noch. - Des-
halb muss der Rechtsstaat alles Zulässige tun, um
solche Taten aufzudecken und deutlich zu machen,
dass Steuerhinterziehung nicht geduldet wird.

(Beifall des Abgeordneten Martin Habersaat
[SPD] und Ulrich Schippels [DIE LINKE])

Da sind sich Opposition und Regierung einig, neh-
me ich an. Nur einer - und jetzt sind wir schon bei
Ihnen, das geht recht schnell - schert aus, tanzt aus
der Reihe und hält die schon in der Truhe vergessen
geglaubte Fahne Bürgerrechtspolitik wieder hoch:
der Kollege Wolfgang Kubicki.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Dazu komme ich
gleich noch!)

Er sagt: Dieses Vorgehen ist mit unserem Rechts-
staatsbegriff nicht vereinbar; der Zweck heiligt
nicht alle Mittel.

Lieber Herr Kubicki, ich würde mir wünschen, dass
Sie den Rechtsstaat nicht ausschließlich dann her-
vorkramen, wenn es Ihrer Klientel an den Kragen
geht.

(Christopher Vogt [FDP]: Oh Gott! -
Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Der alte
Juli-Vorsitzende! - Christopher Vogt [FDP]:
Graf-Lambsdorff-Zeit!)

Da komme ich um den alten Volksspruch: „Die
Kleinen hängt man, die Großen lässt man laufen“,
nicht herum.

(Zurufe)

Es ist nicht so, dass die Verwertung von Erkennt-
nissen, die aus unerlaubten Quellen stammen,
gänzlich ausgeschlossen ist. So sieht es im Übrigen
auch der schleswig-holsteinische Datenschutzbe-
auftragte, Dr. Thilo Weichert. Selbstverständlich
dürfen beim Ankauf rechtstaatliche Prinzipien nicht
über Bord geworfen werden. Deshalb ist die Dis-
kussion über den Ankauf der Steuer-CD gerade
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durch die FDP mehr als scheinheilig, weil die Frage
der Rechtsstaatlichkeit nur vorgeschoben wird,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

um Straftäter zu schützen. In Wahrheit ist das The-
ma nicht Ankauf oder Rechtsstaat, sondern Ankauf
im Rechtsstaat.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN)

Sie reden doch immer von einem gerechteren Steu-
ersystem, liebe Freundinnen und Freunde von der
FDP. Steuergerechtigkeit bedeutet aber auch, dass
nicht nur theoretisch der mehr zahlt, der mehr ver-
dient, sondern dies auch praktisch umgesetzt wird.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Zuruf des Abgeordneten Christo-
pher Vogt [FDP])

Es reicht eben nicht, zu beteuern, dass man Steuer-
hinterziehung verurteilt und alles zur Aufklärung
tut, sondern man muss es auch machen, wenn ei-
nem die Chance dazu gegeben ist.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Solange es noch Steueroasen gibt, in welche deut-
sche Steuerflüchtige ihr Geld verschwinden lassen,
ihr Geld vermehren und sich der deutschen Steuer-
gesetzgebung entziehen, solange werden wir Steu-
erdaten-CDs kaufen, ja kaufen müssen. Kanalin-
seln, Seychellen, Panama, Virgin Islands, Liechten-
stein, Cayman Islands, ich könnte die Liste noch
ein bisschen weiter ausführen. Sie kennen die Staa-
ten alle. Ich erzähle Ihnen da nichts Neues. Alles
Steuerparadiese.

(Zuruf von der FDP: Landesbank! - Weitere
Zurufe)

Aber ins Paradies kommt man leider erst, wenn
man auf Erden Gutes getan hat,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und nicht dann, wenn man die Steuern hinterzieht
und die Gemeinschaft schädigt.

(Zurufe - Glocke des Präsidenten)

Ein einfaches und gerechtes Steuersystem, in dem
jeder seinen Beitrag leistet, das wollen auch wir.
Ein Rechtsstaat, der vorgeht - ich sage es so hart -
gegen Schmarotzer, die keine Steuern zahlen, aber
sich über die Löcher in den Straßen vor der eigenen
Haustür beschweren. Sie haben die Löcher in den
kommunalen Haushalten durch ihre Steuerflucht

doch erst mit beeinflusst. Das können wir nicht
durchgehen lassen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Björn Thoroe [DIE
LINKE])

Deshalb sage ich Ihnen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der FDP: Diese ganze Debatte um Da-
tenschutz und Hehlerei ist scheinheilig. Man darf
hier schon einmal fragen: Wer ist in dieser Ge-
schichte eigentlich der Lausbub?

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Zuruf des Abgeordneten Wolf-
gang Kubicki [FDP])

Das scheint inzwischen auch die Landesregierung
zu sehen. Herr Wiegard, ich freue mich. Wenn man
Presseberichten glauben darf, prüft die Landesre-
gierung den Ankauf der Steuer-CD, und ist offen-
sichtlich mit einem ersten zur Verfügung gestellten
Datensatz ziemlich zufrieden.

Herr Kubicki, wissen Sie eigentlich, wem Sie da
Hehlerei vorgeworfen haben? Ich bin jedenfalls
sehr froh, dass es noch Bereiche gibt, in denen die
Macht des inoffiziellen Regierungssprechers endet -
an der Haustür von Herrn Finanzminister Wiegard.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt beim SSW - Zuruf des Abge-
ordneten Wolfgang Kubicki [FDP])

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die CDU-Fraktion erteile ich dem
Herrn Kollegen Hans Hinrich Neve.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Ich
würde ja fragen, wo die die her haben! Aber
ich weiß es!)

Hans Hinrich Neve [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Laut
§ 370 der Abgabenordnung ist Steuerhinterzie-
hung eine Straftat. Insofern ist die Feststellung
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Titel ihres
Antrags - „Steuerhinterzieher sind Straftäter“ - rich-
tig und in diesem Hause und insgesamt unstrittig.

(Beifall bei CDU, FDP und vereinzelt bei der
SPD - Zuruf des Abgeordneten Wolfgang
Kubicki [FDP])

Aber bei näherer Betrachtung des Antrags und der
Begründung stellen sich inhaltliche Fragen.
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Erstens muss zum Beispiel vor dem Ankauf einer
angebotenen CD genau geprüft werden, was dabei
für Schleswig-Holstein herausspringt. Es muss ein
deutliches Plus bei den Steuereinnahmen geben, da-
mit sich der Kauf auch wirklich lohnt.

Zweitens muss geprüft werden, ob solche CDs ech-
te Neuigkeiten enthalten, oder ob einfach nur Infor-
mationen gespeichert sind, über die die Finanzver-
waltung ohnehin schon verfügt.

Drittens müssen die Daten konkret sein. Es reicht
nicht, vage Informationen darüber zu erhalten, dass
irgendjemand vielleicht irgendwelche Steuern hin-
terzogen hat. Im Grunde genommen brauchen wir
umfangreiche Daten, auf die sich die Ermittlungs-
behörden der Steuerfahndung stützen kann. Es müs-
sen deutlich Ross und Reiter genannt werden.

Viertens müssen die Kosten angebotener CDs und
ihre Erträge in einem vernünftigen Verhältnis ste-
hen. Wenn kein klarer Mehrwert für uns erkennbar
ist, sollte man von einem Ankauf Abstand nehmen.

All diese Fragen stellen sich im Zusammenhang mit
CDs über mutmaßliche Steuersünder. Aber all
diese Fragen - das betone ich - stellen sich nicht uns
als Abgeordnete des Schleswig-Holsteinischen
Landtags. Nein, diese Fragen stellen sich dem Fi-
nanzminister. Er vertritt die Exekutive. Er ist die
vollziehende Gewalt. Er muss die Entscheidung
treffen, ob er kauft oder nicht.

Wir als Landtag werden ihn und seine Arbeit kon-
trollieren, und wir haben am Ende zu bewerten, ob
seine Entscheidungen richtig waren oder nicht. Mi-
nister Wiegard stellt sich diesem Urteil, und ich ha-
be keinen Zweifel daran, dass er diesem Urteil auch
mit Blick auf den Ankauf von Steuer-CDs standhal-
ten kann.

Die Berichte im Finanzausschuss, aber auch aus
den Medien - so wissen wir - sind beeindruckend.
Hier gilt mein Dank dem Minister und seinem Haus
für die Erfolge, die sie in diesem Bereich erzielt ha-
ben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Jenseits davon gestatten Sie mir jedoch bitte noch
eine abschließende Bemerkung. Unser Steuerrecht
ist inzwischen so kompliziert geworden, dass
manch ein Mittelständler - ich als Landwirt gehöre
auch dazu - geradezu Angst davor hat und schon
mit einem Bein im Gefängnis steht, wenn er seine
Steuererklärung unterschreibt. Nicht, weil er sich
irgendeiner Schuld bewusst ist. Nein, weil das gan-
ze System kaum noch zu überblicken ist.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Man lebt auch in der Hoffnung und im Glauben,
den richtigen Steuerberater erwischt zu haben.
Auch Steuerberater verzweifeln teilweise an dem
System.

(Zurufe: Das glaube ich nicht! - Die leben
vom System!)

- Ja, gut. - Meine Damen und Herren, wir wissen,
dass in naher Zukunft Steuersenkungen nicht mög-
lich sind. Eine Vereinfachung unseres Steuerrechts
sollte auch in diesen schwierigen Zeiten möglich
sein. Darüber sollten wir uns einig sein.

(Beifall bei der CDU)

Auch und gerade in diesem Sinne wollen wir die
weitere Beratung miteinander führen. Insofern be-
antrage ich Ausschussüberweisung, aber mit der
Bitte, dass wir dort auch die abschließende Bera-
tung herbeiführen. Eine erneute Beratung hier im
Plenum ist nicht nötig.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die SPD-Fraktion erteile ich dem
Herrn Kollegen Olaf Schulze.

Olaf Schulze [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Steuerhinterziehung ist kein Scherz und
kein Kavaliersdelikt. Wer Steuern hinterzieht, schä-
digt die Gesellschaft. Das Geld fehlt an genau den
Ecken und Enden, auf die in den letzten Tagen De-
monstrantinnen und Demonstranten eindrücklich
hingewiesen haben.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Diejenigen, die Steuern hinterziehen, gehen dabei
oft straffrei aus. Sie profitieren von der in der Ab-
gabenordnung geregelten Möglichkeit, dass unter
bestimmten Voraussetzungen Steuerhinterziehung
nicht bestraft wird: nämlich dann, wenn sie noch
nicht von der Finanzbehörde entdeckt wurden und
der Steuerhinterzieher sich selbst stellt. Mit schöner
Regelmäßigkeit häufen sich denn auch die Selbst-
anzeigen, sobald wieder einmal eine CD mit Daten
mutmaßlicher Steuerhinterzieher entdeckt wurde.
Wenn man schon Gefahr läuft, die Steuern nach-
zahlen zu müssen, will man wenigstens nicht noch
bestraft werden.
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Ich will nicht verhehlen, dass diese Möglichkeit der
Selbstanzeige einen gewissen Charme hat, weil sich
auf diese Weise auch Menschen selbst anzeigen
und Steuern nachzahlen, die letztlich gar nicht auf
der jeweiligen CD auftauchen. Schwerer wiegt je-
doch die Ungerechtigkeit, die dahintersteckt, wenn
man Steuern hinterziehen kann und dabei kein
großes Strafrisiko eingeht.

Der allergrößte Teil der Menschen in Deutschland
hinterzieht keine Steuern, sondern finanziert je nach
der finanziellen Leistungsfähigkeit unseren Sozial-
staat mit. Das ist richtig so, das ist ein Teil alltägli-
cher Solidarität, die eine Gesellschaft braucht und
die sie einfordern muss.

Wir meinen: Es ist an der Zeit, das Privileg für
Steuerkriminelle abzuschaffen. Wenn die straf-
freie Selbstanzeige zur kalkulierten Ausstiegsoption
von Menschen wird, die systematisch unsere Ge-
sellschaft betrügen, ist sie das falsche Mittel.

(Beifall bei SPD und SSW)

Die strafbefreiende Selbstanzeige bewirkt keinen
Rückgang der Steuerhinterziehung, sondern be-
wahrt lediglich die Täter vor der Bestrafung. Das
verletzt das Gerechtigkeitsempfinden, und es leis-
tet einer Entsolidarisierung Vorschub.

Im Interesse der steuerehrlichen Bürgerinnen und
Bürger müssen die Landesregierungen werthaltige
Daten über mögliche Steuerhinterzieher auch käuf-
lich erwerben können. Wenn die Landesregierung
diesen Weg geht, werden wir sie unterstützen. Wir
haben es im Ausschuss schon gehört. Wir sind da
eher auf Ihrer Seite, Herr Wiegard. Wenn Sie ver-
nünftige Daten bekommen, kaufen Sie die CDs.
Unsere Unterstützung haben Sie.

Ich habe jetzt die Zeit von meinem Kollegen Peter
Eichstädt wieder aufgeholt, wie versprochen, Herr
Präsident.

(Beifall bei SPD und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat der Vorsitzende der FDP-Landtags-
fraktion, Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Fürter, ich hätte mir gewünscht, dass wir uns
über eine zentrale Frage eines rechtsstaatlichen
Grundverständnisses vielleicht einmal unterhalten
können, ohne dass die Klischees, die Sie möglicher-
weise in Ihrem Rechner haben, ständig wiederbe-

lebt werden. Ich empfehle Ihnen dringend einen Ar-
tikel aus der „Tageszeitung“ vom April dieses Jah-
res betreffend einen kleinen Parteitag der Grünen,
in dem ich ein sehr bemerkenswertes Zitat fand, das
meines Erachtens genau zu dieser Debatte passt. Es
lautet:

„Weil der Gute von sich glaubt, stets nur gut
zu sein, kommt er nicht auf den Gedanken,
dass das vielleicht nicht stimmt.“

Genau in diesem Geiste ist der Antrag der Grünen
gewoben. Es wird suggeriert, die Grünen kümmer-
ten sich darum, Straftäter - denn um nichts anderes
handelt es sich bei Personen, die ihrer Steuer-
pflicht nicht nachkommen - zur Strecke zu bringen,
die durch ihre Tat die Allgemeinheit schädigen.
Herr Kollege Fürter, der Unterschied zwischen den
Grünen und der FDP ist dabei die Rechtsstaatlich-
keit. Ich erkläre Ihnen gleich, worin er liegt. Die
Grünen teilen den Rechtsstaat - wie überhaupt die
ganze Welt - quasi nach Gesinnung in Gut und Bö-
se ein. Wenn es darum geht, die Bösen zu schnap-
pen, ist jedes Mittel recht. Wenn es darum geht, die
Gesinnungsguten zu schonen, dann wird der
Rechtsstaat als Mäntelchen zum Schutze hervorge-
hoben.

(Beifall bei FDP und CDU)

Die Einteilung der Welt hat mit Rechtsstaat nichts
zu tun. Der Gesinnungsstaat ist Willkürstaat. Das
hat uns schon unsere Geschichte gelehrt. Wir haben
daraus gelernt, dass alle Menschen vor dem Gesetz
gleich sind, auch wenn es einem persönlich nicht
passt. Den Rechtsstaat zu schützen, auch wenn es
im Einzelfall einmal nicht opportun ist, auch wenn
es im Einzelfall einmal nicht populär ist, das ist die
Aufgabe einer freiheitlichen Partei. Die Grünen be-
weisen mit ihrem Antrag erneut, dass sie eine sol-
che nicht zu sein scheinen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Denn was wollen Sie? Sie wollen, dass die Landes-
regierung nach Prüfung ihrer Relevanz für Schles-
wig-Holstein CDs mit Datensätzen von Steuerhin-
terziehern erwirbt. Was heißt das? Die Grünen wol-
len, dass das Land Datensätze erwirbt, ganz gleich,
ob diese rechtmäßig erlangt worden sind - aber
auch nur dann, wenn im Nachhinein sichergestellt
ist, dass beim Land die Kasse klingelt. Tut sie dies
nicht, lässt man die vermeintlichen Täter ziehen.
Oder wie habe ich den Antrag zu verstehen? Was,
meine Damen und Herren, ist das für eine Position?
Populistischer und opportunistischer geht es kaum
noch. Mit Rechtsstaatlichkeit hat dies nichts zu tun.
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Herr Kollege Fürter, das Bundesverfassungsgericht
hat bereits 2005 entschieden, dass bei schwerwie-
genden, bewussten oder willkürlichen Verfahrens-
verstößen ein Beweisverwertungsverbot als Folge
einer fehlerhaften Durchsuchung und Beschlagnah-
me von Datenträgern und darauf vorhandener Da-
ten geboten ist. Ob so ein Verfahrensverstoß vor-
liegt, muss zunächst noch einmal geprüft werden.
Das ist eine Rechtsfrage und keine Frage, die man
im Landtag politisch beschließen kann. Hat bei-
spielsweise ein Informant die Daten aus der Bank
gestohlen, macht sich der deutsche Staat bezie-
hungsweise dessen Vertreter beim Erwerb der Steu-
er-CD möglicherweise wegen einer sogenannten
Datenhehlerei strafbar. Noch einmal: Es spricht
nichts dagegen, die Daten zu nehmen, wenn sie uns
zugeschickt werden, aber die spannende Frage im
Raum ist: Darf der Staat für gestohlene Daten be-
zahlen?

(Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hat er aber schon einmal gemacht!)

- Herr Kollege Fürter, das ist ja Gegenstand ver-
schiedener Rechtsstreitigkeiten. Ich empfehle Ihnen
wirklich, nicht nur dicke Backen zu machen, son-
dern an rechtswissenschaftlichen Diskussionen zu
dieser Frage teilzunehmen und sich die entspre-
chenden Aufsätze durchzulesen.

(Beifall bei der FDP)

Hat der Informant die Daten durch einen Verrat von
Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen beziehungs-
weise durch das Ausspähen von Daten erlangt,
kann der Erwerb der Steuer-CD eine in Deutsch-
land strafbare Begünstigung darstellen. Darüber
hinaus kann der Ankauf auch noch eine Beihilfe
zum Verrat von Geschäfts- und Betriebsgeheim-
nissen sowie zum Ausspähen von Daten sein. Wir
finden es zumindest bedenklich, wenn der Rechts-
staat Geschäfte mit Straftätern macht und mögli-
cherweise selbst zum Täter wird. Erst recht ist es
ihnen untersagt, Straftaten gegebenenfalls auch
noch zu belohnen.

Stellen Sie sich doch einmal die Situation vor, in
der ein Kripo-Beamter sagt: Ich darf jetzt hier lei-
der nicht in die Wohnung hinein, weil ich keinen
Durchsuchungsbeschluss habe, aber wenn du jetzt
einbrichst und mir verwertbare Informationen gibst,
dann belohne ich dich auch noch dafür. - Eine völ-
lig absurde Vorstellung, der ich mich gar nicht nä-
hern will.

Der Ankauf von rechtswidrig erlangten Daten be-
deutet letztlich, dass man die von dem Informan-
ten begangene Straftat gutheißt und belohnt. Das

kann und darf nicht unser Rechtsstaatsverständnis
sein, ist jedenfalls nicht mein Rechtsstaatsverständ-
nis. Warum fordern die Grünen, Herr Fürter, konse-
quenterweise nicht eine Online-Durchsuchung oder
eine Vorratsdatenspeicherung bei Menschen, die
man einer Steuerstraftat für verdächtig hält? Es ge-
be da diverse technische Mittel, um Menschen der
Begehung von Straftaten zu überführen. Das einzi-
ge Problem ist nur: Sie sind im Zweifel verfas-
sungswidrig.

Es bleibt dabei, im Einzelfall muss geprüft werden,
auf welchem Wege Daten mit Hinweisen auf Straf-
taten erworben worden sind. Erst dann kann man
gegebenenfalls die Daten auswerten. Wenn man zu
der Auffassung kommt, dies sei rechtlich möglich,
bitte schön. Wir sind da skeptisch. Aber entschei-
dend ist: Diese Entscheidung muss nach Recht und
Gesetz ergehen und nicht nach Kassenlage. Die
Grünen machen mit ihrem Antrag deutlich, dass es
ihnen nur darum geht. Jeder, der sich hiergegen
verwehrt, muss dann jemand sein, der die vermeint-
lich Reichen schützt. Das war gerade Ihre Ansage.
So simpel ist Ihr Weltbild, aber so simpel ist die
Welt dankenswerterweise nicht.

(Beifall bei FDP und CDU)

Ein Letztes dazu, weil man sich das wirklich verge-
genwärtigen muss. Wie bedenklich die Grünen auf
dem Weg zu ihrem Gesinnungsstaat mittlerweile
sind, zeigt nicht zuletzt die Aussage ihres halbsei-
denen vielfliegenden Bundesvorsitzenden Cem Öz-
demir auf dem kleinen Bundesparteitag in Köln im
April. Dort sagt er in Abgrenzung zur FDP: Zwi-
schen Grünen und Liberalen seien die „genetischen
Unterschiede“ groß. Ich frage mich, welche Debatte
losgetreten worden wäre, wenn das von Herrn Sar-
razin gesagt worden wäre.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Fraktion DIE LINKE erteile ich
dem Herrn Abgeordneten Ulrich Schippels.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Herr Kubicki, schon allein das Denken in
solchen Kategorien, die Sie eben in den Mund ge-
nommen haben, disqualifiziert Sie. Sie werfen hier
Nebelkerzen. Es geht nicht darum, dass irgendwel-
che auch hier im Inland strafbar erhobenen Daten
verwendet werden sollen, sondern es geht nur um
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die Daten, die nach deutschem Recht tatsächlich
dem deutschen Staat zur Verfügung stehen.

Der ehemalige Generalsekretär der Christlich De-
mokratischen Union, Heiner Geißler, hat in der De-
batte um den Ankauf von Steuer-CDs - das war im
Februar dieses Jahres; seit er bei Attac ist, ist er
auch immer besser geworden - Folgendes einge-
bracht: Der Datenkauf sei nicht rechtens, aber mo-
ralisch alternativlos. Ein „moralisches Paradoxon“
nannte Geißler die Situation. Es entscheide die Gü-
terabwägung. Die seinerzeit geschätzten 400 Mil-
lionen €, die sich der Staat im Februar an Nachzah-
lungen der vermutlich 1.500 Steuerflüchtigen er-
hofft, fehlten für Schulen und andere öffentliche
Einrichtungen. Überhaupt gehörten die Steueroasen
weltweit abgeschafft. Derjenige, der die Daten ver-
öffentliche, verdiene einen Orden.

Dieser Position schließt sich die Fraktion DIE LIN-
KE ohne Wenn und Aber an.

Für die FDP und Herrn Kubicki dagegen ist der Da-
tenkauf ebenfalls nicht rechtens und offensichtlich
auch wirtschaftlich nicht nützlich. Denn für die
FDP hat der Staat ja ohnehin kein Einnahmepro-
blem, und deshalb soll er auch nicht kleinlich sein.
Geld wird, so die FDP, im Übrigen privat viel sinn-
voller und besser ausgegeben als öffentlich.

(Beifall des Abgeordneten Christopher Vogt
[FDP])

- Dieses Klatschen entlarvt Sie.

(Christopher Vogt [FDP]: Der erste vernünf-
tige Satz!)

- Das sehen wir anders. Die Regierung gibt der Be-
völkerung unter enormen Kosten zum Beispiel für
Sicherheit der Geldscheine und der Inflationskon-
trolle ein Zahlungsmittel in die Hand, das einige
wenige Leute dazu verwenden, den Staat um seine
Einnahmen zu prellen.

Mittlerweile sind die Daten von 10.000 Bundesbür-
gerinnen und Bundesbürgern bekannt, die kaum et-
was anderes tun. Es ist wichtig, dass die Regierung
für diese Bevölkerungsgruppe ein Instrument be-
reithält, das diese mehr ängstigt, als sie schon ohne-
hin stets Angst haben, nämlich die Angst der Rei-
chen vor dem Verlust ihres Reichtums.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das Problem
kennen Sie!)

Eine Drohung, meine Damen und Herren, hat of-
fensichtlich schon erhebliche Auswirkungen. Allein
das Bekanntwerden der Datensätze sorgt für eine
Fülle von Selbstanzeigen. Wenn allein das Gerücht

ausreicht, dass Daten von bestimmten Banken in
der Schweiz, Liechtenstein, Jersey oder sonstwo
zum Ankauf angeboten werden, um eine Fülle von
Selbstanzeigen auszulösen, ist das eine gute und
nachhaltige Entwicklung. Je öfter wir darüber in
diesem Landtag reden, desto schneller steigt die
Zahl der Selbstanzeigen.

(Beifall des Abgeordneten Björn Thoroe
[DIE LINKE])

Ich möchte Sie noch auf einen anderen Sachverhalt
hinweisen. Inzwischen gibt es, Herr Kubicki, auch
eine wachsende Tendenz des reicheren Teils der
Bevölkerung zur Steuerehrlichkeit. Dort fragt man
sich mittlerweile, ob es immer richtig war, so viel
wie möglich mitzunehmen, obwohl man es gar
nicht gebraucht hat. Angesichts des Zerfalls der öf-
fentlichen Infrastruktur ist eine wachsende Bereit-
schaft auch bei den Reicheren zu verzeichnen, lie-
ber mehr Steuern zu zahlen. Viele Bürgerinnen und
viele Bürger fühlen sich einfach wohler, auf wenige
Prozente des ohnehin überflüssigen Vermögens zu
verzichten, als zuzusehen, wie der alleinerziehen-
den Tochter des Nachbarn der Heizkostenzuschuss
gestrichen wird.

Passen Sie sich, Herr Kubicki, den veränderten
Verhältnissen vor allem auch in Ihrer Klientel, in
Ihrem Umfeld an. Vielleicht klappt es dann auch
noch einmal mit einem Einzug in den Landtag.

Herr Wiegard, machen Sie weiter so.

(Beifall bei der LINKEN - Dr. Christian von
Boetticher [CDU]: Wir wollen mal sehen, wo
Sie das nächste Mal sind!)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die SSW-Fraktion hat der Herr Abge-
ordnete Lars Harms.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Jetzt
kommt der Steuerrechtspapst!)

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Eines möchte ich gleich zu Beginn deutlich
machen: Der SSW kann sich der im Antrag formu-
lierten Forderung voll und ganz anschließen. Die
Landesregierung muss die ihr angebotenen CDs mit
Informationen über Steuerhinterzieher sorgfältig
prüfen und, sofern die Informationen relevant sind,
auch erwerben. Denn hiervon geht eine starke prä-
ventive Wirkung aus, und das führt ganz offensicht-
lich auch langfristig zu mehr Steuerehrlichkeit.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 28. Sitzung - Freitag, 10. September 2010 2361

(Ulrich Schippels)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG


Herr Minister Wiegard hat im Finanzausschuss ei-
nige konkrete Zahlen genannt, die belegen, dass es
sich hier um ganz erhebliche Steuermehreinnah-
men handelt. Gerade vor dem Hintergrund des
Haushaltsentwurfs, der die fehlende Einsicht der
Regierung verdeutlicht, dringend nötige Einnahme-
verbesserungen schon heute vorzunehmen, hat das
Land Schleswig-Holstein diese Mehreinnahmen lei-
der nötiger denn je.

Machen wir uns nichts vor: Mit der Möglichkeit,
derartige CDs mit Datensätzen über Steuersünder
zu erwerben, haben wir das mit Abstand wirksam-
ste Mittel in der Hand, um die unverändert hohe
Zahl von Steuerstraftätern und potenziellen Steu-
erflüchtlingen auf den rechten Weg zurückzufüh-
ren. Allein schon die öffentlich bekannte Tatsache,
dass das Land den Ankauf prüft, lässt die Zahl der
Selbstanzeigen in die Höhe schnellen. Eine so
große Wirkung haben weder die drohenden Geld-
und Freiheitsstrafen noch die amnestieähnlichen
Regelungen für die reuigen Sünder jemals entfalten
können.

Wir geben den Grünen Recht, wenn sie auf die
Scheinheiligkeit der Argumente und Bedenken be-
züglich der Rechtmäßigkeit dieser Daten hinwei-
sen. Zwar sind die Informationen auf den Steuer-
CDs mit hoher Wahrscheinlichkeit illegal beschafft
worden, aber die Steuergerechtigkeit und damit
die Interessen der Gemeinschaft sind unserer Mei-
nung nach wesentlich höher anzusiedeln als die
Verfolgung des Datendiebs.

Im Übrigen weist ja auch der Datenschutzbeauf-
tragte des Landes darauf hin, dass diese Daten nicht
etwa bei Kriminellen, sondern bei Behörden lan-
den, die an deutsches Datenschutzrecht und auch an
andere rechtliche Grundlagen gebunden sind. Die
Gefahr der unrechtmäßigen Verwendung ist also
verschwindend gering.

Herr Weichert hat in Bezug auf diese Daten auch
klargemacht, dass keine zwingenden rechtsstaatli-
chen Einwände gegen einen solchen Kauf sprechen.
Voraussetzung hierfür muss natürlich die hinrei-
chend begründete Annahme sein, dass hierdurch ein
Verdacht auf Steuerhinterziehung nach deut-
schem Recht begründet werden kann. Dann macht
es aufgrund der Abwägung Sinn, diese Steuer-CDs
zu kaufen.

Aus Sicht des SSW müssen die angebotenen Daten
deshalb vor dem Kauf sorgfältig auf Echtheit und
Relevanz geprüft werden. Da die CDs aus Steuer-
geldern gezahlt werden, muss vorab zumindest im

Ansatz geklärt sein, wie ergiebig die angebotenen
Datensätze tatsächlich sind.

Solange es keine zwischenstaatlichen Abkommen
und damit auch keine andere Möglichkeit gibt, an
derartige Informationen zu kommen, halten wir die-
sen Weg für vollkommen richtig. So kommen wir
nicht nur einer größeren Zahl von Steuerflüchtlin-
gen auf die Spur, sondern schrecken auch all dieje-
nigen ab, die mit dieser Versuchung liebäugeln
oder bisher keine harten Strafen fürchten mussten.

(Beifall des Abgeordneten Björn Thoroe
[DIE LINKE])

Meine Damen und Herren, die vielen Selbstanzei-
gen lassen uns das Ausmaß der Steuerflucht erah-
nen, und es wird ganz deutlich: Die Mittel, die wir
zum jetzigen Zeitpunkt für die Verfolgung von
Steuerstraftätern haben, reichen nicht aus. Sie wir-
ken ganz einfach nicht abschreckend genug und las-
sen in der Tat den Eindruck entstehen, es handele
sich um Kavaliersdelikte. Steuerhinterziehung ist
und bleibt aber eine Straftat - das haben wir heute
gehört -, die härtere Konsequenzen nach sich zie-
hen muss. Hier muss dringend nachgebessert wer-
den. Dies kann sowohl über höhere Strafzinsen als
auch über eine gänzliche Aufhebung der strafbe-
freienden Selbstanzeigeregelung erfolgen. Wir er-
warten in jedem Fall, dass zügig national und inter-
national wirkungsvolle Sanktionsmechanismen
gefunden werden.

Wie allgemein bekannt ist, gibt es aber auch Steuer-
hinterziehung im Inland. Die ohnehin hohe Ausla-
stung der Steuerfahndung wird zunehmend zur
Überlastung. Sie muss schnellstmöglich in die Lage
versetzt werden, allen Anhaltspunkten effektiv
nachzugehen. So sehen wir uns in unserer alten und
häufig wiederholten Forderung bestärkt, dringend
Personal bei der Steuerfahndung aufzustocken und
für eine bessere finanzielle Ausstattung zu sorgen.
Nur so können endlich jene Gelder eingenommen
werden, die dem Land rechtmäßig zustehen - übri-
gens auch die Gelder, die im Inland hinterzogen
werden. Nach Meinung des SSW können wir es uns
ganz einfach nicht länger leisten, auf diese Einnah-
men zu verzichten. Sie stehen dem Staat für wichti-
ge Aufgaben zu, und deshalb müssen wir diese Gel-
der eintreiben.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und des Abgeordneten Björn Tho-
roe [DIE LINKE])
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Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für einen Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Vorsitzenden der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Herrn Abgeordneten Dr. Robert Ha-
beck.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Drei Minuten brauche ich nicht.

Ich möchte nur noch einmal an die Regierungsbank
zu Protokoll geben - ich hoffe, Sie haben zuge-
hört -: Sollte die Daten-CD angekauft werden, hat
Sie der Vorsitzende der FDP gerade alle als Verbre-
cher bezeichnet. Viel Spaß beim Regieren!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Landesregierung erteile ich Herrn
Finanzminister Rainer Wiegard.

Rainer Wiegard, Finanzminister:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Mei-
ne Herren! Ich habe noch nie verstanden, warum
man am Stammtisch dem Mann auf die Schulter
klopft, der sich damit brüstet, an der Steuer vorbei
irgendwelche guten Geschäfte gemacht zu haben,
wo er einfach allen in die Tasche gegriffen hat. In-
sofern sind wir uns in diesem Hause alle einig, dass
Steuerhinterziehung kein Kavaliersdelikt ist. Das
haben wir nun alle hinreichend begründet.

Deshalb sind wir auch auf dem Weg - und das mit
verstärkten Anstrengungen in den letzten Jahren -,
dem Steuerbetrug auf die Schliche zu kommen.

Im vergangenen Jahr, wenn ich das in Erinnerung
rufen darf, haben wir in Schleswig-Holstein an je-
dem Werktag zwei Straf- und Bußgeldverfahren
eingeleitet. Wir haben über 200 Beschlagnahmun-
gen durchgeführt. Wir haben an jedem Arbeitstag
eine Hausdurchsuchung durchgeführt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Lars Harms [SSW])

Die Richter haben aufgrund unserer Anzeigen Haft-
strafen von insgesamt 23 Jahren verhängt. Es wur-
den Geldstrafen in Höhe von 1 Million € verhängt.
Über 200 Verfahren wurden durch Geldauflagen
für insgesamt 800.000 € eingestellt. Das steuerliche

Mehrergebnis waren 46 Millionen €. Unsere Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der Steuerfahndung
und was sich darum herum noch tut leisten eine
wirklich herausragende, anstrengende und auch
nicht ungefährliche Arbeit.

Deshalb danke ich insbesondere auch Klaus Schlie,
dem Innenminister, dafür, dass uns die Polizei auf
unser Bitten hin seit zwei oder drei Jahren sehr in-
tensiv dabei unterstützt, unsere Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in der Steuerfahndung dafür auszu-
bilden, wie man sich bei solchen Aufgaben, wie wir
sie zu erfüllen haben, schützt.

(Beifall bei CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

In diesem Zusammenhang ist sicherlich auch zu er-
wähnen, was hier in Ansätzen deutlich gemacht
wurde, dass die Zahl der Selbstanzeigen mit straf-
befreiender Wirkung ein deutliches Maß angenom-
men hat - ein Maß, das mich einerseits erschreckt,
aber gleichzeitig auch erkennen lässt, dass dies nur
sozusagen die Spitze des bekannten Eisbergs sein
kann: 523 Selbstanzeigen im Zusammenhang mit
der Schweiz sind in diesem Jahr eingegangen. Das
ist etwa eine Verdopplung der Zahl der Selbstanzei-
gen, die sonst üblicherweise eintrifft. Nacherklärte
Kapitaleinnahmen von über 140 Millionen € - das
betrifft die Einkommensteuer, die zwischen Bund,
Ländern und Kommunen geteilt wird, nacherklärte
Vermögen von 60 Millionen € zu dem derzeitigen
Stand - bis heute eingegangen aus diesem Verfah-
ren knapp 20 Millionen €. Wir schätzen insgesamt -
nur aus diesem Verfahren - das Volumen, das zu er-
reichen sein wird, auf 76 Millionen €. Das ist
durchaus keine Kleinigkeit. Es bleibt nicht alles in
Schleswig-Holstein. Natürlich ist das auch eine Si-
syphosaufgabe für die Kolleginnen und Kollegen,
die dort tätig sind.

Wir werden - das haben wir Ihnen angekündigt und
vorgelegt - damit beginnen, ein mobiles Sachge-
biet mit mehr als 30 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aufzubauen, die genau in diese Lücke hinein-
stoßen und sich zielgerichtet um die Abarbeitung
auch solcher Aufgaben kümmern, die Betriebsprü-
fungen und die Umsatzsteuersonderprüfung unter-
stützen. Bei uns hat niemand auf Dauer eine Chan-
ce, der Steuerpflicht zu entgehen.

(Beifall bei CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW sowie vereinzelt bei SPD und
FDP)

Wir führen heute allerdings auch die Diskussion in
einer sehr viel konkreteren Auseinandersetzung als
der, die zum Teil in diesem Hause geführt wird.
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Herr Abgeordneter Fürter, vielleicht können Sie mir
bei Gelegenheit einmal verraten, wo es so dünne
Bretter zu kaufen gibt, wie Sie sie hier manchmal
bohren.

(Beifall bei CDU und FDP)

Hier zu sagen, es gebe einen Datensatz von so einer
CD, der sozusagen positiv bewertet und damit
schon über den Kauf entschieden sei, ist eine ver-
dammt mutige Angelegenheit. Das muss ich einmal
sagen.

(Zuruf)

- Genau das haben Sie hier ausgeführt. Deshalb sa-
ge ich sehr deutlich: Erstens gibt es keine General-
entscheidung über den Ankauf von CDs.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: So ist
es!)

Und es gibt auch überhaupt keine moralische Kom-
ponente - das Beispiel, das hier genannt wurde.

Ich weise die Finanzämter auch nicht an, die Fest-
setzung von Steuern nach moralischen Kategorien
zu bewerten, sondern nach den Steuergesetzen.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Wohl
wahr! - Beifall bei der FDP und vereinzelt
bei der CDU)

Deshalb ist jeder einzelne Vorgang - ob CD oder
Liste oder was auch immer es da gibt, und wir hat-
ten beides - individuell und einzeln sehr sorgfältig
zu prüfen, zunächst natürlich auch nach den Kate-
gorien, die hier bereits genannt worden sind, ob
denn die Daten werthaltig sind, ob sie überhaupt re-
levant sind, ob sie überhaupt neu sind oder viel-
leicht nicht schon in anderen Datensätzen vorhan-
den sind. Aber vor allen Dingen ist die Prüfung im
Sinne dessen durchzuführen, was Wolfgang Ku-
bicki hier ausgeführt hat, nämlich danach, ob ein
solcher Kauf in diesem Einzelfall rechtmäßig ist.

Diese Prüfung machen wir nicht allein - das trauen
wir uns nicht zu -, sondern diese Prüfung erfolgt
über den Bundesfinanzminister mit der Bundesre-
gierung und damit auch mit der Bundesjustizminis-
terin. Erst wenn wir von der Bundesregierung über
den Bundesfinanzminister die eindeutige Aussage
erhalten haben, dass der Kauf dieser von uns so be-
nannten und definierten CD im Sinne unserer Ge-
setze rechtmäßig ist, erst dann wenden wir uns auch
noch anderen Fragen zu wie beispielsweise der Fra-
ge, ob der Preis dafür angemessen ist.

Jeder Fall ist individuell und sehr aufwändig zu
prüfen. Das Prüfungsverfahren über die CD, die

in Baden-Württemberg dann schließlich nicht ge-
kauft wurde, hat alleine 14 Monate gedauert. Meine
Damen und Herren, ich will das hier nicht in aller
Öffentlichkeit wiederholen, weil es ein laufendes
Verfahren ist, aber auch bei dem offenen Punkt,
den wir noch haben, glaube ich, dass wir noch sehr
lange brauchen, um eine solche Entscheidung zu
treffen.

Im Übrigen gilt es vor allen Dingen, die Notwen-
digkeit solcher Maßnahmen überhaupt überflüssig
zu machen. Heute Mittag, während Sie verdienter-
maßen die Mittagspause genossen haben, war der
Botschafter der Fürstentums Liechtenstein bei mir
zu Gast, und wir haben uns sehr intensiv über die
Gestaltung des Doppelbesteuerungsabkommens,
das zwischen Deutschland und Liechtenstein ver-
handelt wird, unterhalten, um eben die Möglichkeit
zu schaffen, dass wir auf einem ordentlichen Weg
zwischen den Staaten in der Lage sind, sicherzu-
stellen, dass nur versteuertes Einkommen dort an-
gelegt werden kann und dass ansonsten ein Aus-
tausch von Daten auf geordnetem zwischenstaatli-
chem Weg stattfindet.

Sie können sicher sein: Meine Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter prüfen mit großer Sorgfalt, ob ein sol-
cher Ankauf richtig sein kann. Schließlich wird
nach der sorgfältigen Prüfung und nach der Abstim-
mung mit der Bundesregierung über einen Ankauf
entschieden.

Im Übrigen haben wir erst vor gut zehn Tagen auf
ein Angebot verzichtet, um deutlich zu machen,
dass nicht jedes Angebot unsere Qualitätsansprü-
che erfüllt.

(Beifall bei CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, des Abgeordneten Lars Harms
[SSW] und vereinzelt bei der SPD)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Vorsitzenden der FDP-Fraktion, Herrn Abge-
ordneten Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der doch sehr bemerkenswerte Beitrag des Kolle-
gen Habeck gibt mir Veranlassung, noch einmal
Stellung zu nehmen, weil Sie mir entweder nicht
zugehört haben oder - wie immer - nur Ihren eige-
nen Vorurteilen folgen, das heißt, gar nicht wahr-
nehmen wollen, was in der Wirklichkeit passiert.
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(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Zuruf des
Abgeordneten Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Zu Ihnen komme ich nachher noch, Herr Dr. Steg-
ner, weil mir Ihre moralische Impertinenz mittler-
weile wirklich auf den Geist geht.

(Beifall bei der FDP sowie der Abgeordneten
Dr. Christian von Boetticher [CDU] und Pe-
ter Lehnert [CDU])

Aus meinem Beitrag zu schließen, ich hätte hier ein
Mitglied der Landesregierung eines Verbrechens
beschuldigt, ist schon deshalb Unsinn, weil die Ta-
ten, um die es hier geht, Vergehen und keine Ver-
brechen sind. Den Unterschied können Sie sich
vielleicht von Herrn Fürter erklären lassen, der
noch ein bisschen juristisches Verständnis hat.

(Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt! - Zuruf des Abgeordne-
ten Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Ich habe niemandem hier eine Straftat unterstellt.
Sie sehen an dem Beitrag des Finanzministers, wie
sehr wohl abgewogen in dieser Landesregierung die
rechtsstaatlichen Grundfragen geklärt werden und
dass wir alle zu einem vernünftigen Ergebnis kom-
men werden.

(Beifall bei FDP und CDU)

Jetzt kommen wir einmal zu Ihrer moralischen Im-
pertinenz, Herr Dr. Stegner. Ich darf vielleicht in
diesem Hohen Hause daran erinnern, dass die Lan-
desbank Schleswig-Holstein - in ihrer Führungs-
spitze damals als Vorsitzender des Verwaltungsrats;
Claus Möller, Finanzminister in Schleswig-Holstein
- Gegenstand von 17.000 Ermittlungsverfahren we-
gen Beihilfe zur Steuerhinterziehung war. Das Ver-
fahren ist gegen Verantwortliche nach § 153 a StPO
gegen Zahlung eines sechsstelligen Betrags einge-
stellt worden. Einige der verantwortlichen Personen
haben dann später noch Vorstandsfunktionen bei
der HSH Nordbank übernommen. Auf meine Frage
im Finanzausschuss an Herrn Möller, damals Ver-
waltungsratsvorsitzender - aufsichtsführendes Or-
gan der Bank -, warum das denn unter seiner Ägide
hat geschehen können, dass in 17.000 Fällen Beihil-
fe zur Steuerhinterziehung geleistet wurde, hat er
gesagt: „Die Bank steht doch im Wettbewerb!“ Das
ist die moralische Kategorie, in der hier mit zweier-
lei Maß gemessen wird.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Ich erinnere daran, liebe Kolleginnen und Kollegen
- einige von Ihnen sind noch da -, dass ich gefragt
habe, was die HSH Nordbank eigentlich auf den
Cayman Islands zu suchen hat: Herr Finanzminis-
ter, Sie saßen doch im Aufsichtsrat der HSH Nord-
bank. Was haben Sie denn gemacht, was die steuer-
optimierenden Modelle der HSH Nordbank angeht?
Wie haben Sie sich denn da verhalten?

(Peter Harry Carstensen [CDU]: An dem Tag
war er nicht in der Sitzung!)

Das haben Sie selbstverständlich auch erklärt. Im
Interesse der Bank verhalten Sie sich anders, als Sie
sich möglicherweise verhalten, wenn Sie sich hier
äußern.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist doch gar
nicht zutreffend, was Sie sagen! - Peter Harry
Carstensen [CDU]: Natürlich ist das zutref-
fend! - Weitere Zurufe)

Darf ich nur fürs Protokoll, weil mir das so sehr ge-
fallen hat, einen Artikel der „Frankfurter Rund-
schau“ von heute zur Kenntnis geben, der sich mit
dem Streit im Norden und der Kandidatur Albigs
und Stegners auseinandersetzt und der vielleicht in
dem Zusammenhang gar nicht so unwichtig ist?

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD] - Weitere Zurufe)

- Sie sind ja auch nur der strafrechtlichen Verfol-
gung entgangen, weil Sie jemanden gefunden ha-
ben, der Ihnen erklärt oder gesagt hat, dass Sie
möglicherweise einem Irrtum bei der Abführung
von Beträgen anheim gefallen sind zugunsten
des - -

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist eine Unver-
schämtheit!)

- Nein, ist es nicht. Ist es nicht. Ich bin gern bereit,
das weiter mit Ihnen außerhalb dieses Saals, wo wir
uns richtig streiten können, auszufechten.

(Zuruf des Abgeordneten Olaf Schulze
[SPD])

„Asterix-Fan Albig fühlt sich an ‚Tullius De-
structivus’ erinnert, wenn die Rede auf Steg-
ner kommt. Destructivus ist ein bösartiger In-
trigant, der mit griesgrämigem Gesicht Zwie-
tracht in den Reihen der Gallier sät und sie
damit schwächt.“

Mehr ist dazu eigentlich nicht zu sagen.

(Beifall bei FDP und CDU - Zurufe)
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Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

(Unruhe)

Es ist beantragt worden, den Antrag - -

(Unruhe - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Herr Prä-
sident, so etwas geht nicht!)

- Ich bringe erst einmal diesen Punkt zur Abstim-
mung.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, ich
schließe die Beratung. Es ist Ausschussüberwei-
sung beantragt worden. Es ist beantragt worden,
den Antrag Drucksache 17/772 an den Finanzaus-
schuss zu überweisen. Wer so beschließen will, den
bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen. -
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Ich lasse mir zu den eben gemachten Aussagen das
Protokoll geben. Ich kann im Moment keine Ent-
scheidung darüber treffen, wie eben im Plenum dar-
über diskutiert worden ist. So werde ich damit um-
gehen.

(Zurufe)

- Ich glaube, das war eindeutig, aber ich wiederhole
es noch einmal. Ich finde es ein bisschen schade,
dass wir im Moment wieder in diese Stimmung hin-
einkommen. Wir haben nachher noch etwas vor.
Ich habe gesagt, dass ich mir nachher das Protokoll
zu dem Wortbeitrag geben lassen werde. Ich konnte
das nicht alles komplett verstehen. Wir werden uns
gegebenenfalls im Ältestenrat darüber unterhalten.
Ich glaube, das ist ein ordentliches und sauberes
Verfahren.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zum
Bilgenentwässerungsverband-Staatsvertrag

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 17/795

Bericht und Beschlussempfehlung des Umwelt- und
Agrarausschusses
Drucksache 17/852

Ich erteile dem Berichterstatter des Umwelt- und
Agrarausschusses, Herrn Abgeordneten Klaus
Klinckhamer, das Wort.

Klaus Klinckhamer [CDU]:

Herr Vorsitzender, ich verweise auf die Vorlage.

Präsident Torsten Geerdts:

Der Herr Kollege Vorsitzende hat auf die Vorlage
verwiesen, das haben wir zur Kenntnis genommen.
Herzlichen Dank für diesen Bericht. Wortmeldun-
gen zu dem Bericht liegen nicht vor, eine Ausspra-
che ist nicht vorgesehen.

Der Ausschuss empfiehlt die unveränderte Annah-
me des Gesetzentwurfs Drucksache 17/795. Wer so
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Ich
stelle fest, dass das einstimmig so entschieden wor-
den ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 25 auf:

Beratungsstellen Frau & Beruf

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 17/774

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
stelle fest, dass das nicht der Fall ist. Ich eröffne die
Aussprache. Für die Fraktion DIE LINKE erteile
ich Frau Kollegin Ranka Prante das Wort.

Ranka Prante [DIE LINKE]:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

(Unruhe)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat die Kollegin Ranka Prante. - Die Uhr
läuft noch nicht. Ich wiederhole es noch einmal:
Das Wort hat die Kollegin Ranka Prante.

Ranka Prante [DIE LINKE]:

Also, noch einmal: Herr Präsident, ich hatte Sie
schon begrüßt. Sehr geehrte Damen und Herren!
Die CDU/FDP-Haushaltsstrukturkommission hat in
ihrem Papier „Schleswig-Holstein ist auf dem Weg.
Handlungsfähigkeit erhalten - Zukunftschancen er-
möglichen“ vorgeschlagen, die Beratungsstellen
„Frau & Beruf“ nach Auslaufen der EFS-Förder-
periode ab 2014 nicht weiter zu finanzieren und be-
reits ab dem Jahre 2011 die Finanzierung zu redu-
zieren. Sie begründeten dies mit dem Abbau von
Doppelstrukturen. Diesen Vorschlag hat die Lan-
desregierung in ihren Haushaltsentwurf aufgenom-
men.
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Die Beratungsstellen „Frau & Beruf“ sind Anlauf-
punkte für Frauen, die ihre Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt verbessern oder verändern wollen. Es
werden passgenaue, individuelle Beratungen für
Frauen zur beruflichen Orientierung, zur Entschei-
dungsfindung und zur Planung konkreter Hand-
lungsschritte angeboten, und es werden frauen- und
familienfreundliche Maßnahmen entwickelt.

Ratsuchende Frauen werden durch die Beratungs-
stellen unterstützt, um zum Beispiel ihre Ziele auf
beruflicher Ebene zu entwickeln oder um die per-
sönlichen Fähigkeiten und Stärken zu entwickeln.
Es werden Analysen bezüglich der Chancen auf
dem Arbeitsmarkt durchgeführt, oder es werden die
Weiterbildungsmöglichkeiten sowie deren Umset-
zung erörtert. Es werden Bewerbungsstrategien und
berufliche Alternativen optimiert. Auch bei Exi-
stenzgründungen wird Hilfe geleistet, und es wer-
den Strategien zur Konfliktlösung am Arbeitsplatz
untersucht.

In Schleswig-Holstein gibt es elf dieser wichtigen
Beratungsstellen für Frauen. Sie arbeiten regional
und sind landesweit in allen Bereichen gut vernetzt.
Dies macht unter anderem ihren Erfolg aus. Sie
wurden schon im Jahre 1989 gegründet. Danach
wurden in Schleswig-Holstein immer mehr dieser
Beratungsstellen installiert. Wir reden hier also
über eine alteingesessene Institution. Die Finanzie-
rung erfolgte bisher durch Fördermittel aus der EU,
des Landes, der Kreise und der Kommunen. Die
Träger kommen aus den unterschiedlichsten Berei-
chen, unter anderem aus der Wirtschaftsförderung,
von den Gewerkschaften, aus der Weiterbildung
und aus den Kommunen. Die Folge der von Ihnen
angestrebten Kürzungen wird die Einstellung der
Arbeit der Beratungsstellen „Frau & Beruf“ sein,
denn die Beratungsstellen sind schon seit fünf Jah-
ren gedeckelt. Eine alte, eingesessene Institution
wird weggebrochen. Diese Institution hat sich der
Förderung von Frauen gewidmet. Es handelt sich
bei dieser Arbeit um eine Arbeit, von der nicht nur
die Frauen in ihrem persönlichen Schicksal profitie-
ren, sondern von der die gesamte Gesellschaft pro-
fitiert.

(Beifall bei der LINKEN und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Die Schließung der Beratungsstellen hätte fatale
Folgen, denn für Berufsrückkehrerinnen sowie für
arbeitslose und von Arbeitslosigkeit bedrohte Frau-
en gäbe es kein vergleichbares Beratungsangebot in
der jeweiligen Region mehr. Der Einstieg von Frau-
en in das Berufsleben würde erneut erschwert wer-
den.

In unserer Kleinen Anfrage zu den Beratungsstellen
„Frau & Beruf“ gibt die Landesregierung zu, dass
es keine entsprechenden Beratungsstellen nach dem
Muster von Frau & Beruf gibt. Damit wird deutlich:
Die Begründung der Kürzung mit dem Argument
der Haushaltsstrukturkommission der Doppel-
strukturen kann in diesem Fall überhaupt nicht
gelten. Die Kürzungen würden ein nicht zu stop-
fendes soziales Loch in die Beratungsangebote von
Frauen reißen. Das ohnehin ständig und auf allen
Ebenen benachteiligte Geschlecht wird erneut be-
nachteiligt. Gegen diese Kürzungen spricht auch,
dass die Beratungsstellen gute und qualifizierte Ar-
beit leisten.

(Beifall bei der LINKEN, SSW und des Ab-
geordnete Wolfgang Baasch [SPD])

Die hervorragende Leistung der Beratungsstellen
wurde durch den Minister für Justiz, Gleichstellung
und Integration noch im Herbst 2009 anlässlich ei-
ner Veranstaltung zum 20-jährigen Bestehen einer
Beratungsstelle herausgestellt und darüber hinaus in
einer Antwort auf eine Kleine Anfrage der SPD zu
den Beratungsstellen „Frau & Beruf“ bekräftigt.
Wie kann man in der heutigen Zeit an diesen Stel-
len kürzen?

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW])

Tatsache ist: Den betroffenen Frauen wäre der Ar-
beitseinstieg erheblich erschwert. Menschen verlö-
ren ihre Arbeitsplätze. Zum Schluss möchte ich Sie,
liebe Regierung, noch an Ihre Verpflichtung erin-
nern, die tatsächliche Gleichstellung von Männern
und Frauen aktiv zu fördern.

(Beifall bei der LINKEN, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SSW und vereinzelt bei der SPD)

Diese Verpflichtung folgt sowohl aus Artikel 3
Abs. 2 des Grundgesetzes als auch aus Artikel 6
Satz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Hol-
stein. Die Beratungsstellen „Frau & Beruf“ stellen
für das Ziel der Gleichstellung von Frauen auf
dem Arbeitsmarkt eine unverzichtbare Einrich-
tung dar. Bekennen Sie sich endlich zu der Notwen-
digkeit dieser Beratungsstellen, sehen Sie von den
geplanten Kürzungen und Streichungen zum Wohle
der betroffenen Frauen im Besonderen und der Be-
völkerung im Allgemeinen ab.

(Beifall bei der LINKEN, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SSW und vereinzelt bei der SPD)
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Präsident Torsten Geerdts:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Frau Kollegin
Katja Rathje-Hoffmann das Wort.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
finanzielle Lage in unserem Land ist dramatisch.
Sie ist so dramatisch, dass wir von den regierungs-
tragenden Fraktionen eine Haushaltsstrukturkom-
mission eingesetzt haben. Die Empfehlungen dieser
Kommission berühren fast alle Politikfelder in
Schleswig-Holstein. Somit ist es auch nicht ver-
wunderlich und auch zu erwarten, dass es aus fast
allen von Kürzungen betroffenen Bereichen Prote-
ste und Unmutbekundungen gibt. Zwar sind sich al-
le - oder fast alle - darin einig, dass weniger Geld
ausgegeben werden soll, jedoch herrscht kaum Ei-
nigkeit über das Ausmaß und über die Bereiche der
Kürzungen.

So trifft es auch die Beratungsstellen „Frau & Be-
ruf“, deren freiwillige Förderung durch das Land ab
2011 verringert wird und ab 2014 eingestellt wer-
den soll. Dies geschieht zeitgleich mit dem Auslau-
fen der EU-Förderung aus dem ESF- Förderfonds.
Dies hat zur Folge, dass sich „Frau & Beruf“ neue
Partner zur Kofinanzierung ihrer Arbeit suchen
müsste. Das würde wahrscheinlich in den meisten
Fällen sehr schwierig sein, obwohl durchaus eine
regionale und vernetzte Zusammenarbeit mit den
ARGEn und künftigen Jobcentern im Einzelfall
denkbar wäre.

Uns ist bewusst, dass durch den Wegfall der Lan-
desmittel die elf Beratungsstellen im Land in ihrer
Arbeit sehr, sehr gefährdet sind. Wir wissen, dass
„Frau & Beruf“ eine gute Arbeit leistet, im beson-
deren Maße für Frauen ab dem 40. Lebensjahr,
nach der Familiephase. Mit ihrem Beratungsange-
bot fördern die Beratungsstellen die Integration
von Frauen in den Arbeitsmarkt. Gerade diese
Frauen schätzen die kompetente und fachliche Be-
ratung der Mitarbeiterinnen von „Frau & Beruf“.

Man muss aber auch wissen, das es nun bei der
Neugestaltung des SGB II nicht nur um die verfas-
sungsrechtlichen Anpassungen der Arbeitsgemein-
schaften ging, sondern dass es auch, gerade im Be-
reich der Organisation der künftigen Arbeitsge-
meinschaften hin zu den neuen Jobcentern, zu gu-
ten Neuerungen im Bereich der Gleichstellung und
der Chancengleichheit von Frauen kommen wird.
So begrüßen wir es sehr, dass es künftig in jedem
Jobcenter im Land eine zusätzliche Beauftragte für

Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt, eine so-
genannte BCA, geben wird. So ist es nachzulesen
im Prozesshandbuch für den Übergang von Arbeits-
gemeinschaften, den sogenannten ARGEn, und der
Agentur für Arbeit in eine gemeinsame Einrichtung
vom 30. Juli 2010. Flächendeckend werden diese
neuen Stellen für jedes Jobcenter in Schleswig-
Holstein eingerichtet, und ich bin mir sicher, dass
hier künftig ein großer Teil der anfallenden Aufga-
ben von „Frau & Beruf“ abgeleistet werden kann.

Die Informationen zum Arbeitsbereich der neuen
BCAs sind hier sehr aufschlussreich. Ich möchte
hier einige wichtige Aufgaben der BCAs nennen,
die sich nicht wesentlich von den Aufgaben der Be-
ratungsstelle „Frau & Beruf“ unterscheiden. Da wä-
ren allgemein die Frauenförderung und im Beson-
deren die Förderung der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf zu nennen, der Wiedereinstieg in den Be-
ruf nach der Familienphase, die Information zur
Teilzeitausbildung, die Unterstützung von Unter-
nehmen zu familienfreundlicher Personalpolitik, die
Beratung zur Weiter- und Fortbildung sowie die
Beratung zu Teilzeit- und Minijobs, Existenzgrün-
dung, Selbstständigkeit, Bewerbung, Kinderbetreu-
ung und Elternzeit.

Wenn ich das alles mit den Aufgaben der Bera-
tungsstelle „Frau & Beruf“ vergleiche, komme ich
fast automatisch auf den Gedanken, dass es hier
möglicherweise künftig einige Doppelstrukturen
geben wird. Wir sind für eine Beratung aus ,,einer
Hand“. Die Jobcenter sind für diese Aufgabe be-
reit. Ich bin mir sicher, dass es hier langfristig nicht
zu Qualitätsverlusten im Bereich der Beratung zur
Chancengleichheit im Berufsleben von Frauen
kommen wird - zumal die IHK und die Handwerks-
kammer ebenfalls seit langer Zeit schon qualitativ
hochwertige Beratungsarbeit zum Erwerbsleben
leisten.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt Beifall
bei der FDP)

Eines verdeutlicht sich: Die Krise auf dem Arbeits-
markt scheint überwunden zu sein; zumindest wer-
den keine dramatischen Steigerungen der Arbeits-
losenzahlen in diesem ,,Jahr der Krise“ mehr er-
wartet. - So vermeldet es der Geschäftsführer der
Agentur für Arbeit in Elmshorn.

Zunehmend werden wir es mit einem fortschreiten-
den Fachkräftemangel zu tun haben. Nach einer
Prognose der Agentur für Arbeit wird die Zahl der
Erwerbspersonen in Schleswig-Holstein bis 2025
um rund 70.000 zurückgehen - das ist ein Rückgang
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um 9,5 %; bis zum Jahr 2050 wird es sogar einen
Rückgang um 30 % geben.

Die in den nächsten Jahren ausscheidenden Arbeits-
kräfte werden allein mengenmäßig nicht mehr
durch junge Arbeitskräfte ersetzt werden können.
Schon aus diesem Grund ist es das Ziel der Agentur
für Arbeit und der Jobcenter, Frauen auch künftig
die bestmögliche Förderung zu geben und konse-
quent für die Chancengleichheit einzutreten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die SPD-Fraktion erteile ich Frau Sie-
grid Tenor-Alschausky.

Siegrid Tenor-Alschausky [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Minister Schmalfuß hat den Bera-
tungsstellen ,,Frau & Beruf“ in Schleswig-Holstein
anlässlich des 20jährigen Jubiläums vor einem Jahr
bescheinigt, hervorragende Arbeit geleistet zu ha-
ben. Recht hatte er!

(Beifall bei SPD, der LINKEN und verein-
zelt bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dagegen hielt die Haushaltsstrukturkommission die
Arbeit von ,,Frau & Beruf“ für entbehrlich und for-
derte den Abbau angeblicher Doppelstrukturen.

Gemeinsam mit meinen Kollegen Baasch und Eich-
städt habe ich zu dieser Thematik eine Kleine An-
frage gestellt. Auf die Frage, in welchen Bereichen
der Tätigkeit von ,,Frau & Beruf“ solche Doppel-
strukturen erkennbar seien, lautet die Antwort:

,,Die genannte Formulierung ist im Bericht
der Haushaltsstrukturkommission enthalten,
von der Landesregierung, zum Beispiel bei
der Detailvorstellung der einzelnen Maßnah-
men durch die Staatskanzlei, jedoch nicht
übernommen worden.“

Daraus folgere ich, dass die allseits geschätzte Ar-
beit eingestellt werden soll, ohne dass Ersatzstruk-
turen vorhanden sind.

Was geschieht in den elf Beratungsstellen? - Die
hoch qualifizierten Beraterinnen führen jährlich et-
wa 10.000 Beratungen durch, davon etwa 2.400
Erstberatungen. Die Zielvereinbarung mit dem
Land sieht vor, dass 40 % der Frauen nach der Erst-
beratung innerhalb von drei Monaten in Arbeit oder
Weiterbildung sein sollen oder ihren Arbeitsplatz

gesichert haben, eine Vereinbarung, die immer er-
füllt und häufig sogar überschritten wurde.

Die Beraterinnen widmen sich aber nicht nur der
Einzelfallberatung. Wichtig sind auch der Aufbau
und die Pflege von Kontakten. Es geht um Unter-
nehmen, die Praktikumsplätze, Arbeitsplätze, ge-
eignete Weiterbildungsangebote anbieten, um Kon-
takte zu den ARGEn und der Bundesanstalt für Ar-
beit, deren Angebote zu wenig auf die Bedürfnisse
von Berufsrückkehrerinnen zugeschnitten sind.

Die Erfolge von ,,Frau & Beruf“ resultieren auch
daher, dass die Beraterinnen in ihrer zum großen
Teil langjährigen Tätigkeit diese erforderlichen per-
sönlichen Kontakte vor Ort aufbauen und pflegen
konnten - zum Nutzen der Frauen und ihrer Famili-
en, aber natürlich auch zum Nutzen der Unterneh-
men und Regionen. Jeder weiß, der Fachkräfteman-
gel nimmt rasch zu. Gleichzeitig wird das Potenzial
vielfach gut ausgebildeter Frauen nicht genutzt.

Vereinbarkeit von Beruf und Familie muss konkret
gelebt und organisiert werden. Es darf nicht sein,
dass für Elternzeitrückkehrerinnen Arbeitsplätze so
unattraktiv gestaltet werden, dass die Frauen sich
nicht unterstützt und geschätzt, sondern häufig so-
gar gemobbt fühlen.

Frauen dürfen nicht in nicht die Existenz sichernde
Teilzeitbeschäftigung abgedrängt werden. Sie
brauchen die Unterstützung der Beraterinnen von
,,Frau & Beruf“, ebenso wie die Unternehmen. Der
Plan der Landesregierung, die Finanzierung 2011
und 2012 zurückzufahren und nach dem Auslaufen
der jetzigen ESF-Förderperiode ganz einzustellen,
ist für uns nicht zu akzeptieren.

(Beifall bei SPD, der LINKEN und SSW)

Wer bewährte Strukturen zerstört, trägt die Verant-
wortung für das Zusammenbrechen dieses wichti-
gen Arbeitsfeldes, eines Arbeitsfeldes, das ange-
sichts des demografischen Wandels und des Fach-
kräftemangels für die Zukunft der Arbeitswelt in
Schleswig-Holstein von entscheidender Bedeutung
sein wird - ganz zu schweigen von dem enormen
Potenzial, das Frauen in das Arbeitsleben einbrin-
gen.

Die Landesregierung antwortet in der oben schon
zitierten Kleinen Anfrage, man könne die Bera-
tungsstellen nicht mehr fördern, wolle ,,gleichzeitig
aber auch die Neuverankerung des Aspekts der
Chancengleichheit im Erwerbsleben prüfen.“

Was hat die Prüfung ergeben? Wer soll die bisher
von den Beraterinnen von ,,Frau & Beruf“ geleiste-
te Arbeit übernehmen? Oder hält die Landesregie-
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rung sie für verzichtbar? Fragen über Fragen, Ant-
worten gibt es nicht. Will man auch hier, wie in so
vielen anderen Bereichen, professionelle Strukturen
abbauen, um auf Ehrenamtliche zu verweisen?

Die SPD lehnt die Zerschlagung der Beratungsstel-
len ,,Frau & Beruf“ ab. Sie haben erfolgreiche Ar-
beit geleistet und müssen dies auch künftig tun kön-
nen.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die FDP-Fraktion erteile ich Frau
Kollegin Kirstin Funke.

Kirstin Funke [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die Frauenberatungsstellen von
„Frau & Beruf“ sind eine Anlaufstelle für Frauen
in Schleswig-Holstein geworden, um ihre Chancen
auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern. Gleichgültig,
ob es sich um Frauen handelt, die von Arbeitslosig-
keit bedroht sind, um Berufsrückkehrerinnen, Frau-
en in Elternzeit oder Langzeitarbeitslose, sie alle
haben die Möglichkeit, von den Fachberaterinnen
Hilfestellung in ihrer Situation zu erhalten.

Hilfestellung geben die Beraterinnen in persönli-
chen oder Gruppenberatungen und halten Kontakt
zu einzelnen Betrieben.

Je nach Lage der Beratungsstelle haben sich im
Laufe der Zeit auch Synergieeffekte mit der Agen-
tur für Arbeit und der ARGE ergeben.

Diese wichtige Arbeit wissen wir als Fraktion zu
schätzen, und sie hat auch nach dieser langen Zeit
der Einführung von „Frau & Beruf“ nicht an Be-
deutung verloren. So kann ich auch noch fast ein
Jahr nach der Veranstaltung zum 20-jährigen Jubi-
läum von „Frau & Beruf“ in Schleswig die Worte
des Ministers für Gleichstellung bekräftigen, dass
die Arbeit noch heute ihre Berechtigung hat, da die
Schwierigkeiten von Frauen, Familie und Beruf zu
vereinbaren, weiterhin existent sind.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN - Zurufe von der
FDP)

Liebe Kollegen und Kolleginnen, es mag zwar wie
ein Affront klingen, dass zwar die Arbeit geschätzt
wird, aber trotzdem im Haushalt 2011/2012 Kür-
zungen vorzunehmen sind; aber so, wie auch in an-
deren Bereichen Kürzungen ins Haus stehen, um

den Konsolidierungspfad einzuhalten, kann auch
vor diesem Projekt nicht haltgemacht werden. Die
Zahlungen des Landes an „Frau & Beruf“ bestehen
aus der Kofinanzierung von EU-Mitteln, die bis
2013 veranschlagt sind. Wie und in welcher Form
in der kommenden Förderperiode EU-Mittel zur
Verfügung stehen, kann heute keiner abschließend
beantworten. Aufgrund unserer katastrophalen
Haushaltslage muss jedes Projekt auf den Prüf-
stand gestellt werden und es muss gesehen werden,
inwieweit es weiterhin finanzierbar ist und ob in
Zukunft alternative Finanzierungsmodelle mög-
lich sind. Auch muss jedes Projekt daraufhin unter
die Lupe genommen werden, ob es im Laufe der
Zeit Strukturen angenommen hat, die mit anderen
vergleichbar sind, oder ob es sich in anderer Form
und mit weiteren Partnern fortsetzen lässt. Dabei
kann man an eine weitergehende Vertiefung dieser
fachspezifischen Beratung bei der Agentur für Ar-
beit und der ARGE denken oder an die Aufnahme
in andere Arbeitsprogramme.

(Zuruf von der LINKEN: Das ist eine Männ-
errede!)

Liebe Kollegen und Kolleginnen, mir und der FDP-
Fraktion geht es nicht um die Zerschlagung von Be-
ratungsstrukturen für Frauen in diesem Land.

(Wolfgang Baasch [SPD]: Aber das macht
ihr doch!)

Doch die Strukturen müssen aufgrund der finanziel-
len Lage des Landes überdacht werden, und es
müssen andere Wege gefunden werden, damit zum
einen das strukturelle Defizit abgebaut und auf der
anderen Seite die wertvolle Arbeit und Hilfestel-
lung für unsere Bürgerinnen erhalten bleiben kann.
Denkverbote können und dürfen wir uns auch für
die zukünftige Generation nicht auferlegen lassen.
Minister Schmalfuß hat ein sehr gutes Konzept
vorgelegt, wie die umfängliche Hilfe für Frauen
nachhaltig strukturiert werden kann.

(Wolfgang Baasch [SPD]: Indem er es ab-
schafft!)

Liebe Kollegen und Kolleginnen, aus den genann-
ten Gründen können wir dem Antrag der LINKEN
nicht zustimmen, wenn wir verantwortungsvoll für
unser Land handeln wollen. Wenn eine Förderpe-
riode eines Projekts ausläuft, muss immer geprüft
werden, ob das Projekt in der gleichen Art und
Weise realisierbar bleibt oder ob es andere Wege
gibt, die Arbeit und den Erfolg des Projekts fortzu-
führen.
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(Beifall bei der FDP - Zuruf von der SPD: 20
Jahre für nichts! - Wolfgang Baasch [SPD]:
Bei Krokodilstränen helfen keine Taschentü-
cher!)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich der Frau Kollegin Marrett Bohn das Wort.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die elf Beratungsstellen „Frau &
Beruf“ leisten in Schleswig-Holstein hervorragende
Arbeit. Darin sind wir uns in weiten Teilen einig.
Das ist nicht nur meine Meinung und die Meinung
der Grünen insgesamt, sondern auch die des Minis-
ters. Wir haben gerade schon ausführlich gehört,
wo und wann er das gesagt hat.

Ich komme noch einmal auf die Doppelstrukturen
zurück. Zur Arbeit von „Frau & Beruf“ gibt es kei-
ne Alternative.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN)

Doppelstrukturen will die Haushaltsstrukturkom-
mission von CDU und FDP gesichtet haben - viel-
leicht hat sie eher Doppelbilder vor Augen gehabt -,
aber weder Staatskanzlei noch Justizministerium
haben diese Formulierung übernommen. So steht es
klipp und klar in der Antwort der Landesregierung
auf die Kleine Anfrage der Kollegin Prante.

„Frau & Beruf“ zukünftig geringer und ab 2014 gar
nicht mehr zu fördern, ist nicht inhaltlich begrün-
det, sondern geht ausschließlich auf finanzielle
Zwänge zurück. So ist es in Drucksache 17/715
nachzulesen.

Für uns Grüne hat die Beratung von Frauen über ih-
re berufliche Zukunft Priorität. Deswegen wollen
wir, dass die Beratungsstellen „Frau & Beruf“ er-
halten bleiben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN)

Die aktuelle Förderperiode des Europäischen So-
zialfonds läuft im Jahr 2013 aus. Das ist richtig.
Aber der ESF wird nicht abgeschafft, er geht nur in
Neuauflage.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Meinen Sie wirklich, dass in der nächsten Förder-
periode Arbeitsmarkt und Gleichstellung keine

Rolle mehr spielen werden? Das ist doch sehr un-
wahrscheinlich. Deshalb wird es auch ab 2014
möglich sein, mit einer anteiligen Landesförde-
rung EU-Gelder nach Schleswig-Holstein zu brin-
gen, und das wollen wir auch tun.

(Beifall bei SPD und der LINKEN)

„Frau & Beruf“ leistet gute Arbeit: individuelle Be-
ratung von Frauen rund um das Thema Arbeit. Ge-
nau aus diesem Grund ist die Erfolgsquote auch
hoch. Die Beratung ist zum einen für die Frauen
wichtig, zum anderen aber auch für die Arbeitge-
ber. Das hat die Kollegin gerade eben ausgeführt.
Das haben inzwischen auch die Unternehmen in der
Region gemerkt. Sie wissen das Engagement und
die Leistungen von „Frau & Beruf“ zu schätzen und
arbeiten mit den Beraterinnen und Beratern zusam-
men. Das ist eine klassische Situation, in der alle
Beteiligten profitieren. Das ist eine funktionierende
Struktur, die Sie jetzt zerschlagen wollen, um etwas
Neues aufzubauen. So würden wir das nicht ma-
chen,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

vor allen Dingen nicht vor dem Hintergrund der
Kürzungen, die schon in den letzten Jahren erfolgt
sind. Noch im Jahr 2003 lag der Landeszuschuss
für die Beratungsstellen „Frau & Beruf“ bei
1,2 Millionen €. Dieser wurde schrittweise auf die
jetzigen 670.000 € reduziert. Dort ist also schon
massiv gekürzt worden, und das alles bei steigen-
den Sach-, Miet- und bei explodierenden Energie-
kosten. Irgendwann ist das Ende der Fahnenstange
erreicht, und das ist jetzt der Fall.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Wir Grünen wollen, dass „Frau & Beruf“ auch zu-
künftig gute Arbeit für Frauen und für Arbeitgeber
in Schleswig-Holstein leisten kann. Die Beratungs-
stellen haben in den letzten 20 Jahren Erfahrung
und Kompetenz im Bereich der beruflichen Inte-
gration aufgebaut. Gerade an diese funktionieren-
den Strukturen sollten wir vor dem Hintergrund des
Fachkräftemangels nicht herangehen. Das müss-
ten Sie berücksichtigen. Denn wir befinden uns
mitten im Fachkräftemangel. Dann erst neue Struk-
turen aufzubauen, kostet nicht nur Zeit, sondern
auch Geld.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Beratungs-
stellen „Frau & Beruf“ führten im Jahr 2009 9.810
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Einzelberatungen durch. Die Beratungsstellen nutz-
ten ihre regionalen Kontakte. Für alle Beteiligten
wäre es sinnvoll, könnten sie es auch weiterhin tun.
Ihre Arbeit ist sinnvoll, erforderlich und wichtig.
Deswegen unterstützen wir den Antrag.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die SSW-Fraktion erteile ich der Frau Kollegin
Silke Hinrichsen das Wort.

Silke Hinrichsen [SSW]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
freue mich, dass heute Abend noch Mitarbeiterin-
nen von „Frau & Beruf“ anwesend sind, die gern
der Debatte zuhören möchten.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Die Beratungsstellen „Frau & Beruf“ scheinen
permanent in ihrer Existenz bedroht. Die Flensbur-
ger Beraterinnen haben bereits vor Jahren einen
Sketch aufgeführt, in dem sie selbstironisch ihre
Überlebensfähigkeit thematisierten: Immer wieder
tot geglaubt, reichte es am Ende mit der Finanzie-
rung doch.

Nun ist aber ganz offensichtlich „Schluss mit lu-
stig“. Die Beratungsstellen „Frau & Beruf“ im
Land bekommen im nächsten Jahr 17.000 € weni-
ger an Landesmitteln und 2012 37.000 € weniger.
Das ist das Todesurteil für die kompetente, indivi-
duelle und wohnortnahe Beratung. Man muss keine
Prophetin sein, um vorherzusehen, was wir stattdes-
sen bekommen werden: farbige Broschüren, allge-
meine Vorträge, die sich an wieder einsteigende
Frauen richten, und pauschale Hinweise.

Frauen, die über einen längeren Zeitraum nicht be-
rufstätig waren, haben dagegen viele Fragen: Kin-
derbetreuung, Qualifizierung, flexible Arbeitszeit-
modelle oder auch finanzielle Förderungsmöglich-
keiten. Sie haben also finanziell seitens der Landes-
regierung keine Ansprüche auf eine Beratung, aber
enormen Bedarf. Dieser Bedarf ist leider noch
durch das vom Bundestag beschlossene neue Unter-
haltsrecht ab 1. Januar 2008 weiter erheblich gestie-
gen, und er wird in den kommenden Jahren noch
mehr werden. Genau da beginnt die Arbeit von
„Frau & Beruf“.

(Beifall beim SSW)

Frauen zu ermutigen, Mädchen an für sie unbe-
kannte Berufe heranführen und gerade auch älteren
Frauen eine Berufstätigkeit jenseits von Minijob
und Leiharbeit zu eröffnen - so lauten die ehrgeizi-
gen Ziele der Beraterinnen. Bei ihnen stehen die
Frauen im Mittelpunkt und keine menschenleere
Vermittlungsstatistik. Die Frauen sind nicht in Fälle
zersplittert, sondern werden im besten Sinne des
Wortes ganzheitlich beraten.

All das würde man sich auch für das Leistungs-
spektrum der Arbeitsagentur wünschen, auch für
Männer. Zweifelsohne geschieht dort ebenfalls ei-
ne qualifizierte Beratung, aber die enormen Fall-
zahlen und die Verbindung von Leistungsberech-
nung, Leistungsgewährung und Berufsberatung in
einem Haus ist nicht immer optimal.

Selbstkritisch müssen wir als Abgeordnete sehen,
dass es uns in den letzten Jahren nicht gelungen ist,
das Leistungsspektrum der Beratungsstellen auf
ein stabiles finanzielle Fundament zu stellen. Wir
waren alle Jahre wieder vollends damit ausgelastet,
die allerschlimmsten Sparpläne zu vereiteln.

Zum einzelnen: Die Frage, ob die Art der Aufga-
benwahrnehmung sinnvoll und wirtschaftlich ist,
also die Vollzugskritik, beantwortet die Landesre-
gierung auf ihre ganz eigene Weise mit drastischen,
existenzgefährdenden Kürzungen. Frauenarbeit,
oder genauer gesagt die Wiedereingliederung in
den Arbeitsmarkt, hat eine Wertigkeit von null.

(Beifall beim SSW)

Ausweislich des Haushaltsplans 2011/12 wird
trotz des Verweises auf die bisherige Förderung der
Zuschuss zurückgeführt. Das ist das Ende der Poli-
tik und die Herrschaft der Zahlen. Vorbild ist der
Landesrechnungshof, der die Beratungsleistungen
von „Frau & Beruf“ zwar positiv bewertet, aber in
seinen Prüfungsmitteilungen auch die Praxis der
Arbeitsverwaltung erwähnt, die die Problemfälle in
der Beratung an die Beratungsstellen verweist.
Aber der Landesrechnungshof kann auch nicht aus
seiner Haut. Sobald das Etikett „freiwillige Leis-
tungen“ erspäht wird, raten sie der Landesregie-
rung immer, diese Aufgabe einzustellen. Da macht
man sich das wohl etwas einfach.

Die Beraterinnen haben bewiesen, dass sie ohne
große Verwaltung eine solide Arbeit leisten und al-
le Anfragen der Klientinnen, auch die komplizier-
ten, ohne lange Wartezeit kompetent bearbeiten.
Also bei der Aufgabenkritik ein klares Ja. Über die
Vermittlungszahlen müssen wir uns sicherlich un-
terhalten.

2372 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 28. Sitzung - Freitag, 10. September 2010

(Dr. Marret Bohn)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d928&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d928&format=WEBVOLLLANG


Diese wichtige Aufgabe ist hervorragend von den
Beratungsstellen erfüllt worden. Darum muss diese
Aufgabe auch in den erfahrenen Händen der Bera-
terinnen verbleiben. Und dafür werden wir uns ein-
setzen.

(Beifall bei SSW, SPD und der LINKEN)

Denn wir haben die besten Argumente auf unserer
Seite. Wir stimmen dem Antrag zu.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Landesregierung erteile ich Herrn
Emil Schmalfuß, dem Minister für Justiz, Gleich-
stellung und Integration.

Emil Schmalfuß, Minister für Justiz, Gleichstel-
lung und Integration:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Es gibt eine Vielzahl gewichti-
ger Argumente, um die Erwerbstätigkeit von
Frauen besonders zu unterstützen, wie dies die Be-
ratungsstellen “Frau & Beruf” seit zwanzig Jahren
tun: Frauen werden in den meisten Jobs von An-
fang an schlechter bezahlt. Schon in den ersten drei
Berufsjahren bekommen sie fast 20 % weniger als
ihre männlichen Kollegen. In Deutschland haben
wir zwar eine Frauenerwerbsquote von über 60 %,
aber eine im Durchschnitt sehr niedrige Wochenar-
beitszeit der Frauen von nur rund 30 Stunden. Das
liegt an dem hohen Anteil von Teilzeitbeschäfti-
gungen und Minijobs. Die Wochenarbeitszeit aber
ist ein entscheidender Faktor für die Karriere.
Schließlich: Wer in Westdeutschland weiblich, über
50 Jahre alt und ALG-II-Empfängerin ist, hat ein
huntertprozentiges Risiko, dass die spätere Rente
unterhalb der Armutsgrenze bleibt.

Diese kurzen Auszüge aus meinem schon mehrfach
erwähnten Grußwort anlässlich der Festveranstal-
tung zum 20-jährigen Bestehen der Beratungsstel-
len “Frau & Beruf” im November 2009 habe ich
hier bewusst noch einmal vorangestellt. Weitere
Problemstellungen im Bereich Frauenerwerbstätig-
keit sind mir nicht unbekannt. Die Beratungsstellen
“Frau & Beruf” leisten hier hervorragende Arbeit.
Das habe ich damals gesagt, und das sage ich auch
heute. Ich habe meine Einstellung zu den Bera-
tungsstellen nicht geändert.

(Beifall bei FDP, SPD und der LINKEN)

Diese Beratungsstellen bedeuten ein Standortvorteil
für Frauen, der durch die immer noch geringeren
Chancen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt gerecht-
fertigt ist.

“Frau & Beruf” bietet für arbeitssuchende Frauen,
speziell für Berufsrückkehrerinnen, eine indivi-
duelle und perspektivisch ausgerichtete Beratung.
Hierbei wird die Qualifikation von Frauen mit den
Gegebenheiten des regionalen Arbeitsmarkts
verbunden. Alles dies steht außer Frage.

Meine Damen und Herren, aber es wird sie nicht
überraschen, dass ich das jetzt sage: Auch das Mi-
nisterium für Justiz, Gleichstellung und Integration
hat seinen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung zu
erbringen. Soll das strukturelle Defizit im Landes-
haushalt in den kommenden zehn Jahren jährlich
um 125 Millionen € zurückgeführt werden, erfor-
dert dies Einschnitte in allen Bereichen.

Der Haushalt des Minsteriums für Justiz, Gleich-
stellung und Integration ist - die meisten werden
das wissen - sehr weitgehend durch den Bereich der
Justiz geprägt, in dem sehr vieles gesetzlich, und
zwar bundesgesetzlich vorgegeben ist. Selbst in
diesen Bereichen müssen wir sparen. Wie das Bei-
spiel der beabsichtigten Schließung kleiner Justiz-
vollzugsanstalten zeigt, bleibt auch dieser Bereich
nicht unveränderbar. Uns fehlt schlichtweg das
Geld.

Viel gravierender jedoch treffen die Kürzungen den
Bereich der freiwilligen Leistungen. Damit steht
das MJGI vor vergleichbaren Problemen, wie sie in
den anderen Fällen freiwilliger Finanzierungen
auch vorliegen. Eine solche gesetzlich nicht vorge-
schriebene Leistung stellt die Förderung der Bera-
tungsstellen “Frau & Beruf” dar. Unabhängig da-
von, wie sinnvoll die Leistung ist, um Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern im Erwerbsle-
ben voranzubringen, es ist eben eine freiwillige und
keine zwingende Leistung des Landes.

Hinzu kommt: Die Umsetzung der Chancengleich-
heit ist keine alleinige Aufgabe unseres Hauses, des
Gleichstellungsministeriums. Die Gleichstellung
von Frauen und Männern ist nach dem SGB II und
SGB III ein durchgängiges Prinzip der Arbeits-
verwaltung. Das Zukunftsprogramm Wirtschaft
und auch das Zukunftsprogramm Arbeit weisen
den Asptekt der Chancengleichheit als Quer-
schnittsziel aus und werden dies aller Voraussicht
nach auch in der kommenden Förderperiode ab
2014 tun.
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Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Frau Kollegin Birte Pauls?

Emil Schmalfuß, Minister für Justiz, Gleichstel-
lung und Integration:

Gern.

Birte Pauls [SPD]: Sehr geehrter Herr Mini-
ster, können Sie sich daran erinnern, dass Sie
in dieser von Ihnen und von Frau Funke er-
wähnten Veranstaltung zum 20-jährigen Ju-
biläum der Beratungsstellen “Frau & Beruf”
unter frenetischem Beifall auch Ihrer Kolle-
ginnen von CDU und FDP gesagt haben,
dass Sie Ihre Hände schützend über die Bera-
tungsstellen halten werden, und geben Sie
mir Recht, dass die Größe Ihrer Hände jetzt
nicht ausreicht?

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

- Ich bestätige Ihr Erinnerungsvermögen. Ich habe
gesagt, dass ich mich dafür einsetzen werde, dass
diese Unterstützung bestehen bleibt.

(Zurufe)

- Ich komme noch darauf. Ich bedauere auch sehr,
dass meine Hände das nicht haben verhindern kön-
nen.

Ich möchte gern fortfahren und sagen: Gemeinsam
mit dem Wirtschafts- und dem
Arbeitsministerium werden wir deshalb nach We-
gen suchen, auch in der neuen Förderperiode die
Chancengleichheit im Erwerbsleben in eine Neu-
ausrichtung der Förderlandschaft in Schleswig-
Holstein zu integrieren. In der aktuellen Förderperi-
ode streben wir an, die Verpflichtungen, die das
Land gegenüber der EU eingegangen ist, so weit
wie möglich zu erfüllen. Das heißt insbesondere,
dass es - übrigens anders, als es die Fraktion DIE
LINKE suggeriert - auch 2011 und 2012 weiterhin
elf Beratungsstellen “Frau & Beruf” in Schleswig-
Holstein geben wird. Im Entwurf des Doppelhaus-
halts 2011/2012 ist vorgesehen, den Zuschuss für
die Beratungsstellen von aktuell 670.000 € auf
653.000 € im Jahr 2011 und auf 633.000 € im Jahr
2012 zu reduzieren. Das ist eine Kürzung des Lan-
desanteils um 2,5 % beziehungsweise 5,5 %. Sie
wird voraussichtlich dazu führen, dass die Zahl von
11.000 Beratungen im Jahr nicht mehr ganz erreicht
werden kann. Diese Kürzung gefährdet das Ange-
bot jedoch vorerst nicht.

Wir werden für das nächste Jahr einen Weg finden,
der möglichst wenig in die vorhandenen Strukturen
eingreift. Mir ist bewusst, meine Damen und Her-
ren, dass mit der zu prüfenden Option im Hinblick
auf die Neuausrichtung der Förderlandschaft die
Probleme von “Frau & Beruf” nicht unmittelbar
entschärft werden. Aber wenn ich aktuell einen an-
deren Lösungsweg sehen würde, hätte ich den gern
beschritten.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Es ist Abstimmung in der Sache
beantragt worden, und zwar abschnittsweise. In der
ersten Abstimmung geht es um die Punkte 1 und 2,
in der zweiten Abstimmung um den Punkt 3 des
Antrags der Fraktion DIE LINKE. Danach werde
ich gegebenenfalls noch eine Gesamtabstimmung
über diesen Antrag durchführen.

Wer den Punkten 1 und 2 des Antrags der Fraktion
DIE LINKE zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Damit stelle ich fest, dass die Punkte 1
und 2 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU
und FDP gegen die Stimmen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, der Fraktion DIE LINKE und
des SSW abgelehnt worden ist.

Ich stelle Punkt 3 des Antrags der Fraktion DIE
LINKE zur Abstimmung. Wer zustimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, dass Punkt 3
des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen von
CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und
SSW bei Enthaltung der SPD abgelehnt worden ist.

Ich komme dann zur Gesamtabstimmung über den
Antrag. Wer dem Antrag in der vorliegenden Form
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen.

(Zurufe)

- Nein, ich bekomme gerade ein Zeichen. Wir ha-
ben unterschiedlich votiert bei den Punkten 1, 2 und
3, sodass wir keine weitere Abstimmung brauchen.
Ich habe ein Ergebnis festgestellt. Der Antrag ist
insgesamt abgelehnt und der Tagesordnungspunkt
erledigt.

Ich erteile dem Fraktionsvorsitzenden der FDP,
Herrn Abgeordneten Wolfgang Kubicki, das Wort
zu einer persönlichen Erklärung.
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Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr verehrter Herr Dr. Stegner, ich habe beim vor-
letzten Tagesordnungspunkt in der Debatte sinnge-
mäß folgende Äußerung getan: Sie seien einer straf-
rechtlichen Verfolgung nur dadurch entgangen,
dass Sie jemanden gefunden hätten, der Ihren Irr-
tum bestätigt habe.

Diese Aussage ist unzutreffend, für einen Anwalt,
einen Strafverteidiger - aber nicht nur dafür - un-
verantwortlich und beeinträchtigt Sie in Ihren Per-
sönlichkeitsrechten erheblich. Nach den Veröffent-
lichungen, die ich gelesen habe, hat die Staatsan-
waltschaft Kiel das gegen Sie geführte Ermittlungs-
verfahren gemäß § 170 Abs. 2 StPO, das heißt man-
gels Tatverdacht, eingestellt, was jede Insinuierung
Ihrer Beteiligung an einer Straftat verbietet.

Ich möchte mich bei Ihnen persönlich entschuldi-
gen und hoffe, dass Sie die Entschuldigung anneh-
men können. Ich weiß nicht - das ist das, was mich
am meisten beschäftigt -, was mich geritten hat, ei-
ne solche Äußerung zu tätigen. Emotionen allein
reichen als Begründung für eine solche Äußerung
nicht aus.

Herr Präsident, vielleicht sollten wir darüber nach-
denken, ob Sitzungsmarathone wie diese, die wir
jetzt haben, wirklich sinnvoll sind. Ich will auch
darum bitten, dass wir wechselseitig mit etwas
mehr Respekt umgehen. Ich bitte nochmals um Ent-
schuldigung und hoffe, dass Sie die Entschuldigung
annehmen.

(Beifall im ganzen Haus)

Präsident Torsten Geerdts:

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 27 auf:

Vollständigen Grundwasserschutz durch neue
Grundwasserverordnung gewährleisten!

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/805

Nach Absprache der Fraktionen ist keine Ausspra-
che vorgesehen. Es ist Abstimmung in der Sache
vorgesehen. Wer dem Antrag zustimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenpro-
be! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, dass der
Antrag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE
und SSW abgelehnt worden ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 28 auf:

Journalistische Unabhängigkeit sicherstellen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/807

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen. Ich schlage vor, den Antrag Drucksache
17/807 dem Innen- und Rechtsausschuss zu über-
weisen. Wer so beschließen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Danke schön.

(Unruhe)

- Es geht um den Antrag der Fraktion der SPD,
Drucksache 17/807, der an den Innen- und Rechts-
ausschuss überwiesen werden soll. Ich glaube, ich
sollte die Abstimmung wiederholen. Wer der Über-
weisung zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen?
- Das ist einstimmig so beschlossen. So steht es hier
auch.

(Heiterkeit)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 29 auf:

Bundesratsinitiative zur Residenzpflicht

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 17/816 (neu)

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/854

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Mit Nummer 5 des Antrags
Drucksache 17/816 (neu) wird ein mündlicher Be-
richt in dieser Tagung erbeten. Ich lasse zunächst
darüber abstimmen, ob der Bericht in dieser Ta-
gung gegeben werden soll. Wer dem zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Die
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest,
dass ein mündlicher Bericht abgelehnt worden ist
mit den Stimmen von CDU und FDP gegen die
Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
DIE LINKE und SSW.

Ich komme zur Aussprache über den Bericht zur
Residenzpflicht. Ich eröffne die Aussprache.

(Heiterkeit und Zurufe)

- Wissen Sie, was wir jetzt machen: Wir unterbre-
chen einmal für fünf Minuten die Sitzung,
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(Beifall)

und alle Fraktionen gucken, wie ihr Abstimmungs-
verhalten geplant war. Dann kriegen wir auch die-
sen Tagesordnungspunkt heil über die Bühne. Wir
machen jetzt fünf Minuten Pause. Ich unterbreche
die Sitzung.

(Unterbrechung: 20:47 bis 20:52 Uhr)

Präsident Torsten Geerdts:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die
Sitzung wieder. Bevor ich den Tagesordnungs-
punkt 29 aufrufe, weise ich darauf hin, dass mir
mitgeteilt wurde, dass man einer mündlichen Be-
richterstattung zustimmen wird. Dann passt die Rei-
henfolge wieder.

Bevor ich den Tagesordnungspunkt aufrufe, gebe
ich dem Herrn Kollegen Dr. Ralf Stegner ebenfalls
das Wort zu einer persönlichen Erklärung. - Viel-
leicht sollten wir den Kollegen Kubicki hereinho-
len.

(Zuruf: Er kommt!)

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich glaube, es dient auch dem Frieden in diesem
Hause, wenn ich sage: Ich nehme die Entschuldi-
gung an und bedanke mich für die Erklärung.

(Beifall im ganzen Haus)

Präsident Torsten Geerdts:

Ich rufe jetzt erneut Tagesordnungspunkt 29 auf.

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.
Mit der Nummer 5 des Antrags Drucksache 17/816
(neu) wird ein mündlicher Bericht dieser Tagung
erbeten. Darüber lasse ich jetzt noch einmal abstim-
men. Wer zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Ich erteile für die Landesregierung dem Mi-
nister für Justiz, Gleichstellung und Integration,
Herrn Emil Schmalfuß, das Wort.

Emil Schmalfuß, Minister für Justiz, Gleichstel-
lung und Integration:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Seit 1982 ist der Aufenthalt
von Asylsuchenden kraft Gesetzes auf den Bezirk
der Ausländerbehörde beschränkt. Diese Be-
schränkung gilt, solange ihr Antrag auf Gewäh-
rung von Schutz vor politischer Verfolgung oder

auf Gewährung subsidären Schutzes durch das
Bundesamt für Migration für Flüchtlinge geprüft
und bearbeitet wird. Wird der Antrag positiv be-
schieden, dann entfallen die Beschränkungen. Wird
er abgelehnt, folgt daraus regelmäßig die Pflicht
auszureisen. Die Aufenthaltsbeschränkungen gelten
grundsätzlich fort, bis die betroffene Person ihrer
Pflicht, Deutschland zu verlassen, nachgekommen
ist.

Wollen Asylsuchende den zugewiesenen Bereich
verlassen, bedarf es einer entsprechenden Erlaub-
nis der zuständigen Ausländerbehörde, sofern es
sich nicht um Termine bei Behörden oder Gerichten
handelt. Diese Reisen sind ohnehin nicht genehmi-
gungspflichtig.

Für alle anderen genehmigungspflichtigen Fahrten
gibt es in Schleswig-Holstein bereits seit 1988 er-
messenslenkende Erlasse, nach denen weitgehend
im Sinne der Antragsteller entschieden werden soll.
Liegt eine Gemeinde in unmittelbarer Nähe einer
kreisfreien Stadt in Schleswig-Holstein, haben die
Asylsuchenden nach dem Asylverfahrensgesetz
die Möglichkeit, eine allgemeine, zeitlich nicht be-
grenzte Erlaubnis zum Aufenthalt in diesem an-
grenzenden Bereich zu beantragen. Das bedeutet
zum Beispiel, dass sich ein Asylsuchender, der in
Kronshagen untergebracht wird, regelmäßig in die
Landeshauptstadt Kiel begeben kann und dafür
nicht jedes Mal eine Genehmigung der Kreisver-
waltung Rendsburg-Eckernförde einholen muss.

Für geduldete Personen, die aus Gründen, die sie
nicht zu vertreten haben, nicht ausreisen können,
besteht die Möglichkeit aufgrund eines Erlasses
vom 31. März 2009, eine räumliche Beschrän-
kung des Aufenthaltes für das ganze Land Schles-
wig-Holstein zu erhalten.

Darüber hinaus darf man nicht außer Acht lassen,
dass in Schleswig-Holstein bereits seit Langem
durch eine großzügige Entscheidungspraxis ver-
sucht wird, durch Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis den Aufenthalt der Betroffenen zu legalisie-
ren.

Um die Mobilität der Asylsuchenden noch weiter
zu unterstützen, habe ich mich entschlossen, eine
Verordnung vorzuschlagen, nach der die räumliche
Beschränkung von Asylsuchenden auf das Land
Schleswig-Holstein erweitert wird. Eine räumliche
Beschränkung auf einen Kreis oder eine kreisfreie
Stadt ist meines Erachtens nicht mehr zeitgemäß.
Die Fachabteilung in meinem Haus ist bereits tätig
und wird mir einen ersten Entwurf bis Ende Sep-
tember vorlegen.
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(Beifall bei der SPD sowie vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

Zwei Dinge werden sich nicht ändern. Die Wohn-
sitznahme wird für die genannten Personenkreise
auf den Bezirk des zugewiesenen Kreises oder der
Stadt beschränkt bleiben. Außerdem werden Reisen
zu Zielen außerhalb Schleswig-Holsteins weiterhin
genehmigungspflichtig bleiben. Hier aber gilt auch
die beschriebene wohlwollende Entscheidungs-
praxis. Es ist also ohne Weiteres möglich, in
Schleswig-Holstein zu wohnen und sich in Ham-
burg einen Arbeitsplatz zu suchen - es sei denn, im
Einzelfall bestehen Bedenken.

Zu gegebener Zeit werde ich prüfen, ob die Mög-
lichkeit geschaffen werden kann, damit sich asylsu-
chende und geduldete Personen länderübergrei-
fend in Schleswig-Holstein und Hamburg aufhal-
ten können. Die Länder Berlin und Brandenburg
planen ein ähnliches Projekt, das ich aufmerksam
verfolgen werde. Allerdings bedarf es hierfür vor-
aussichtlich einer Änderung des Asylverfahrens-
gesetzes, also eines Bundesgesetzes. Zuvor müssten
aber ohnehin Gespräche mit Vertretern der Freien
und Hansestadt Hamburg geführt werden, ob diese
überhaupt Interesse an einer derartigen Kooperation
haben. Wir werden diese Gespräche führen.

Eine Bundesratsintiative zur gänzlichen Aufhe-
bung der räumlichen Beschränkung für asylsuchen-
de und geduldete Personen halte ich zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt für wenig sinnvoll. Die in der Bun-
desregierung vertretenen Parteien haben es sich in
ihrem Koalitionsvertrag auf die Agenda geschrie-
ben, sich mit diesem Thema zu befassen. Wir soll-
ten es deshalb auch zunächst dem Bundesgesetzge-
ber überlassen zu entscheiden, ob man in diesem
Bereich tätig werden will. Einen akuten Handlungs-
bedarf sehe ich in dieser Angelegenheit zurzeit
nicht.

Ich komme noch zu dem Thema der Gebühr. Eine
Gebühr für die Erteilung von Verlassenserlaubnis-
sen wird in Schleswig-Holstein lediglich von einer
einzigen Ausländerbehörde erhoben. Meine Fach-
abteilung steht seit Frühjahr dieses Jahres mit der
Stadtverwaltung Flensburg in einem kritischen
Dialog. Diese Verwaltungspraxis ist aktuell abge-
fragt worden, um die im Antrag der LINKEN ge-
stellten Fragen beantworten zu können. Erfreuli-
cherweise kann ich Ihnen heute die Auskunft ge-
ben, dass mein Ministerium vor zwei Tagen fern-
mündlich die Mitteilung erhalten hat, dass die Stadt
Flensburg bis zum Abschluss einer endgültigen
Prüfung die Erhebung der umstrittenen Gebühr aus-
gesetzt hat.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und SSW)

Da meine Redezeit begrenzt ist, werde ich das Ant-
wortschreiben der Stadtverwaltung zu der bisheri-
gen Praxis an den Landtag weiterleiten.

Ich strebe also eine Lösung an, nach der die Erlaub-
nisse weiterhin schriftlich erteilt, dafür aber keine
Gebühren erhoben werden.

(Beifall bei CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich Herrn Ab-
geordneten Ulrich Schippels das Wort.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Herr Minister, ich möchte mich sehr herzlich be-
danken. Das ist ein erster Schritt. Wir sind glück-
lich, dass wir vielleicht auch ein Stück weit dazu
beigetragen haben, die Situation der Menschen, der
Flüchtlinge, bei uns in Schleswig-Holstein ein we-
nig zu verbessern. Gleichwohl ist es immer noch
so, dass die Residenzpflicht für Flüchtlinge in
Europa bei uns einmalig ist. Flüchtlingsorganisatio-
nen, Wohlfahrtsverbände und hoffentlich auch wir
sind uns einig, dass die Residenzpflicht, weil sie
Menschen betrifft, die flüchten und meistens aus
anderen Kulturkreisen kommen, ein Stück weit Ge-
fahr läuft, als rassistisch interpretiert zu werden.
Die Residenzpflicht gehört unserer Meinung nach
abgeschafft.

(Beifall bei der LINKEN)

Die rot-roten Regierungen in Berlin und Branden-
burg kündigten kürzlich eine Bundesratsinitiative
an. Sie haben gerade gesagt, Sie können sich dem
nicht anschließen, aber ich würde mir wünschen,
dass Sie diese Initiative zumindest beim Abstim-
mungsverhalten unterstützten.

Lassen Sie mich zunächst auch noch meine Freude
darüber ausdrücken, dass die Residenzpflicht jetzt
offensichtlich auf ganz Schleswig-Holstein ausge-
dehnt wird. Ruhen Sie sich aber bitte nicht darauf
aus. Meiner Meinung nach sollten auch bei der wei-
teren Diskussion folgende Punkte berücksichtigt
werden.

Die Verordnung sollte uneingeschränkt auch für
geduldete Migrantinnen und Migranten gelten.
Wir sprechen hier über Bundesgesetze, nämlich das
Aufenthaltsgesetz und das Asylverfahrensgesetz.
Die Landesregierung sollte sich meiner Meinung
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nach auch auf Bundesebene dafür einsetzen, dass
§ 61 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz und § 58 Asylgesetz
geändert werden. Dann dürften sich Flüchtlinge
nicht nur in Schleswig-Holstein, sondern auch in
Deutschland frei bewegen.

Bis dahin wäre es schön, wenn wir zumindest eine
Verwaltungsvereinbarung mit den Ländern
Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern hin-
kriegen würden, damit Flüchtlinge aus den jeweili-
gen Grenzgebieten, also aus den Randregionen,
zum Beispiel Beratungs- und Arbeitsangebote nut-
zen können.

Ich bedanke mich sehr herzlich, gerade auch für Ihr
Engagement, was Flensburg angeht. Es ist schon
sehr, sehr schwierig, wenn Flüchtlinge, die nicht
über sehr viel Geld verfügen, noch durch diese Ge-
bühr von 10 € für Verlassenserlaubnisse bedrängt
werden. Ich hoffe, dass es eine endgültige Lösung,
die diesen Zustand für immer und ewig beerdigt,
geben wird. Denn es ist - da sind wir uns, glaube
ich, fast alle einig - ein Skandal, dass Menschen ei-
ne Gebühr abgeknüpft wird, wenn sie ihre Familie
oder Freunde besuchen wollen.

Darüber hinaus hat auch das Verwaltungsgericht
Halle - vielleicht unterstützt Sie das in der Argu-
mentation - ja auch schon geurteilt, dass diese Pra-
xis unrechtmäßig ist. Die Residenzpflicht an sich
verletzt - wie wir meinen - nicht nur die Würde der
Menschen und ihr Menschenrecht auf Freizügig-
keit, sie ist auch für die entsprechenden Auswir-
kungen in den Kriminalstatistiken verantwortlich.
Viele werden einfach dadurch zu „Kriminellen“,
weil sie nicht die gleichen Rechte haben wie wir.
Massive Geld- oder auch Haftstrafen gehen auf
das Konto von sogenannten Residenzpflichtverlet-
zungen. Dazu stehen die Integrationsbemühungen
im Weg, indem sie zum Beispiel die Teilnahme an
Deutschkursen oder auch die Arbeitsaufnahme er-
schweren. Residenzpflicht ist eine Schikane, mit
der Flüchtlingen das Leben schwer gemacht werden
soll.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie ist nicht die einzige Härte, mit der die Flüchtlin-
ge zu kämpfen haben. Das Asylverfahrensgesetz,
das Aufenthaltsgesetz und das Asylbewerberlei-
stungsgesetz halten leider immer noch eine Viel-
zahl solcher Abschreckungsmaßnahmen bereit.

Ich möchte Sie alle bitten - es ist ja auch schon
spät -, ein wenig in sich zu gehen und vielleicht an
diesem Abend hier auch einmal über Ihren Schatten
zu springen und unserem Antrag zuzustimmen. Wir
brauchen zu so später Stunde hier nicht mehr die

parteipolitischen Gräben, sondern vielleicht ein
Stück Herzlichkeit. Schalten Sie Herz und Verstand
ein, und stimmen Sie auch den anderen Teilen un-
seres Antrags zu!

(Beifall bei der LINKEN und des Abgeord-
neten Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die CDU-Fraktion erteile ich der Frau
Kollegin Astrid Damerow.

Astrid Damerow [CDU]:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Zum Einstieg an die Fraktion DIE LINKE ein
Hinweis. Ich glaube, Sie sollten sich bei diesem
Thema einfach einmal mit den Begrifflichkeiten
auseinandersetzen. Für Flüchtlinge gilt die Resi-
denzpflicht nicht. Das sage ich einfach einmal des-
halb, damit wir alle in der Diskussion auf dem glei-
chen Stand sind.

Insgesamt werde ich versuchen, meinen Redebei-
trag sehr kurz zu halten. Wir haben in der Dezem-
ber-Tagung auf Initiative der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN einen Antrag diskutiert. Wir ha-
ben diesen Antrag mit großer Einmütigkeit zur wei-
teren Beratung an den Innen- und Rechtsausschuss
verwiesen. Dort haben wir uns darauf geeinigt, zu-
nächst zu diesem Thema - weil wir den großen Dis-
kussionsbedarf sahen - eine schriftliche Anhörung
durchzuführen. Wir haben uns eine Expertise des
Wissenschaftlichen Dienstes geben lassen. Wir ha-
ben am 25. August 2010 eine sehr ausführliche
mündliche Anhörung durchgeführt. Wir haben dazu
auch den Minister gehört, der uns am Tag zuvor per
Pressemitteilung darüber informiert hat, dass sein
Ministerium ebenfalls an diesem Thema arbeitet.

Insgesamt haben wir uns in aller Ernsthaftigkeit mit
diesem Thema auseinandergesetzt, und das - wie
ich finde - bisher und wahrscheinlich auch in Zu-
kunft ausgesprochen konstruktiv über alle Par-
teigrenzen hinweg.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Das verstehe ich darunter, Herr Schippels, dass man
nicht immer nur Parteitaktik macht und in den Grä-
ben sitzt und aufeinander einschlägt. Was allerdings
völlig ungewöhnlich ist - deshalb kann ich Ihnen
das hier nicht ersparen -, ist, dass man in einem lau-
fenden Verfahren mit einem eigenen Antrag zu ei-
nem Thema kommt, das insgesamt gerade behan-
delt wird, bei dem der Grundantrag von einer ande-
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ren Fraktion gestellt worden ist. Ich persönlich habe
nicht die ganz große Landtagserfahrung. Aber ich
halte das nicht für besonders kollegial.

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Astrid Damerow [CDU]:

Ja, tue ich.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]: Wir sind
auch noch nicht so lange im Landtag, Frau
Kollegin. - Können Sie sich daran erinnern,
dass wir einen Gesetzentwurf eingebracht ha-
ben, der die Beitragsfreiheit für die Kita-Jah-
re erhöhen wollte, und das dann, obwohl die-
ser Gesetzentwurf noch im Verfahren war,
von den regierungstragenden Fraktionen ein
Gesetzentwurf eingebracht worden ist, der
dazu geführt hat, dass die Beitragsfreiheit
gänzlich abgeschafft worden ist, und das, ob-
wohl es einen anderen Gesetzentwurf im
Verfahren gab?

- Herr Schippels, es ist jetzt abends zehn nach neun.
Wir können uns gern noch darüber unterhalten.
Hier werden aber zwei völlig unterschiedliche Ver-
fahren gerade verglichen.

(Beifall bei der CDU)

Das führt an dieser Stelle zu weit. Deshalb möchte
ich gern weitermachen.

Wir haben Ihren Antrag sehr gründlich gelesen. Er
greift sicherlich auch Punkte auf, die wir in der nor-
malen Ausschussdebatte noch diskutiert und thema-
tisiert hätten - ich betone: in der Ausschussdebatte.
Die Absicht, die wir hatten und die wahrscheinlich
auch alle anderen Fraktionen hatten, war, uns in die
Arbeit des Ministeriums mit unseren eigenen Vor-
schlägen konstruktiv einzubringen. Jetzt machen
wir eine Extraschleife über den Landtag. Das hilft
den Betroffenen in keiner Weise. Das verzögert
nur. Wir werden das deshalb hier im Landtag in der
Oktober-Tagung nicht zum Abschluss bringen kön-
nen. Aufgrund der Zeitabläufe wird das erst in der
November-Tagung möglich sein.

Weil auch wir noch Fragen hatten, haben wir einen
schriftlichen Bericht des Ministers angefordert. Wir
haben das nicht getan, weil wir meinen, wir müss-
ten alles schriftlich haben, sondern weil wir auch
den Kollegen aus den anderen Fraktionen frühzeitig
vor der entsprechenden Ausschussberatung die In-
formationen des Ministeriums entsprechend kom-

primiert zur Verfügung stellen wollten, sodass wir
alle sachbezogen weiterdiskutieren können, um in
der 12. Tagung abschließend zu einem Beschluss
zu kommen.

Ich denke, das ist der normale Weg. So ist er üb-
lich. Ich glaube, wir tun gut daran, wenn wir uns
daran in Zukunft vielleicht noch etwas stärker hal-
ten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die SPD-Fraktion erteile ich der Frau
Kollegin Serpil Midyatli.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Bereits im Dezember lag uns ein Antrag
der Grünen vor, in Schleswig-Holstein die Resi-
denzpflicht für Flüchtlinge aufzuheben. Auch hat
bereits eine Anhörung im Ausschuss stattgefunden.
Minister Schmalfuß hat auch vorher in einer Presse-
mitteilung dazu Stellung genommen und zur großen
Freude meiner Fraktion auch hier angekündigt, eine
Landesverordnung auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und ver-
einzelt bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So der Stand der Dinge.

Also warum jetzt dieser Antrag der LINKEN? Das
einzige, was neu an diesem Antrag ist, ist, die Be-
wegungsfreiheit auf Hamburg auszuweiten. Die
Landesregierung soll prüfen, ob eine länderüber-
greifende Verwaltungsvereinbarung mit Hamburg
möglich ist. Auf die im Antrag gestellten Fragen
gehe ich nicht weiter ein, denn viele der Fragen
wurden bereits im Ausschuss gestellt und wurden
nach meiner Meinung auch weitgehend beantwor-
tet. Waren Ihnen die Antworten nicht genug, dann
hätten Sie auch eine Kleine Anfrage stellen können.
Es wäre schön gewesen, das laufende Verfahren ab-
zuwarten und einen Schritt nach dem nächsten zu
gehen, um alle, gemeint ist auch die Mehrheitsge-
sellschaft, in diesem Prozess mitzunehmen.

Leider zeigt die aktuelle Diskussion über Integrati-
on, welch große Unsicherheit, aber auch Unwissen-
heit in der Gesamtgesellschaft herrscht. Dass gera-
de in der Bevölkerung noch Nachholbedarf ist, wis-
sen wir. Aber eine Diskussion über den Erfolg von
Integrationspolitik ist genauso wichtig wie die Fra-
ge nach der Integrationsbereitschaft und -fähigkeit
von bestimmten Gruppen der Migrantinnen und
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Migranten. Aber dass jetzt auch gestandene Poli-
tiker dabei bestenfalls noch auf Stammtischniveau
absinken, wenn sie sich nicht sogar in pseudowis-
senschaftliche Abenteuer verstricken, verstehe ich
nicht.

(Beifall bei der SPD)

Der Ruf nach Strafen in diesem Zusammenhang ist
populistisch und führt uns nicht weiter. Denn be-
reits jetzt werden bei Nichtteilnahmen an Integrati-
ons- und Sprachkursen der Hartz-IV-Satz gekürzt,
Gleiches gilt auch für die Eingliederungsmaßnah-
men.

Wir können dem Antrag der CDU zustimmen, na-
türlich bis auf den ersten Punkt, denn wir werden
hier mit Sicherheit nicht mit unseren Stimmen Ko-
alitionsverträgen zwischen CDU und FDP zustim-
men. Das, denke ich, können Sie auch verstehen.
Vielleicht ist Ihnen in der Formulierung auch ein
kleiner Fehler unterlaufen. Es mag sein.

Diesen schriftlichen Bericht noch vor den Herbstfe-
rien zu erhalten, finde ich gut.

Ich möchte mich hier recht herzlich für die gute Zu-
sammenarbeit und die Stellungnahme von Herrn
Minister Schmalfuß bedanken. Das entwickelt sich
hier langsam für alle Fraktionen zum Pflichtpro-
gramm.

Ich möchte noch einen Satz sagen. Nicht die Quan-
tität der Anträge, sondern die Qualität der Anträge
sollte hier unsere Diskussionsbeiträge bestimmen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Ich weiß, dass es viele Flüchtlingsorganisationen in
der Vergangenheit bedauert haben, dass Flücht-
lingsthemen selten auf die Agenda hier im Landes-
haus kommen. Es trifft aber nicht zu, dass dies so
ist. Deswegen verstehe ich, wie gesagt, den hier ge-
stellten Antrag nicht. Wir haben, wie gesagt, den
Antrag der Grünen im laufenden Verfahren. Ich
muss wie Frau Damerow in die gleiche Kerbe
schlagen: Schritt für Schritt hätten wir das alle ge-
meinsam geschafft.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SSW und vereinzelt bei der CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die FDP-Fraktion erteile ich dem
Herrn Kollegen Gerrit Koch.

Gerrit Koch [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wie meine Vorredner hat auch mich
der Antrag der Fraktion der LINKEN sehr verwun-
dert. Auch ich habe mich natürlich gefragt: Wurde
das Instrument der Kleinen Anfrage inzwischen ei-
gentlich abgeschafft?

Bei allem Respekt vor dem von der Fraktion DIE
LINKE verfolgten Anliegen: Warum konnten ei-
gentlich die 12 Fragen, die Sie unter Nummer 5 for-
muliert haben, nicht direkt an die Landesregierung
gerichtet werden? Sollen wir hier wirklich allen
Ernstes darüber debattieren, ob nun Flensburg Ge-
bühren für Verlassenserlaubnisse verlangt oder
nicht und ob das zu Recht geschieht oder nicht?

Um es klarzustellen: Für mich war und ist eine sol-
che Verwaltungspraxis, von der uns der Flücht-
lingsbeauftragte bereits berichtet hat, weder recht-
lich noch menschlich vertretbar. Glücklicherweise
war sie die Ausnahme und ist mittlerweile beendet
worden.

Um ebenfalls klarzustellen: Die Problematik der
jetzigen strikten Residenzpflicht, die soziale Kon-
takte verhindert, strafwürdiges Verhalten der Be-
troffenen geradezu herausfordert und die einer Inte-
gration nicht förderlich ist, wird zu Recht angepran-
gert. Wir haben dazu bereits in der zurückliegenden
Dezember-Tagung ausführlich debattiert. Um es
aber genauso zu betonen: Ich sehe das Thema Resi-
denzpflicht und deren größtmögliche liberale Aus-
gestaltung bei unserem Justizminister in sehr guten
Händen.

(Beifall bei der FDP)

Wie jetzt allseits bekannt sein dürfte, hat Herr Mi-
nister Schmalfuß bereits angekündigt, dass er beab-
sichtigt, eine Verordnung für Schleswig-Holstein
zu erlassen, die den betroffenen Asylsuchenden
einen wesentlich größeren Bewegungsspielraum in-
nerhalb unseres Bundeslandes ermöglicht.

Wir haben die Residenzpflicht sehr intensiv im In-
nen- und Rechtsausschuss erörtert und dazu eine
umfangreiche Anhörung durchgeführt. Vor- und
Nachteile, den Bewegungsspielraum von Asylsu-
chenden zu beschränken oder zu erweitern, wurden
genannt. Ich verzichte an dieser Stelle auf eine
Wiederholung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch die LIN-
KEN haben erkannt, dass eine wirkliche und tief-
greifende Reform der Residenzpflicht nur auf Bun-
desebene und bundeseinheitlich erfolgen kann. Die-
se Erkenntnis hat aber auch in der Koalition auf
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Bundesebene bereits Raum gegriffen und auch im
Koalitionsvertrag ihren Niederschlag gefunden.

Die Fraktionen von CDU und FDP in diesem Haus
stellen sich eindeutig hinter die Forderung, die man
im Bundes-Koalitionsvertrag findet. Um dieser
Haltung Nachdruck zu verleihen, bitten wir mit un-
serem Änderungsantrag unsere Landesregierung
nachdrücklich, Initiativen im Bundesrat zur weite-
ren Lockerung der Residenzpflicht gemäß dem
Bundes-Koalitionsvertrag zu unterstützen.

Um aber die Beratungen und das Vorhaben zu Ende
zu bringen, die Residenzpflicht vor Ort schnellst-
möglich zu liberalisieren, begleiten CDU und FDP
mit ihrem Änderungsantrag das Vorhaben unseres
Justizministers konstruktiv. Dabei berücksichtigen
wir ausdrücklich auch Überlegungen, die Resi-
denzpflicht in bundesländerübergreifenden Re-
gionen zu liberalisieren. Das können wir nicht ohne
Einbeziehung der Landesregierungen von Ham-
burg, Niedersachsen und Mecklenburg-Vorpom-
mern. Ich bin gespannt, welche Möglichkeiten sich
ergeben könnten, zumal auch in Berlin und Bran-
denburg bereits entsprechende Möglichkeiten ge-
schaffen wurden.

Ich bitte Sie um Zustimmung zu unserem Ände-
rungsantrag. Den Antrag der Fraktion der LINKEN
werden wir ablehnen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat die Frau Kollegin Luise Amtsberg
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Luise Amtsberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Verehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich denke, es ist in den vergangenen Wochen
und Monaten schon viel zur Residenzpflicht, vor
allen Dingen zu ihren Nachteilen, gesagt worden.
Dass ich die Initiative der LINKEN inhaltlich un-
terstützenswert finde, liegt auf der Hand, da der
Antrag zur Aufhebung der Residenzpflicht von uns
Grünen im vergangenen Dezember hier im Parla-
ment gestellt wurde und sich, wie gesagt, momen-
tan im Ausschuss befindet.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

In der Debatte damals haben wir deutlich gemacht,
dass das natürlich ein erster Schritt sein kann, viele
weitere können noch folgen. Vielleicht konzentriere
ich mich gar nicht mehr so sehr darauf, was wir in-

haltlich jetzt noch für Differenzen haben. Ich glau-
be, wir haben wirklich eine sehr gute Einigung er-
zielt. Deshalb möchte ich ein paar allgemeine Wor-
te vorausschicken. Etwas, was mir in den Debatten
rund um das Thema Flüchtlingspolitik auffällt, ist,
dass wir an dieser Stelle immer wieder vergessen,
dass Flüchtlingspolitik auch Integrationspolitik
ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gerade in diesen Wochen wurde sehr viel über die
Integrationswilligkeit von Migrantinnen und Mi-
granten diskutiert. Wir haben sehr viele prominente
Beispiele in den Medien für einen Weg gehabt, wie
man es vielleicht nicht machen sollte. Viel zu we-
nig wurde darüber diskutiert, was der Grund dafür
ist, wenn Integration nicht gelingt.

Ich appelliere an Sie, das Verständnis dafür auch
hier im Parlament zu entwickeln, dass Flüchtlings-
politik Integrationspolitik ist und wir das auch von
hier aus steuern können.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Irgendwann müssen wir uns dafür entscheiden, was
für eine Art von Flüchtlings- und Asylpolitik wir
machen möchten. Wenn wir den Menschen wirk-
lich eine Chance geben wollen, muss dieser kon-
struierte bürokratische Teufelskreis in den Behör-
den und in den Ausländerbehörden endlich ein En-
de finden. Wir müssen fair sein und in der Konse-
quenz dazu beitragen, dass Asylsuchende und die
vielen geduldeten Menschen in unserem Land nicht
an viel zu hohen Hürden scheitern.

Die Residenzpflicht ist eine dieser Hürden. Ich
freue mich sehr, heute sagen zu können, dass sie
vielleicht in Zukunft für viele Menschen eine Hürde
war.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Das, Minister Schmalfuß, haben wir nicht zuletzt
Ihnen zu verdanken. Sie haben in der ersten Befas-
sung dieses Antrags argumentiert, dass es rechtlich
nicht möglich sei, die Residenzpflicht auf Schles-
wig-Holstein auszuweiten. Im Normalfall wäre es
so gewesen, dass der Antrag im Ausschuss abge-
lehnt worden und von der Bildfläche verschwunden
wäre. Ich bin überrascht und auch erfreut darüber
zu sehen, dass es möglich ist, einen anderen Weg
zu gehen.
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(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW sowie vereinzelt bei CDU und
FDP)

Wir konnten verfolgen, dass Ihr Haus in dieser Fra-
ge umgedacht hat.

Viel erfreulicher für mich, weil es auch nachhalti-
ger ist, ist natürlich die Erkenntnis, dass sich die
CDU in diesem Bereich bewegt hat.

Viele von Ihnen wissen, dass uns Grünen dieses
Thema außerordentlich am Herzen liegt. Deshalb
denke ich, ist es angebracht, diese fünf Minuten da-
für zu nutzen, Dank zu sagen für die Kooperation
und den Dialog, besonders mit Ihnen, Frau Kollegin
Damerow. Das hat mich wirklich überrascht und er-
freut.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

Ein paar versöhnliche Worte zum Schluss.

Wir sind mit der Ankündigung des Ministers ge-
meinsam einen großen Schritt gegangen, und wenn
der Erlass im Oktober kommt, haben wir eine zen-
trale menschenrechtliche Forderung umgesetzt. Das
ist etwas, worauf wir alle gemeinsam stolz sein
können.

Es wurde bereits gesagt, dass das Verfahren jetzt
ein bisschen merkwürdig ist. So ganz verstehe ich
jetzt auch nicht, was die Argumentation für den An-
trag ist. Aber, wie gesagt, inhaltlich unterstütze ich
ihn. Es wurde Ausschussüberweisung beantragt, so-
weit ich das mitbekommen habe. Ich denke, dass
das ein guter Weg ist. Wir befassen uns dann dort
weiter mit den Fragen, vor allem auch mit den zwei
zentralen Forderungen, die noch hinzukommen. Die
Erste ist die Kooperation mit Hamburg, wo der Mi-
nister schon gesagt hat, dass es da Gesprächsbedarf
gibt und auch Gespräche erfolgen werden. Das
Zweite ist eine komplette Aufhebung der Residenz-
pflicht für das ganze Bundesgebiet, was natürlich
auch eine grüne Forderung ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat die Frau Kollegin Silke Hinrichsen
von der SSW-Fraktion.

Silke Hinrichsen [SSW]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch
wenn ich vom Feierabend jetzt noch ein bisschen

wegnehme, liegt mir doch sehr viel daran, zu die-
sem Thema auch noch zu reden.

Die Residenzpflicht verkörpert die historisch
längst überholte Idee, dass man Ausländer so
schlecht wie möglich behandelt, damit sie schnell
wieder in ihr Heimatland zurückkehren. Dabei wird
ignoriert, dass Asylsuchende und Ausländer nicht
aus lauter Jux und Tollerei Zuflucht in einem ande-
ren Land suchen, sondern weil dramatische Ge-
schehnisse sie dazu zwingen. Krieg, politische Re-
pression, religiöse und rassistische Diskriminie-
rung, Verfolgung, Vertreibung oder Naturkatastro-
phen - es gibt viele Gründe, warum Menschen ihr
Heimatland verlassen müssen und nicht zurückkeh-
ren können.

Das beste Beispiel sind die Inselbewohner. Viele
von den Bewohnern der drei nordfriesischen Inseln
hier in Schleswig-Holstein sind auch ausgewandert.
Sie sind aus der Not heraus ausgewandert, und
nicht weil sie gern ihre Heimat verlassen haben.

Die Idee, Asylsuchende und Ausländer schlecht zu
behandeln, damit sie wieder gehen, ist unmensch-
lich. Daher sollte die Residenzpflicht sofort abge-
schafft werden. Ich bin froh und dankbar, dass der
Justizminister hier mit der Ankündigung, dass die
Verordnung kommen soll, zumindest für Schles-
wig-Holstein einen politischen Weg beschritten hat.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und vereinzelt bei der SPD)

Die weiteren Begründungen, warum die örtliche
Einengung von Menschen sinnvoll sei, sind wenig
überzeugend. Die bessere Kontrolle und Erreich-
barkeit sowie die Verhinderung des Untertauchens
werden hier häufig angeführt. Dabei werden Men-
schen, die untertauchen wollen - Residenzpflicht
hin oder her -, untertauchen. Und erreichbar wollen
die Personen ja selbst sein, damit sie Termine wahr-
nehmen, Post erhalten und insbesondere die Unter-
stützung entgegennehmen können. Die schriftliche
und mündliche Anhörung im Innen- und Rechtsaus-
schuss hat deutlich gemacht, wie absurd und über-
holt die Residenzpflicht ist. Das schönste Beispiel
kam von dem Vertreter der Stadt Kiel, der ganz of-
fen erklärte: Die Stadt Kiel erteilt die Verlassenser-
laubnisse ohne eine Prüfung der Gründe, nicht weil
sie sinnvoll seien, sondern weil sie sich bei Nicht-
einhaltung dieser Vorschrift strafbar machen wür-
den. Aber ist ein Gesetz allein deshalb sinnvoll,
weil man sich bei dessen Nichteinhaltung strafbar
macht?
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Aus Sicht des SSW sollten Gesetze inhaltlich und
fachlich sinnvoll sein, und die Residenzpflicht ist es
nicht.

Es darf auch nicht sein, dass 3.200 Betroffene in
Schleswig-Holstein erst um Erlaubnis betteln müs-
sen, wenn sie Freunde besuchen oder einfach nur
einkaufen sollen. Die Verteilung der Verlassen-
serlaubnisse hängt von der Willkür der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in einigen Behörden ab. In
Teilen grenzt dies schon an Schikane. So vor allem
in Flensburg, wo nicht nur eine Gebühr von 10 € er-
hoben wird, wenn die Anzahl der Anträge „über-
handnimmt“, sondern außerdem die Beurteilung ei-
nes Antrages besonders deutlich vom möglicher-
weise subjektiven Belieben abhängt. Diskobesuche
können nicht immer ein guter Grund sein, Famili-
enfeste vielleicht schon, Seminare zur interkulturel-
len Kompetenz auf jeden Fall. Es ist beschämend
für die Betroffenen, wenn sie von der Laune eines
Mitarbeiters oder einer Mitarbeiterin abhängig sind.
Das ist gerade nicht Sinn der Residenzpflicht.

Hinzu kommt für mich als Flensburgerin, dass Sie
den Worten des Herrn Ministers vielleicht leider
nicht genau zugehört haben. Er hat nur gesagt, sie
ist im Moment „ausgesetzt“ worden. Ich möchte
hier wirklich dafür plädieren, dass die Stadt Flens-
burg diese 10 € nicht mehr nimmt,

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und vereinzelt bei der SPD)

und zwar aus dem ganz einfachen Grund, weil - das
muss man sich einfach klarmachen - die Asylbe-
werber über wesentlich weniger Einkommen verfü-
gen als jeder Hartz-IV-Empfänger. Die Leistungen
sind gekürzt, und dann noch 10 € für eine Gebühr
zu zahlen, das finde ich wirklich nicht menschlich.
Ich fordere - tut mir leid, dass ich das jetzt an dieser
Stelle tue - die Stadt Flensburg auf, auf diese Ge-
bühr zu verzichten, denn ich halte sie wirklich nicht
für angemessen. Alle anderen Ausländerbehörden
im Land Schleswig-Holstein verzichten auf diese
Gebühr beziehungsweise erheben sie nicht. Ich
würde es sehr begrüßen, wenn meine Heimatstadt
Flensburg endlich auch in diesen Kreis mit aufge-
nommen wird.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich beantrage, dass wir das Thema weiter im Aus-
schuss behandeln. Der Hintergrund ist folgender:
Ich möchte gern darauf hinweisen, dass ein kleiner
inhaltlicher Fehler in dem Antrag der Linken unter-
laufen ist. Geduldete Ausländer haben eine Dul-
dungserlaubnis, sind also überhaupt nicht betroffen.

Es geht hier wirklich um Asylbewerber. Ich denke,
es wäre ganz sinnvoll, diese Anträge in der vertrau-
ten Zusammenarbeit, die wir beim letzten Mal im
Ausschuss hatten, weiter zu besprechen. Ich bitte
deshalb um Ausschussüberweisung.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Ich stelle zunächst fest, dass der Berichtsantrag in
Nummer 5 der Drucksache 17/816 (neu) durch die
Berichterstattung der Landesregierung seine Erledi-
gung gefunden hat.

Es ist beantragt worden, die Nummern 1 bis 4 des
Antrags Drucksache 17/816 (neu) sowie den Ände-
rungsantrag an den Ausschuss zu überweisen. Wer
so abstimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen
können nicht sein. Damit ist die Ausschussüberwei-
sung abgelehnt worden mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU und FDP.

Dann stimmen wir in der Sache ab. Ich schlage Ih-
nen eine alternative Abstimmung vor. Vorausset-
zung ist, dass keine Fraktion widerspricht. - Das ist
der Fall.

Ich schlage weiter vor, abweichend von der Ge-
schäftsordnung den Antrag Drucksache 17/854 zum
selbstständigen Antrag zu erklären. - Widerspruch
sehe ich nicht. Dann werden wir so verfahren.

Wer den Nummern 1 bis 4 der Drucksache 17/816
(neu) seine Zustimmung geben will, den bitte ich
um das Handzeichen.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident, ich weiß, das wir in der Abstim-
mung sind und es eigentlich zu spät ist, der alterna-
tiven Abstimmung zu widersprechen. Wir hatten
uns aber auf eine alternative Abstimmung einge-
richtet. Ich möchte gern, dass über beide Anträge in
der Sache abgestimmt wird.

(Zuruf: Das machen wir doch!)

- Nein, bei einer alternativen Abstimmung hat man
eine Stimme, und es sind ja beide Anträge für
selbstständig erklärt worden. Wir hätten gern, dass
bei beiden Anträgen mit Ja, Nein oder Enthaltung
abgestimmt werden kann.
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Präsident Torsten Geerdts:

Ich sehe Einvernehmen, dass wir so verfahren kön-
nen.

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. -
Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann
stelle ich fest, dass der Antrag mit den Stimmen der
Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, DIE LINKE und SSW abgelehnt worden ist.

Ich rufe den Antrag von CDU und FDP auf. Wer
diesem Antrag seine Zustimmung geben will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? -

(Zurufe - Heiterkeit)

Damit stelle ich fest, dass der Antrag der Fraktio-
nen von CDU und FDP mit den Stimmen von
CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW,
der überwiegenden Anzahl der Mitglieder der SPD-
Fraktion bei Enthaltung der Fraktion DIE LINKE
und drei Mitgliedern der SPD-Fraktion angenom-
men worden ist.

Damit ist der Tagesordnungspunkt abgeschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf:

Unterstützung der Berliner Bundesratsinitiative
zur Öffnung der Ehe für Personen gleichen Ge-
schlechts

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, DIE LINKE und SSW
Drucksache 17/819 (neu) - 2. Fassung

Wir sind übereingenommen, dass zu diesem Antrag
heute keine Aussprache stattfindet, sondern dass
der Antrag in den Innen- und Rechtsausschuss
überwiesen werden soll. Wer so votieren möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenpro-
be! - Stimmenthaltungen? - Einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 33 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Abschiebehaft abschaffen

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 17/820

b) Abschiebungshaft muss auf den Prüfstand

Antrag der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW
Drucksache 17/821 (neu)

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/856

Dazu teile ich Ihnen mit, dass die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN bereit ist, diesen Antrag in
der nächsten Tagung zu beraten. Das heißt, wir ver-
schieben ihn auf die Oktober-Tagung. Dasselbe gilt
für den Antrag der Fraktion DIE LINKE zum The-
ma „Abschiebehaft abschaffen“, Drucksache 17/
820.

(Zurufe)

Der Antrag der Fraktionen von CDU und FDP, den
ich Ihnen vorschlage, abweichend von der Ge-
schäftsordnung zum selbstständigen Antrag zu er-
klären

(Zurufe: Nein! - Zurufe: Doch! - Heiterkeit)

- das ist ein Berichtsantrag –, könnte heute be-
schlossen werden. Wer dem Berichtsantrag so fol-
gen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. -
Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Einstim-
mig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 35 auf:

Arbeitslosengeld bei Schwangeren

Antrag der Fraktionen von CDU und FDP
Drucksache 17/824

Gesetzeslücke schließen - Arbeitslosengeld an
Schwangere zahlen

Änderungsantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/846

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen. Ich schlage vor, den Antrag Drucksache
17/824 sowie den Änderungsantrag Drucksache
17/846 dem Sozialausschuss zu überweisen. Wer so
beschließen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ein-
stimmig so beschlossen.

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 42 auf:
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Ostseeaktivitäten der Landesregierung 2009/
2010 (Ostseebericht 2010)

Bericht der Landesregierung
Drucksache 17/643

Die Parlamentarischen Geschäftsführer sind über-
eingekommen, dass es heute keine Aussprache ge-
ben soll, sondern eine Ausschussüberweisung in
den Europaausschuss. Wer dem so folgen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 43 auf:

Lage der Justizvollzugsanstalten in Schleswig-
Holstein

Bericht der Landesregierung
Drucksache 17/668

Auch dort ist folgender Verfahrensvorschlag bei
uns eingegangen:

(Zurufe: Nein! - Zurufe: Doch! - Heiterkeit)

Der Bericht soll in die Oktober-Tagung geschoben
werden. Wir beraten ihn dann.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Ab-
stimmen!)

- Nein, das ziehen wir jetzt so durch. Ich glaube,
wir sind übereingekommen, dass es in der Oktober-
Tagung stattfinden soll. - Ich sehe keinen Wider-
spruch.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Ich bin
dagegen! - Heiterkeit)

- Ich stelle fest, dass die Fraktionsvorsitzenden von
FDP und CDU dem so nicht zugestimmt haben,
aber eine überwiegende Mehrheit von 93 Abgeord-
neten zusammengekommen ist.

(Beifall)

Wir kommen nunmehr zu den Tagesordnungspunk-
ten ohne Aussprache, für die eine Gesamtabstim-
mung vorgesehen ist.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte ohne Aussprache
auf:

Sammeldrucksache über Vorlagen gemäß § 63
Abs. 1 a der Geschäftsordnung des Schleswig-
Holsteinischen Landtags

Drucksache 17/838

Die Tagesordnungspunkte mit den entsprechenden
Voten der Ausschüsse und der Fraktionen entneh-
men Sie bitte der Ihnen vorliegenden Sammel-
drucksache. Wir kommen jetzt zur Abstimmung.
Wer mit der Übernahme der Empfehlungen ent-
sprechend der Sammeldrucksache 17/838 einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich
stelle fest, dass das einstimmig so geschehen ist.

Meine Damen und Herren, ich darf darauf hinwei-
sen, dass wir uns wieder treffen,

(Heiterkeit und Beifall)

und zwar zur nächsten Tagung am 6. Oktober 2010.
Sie wird wahrscheinlich drei Tage dauern, aber es
ist keine Nachtsitzung vorgesehen.

Ich glaube, in Ihrer aller Namen bedanke ich mich
bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Landtagsverwaltung und unserer Fraktionen.

(Beifall)

Ich möchte an unsere Mitarbeiter das Signal sen-
den, dass sich das nicht so oft wiederholen wird.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 21:35 Uhr
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(Präsident Torsten Geerdts)
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